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An  den  deutschen  Leser. 

Am  6.  Juni  1909  konnte  Schweden  die  Hundert- 
jahrfeier des  Bestehens  der  gegenwärtigen  Ver- 
fassung begehen.  Es  gab  dies  den  äußeren  Anlaß 
für  die  vorliegende  Arbeit  ab.  Sie  ist  eine  Ge- 
dächtnisschrift, die  das  schwedische  Volk  an  das 
große  Verfassungswerk  erinnern  will,  das  vor 
hundert  Jahren  während  einer  kritischen  Periode 
seines  Lebens  dem  seit  1680  herrschenden  Konflikt 
zwischen  den  beiden  gewalthabenden  Staatsorganen, 
König  und  Reichstag,  ein  Ende  machte  und  dem 
Lande  das  Gefühl  inneren  Gleichgewichts  schenkte, 
das  es  lange  Zeit  hindurch  entbehrt  hatte,  seitdem 
aber  ungestört  hat  genießen  dürfen. 

Eine  solche  Erinnerung  wäre  indessen  wenig 
wert,  wenn  sie  nicht  zugleich  eine  Erklärung  dessen 
gäbe,  was  damals  geschah. 

Das  Buch  will  aus  diesem  Grunde  das  gebildete 
Publikum  die  Haupturkunde  unserer  Verfassung, 
die  Regierungsform  von  1809,  dadurch  verstehen 
lehren,  daß  es  sie  geschichtlich  beleuchtet.  Das 
Gedächtnis  der  Menschen  ist  von  so  kurzer  Dauer, 
daß  sie  bald  den  inneren  Grund  der  Einrichtungen 
und  Gesetze  vergessen,  die  ihr  Leben  regeln.     Ein 
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juristischer  Kommentar,  der  da  lehrt,  was  die 
Paragraphen  enthalten,  und  wie  sie  zur  Anwendung 
kommen  sollen,  ist  dann  schließlich  die  einzige 
Kenntnisquelle,  die  der  gemeine  Mann  bezüglich 
derselben  besitzt.  Derartige  Kommentare  finden 
sich  betreffs  der  Regierungsform  in  mehreren 
größeren  und  kleineren  Handbüchern,  und  ihre 
Zahl  braucht  nicht  um  noch  einen  vermehrt  zu 
werden.  Sie  vermögen  aber  nicht  das  tiefere  Ver- 
ständnis zu  vermitteln,  das  bei  Rechtssätzen  wie 
bei  allem  anderen  nur  durch  die  Kenntnis  der 
Ursachen  oder  Motive,  die  ihnen  zugrunde  liegen, 
erlangt  wird.  Ganz  besonders  gilt  dies  von  den 
,, geschichtlichen  Verfassungen**,  die  nicht  dem  Kopfe 
irgendeines  Theoretikers  entsprungen  sind  oder  nur 
einen  Widerhall  der  politischen  Ideen  ihrer  Zeit 
bilden,  sondern  die  reife  Frucht  einer  langen  Ver- 
fassungsentwicklung, in  gewisser  Weise  die  Ge- 
schichte des  Volkes,  in  Rechtssätzen  verkörpert, 
darstellen.  Diese  Verfassungen  richtig  verstehen, 
heißt  vor  allem  kennen  lernen,  weshalb  sie  zustande 
gekommen,  und  weshalb  sie  so  sind,  wie  sie  sind. 
Der  Wunsch,  ein  solches  Verständnis  zu  er- 
leichtern, bildet  den  inneren  Anlaß  zu  der  vor- 
liegenden Arbeit  und  hat  auch  deren  Form  bestimmt. 
Sie  bildet  einen  geschichtlich-genetischen  Kommen- 
tar zu  der  Regierungsform  von  1809  mit  der  Be- 
grenzung des  mitgeteilten  Stoffes,  die  der  Charakter 
des  Buches  als  Gedächtnisschrift  und  als  Buch  für 
alle  mit  sich  bringt. 
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Nach  diesem  Bericht  über  die  Entstehung  und 
den  allgemeinen  Charakter  der  Arbeit  erübrigt  es 
noch  zu  begründen,  weshalb  sie  —  in  leichter  Um- 
arbeitung —  dem  deutschen  Publikum  vorgelegt  wird. 
Zwar  ist  Deutschlands  gelehrte  Welt  universeller  als 
jede  andere,  und  nihil  humani  ist  ihr  fremd.  Dennoch 
könnte  es  anspruchsvoll  erscheinen,  ihre  Aufmerk- 
samkeit für  eine  Arbeit,  so  durch  und  durch  national 
nach  Inhalt  und  Zweck  wie  die  vorliegende,  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Zwei  Umstände  dürften  indessen 
geeignet  sein,  alle  Bedenken  in  dieser  Hinsicht  zu 
zerstreuen.  Der  eine  ist  der,  daß  Deutschlands 
Staatsrechtsgelehrte  und  nach  ihnen  wahrscheinlich 
der  größere  Teil  des  gebildeten  deutschen  Publikums 
die  schwedische  Verfassung  durchaus  mißverstanden 
haben.  Eine  nähere  Kenntnis  der  geschichtlichen 
Voraussetzungen  und  Motive  derselben  muß  dazu 
beitragen,  diesem  Mißverständnis  den  Boden  zu 
entziehen.  Das  Buch  hat  demnach  in  dieser  Hin- 
sicht eine  Mission  zu  erfüllen,  und  zwar  nicht  nur 
in  Deutschlands,  sondern  auch  in  unserem  eigenen 
Interesse.  Denn  wir  sind  lange  mit  Mißvergnügen 
Zeuge  der  irrtümlichen  Vorstellungen  gewesen,  die 
man  sich  in  Deutschland  von  der  Staatsform 
Schwedens  gemacht  hat  und  immer  noch  macht, 
und  wünschen  ein  Ende  dessen  zu  sehen.  Hierzu 
kommt  aber  noch  ein  Umstand,  der  es  wünschens- 
wert erscheinen  läßt,  den  deutschen  Gelehrten  und 
dem  deutschen  Publikum  Gelegenheit  zu  verschaffen, 
sich  mit  der  eigenartigen  schwedischen  Verfassung 
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bekannter  zu  machen.  Es  scheint  nämlich,  als  ob 
nicht  nur  die  deutsche  Wissenschaft  und  die  staats- 
rechtliche Theorie,  sondern  mehr  noch  Deutsch- 
lands bevorstehende  innere  politische  Entwicklung 
viel  aus  dieser  Verfassung  zu  lernen  hätte. 

Was  die  mißverständliche  Auffassung  der  Staats- 
form Schwedens  betrifft,  so  habe  ich  bereits  früher 
Gelegenheit  gehabt,  mich  darüber  auszusprechen 
und  ihr  entgegenzutretend  Sie  wird  zunächst 
durch  die  Quellen  veranlaßt,  die  dem  deutschen 
Publikum  in  Nordenflycht's  durchweg  un- 
zuverlässiger Arbeit  über  Schwedens  Staatsver- 
fassung 2,  den  gedrängten  und  bis  in  die  letzte  Zeit 
vielfach  fehlerhaften  diesbezüglichen  Angaben  der 
Realenzyklopädien  sowie  schließlich  in  Asche- 
h  o  u  g  's  als  juristischem  Kommentar  korrekter, 
aber  unhistorischer  und  auch  sonst  für  das  volle 
Verständnis  durchaus  unzureichender  Darstellung^ 
zu  Gebote  standen.  Einzelne  Teile  der  Verfassung 
sind  außerdem  monographisch  behandelt  worden  von 
Julius  Schwarz  und  B.  Kr.  Grenander 
(der  Staatsrat)  und  zuletzt  von  OttoVarenius 
(das  Budgetrecht),  aber  diese  Studien  genügen 
natürlich  nicht,  um  einen  richtigen  Einblick  darein 


1  Siehe  Preuß.  Jahrbücher,  1908,  Bd.  133,  H.  3,  S.  526  u.  545 
und  Jahrb.  der  Internat.  Vereinigung  f.  vergleich.  Rechtswissenschaft 
u.  Volkswirtschaftslehre,   1901,  Bd.  VI  u.  VII,  S.   126. 

Die  schwedische  Staatsverfassung  in   ihrer  geschichtlichen   Ent- 
wicklung, Berlin,   1861. 

•''  Das  Staatsrecht  der  vereinigten  Königreiche  Schweden  und  Nor- 
wegen (Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Bd.  IV:  2),  1886. 
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zu  gewähren,  auch  wenn  sie,  wie  die  der  beiden 
letztgenannten,  korrekt  sind  und  die  geschichtliche 
Entwicklung  gebührend  beachten.  Um  Schwedens 
Verfassung  recht  zu  verstehen,  muß  man  sie  gleich- 
zeitig in  ihrer  Gesamtheit  und  gegen  den  historischen 
Hintergrund  sehen,  aus  dem  sie  hervorgegangen  ist. 
Die  deutschen  Gelehrten  sind  somit  entschuldigt, 
wenn  sie  diese  Verfassung  mißverstanden  haben, 
ohne  daß  dies  an  dem  Bedauerlichen  der  Tatsache 
etwas  änderte. 

Was  vor  allem  zu  dem  Mißverständnis  beige- 
tragen hat,  scheint  der  Umstand  zu  sein,  daß  auch 
bei  einer  flüchtigen  Bekanntschaft  mit  der  schwe- 
dischen Verfassung  ein  deutlicher  Dualismus  darin 
hervortritt,  sowie  ferner,  daß  der  Reichstag  noch 
bis  1866  aus  den  vier  alten  Ständen,  Adel,  Geist- 
lichkeit, Bürger  und  Bauern,  zusammengesetzt  war. 
Auf  den  Dualismus  in  der  Verfassung  komme  ich 
weiter  unten  zu  sprechen.  Vorläufig  einige  Worte 
über  die  Zusammensetzung  des  Reichstages  aus 
den  vier  Ständen  und  das  darauf  sich  gründende 
Mißverständnis.  Ein  Hinweis  auf  dieses  Mißver- 
ständnis ist  um  so  eher  vonnöten,  als  es  noch  bei 
Hatschek  vorhanden  ist,  der  sonst  in  vielem 
sich  von  den  veralteten  Ansichten  freigemacht  hat, 
die  in  Deutschland  auf  diesem  Gebiete  bisher  ge- 
herrscht haben  und  wohl  größtenteils  noch  heute 
herrschend 


^  Allgemeines  Staatsrecht,  I,  S.  10,  wo  es  heißt:    „Schweden,  das 
seit  der  Verfassung  von  1809  bis  zum  Jahre  1866  eine  ständische  Monarchie 
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Die  unrichtigen  Vorstellungen  betreffs  des  schwe- 
dischen Reichstages  vor  1866  und  infolgedessen  der 
ganzen  Verfassung  gründen  sich  teils  auf  geschicht- 
liche, teils  auf  rein  staatsrechtliche  Irrtümer.  Die 
ersteren  bestehen  in  der  Gleichstellung  des  schwe- 
dischen Ständereichstages  mit  den  alten  deutschen 
Ständeversammlungen.  Aber  weder  hinsichtlich  des 
Ursprungs  noch  seiner  Funktionen  ist  er  trotz  der 
ähnlichen  Zusammensetzung  mit  diesen  auf  die 
gleiche  Linie  zu  stellen.  Die  deutschen  Stände- 
versammlungen waren  ebenso  alt  oder  sogar  älter 
als  die  Fürstenmacht  und  repräsentierten  proprio 
jure  nichts  anderes  als  die  einzelnen  Stände  und 
ihre  Sonderrechte  für  sich.  Der  schwedische 
Reichstag  dagegen,  ein  Werk  der  Vasakönige  (von 
1520  an),  wenn  auch  im  Anschluß  an  mittelalter- 
liche Einrichtungen,  entbehrte  lange  selbständiger 
Existenz  und  war  von  seiner  Entstehung  an  ein 
völlig  fertiges,  aber  untergeordnetes  Staatsorgan. 
Die  Könige  waren  es  auch,  die  den  Ständen  die 
neuen  Funktionen  bezüglich  der  Besteuerung  und 
Gesetzgebung,  wie  die  Zeit  sie  forderte,  beilegten 
und  sie  zu  bevollmächtigten  Vertretern  des  Volkes 
machten,  wie  wir  später  unter  §  49  der  Regierungs- 
form sehen  werden.  Der  schwedische  Stände- 
reichstag und  die  deutschen  oder  andere  mittel- 
war, ist  nun  eine  parlamentarische  Monarchie."  Die  Repräsentations- 
veränderung von  1866  hat  kein  Jota  an  dem  rechtlichen  Verhältnis 
zwischen  König  und  Repräsentation  (Volk)  geändert.  Die  schwedische 
Monarchie  ist,  was  sie  vor  1866  war,  eine  dualistische,  d.  h.  konstitutionelle, 
aber  zugleich  demokratische  Monarchie. 
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alterliche    Ständeversammlungen    sind    von    Grund 
aus  verschiedener  Art. 

Der  andere  staatsrechtliche  Irrtum  betreffs  des 
schwedischen  Reichstages  beruht  auf  der  unrich- 
tigen Ansicht,  daß  es  die  Zusammensetzung  des 
Reichstages  ist,  die  seinen  und  der  Verfassung 
Charakter  bestimmt.  Nicht  die  Zusammensetzung 
des  Reichstages,  sondern  die  rechtliche  Stellung, 
die  einerseits  die  einzelnen  Mitglieder,  Individuen 
oder  Stände,  und  andererseits  die  Vertretung  in 
ihrer  Gesamtheit  einnehmen,  ist  hierbei  das  allein 
Entscheidende.  Wo  demnach  die  einzelnen  Mit- 
glieder oder  Teile  nicht  proprio  jure  und  nicht  mit 
imperativem  Mandat  handeln,  und  v/o  ferner  der 
Reichstag  ausschließlich  als  Staatsorgan  fungiert, 
dort  kann  nicht  die  Rede  sein  von  ,, altständischer 
Verfassung**,  wo  ,,der  Staat  selbst  dualistisch 
zwischen  Königs-  und  Ständeherrschaft  aufgeteilt 
ist",  um  mit  den  deutschen  Verfassern  zu  sprechen, 
wie  sehr  auch  der  Reichstag  nach  Ständen,  d.  h. 
nach  den  sozialen  Gruppen,  in  welche  das  Gemein- 
wesen privatrechtlich  zerfiel,  zusammengesetzt  sein 
mag.  Übrigens  war  die  Geistlichkeit  nie  ein  Stand 
in  demselben  Sinne  wie  die  anderen,  sondern  nur 
eine  Beamtenklasse,  zunächst  die  Kirche  und  die 
gelehrte  Bildung  vertretend.  Es  gab  wohl  eine  Zeit, 
die  sog.  Freiheitszeit  (1719 — 1772),  wo  die  einzelnen 
Stände  im  Reichstage  die  Neigung  zeigten,  jeder 
vor  allem  an  die  eigenen  Interessen  zu  denken  und 
sich  korporativ  zusammenzuschließen;  damals  aber 
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herrschte  eine  monistische  parlamentarische  Ver- 
fassung von  ungefähr  derselben  Art  wie  der  jetzige 
englische  Parlamentarismus,  kein  Dualismus.  Im 
übrigen  waren  die  Reichsstände  jener  Zeit  in  der 
Wahrnehmung  eigener  Interessen  neben  dem  Staats- 
interesse keineswegs  exklusiver,  als  es  manche  jetzt 
existierende  Partei  ist.  Und  1809  wurden  die  letzten 
noch  vorhandenen  Standesprivilegien  von  einiger 
Bedeutung  aufgehoben.  Es  heißt  der  Zusammen- 
setzung des  Reichstages  eine  Bedeutung  beilegen, 
die  sie  an  und  für  sich  nicht  besitzt,  wenn  man 
danach  die  schwedische  Verfassung  vor  1866  als 
,,  altständisch  und  mittelalterlich  dualistisch'* 
charakterisieren  will. 

Das  Mißverständnis  hinwieder,  das  sich  auf  den 
Dualismus  in  der  seit  1809  geltenden  Verfassung 
Schwedens  gründet,  beruht  auf  dem  Irrtum  der 
deutschen  Wissenschaft  betreffs  des  staatsrecht- 
lichen Dualismus  überhaupt.  Dieser  Irrtum  ist 
doppelter  Art.  So  unterscheidet  man  zunächst 
nicht  zwischen  Staat  und  Verfassung  in  der  Weise, 
wie  es  in  diesem  Falle  vonnöten  ist.  Im  Hinblick 
auf  mittelalterliche  Verhältnisse  meint  man,  daß 
überall,  wo  der  Dualismus  vorkommt,  der  Staat 
selbst  geteilt  ist.  Man  überträgt  hierbei  auf  den 
Staat,  was  sich  nur  auf  die  Verfassung  bezieht.  In 
der  Gegenwart  ist  der  Staat  überall  einheitlich, 
während  die  Verfassung  dualistisch  sein  kann  und 
meistens  es  ist.  Hierin  liegt  der  eine  Irrtum.  Der 
andere   ist   der,    daß   man   nicht   einsieht   oder   ein- 
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sehen  will,  daß  die  konstitutionelle 
Monarchie  stets  und  überall  dua- 
listisch ist,  daß  Dualismus  der 
Verfassung  das  eigentliche  Wesen 
dieser  Staatsform  ist^ 

Der  Dualismus  der  modernen  Monarchie  —  um 
uns  nur  an  sie  zu  halten  —  folgt  aus  dem  Vor- 
kommen zweier  unmittelbaren  Staatsorgane,  König 
und  Reichstag,  die  je  für  sich  oder  zusammen  den 
Staatswillen  bilden.  Damit  ist  der  Dualismus  ge- 
geben. Solange  der  Monarch  nicht  neben  sich  eine 
Volksversammlung  hatte  —  und  das  ist  bei  sämt- 
lichen Monarchien  ursprünglich  der  Fall  gewesen 
—  war  die  Verfassung  monistisch,  unabhängig 
davon,  ob  das  Königtum  rein  patrimonial  oder 
aufgeklärter  Absolutismus  im  Sinne  Friedrichs  IL 
war.  Es  war  Alleinherrschaft  ohne  Teilung  der 
Macht.  Dies  aber  ändert  sich  in  demselben  Augen- 
blick, wo  ein  Reichstag  geschaffen  wird.  Damit 
verschwindet  der  Patrimonialismus,  wenn  ein 
solcher  vorhanden  gewesen.  Der  Monarch  wird 
selbst  ein  Staatsorgan,  aber  nicht  mehr  das  einzige, 
sondern  er  hat  neben  sich  ein  anderes,  den  Reichstag. 
Anstatt  eines  obersten  Machthabers  hat  man  nun 
deren  zwei.  Die  Monarchie  ist  konstitutionell  ge- 
worden, indem  sie  dualistisch  geworden  ist.  Kon- 
stitutionalismus und  Dualismus  sind  gleichwertige 


^  Vgl.  inbezug  hierauf  und  für  das  Folgende  des  Verfassers  Arbeit 
La  Constitution  suedoise  et  le  parlamentarisme  moderne,  Paris  1905, 
Alph.  Picard. 
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Begriffe.  Der  eine  begleitet  den  anderen  wie  der 
Schatten  den  Körper.  Nur  weiß  man  nicht,  was 
man  Körper  und  was  Schatten  nennen  soll,  so 
innig  gehören  sie  zusammen. 

Man  sollte  meinen,  daß  diese  Sache  selbstver- 
ständlich sein  sollte,  und  wundert  sich  vielleicht, 
daß  sie  jemals  hat  übersehen  oder  geleugnet  werden 
können.  Die  Erklärung  hierfür  ist  jedoch  leicht 
zu  finden. 

Das  andere  Staatsorgan,  die  Volksvertretung, 
ist  in  der  Regel  ein  Werk  des  ersten,  der  Königs- 
macht. Es  ist  von  dieser  ins  Leben  gerufen  und 
erhält  von  ihr  seine  Funktionen  zuerteilt.  Diese 
sind  daher  zu  Anfang  nur  die  des  Ratgebers.  Man 
kann  für  die  ältere  Zeit  diese  Entwicklung  in  Eng- 
land und  noch  besser  in  Schweden  verfolgen. 
Während  des  letztverflossenen  Jahrhunderts  wieder- 
holte sie  sich,  jedoch  in  starker  Verkürzung,  in  den 
übrigen  Monarchien.  Was  früher  Menschenalter 
zu  seiner  Vollendung  bedurfte,  vollzog  sich  nun 
im  Laufe  einiger  Jahrzehnte.  Und  in  einzelnen 
Fällen,  in  Belgien,  Dänemark,  Italien,  übersprang 
man  unter  dem  Druck  großer  geschichtlicher  Er- 
eignisse mehrere  Stadien  der  Entwicklung.  In 
Deutschland  war  der  Verlauf  ein  ruhigerer,  obwohl 
auch  dort  das  erste,  rein  ratgeberische  Stadium 
übersprungen  wurde,  und  man  auf  dem  Punkte 
begann,  wo  die  Volksvertretung  gewisse,  knapp 
bemessene,  jedenfalls  aber  selbständige  Funktionen 
hatte.     Die  Fürstenmacht  betrachtet  sich  indessen 
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auf  diesem  Stadium  fortgesetzt  als  den  einzigen 
Inhaber  der  Staatsgewalt  und  erkennt  nicht  in  dem 
Reichstage  ein  ebenbürtiges  Staatsorgan  an,  sondern 
sieht  darin  nur  eine  Hilfe  für  gewisse  bestimmte 
Fälle.  Dieser  Standpunkt  kam  zum  Ausdruck  in 
den  bekannten  Sätzen  des  Art.  57  der  Wiener 
Schlußakte  von  i820\  die  wörtlich  oder  ihrem 
Inhalt  nach  in  mehrere  deutsche  Verfassungen 
übergingen.  Die  zuletzt  geschaffene  Verfassung, 
die  Rußlands,  hat  noch  stärker  die  Stellung  der 
Volksvertretung  als  lediglich  eines  untergeordneten 
Organs  betont. 

Wie  beschränkt  die  Befugnis  des  Reichstags  im 
Beginn  auch  sein  mag,  ist  er  dennoch  das  andere 
unmittelbare  Staatsorgan,  aus  und  durch  sich  selbst 
wirkend,  und  damit  ist  der  Dualismus  der  Ver- 
fassung gegeben.  Es  liegt  aber  ein  politisches 
Interesse  auf  seiten  des  Monarchen,  dies  nicht 
ausdrücklich  anzuerkennen,  und  bei  dieser  Fiktion 
bleibt  man  stehen  —  solange  es  geht.  Hierin  ist 
die  Politik  durch  die  Wissenschaft  unterstützt 
worden,  die  in  rechtlichen  und  ökonomischen  Dingen 
nicht  den  tatsächlichen  Verhältnissen  vorgreift, 
sondern  stets  ihnen  nachfolgt.  Sowohl  die  historische 


^  „Da  der  teutsche  Bund aus  souveränen  Fürsten  besteht; 

so  muß,  dem  hierdurch  gegebenen  Grundbegriffe  zufolge,  die  gesamte 
Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des  Staats  vereinigt  bleiben,  und  der 
Souverän  kann  durch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung 
bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden." 
Derselbe  Gedanke  kam  schon  früher  zum  Ausdruck  in  der  Vorrede  zu 
der  französischen  Cheu-te  von  1814. 
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Schule  in  Deutschland  als  die  spätere  juristische  hat 
nach  den  erwähnten  Rechtssätzen  von  der  Ent- 
stehung der  deutschen  Verfassungen  her  die  Theorie 
der  konstitutionellen  Monarchie  konstruiert.  Und 
bleibt  man  bei  den  genannten  Rechtssätzen  und 
den  Ansprüchen,  die  sie  enthalten,  stehen,  so  ge- 
schieht es  —  ich  gebe  es  zu  —  besonders  bei  einer 
juristischen  Behandlung  des  Staatsrechts,  leicht,  daß 
der  neugeborene  Dualismus  übersehen  wird.  Dies 
ist  der  Anlaß,  weshalb  die  hochverdienten  Männer, 
die  während  des  letzten  Menschenalters  mit  solchem 
Erfolg  sowohl  das  allgemeine  Staatsrecht  als  das 
deutsche  behandelt  haben,  den  Dualismus  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  haben  leugnen  können, 
obwohl  die  Entwicklung  ihnen  denselben  schließ- 
lich so  handgreiflich  vor  die  Augen  gestellt  hat. 
Denn  in  Deutschland  ebensowenig  wie  anderwärts 
ist  man  bei  dem  ersten  Ansatz  stehen  geblieben. 
Die  Volksvertretung  ist  überall  an  Bedeutung  und 
Selbständigkeit  gewachsen,  den  ursprünglichen 
Rechtssätzen  zum  Trotz,  und  ist  gegenwärtig  in 
sämtlichen  deutschen  Staaten  ein  der  Krone  eben- 
bürtiges Organ  im  Staate.  Der  Dualismus  bildet 
somit  den  charakteristischen  Zug  ebensosehr  in 
den  monarchischen  Verfassungen  Deutschlands  wie 
in  seiner  Reichsverfassung,  obwohl  hier  die  bundes- 
staatlichen Einrichtungen  eine  besondere  Variante 
desselben  bedingen. 

Verschiedene    Zeichen    deuten    darauf    hin,    daß 
die  deutsche  Wissenschaft  bereit  ist,  der  veränderten 
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Sachlage  gemäß  ihre  Theorien  zu  justieren.  So 
bemerkte  an  einer  Stelle  J  e  1 1  i  n  e  k:  ,,Der  Dualis- 
mus, der  ehedem  den  Staat  selbst  in  zwei  staats- 
ähnliche Hälften  teilte,  hat  sich  in  der  konstitutionel- 
len Monarchie  in  einen  Dualismus  der  unmittelbaren 
Organe  verwandelt"^,  und  vor  nicht  langer  Zeit 
hat  R  e  h  m  ,  zwar  unter  allerhand  dogmatischen 
Verkleidungen  und  ohne  die  schwedische  Verfassung 
zu  nennen,  die  hierbei  doch  das  beste  Anschauungs- 
material liefern  kann,  die  älteren  Anschauungen 
über  Bord  geworfen  und  erkennt  vollständig  den 
Dualismus  der  konstitutionellen  Monarchie  als  be- 
stehendes Recht  an-.  Lange  wird  es  nicht  währen, 
so  wird  diese  Auffassung  ebenso  allgemein  sein, 
wie  die  bisherige  bezüglich  des  Monarchen  als 
alleinigen  Inhabers  der  gesamten  Staatsgewalt  und 
der  Volksvertretung  als  eines  Hilfsorgans  des  ersteren 
es  gewesen  ist. 

Es  ist  aber,  wie  ich  einleitend  bemerkte,  nicht 
nur  die  deutsche  Wissenschaft,  die  von  der  schwe- 
dischen Verfassung  zu  lernen  hat,  sondern  in 
noch  höherem  Maße  die  deutschen  Staatsmänner 
und  die  deutsche  innere  Politik. 

In  Deutschland  stehen  große'^Verfassungskämpfe 
bevor,  weit  größere  als  der,  der  jetzt  die  Gemüter 
aufregt,  betreffs  des  Wahlrechts  und  seiner  Neu- 
ordnung in  Preußen.  Gegenstand  dieser  Ver- 
fassungskämpfe,    deren    Schauplatz    zunächst    die 


^  Recht  des  modernen  Staates,  2.  Aufl.,   S.  687.     Vgl.   S.   299  f. 
2  Archiv  für  öffentliches  Recht,   1909,  XXV,  B.  3. 
F  a  h  1  b  e  c  k  ,   Die  Regierungsform  Schwedens  II 


—     XVIII     — 

einzelnen  Staaten,  vor  allem  Preußen,  sein  wird,  die 
aber  sicherlich  auch  das  Reich  berühren  werden,  wird 
das  gegenseitige  Verhältnis  zwischen  den  beiden 
Staatsorganen,  Monarch  und  Reichstag,  sein.J;  Die 
Volksvertretungen  können  sich  nicht  länger  mit 
dem  anspruchslosen  Platz  begnügen,  den  die  Ver- 
fassungen ursprünglich  ihnen  als  einem  unter- 
geordneten Organ  neben  der  Fürstenmacht  zuge- 
wiesen haben.  Sie  erheben  die  Forderung,  dieser 
gleichgestellt  zu  werden.  Schon  hierin  liegt  ein 
Anlaß  zu  Konflikten.  Weit  schlimmer  aber  wird  es, 
wenn  diese  Forderung  sich  frei  nach  den  Richtungs- 
linien entwickeln  darf,  welche  die  öffentliche  Mei- 
nung nun  für  sie  aufgestellt  hat.  Diese  Richtungs- 
linien führen  nämlich  zu  einem  Parlamentarismus 
nach  englischem  Muster  mit  dem  Übergewicht  der 
zweiten  Kammer  über  die  erste  und  der  Abhängig- 
keit der  Minister  und  indirekt  auch  ihrer  Wahl 
durch  dieselbe  Kammer  oder  genauer  ihre  Majorität. 
Die  preußische  Verfassung  hat  selbst  nach  bel- 
gischem Muster  einen  Weg  nach  diesem  Ziel  hin  durch 
die  Bestimmung  in  §  62  über  das  Vorzugsrecht 
der  zweiten  Kammer  betreffs  des  Finanzgesetzes 
eröffnet.  Ein  anderer  Weg,  der  zu  dem  gleichen 
Ziele,  dem  der  parlamentarischen  Ministerverant- 
wortlichkeit, führt,  ist  zwar  nicht  direkt  in  der 
Verfassung  angewiesen,  gewisse  Bestimmungen  der- 
selben aber  (§  60,  die  Berufung  der  Minister  durch 
die  Kammern)  weisen  dorthin.  Um  so  größer 
wird  die  Enttäuschung  sein,  wenn  diesen  Tendenzen 
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das  Veto  der  Krone  entgegentreten  wird  und  ent- 
gegentreten muß.  Bekanntlich  ist  dies  bereits  ge- 
schehen durch  den  Allerh.  Erlaß  vom  4.  Januar  1882, 
in  welchem  der  Monarch  teils  seine  Stellung  als 
alleiniger  Inhaber  der  Staatsgewalt  gemäß  der 
obenerwähnten  älteren  Auffassung  geltend  macht, 
teils  betont,  daß  die  Minister  nicht  das  Beschluß- 
recht des  Königs  übernommen  haben,  sondern  daß 
dieser  auch  weiter  noch  persönlich  die  Regierung 
ausübt. 

Hiermit  ist  der  Konflikt  angegeben,  wie  er  sich 
in  seinen  großen  Zügen  gestalten  wird.  Denn 
obwohl  er  sich  bisher  wenig  zu  erkennen  gegeben 
hat,  vor  allem  weil  die  Anstrengungen  vorläufig 
auf  die  Beseitigung  der  Klassenwahlen  gerichtet 
gewesen  sind,  kommen  wird  er.  Er  ist  unausbleib- 
lich, und  bricht  er  aus,  wird  es  mit  äußerster  Heftig- 
keit geschehen.  Die  Entwicklung  vollzieht  sich 
nämlich  unwiderstehlich  in  demokratischer  Rich- 
tung, d.  h.  im  Sinne  einer  Förderung  der  Selb- 
ständigkeit und  Macht  des  Reichstages.  Dies  folgt 
schon  aus  der  jeder  lebenskräftigen  Institution 
innewohnenden  Tendenz,  ihre  Befugnisse  zu  er- 
weitern, noch  mehr  aber  aus  der  allgemeinen  Zeit- 
richtung. Die  Völker  fordern  in  unserer  Zeit  ein 
Mitbestimmungsrecht  bezüglich  der  Angelegenheiten 
des  Staates;  und  diese  Forderung  schreitet  ihren 
Weg  gleichsam  mit  der  Notwendigkeit  und  der 
Unbeugsamkeit  eines  Naturgesetzes.  Tritt  ihr  auf 
ihrem  Wege  eine  Königsmacht  entgegen,  so  stark 
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wie  die  preußische  und  so  ihres  geschichtlichen 
Rechtes  bewußt  wie  diese,  so  muß  es  zu  einem 
Kampfe  kommen,  sofern  keine  andere  Lösung  ge- 
funden werden  kann  als  die,  welche  nun  der  deut- 
schen Demokratie  [vorschwebt.  Diese  Lösung  mit 
einem  roi  faineant  nach  englischem  Muster  verlangt 
die  volle  Unterwerfung  der  Königsmacht  unter  den 
Reichstag;  und  zu  dieser  Lösung  wird  sich  nie  die 
preußische  Königsmacht  bequemen.  Es  steht  somit 
ein  Kampf  bevor,  von  dem  man  kein  Ende,  noch 
einen  für  Volk  und  Krone  glücklichen  Ausgang  ab- 
sehen kann. 

Hier  zeigt  nun  die  schwedische  Verfassung 
einen  Ausweg,  um  dem  Kampfe  zwischen  den 
beiden  gewalthabenden  Staatsorganen  vorzubeugen, 
einen  Ausweg,  der  den  berechtigten  Forderungen 
auf  beiden  Seiten  Genüge  tun  kann.  DieTeilung 
der  Macht  durch  die  volle  Durch- 
führung des  Dualismus  in  der  Ver- 
fassung gewährt  dem  Reichstage 
den  Einfluß,  den  er  verlangt,  und  be- 
wahrt gleichwohl  dem  Monarchen 
die  selbständige  Stellung,  die  er 
historisch    innegehabt    hat. 

Natürlich  werden  Einwendungen  von  der  einen 
wie  von  der  anderen  Seite  her  gegen  eine  derartige 
Lösung  des  drohenden  Konfliktes  erhoben  werden. 
Sie  beruhen  aber  wesentlich  auf  einer  mißverständ- 
lichen Auffassung  von  den  verschiedenen  Möglich- 
keiten der  Entwicklung  und  einer  Unbekanntschaft 
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mit  dem  streng  durchgeführten  dualistischen  Ver- 
fassungstypus. „Die  heutigen  Formen  der  Monarchie, 
die  selbstherrHche,  die  konstitutionelle  und  die 
parlamentarische,  stehen  in  diesem  Verhältnis  zu- 
einander, daß  sie  alle  Stadien  ein  und  derselben 
Entwicklung  darstellen:  aus  der  selbstherrlichen 
wird  die  konstitutionelle,  aus  der  konstitutionellen 
die  parlamentarische.**  Mit  diesen  Worten  charak- 
terisiert Hatschek  die  Verfassungsentwicklung 
der  europäischen  Staaten^  wobei  er  unter  ,, parla- 
mentarischer** Monarchie  den  englischen  Parla- 
mentarismus, wenn  auch  mit  Varianten  außerhalb 
Englands,  versteht.  Und  wie  Hatschek  urteilt  auch 
die  allgemeine  Ansicht,  nur  daß  sie  bezüglich  des 
letzten  Gliedes  der  Kette  wohl  ausschließlich  das 
rein  englische  Regime  vor  Augen  hat.  Diese  Auf- 
fassung trifft  darin  das  Richtige,  daß  sie  die  Ent- 
wicklung als  eine  solche  zur  Demokratie  hin  be- 
trachtet. Denn  dies  ist  die  treibende  Kraft  darin. 
Die  europäischen  Verfassungen  werden  unwider- 
stehlich demokratisiert.  Die  erwähnte  Auffassung 
hat  ferner  recht,  wenn  sie  die  selbstherrliche 
Monarchie  in  die  konstitutionelle  übergehen  läßt; 
nicht  recr.t  aber  hat  sie,  wenn  sie  sagt,  daß  dieser 
die  parlamentarische  Monarchie  in  der  eben  ange- 
gebenen Bedeutung  folgt.  *  Die  Sache  liegt  vielmehr 
so,  daß,  wenn  die  Entwicklung  an  den  Punkt 
gelangt  ist,  wo  sie  die  konstitutionelle  Monarchie 
auf  dem  Wege  nach  einem  demokratischen  Regime 

^  AUgem.  Staatsrecht,   I,  S.  23. 
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überschreiten  soll,  drei  Möglichkeiten  offen  stehen. 
Die  eine  von  diesen  ist  sehr  richtig 
der  einheitliche  englische  Parlamen- 
tarismus, die  zweite  ist  der  duali- 
stische schwedische  Parlamenta- 
rismus und  die  dritte,  wenn  die  Mo- 
ll a  r  c  h  i  e  ganz  über  Bord  geworfen 
wird,  die  Republik.  Diese  drei  rein  demo- 
kratischen Typen  sind  nicht  wie  die  früheren  die 
Glieder  derselben  Kette,  sondern  laufen  einander 
parallel;    wenigstens  haben  sie  es  bisher  getan. 

Sieht  man  von  der  republikanischen  Linie,  die 
Frankreich  eingeschlagen  hat,  ab,  so  bilden  die 
englische  und  die  schwedische  Entwicklung  das 
Entweder  —  Oder,  das  der  konstitutionellen  Mo- 
narchie bevorgestanden  hat  oder  bevorsteht. 

Wie  die  Entwicklung,  von  dem  gleichen  Aus- 
gangspunkte aus  und  auf  dasselbe  Ziel  gerichtet, 
so  weit  verschiedene  Resultate  in  England  und  in 
Schweden  haben  ergeben  können,  läßt  sich  nur 
durch  eine  Übersicht  über  die  ganze  innere  Ge- 
schichte dieser  Länder  erklärend  Hier  sei  nur  mit 
ein  paar  Worten  daran  erinnert,  worin  diese  Ent- 
wicklung bestanden  hat.  Beiden  Ländern  gemein- 
sam war,  nachdem  einmal  die  Volksvertretung  und 
damit  der  Dualismus  in  der  Verfassung  zustande 
gekommen,     daß    dieses    zweite    Staatsorgan    sich 

'  Sowohl  bezüglich  dieser  Entwicklung  als  dessen,  was  sonst  hier 
betreffs  der  verschiedenen  Verfassungstypen  angeführt  worden  ist,  siehe 
La  Constitution  su^doise,  S.   119  ff.,   149  ff. 
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immer  größere  Macht  und  Befugnis  auf  Kosten  der 
zuvor  mehr  oder  weniger  selbstherrlichen  Monar- 
chie aneignete.  In  England  geschah  dies  während 
einer  gleichmäßigen  Entwicklung  durch  allmähliche 
Beseitigung  der  Machtbefugnisse  des  Königs,  bis 
der  Dualismus  in  Wirklichkeit  verschwand  und  das 
Parlament  der  einzige  Machthaber  im  Staate  wurde. 
In  Schweden  dagegen  wurde  die  Verfassung  zwischen 
entgegengesetzten  Extremen,  selbstherrlicher  Mo- 
narchie und  Reichstagsherrschaft,  hin  und  herge- 
worfen," bis  1809  eine  reinliche  und  klare  Auf- 
teilung der  Staatsgewalt  stattfand,  die  jedem  der 
beiden  rivalisierenden  Staatsorgane  sowohl  seine 
völlig  selbständige  Stellung  als  seinen  genau  be- 
stimmten Anteil  an  der  genannten  Macht  gab. 

Der  erstere  von  diesen,  derselben  Wurzel  ent- 
sprossenen Verfassungstypen,  der  englische,  ist  mit 
größerem  oder  geringerem  Erfolg  von  mehreren 
anderen  Staaten  angenommen  worden.  Da  dabei 
alle  zwischenliegenden  Stadien  der  Entwicklung 
übersprungen  worden  sind  und  im  übrigen  die 
soziale  Grundlage  so  verschieden  ist,  sind  diese 
Nachbildungen  bisweilen  reine  Karrikaturen  des 
Urbildes.  Nichtsdestoweniger  ist  es  dieser  Typus, 
auf  den  die  öffentliche  Meinung  als  Ziel  für  die 
politische  Entwicklung  hinweist,  und  für  den  sie 
nicht  nur  in  den  Monarchien,  sondern  eigentüm- 
licherweise auch  in  der  französischen  Republik, 
die  in  gewissen  Punkten  ihn  nachgeahmt  hat, 
schwärmt.       Der    schwedische    Typus    ist    dagegen 
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unbekannt^ oder  wird  Von  denen,  die  sich  einbilden, 
ihn  zu  kennen,  geringgeschätzt.  Dieser  Typus,  der 
den  konstitutionellen  Dualismus  in  seinen  letzten 
Konsequenzen  ausgestaltet  hat,  ist  der  einzige,  der 
eine  Bewahrung  der  geschichtlichen  Stellung  des 
Königtums  unter  der  demokratischen  Entwicklung, 
in  der  sich  die  ganze  Welt  befindet,  gestattet.  Er 
vereinigt  eine  starke  Königsmacht  mit  einer  starken 
Volksmacht.  Daher  eignet  er  sich  mehr  als  der 
andere  für  die  Monarchien,  woder  Monarch  andauernd 
eine  starke  Stellung  inne  hat,  also  die  deutsche  und 
die  österreichische  Monarchie  wie  in  Zukunft  auch  die 
russische.  Natürlich  ist  die  schwedische  ebenso- 
wenig wie  die  englische  ohne  weiteres  nachzubilden. 
Was  spontan  unter  besonderen  geschichtlichen  Be- 
dingungen und  Ereignissen  erwachsen  ist,  läßt  sich 
nicht  künstlich  nachmachen.  Der  allgemeine  Grund- 
gedanke des  schwedischen  Typus  kann  aber  un- 
schwer zur  Anwendung  kommen,  jedenfalls  leichter 
als  der  englische.  Denn  der  schwedische  Typus 
ruht  vollständig  auf  staatsrechtlichen  Bestimmungen, 
nicht  wie  der  englische  zugleich  auf  besonderen 
sozialen  Voraussetzungen,  nämlich  einer  stark  ent- 
wickelten Aristokratie. 

Wahrscheinlich  wird  die  öffentliche  Meinung 
sowohl  auf  der  einen  als  auf  der  anderen  Seite  sich 
der  Entwicklungsperspektive,  die  hiermit  eröffnet 
wird,  zweifelnd  gegenüberstellen.  Die  deutsche 
Demokratie  dürfte  dagegen  einzuwenden  haben, 
daß  dies  doch  nicht  das  ist,  wovon  sie  geträumt  hat, 
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der  volle  Durchbruch  der  Demokratie.  Hierbei  be- 
findet man  sich  jedoch  durchaus  im  Irrtum.  Bei 
der  repräsentativen  Demokratie  ist  es  —  abgesehen 
von  der  Zusammensetzung  der  Volksvertretung  und 
dem  Wahlrecht,  die  eine  Sache  für  sich  sind  —  aus- 
schließlich die  Selbständigkeit  und 
Macht  des  Reichstages,  worauf  alles 
ankommt.  Volksgewalt  ist  hier  im  Verhältnis  zum 
Monarchen  gleichbedeutend  mit  Reichstagsgewalt. 
Und  die  Handlungsfreiheit  und  Macht  des  Reichs- 
tages sind  in  Schweden  außerordentlich  groß,  weit 
größer,  als  man  es  in  Deutschland  zuJahnen  scheint, 
und  überhaupt  größer  als  in  den  meisten  anderen 
Ländern,  die  Republiken  nicht  ausgenommen.  Be- 
sonders sind  sie  bedeutend  größer  als  in  England, 
wo  das  Parlament  mit  Ausnahme  der  Gelegenheiten, 
wo  es  durch  eine  Abstimmung  das  Kabinett  stürzt, 
in  seinem  Tun  und  Lassen  vollständig  von  diesem 
regiert  wird  —  eine  Ordnung,  die  nichts  weniger 
als  demokratisch  ist. 

Die  Krone  hingegen  wird  vielleicht  meinen,  daß 
eine  so  beschaffene  Teilung  der  Macht  wie  die  in 
Schweden  durchgeführte  allzu  sehr  ihrer  traditionellen 
Stellung  Eintrag  tut.  Aber  auch  dies  ist  ein  Irrtum. 
Die  Frage,  um  die  es  sich  hauptsächlich  hierbei 
handelt,  ist  das  Verhältnis  der  Minister  zu  dem 
Monarchen  und  die  persönliche  Teilnahme  desselben 
an  der  Reichsregierung.  Und  in  diesen  beiden  Hin- 
sichten gibt  die  schwedische  Verfassung  dem 
Monarchen  alles,   was  er  füglich  verlangen  kann. 
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Die  Minister  sind  ausschließlich  seine  Vertrauens- 
männer, nicht  die  des  Reichstages;  und  über  alle 
Regierungsangelegenheiten  entscheidet  er  allein. 
Das  Gebiet  der  Machtausübung  des  Königs  ist  zwar 
genau  abgegrenzt,  und  eine  Überschreitung  desselben 
ist  unmöglich.  Aber  der  ihm  zukommende  Anteil 
an  der  Staatsgewalt  ist  nicht  geringer  als  der,  den 
der  preußische  König  unter  den  jetzt  herrschenden 
Verhältnissen  innehat.  In  gewissen  Beziehungen, 
betreffs  der  sog.  ökonomischen  (administrativen) 
Gesetzgebung,  ist  er,  bedingt  durch  geschichtliche 
Verhältnisse,  größer. 

Schließlich  sei  nach  beiden  Seiten  hin  daran 
erinnert,  daß  es  noch  eine  Verfassung  mit  völlig 
durchgeführtem  Dualismus  gibt,  die  sich  ebensosehr 
durch  die  Macht  und  Befugnis  des  Staatsoberhauptes 
als  durch  die  der  Volksvertretung  auszeichnet  — 
nämlich  die  der  Vereinigten  Staaten.  Wohl  weiß  ich, 
daß  die  deutsche  Rechtswissenschaft  die  Hände 
zusammenschlagen  wird  über  eine  Zusammen- 
stellung und  einen  Vergleich  zwischen  einem  Ein- 
heitsstaat wie  Schweden  und  einem  Bundesstaat 
wie  die  Vereinigten  Staaten,  zwischen  einer  Monarchie 
und  einer  Republik.  Beschränkt  man  aber  den 
Vergleich  auf  die  Verfassung  im  Sinne  der  Rechts- 
regeln, nach  welchen  der  Staatswille  erzeugt  wird, 
so  ist  ein  solcher  Vergleich  völlig  berechtigt,  sofern 
man  in  beiden  Fällen  eine  repräsentative  Regierungs- 
weise hat.  Denn  abgesehen  von  der  Art,  wie  die 
Organe    entstanden    sind,    die    diesen    Willen    aus- 
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führen,  sei  es  durch  oft  wiederkehrende  Wahl,  wie 
bei  allen  Parlamenten,  oder  durch  einmalige  Wahl 
oder  mit  geschichtlichem  Recht,  wie  bezüglich  des 
Präsidenten  und  des  Monarchen,  so  ist  die  Sache 
selbst,  die  Bestimmung  des  Staatswillens,  die  gleiche 
und  ebenso,  daß  diese  durch  Organe  geschieht. 
Auch  die  theoretische  Betrachtungsweise  muß  zu- 
geben, daß  innerhalb  dieses  begrenzten  Gebiets  der 
Vergleich  zwischen  verschiedenen  Staatswesen  be- 
rechtigt ist,  wie  groß  auch  der  Unterschied  zwischen 
ihnen  im  übrigen  sein  möge.  Für  das  wirkliche 
Staatsleben  dagegen  ist  das  gegenseitige  Verhältnis 
zwischen  den  genannten  beiden  Organen,  dem 
Staatshaupt  und  der  Volksvertretung,  in  allen 
Staaten  und  für  alle  Verfassungen  das  allein  Be- 
stimmende. Die  Ausübung  der  Staatsgewalt  und 
die  Formen  dafür  sind  es,  die  die  praktische  Politik 
im  Auge  hat,  wenn  sie  sich  mit  Verfassungsfragen 
beschäftigt.  Es  ist  daher  sowohl  vom  theoretischen 
als  vom  praktischen  Gesichtspunkt  aus  völlig  gerecht- 
fertigt, bei  der  Behandlung  des  dualistischen  Ver- 
fassungstypus gleichzeitig  die  schwedische  Monarchie 
und  die  Bundesverfassung  der  Vereinigten  Staaten 
zu  beachten,  mögen  sie  auch  im  übrigen  und  als 
Staaten  noch  so  verschieden  sein. 

Wenn  daher  der  in  Schweden  durchgeführte 
Dualismus  der  Verfassung  den  Zweifler  nicht  von 
der  Möglichkeit  zu  überzeugen  vermag,  eine  starke 
Demokratie  mit  großer  Unabhängigkeit  und  Macht 
des  Staatshauptes  zu  vereinen,  so  sollte  die  Teilung 
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der  Staatsgewalt  in  den  Vereinigten  Staaten  es  tun 
können.  Denn  auch  abgesehen  von  der  republi- 
kanischen Staatsform  und  der  Zusammensetzung 
des  Kongresses  ist  es  die  Selbständigkeit  und  Macht 
des  letzteren,  die  die  Verfassung  so  durchgehend 
demokratisch  machen.  Andererseits  aber  übt  kein 
Monarch  eine  persönlichere  Regierung  aus  als  der 
Präsident  der  Vereinigten  Staaten. 

Die  dualistische  Verfassung  kann  somit  ebenso- 
sehr wie  der  monistische  englische  Parlamentaris- 
mus die  Demokratie  verwirklichen.  Gleichzeitig 
aber  wahrt  sie  dem  Staatshaupt  seine  Stellung  als 
erstes  Staatsorgan  nicht  nur  dem  Namen  nach, 
sondern  in  Wirklichkeit  und  behält  ihm  eine  per- 
sönliche Ausübung  der  Macht  vor.  Ein  scheinbar 
unlösliches  Problem  v/ird  so  durch  eine  in  der 
Verfassung  festgestellte  Teilung  der  Staatsgewalt 
auf  beste  V\/eise  gelöst.  Von  den  drei  Typen,  die 
die  Entwicklung  von  der  alten  konstitutionellen 
Monarchie  zur  Demokratie  historisch  hervorge- 
bracht hat,  ist  der  letzterwähnte  offenbar  der 
einzige,  der  sich  für  Monarchien  mit  starker  Fürsten- 
m.acht  wie  die  preußische  und  überhaupt  für  alle 
diejenigen  eignet,  die  die  Wandlung  von  konsti- 
tutioneller Monarchie  der  alten  Art  zu  demo- 
kratischem Königtum  durchmachen  müssen. 

Schweden  hat  für  die  Monarchien  der  ganzen 
Welt  dieses  Problem  durch  die  Verfassung  von  1809 
gelöst.  Es  geschah  nach  gewaltsamem  Hin-  und 
Herwerfen    zwischen    den    Gegensätzen,     die     hier 
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vereinigt  werden  sollten,  Fürstenmacht  und  Volks- 
macht, und  bedurfte  einer  Zeit  von  anderthalb 
Jahrhunderten.  Es  kostete  auch  dem  Lande  seine 
Großmachtstellung,  unstreitig  ein  teurer  Preis  für 
die  Lösung  des  Problems.  Die  Geschichte  aber 
verlangt  zuweilen  solches  von  denen,  die  die  Träger 
der  Entwicklung  werden.  Nun  liegt  die  Lösung 
klar  vor  aller  Augen  und  kann,  natürlich  unter 
Anpassung  an  die  eigenen  Verhältnisse,  von  den 
Monarchien  unserer  Tage  angewandt  werden,  die 
noch  nicht  vor  die  unvermeidliche  Wahl  zwischen 
den  verschiedenen  vorhandenen  Möglichkeiten  ge- 
stellt worden  sind.  Von  dieser  Wahl  hängt  es  in- 
dessen ab,  ob  die  Entwicklung  ruhig  und  ohne 
schwere  Störungen  vor  sich^gehen  oder  zu  Kämpfen 
von  unberechenbarem  Umfange  führen  soll. 

Die  Überzeugung,  daß  Deutschland  nun  vor 
dieser  Wahl  steht,  ist  es,  die  außer  den  übrigen 
oben  angeführten  Gründen  mich  veranlaßt  hat, 
aufs  neue  die  Aufmerksamkeit  des  deutschen  Publi- 
kums für  die  schwedische  Verfassung  in  dieser  ihrer 
Haupturkunde,  der  Regierungsform  von  1809  mit 
den  bis  heute  (Frühjahr  191 1)  daran  vorgenomme- 
nen Änderungen,  in  Anspruch  zu  nehmen. 


Geschichtliche  Einleitung. 


Geschichtliche  Einleitung. 

Das  Mittelalter  endete  mit  einem  Chaos.  Eingeleitet 
wurde  es  mit  der  Bekehrung  des  schwedischen  Volkes  unter 
Olof  Skötkonung  (t  1020)  und  den  nächstfolgenden  Königen. 
Das  Reich  bildete  damals  eine  Menge  kleiner,  ehemals 
selbständiger  Staaten,  die  späteren  Landschaften,  und  das 
vereinigende  Glied  war  der  gemeinsame  König  in  Uppsala. 
Die  Verfassung  bestand  aus  dem  Königtum,  das  erbrecht- 
lich dem  königlichen  Geschlechte  zu  eigen  war,  und  aus 
den  Landschaftsgemeinden,  vertreten  durch  ihre  Recht- 
sprecher, die  ,, Lagmänner**.  Dies  war  der  Anfang  des 
Staatswesens  gewesen. 

Unter  der  Einwirkung  großer  historischer  Ereignisse 
—  außer  der  Einführung  des  Christentums  und  der  Be- 
rührung mit  dem  übrigen  Europa,  das  Aussterben  des 
alten  Königsgeschlechtes,  um  das  Jahr  1060,  und  der 
darauf  folgende,  mehr  als  hundertjährige  Streit  unter  den 
Landschaften  um  das  Recht,  den  König  zu  wählen  — 
wurde  der  mittelalterliche  Staat  aufgebaut.  Das  gegen 
das  Jahr  1350  fertig  ausgearbeitete  allgem.eine  Reichs- 
gesetz, Magnus  Eriksons  ,,Landslag*',  durch  welches 
die  Gesetze  der  verschiedenen  Landschaften  aufgehoben 
und  ersetzt  wurden  —  später  (1442)  von  König  Christoph 
mit  unbedeutenden  Änderungen  bestätigt  und  aufs  neue 
herausgegeben  —  enthält  die  neue  Verfassung.  Dazu 
wurde  im  Jahre  1357  auch  ein  allgemeines  Gesetz  für  die 
Städte  gegeben. 

F  a  h  1  b  e  c  k  ,   Die   Regierungsform   Schwedens  i 


Die  Einheit  des  Reiches  ist  nun  gesichert.  ,,In  ganz 
Schweden  soll  nicht  mehr  als  eine  Krone  und  ein  König 
sein",  heißt  es  im  Königsrecht  des  Reichsgesetzes  (Kon. 
B.  II).  Jedoch  das  Königtum  hat  seinen  Charakter  ver- 
ändert. An  die  Stelle  der  privatrechtlichen  Auffassung 
der  Königswürde,  die  ursprünglich  vorherrschend  war,  ist 
eine  durchaus  staatsrechtliche  getreten.  Die  Königswürde 
und  alles,  was  damit  zusammenhängt,  ist  nicht  länger 
das  persönliche  Eigentum  des  Königs.  Darum  heißt  es: 
,, Nicht  darf  der  König  der  Krone  Recht  verkleinern  zum 
Schaden  eines  andern  Königs;  tut  er  dies,  so  hat  der  König, 
der  nach  ihm  kommt,  das  Recht,  das  Entnommene  wieder 
an  sich  zu  nehmen,  wenn  es  ihm  beliebt"  (Kon.  B.  III). 
Die  größte  Neuerung  ist  indessen,  daß  das  Königtum  zum 
Wahlkönigtum  geworden  ist.  ,,Nun  wird  im  Königreiche 
Schweden  der  König  gewählt,  und  erbt  nicht  den  Thron, 
wenn  dieser  frei  geworden"  (Kon.  B,  IV).  Eine  Folge 
dieser  Anordnung  sind  die  weitläufigen  Eide,  die  bei 
Gelegenheit  der  Wahl  gewechselt  werden.  Möglicherweise 
kamen  solche  schon  in  der  alten  Zeit  vor,  aber  sie  hatten 
nicht  dieselbe  Bedeutung  wie  zu  der  Zeit,  wo  ein  Mann 
ohne  eigenes  Recht  berufen  wurde,  die  Krone  zu  emp- 
fangen. Mit  diesen  Eiden  werden  die  gegenseitigen  Rechte 
und  Verpflichtungen  zwischen  König  und  Volk  befestigt. 

Dabei  werden  die  Landschaf tsgemeinden  durch  die ,, Lag- 
männer", sowie  durch  zwölf  in  jeder  Landschaft  gewählte 
Männer  vertreten.  Im  übrigen  haben  diese  Volksgemeinden 
ihre  Bedeutung  verloren.  An  ihre  Stelle  ist  ein  Rat  ge- 
treten, der  zu  gleicher  Zeit  dem  König  eine  Stütze  sein 
und  das  ganze  Volk  vertreten  soll.  ,, Alsbald,  nachdem 
der  König  erkoren  ist,  soll  er  seinen  Rat  wählen:  erstens 
den  Erzbischof,  dann  Chorbischöfe,  so  viele  er  will  von 
denen,  die  in  seinem  Reiche  wohnen,  und  ferner  andre 
Geistliche.  Zwölf  Ritter  und  Schildknechte,  nicht  mehr, 
dürfen  im  Rate  des  Königs  sitzen.    Diese  sollen  ihn  stärken 


mit  aller  Macht  zum  Wohle  des  Reiches,  damit  er  die 
Eide  hält,  die  er  dem  Reiche  und  dem  Volke  geschworen, 
und  ebenso  das  Volk  anhalten,  daß  es  den  Eid  hält,  den  es 
geleistet  hat;  auch  sollen  sie  geloben,  den  Schwur  zu 
halten,  den  sie  selbst  geschworen"     (Kon.  B.  IX). 

Dem  Rate  zur  Seite  stand  eine  Klasse  reich  begüterter, 
sowohl  weltlicher  als  geistlicher  Männer,  die  mit  ihm  alle 
Angelegenheiten  des  Staates  erledigten.  In  ihren  Händen 
lag  die  Reichsregierung  und  die  Verwaltung  der  Schlösser  und 
Lehen.  Auch  die  Rechtspflege,  die  früher  Sache  der  Volks- 
gemeinde unter  der  Leitung  von  gewählten  Richtern  ge- 
wesen war,  war  einem  Ausschuß  von  Bauern  unter  dem  Vor- 
sitz der  nun  vom  König  ernannten  Lagmänner,  Landrichter 
und  anderen  hervorragenden  Männer,  die  jetzt  einen  ent- 
scheidenden Einfluß  dabei  ausübten,  übertragen.  Schließ- 
lich wurde  das  alte  Volksheer  durch  Reiterei  ersetzt,  die 
von  den  Herren,  aber  auch  von  Bauern,  die  auf  diese 
V/eise  ihre  Güter  von  Abgaben  befreien  wollten  und  sich 
da.durch  von  den  übrigen  Freibauern  unterschieden,  auf- 
gestellt war. 

So  war  der  Staat  und  das  Gemeinwesen  beschaffen, 
welche  das  Mittelalter  hervorgebracht  hatte,  und  die  im 
allgemeinen  Reichsgesetze  zum  Ausdruck  kamen.  Das 
Staatsgebilde  hatte  sich  in  eine  ausgeprägte  Aristokratie 
verwandelt,  wie  dies  auch  in  den  übrigen  Gemeinwesen 
Europas  zu  jener  Zeit  der  Fall  war.  Aber  zum  Unter- 
schied von  diesen  war  hier  der  Staat  nicht  auf  dem  privat- 
rechtlichen  Grunde  des  Feudalrechtes  aufgebaut,  sondern 
Reich  und  Staat  hatten  als  selbständiges  Rechtssubjekt 
den  Vortritt  vor  allen  andern,  vor  König  wie  vor  Rat 
und  Landschaftsgemeinden.  Es  ist  der  moderne  Staatsbegriff, 
der  in  diesen  Anschauungen  keimt.  Überhaupt  brachte 
das  Mittelalter  eine  großartige  Rechtsbildung  zustande, 
nicht  nur  in  diesem  grundlegenden  Punkte,  sondern  be- 
treffs   sämtlicher    Staatseinrichtungen.       Sonderbar    ist    es 
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nur,  daß  diese  Einrichtungen  und  der  ganze  mittelalter- 
liche Staat  so  schnell  ihrer  Auflösung  entgegengingen.  Er 
trug  aber  den  Keim  zu  seinem  Untergange  in  sich  in 
seinen  am  stärksten  hervortretenden  Elementen  —  dem 
Wahlkönigtum  und  der  Aristokratie. 

Die  Aristokratie  und  das  Wahlreich  gehörten  zu- 
sammen wie  Ursache  und  Wirkung.  Denn  nur  durch 
die  Wahl  konnten  die  Großen  den  König  nach  ihrem 
Sinne  lenken  und  die  wirklichen  Herrscher  im  Reiche 
werden.  Die  Wahl  gab  Veranlassung  zu  Gelübden  und 
Versicherungen,  den  sogenannten  Handgelöbnissen,  wo- 
durch das  Recht  des  Königs  über  Schloß  und  Lehn  usw. 
eingeschränkt  werden  konnte.  Auch  gab  sie  die  Möglich- 
keit, fremde  Fürsten  auf  den  schwedischen  Thron  zu  er- 
heben, wo  dann  die  Großen  während  der  Abwesenheit 
des  Königs  um  so  mehr  nach  eignen  Wünschen  im  Reiche 
schalten  und  walten  konnten.  Teils  aus  diesem  Grunde, 
teils  dynastischer  Interessen  wegen  erhielt  sich  während 
des  ganzen  späteren  Mittelalters  der  in  Kalmar  1397  aus- 
gesprochene Unionsgedanke  am  Leben  und  veranlaßte  so 
einen  dauernden  Kampf  für  und  wieder  die  Union  mit 
Dänemark, 

Während  dieser  Streitigkeiten  wurden  alle  Einrich- 
tungen, die  während  des  früheren  Mittelalters  aufgebaut 
wurden,  niedergerissen.  Das  Wahlkönigtum,  in  ausländische 
Tyrannei  und  einheimische  Oligarkie  entartet,  wurde 
deshalb  vom  gemeinen  Volke  und  seinen  Führern 
mit  wachsendem  Mißtrauen  betrachtet  und  durch  die 
Reichsverweserschaft  unter  Karl  Knutsson  und  den  drei 
Stures  ersetzt.  Der  Rat  wurde  zu  Konföderationen  der 
Großen,  und  sowohl  die  Verwaltung  wie  das  Rechtswesen 
und  die  Heeresorganisation  fielen  dem  Verfall  anheim. 

Wenig  mehr  als  hundert  Jahre  waren  nach  der  Be- 
stätigung   der    mittelalterlichen    Staatsordnung    durch    das 


allgemeine  Reichsgesetz  verflossen,  und  schon  waren  alle 
staatlichen  Einrichtungen  gelockert. 

Die  einzigen  Schöpfungen  des  Mittelalters,  die  am 
Ende  desselben  noch  bestanden,  waren  die  Kirche  und 
die  neuen  Stände,  besonders  der  Adel.  Aber  die  Kirche 
hatte  einen  weltlichen  Charakter  angenommen.  Ihre 
Männer  beteiligten  sich  mit  Eifer  an  den  inneren  Streitig- 
keiten wie  die  übrigen  Großen,  die  mit  den  Königen  und 
untereinander  um  Schlösser  und  Lehen  immerfort  kämpften. 
Jedoch  gelang  es  ihnen  niemals,  das  feudale  Prinzip 
der  privatrechtlichen  Erblichkeit  der  Lehen  zur  Anerken- 
nung zu  bringen.  Die  strengen  Maßregelungen  unter 
Margareta  1396  und  Karl  Knutsson  1454  erhielten  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Lehen  und  damit 
zugleich  den  Gedanken  an  das  Recht  der  Krone  an  die- 
selben wach.  Im  übrigen  aber  wurde  Gesetz  und  Recht 
mit  Füßen  getreten,  sowohl  von  den  Großen  wie  von  den 
ausländischen  Königen.  Die  Bauern,  bedroht  an  Freiheit 
und  Eigentum,  erhoben  sich  im  Jahre  1434  unter  der 
"Führung  der  nationalen  Partei  des  Adels  zur  Gegenwehr 
und  sicherten  sich  und  ihren  Nachkommen  für  alle  Zeiten 
das  eine  wie  das  andere,  im  Gegensatz  zu  ihren  Brüdern 
in  anderen  Ländern,  wo  die  Bauernkriege  überall  mit 
Niederlage  und  Beraubung  der  Freiheit  für  die  Bauern 
endeten.  So  herrschte  also  Anarchie  in  der  Gesellschaft 
und  Auflösung  im  Staate. 

Das  Mittelalter  endete,  wie  gesagt,  mit  einem  Chaos. 


In  Gustav  Eriksson  Vasa  (1521 — 1560)  erstand  der 
Mann,  der  das  Reich  erlöste.  Er  wehrte  den  Wirren  und 
legte  den  Grund  zu  dem  neuen  Schweden.  Indem  er  die 
Aufgabe  der  Stures,  die  darin  bestand,  die  schwedische 
Nationalität  von  der  Verbindung  mit  Dänemark  rein  zu 
bewahren  und  das  Land  von  der  Handelsherrschaft  Lübecks 
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zu  befreien,  durchführte,  sicherte  er  für  alle  Zeiten  Schwe- 
dens Krone  und  Reich.  Damit  war  der  Weg  für  die  innere 
Erhebung  gebahnt.  Aber  der  Weg  war  lang  und  mühevoll. 
Das  Königsrecht  des  Reichsgesetzes  enthielt  formell  die 
Verfassung  des  Reiches,  aber  diese  hatte  sich  selbst  zu- 
grunde gerichtet.  Eine  einfache  Wiederherstellung  der- 
selben war  deshalb  unmöglich.  Anderseits  hatte  man 
weder  Zeit  noch  Sinn  dafür,  eine  neue  Verfassung  zu 
schreiben.  Man  verfuhr  nun  einfach  so,  daß  man  die 
Bestimmungen  des  Königsrechts,  welche  man  brauchte, 
z.  B.  die  über  die  Lehen  und  des  Rußdienstes,  aufrecht- 
erhielt, andre  aber  mit  Stillschweigen  überging,  und  so 
den  Geist  der  neuen  Zeit  auch  das  neue  Recht  bilden  ließ. 

Der  auffallendste  Zug  der  Verfassung  des  allgemeinen 
Reichsgesetzes  war  die  herrschende  Stellung  der  Aristo- 
kratie auf  Kosten  sowohl  des  Königs  als  auch  der  Land- 
schaftsversammlungen und  des  gemeinen  Volkes.  Der 
Rat  mit  den  geistlichen  und  weltlichen  Großen  stand  einer 
neuen  Ordnung  der  Dinge  im  Wege.  Christian  IL,  der  letzte 
Unionskönig,  hatte  dies  eingesehen  und  die  Frucht  dieser 
Erkenntnis  war  das  Blutbad  auf  dem  Großmarkt  zu  Stock- 
holm am  8.  Nov.  1520.  Er  selbst  durfte  den  Gewinn 
seiner  grausamen  Handlung  nicht  ernten,  sie  kam  viel- 
mehr seinem  Gegner  zugute.  Denn  für  denjenigen,  der 
das  neue  Schweden  aufbauen  sollte,  war  diese  Lichtung 
in  den  Reihen  der  Großen  ein  Gewinn.  Ihre  Macht  war 
dadurch  für  den  Augenblick  gehemmt,  und  dieser  Umstand 
ermöglichte  es  für  Gustav  Vasa,  sie  vollständig  zu  brechen. 
Und  darauf  geht  seine  Politik  von  Beginn  an  aus  —  auch 
wenn  er  sich  vielleicht  selbst  kaum  Rechenschaft  darüber 
ablegte. 

Unter  den  ersten  Aussprüchen  und  Beschlüssen,  die 
aus  jener  Zeit  bewahrt  sind,  trifft  man  eine  Anfrage  Gustav 
Vasas  über  das  Recht  des  Königs  an,  ,,mit  den  Lehen  der 
Krone  frei  schalten  und  walten  zu  dürfen,  wie  das  Gesetz- 
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buch  dies  erlaubt,  und  jeder  vollmögender  Herr  es  zu  tun 
pflegt."  Auch  hielt  er  genau  auf  die  Erfüllung  des  Ruß- 
dienstes nach  dem  Gesetze. 

In  demselben  Geiste  verfügte  er  sofort  über  den  Zehnten 
der  Kirche  und  ließ  seine  Reiter  in  den  Klöstern  unter- 
bringen —  ein  Vorzeichen  der  großen  Abrechnung  in 
Vesteras  1527.  Mit  der  Durchführung  der  Reformation 
im  selben  Jahre  und  dem  dadurch  hervorgerufenen  Verlust 
der  selbständigen  Stellung  der  Kirche  ging  ein  großer  Teil 
der  mittelalterlichen  Aristokratie  rechtlich  zugrunde.  Vor 
allen  Dingen  v/urde  dadurch  die  Macht  des  Rates,  zu 
dessen  hervorragendsten  Mitgliedern  die  Bischöfe  gehörten, 
gebrochen.  Wohl  füllte  Gustav  durch  die  Berufung  neuer 
Ratsherren  die  Lücken  aus,  auch  gab  er  1526  ,,unsrem 
lieben  Reichsrat,  der  mit  uns  des  Tages  Sorgen  und 
Mühen  tragen  soll",  die  Bestätigung  früherer  Privilegien 
und  zog  auch  stets  den  Rat  zu  Hilfe,  wenn  er  es  für  nötig 
fand;  aber  je  mehr  die  Zeit  f ortschritt,  und  je  sicherer 
er  die  Krone  auf  seinem  Haupte  fühlte,  desto  weniger 
bekümmerte  er  sich  um  denselben.  Der  Rat,  der  tatsächlich 
während  der  vorhergehenden  Zeit  der  eigentliche  Macht- 
haber im  Staate  gewesen  war,  trat  nun  vollständig  in  den 
Hintergrund  und  verlor  jedes  selbständige  Bestimmungs- 
recht. Nur  auf  des  Königs  Befehl  trat  er  in  Tätigkeit 
und  wurde  nur  als  Diener  der  Krone  von  ihm  bei  der 
Staatsregierung  gebraucht.  Im  übrigen  wurde  er  als  ein 
Teil  der  Stände  betrachtet  und  in  dieser  Eigenschaft  ,, Mit- 
helfer und  Stütze  der  Krone"  genannt.  Aber  als  eigne 
Macht  bedeutete  nunmehr  der  Rat  wenig  oder  gar  nichts. 

Dies  war  die  eine  große  Neuerung  in  der  Verfassung. 
Eine  zweite,  nicht  minder  wichtige  war  die  Einführung 
des  Erbreiches. 

,,Anno  1523  am  6.  Juni  wurde  der  großmächtige 
Herr,  Herr  Gustav  Eriksson,  einstimmig  vom  gesamten 
Reichsrat  und  von  dem  ganzen  Volke  in  Schweden  nach 
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schwedischem  Recht  zum  König  ausersehen  und  erkoren, 
Gott  zur  Ehre,  zum  Lobe  und  Ruhm  und  allen  Geistlichen 
und  Weltlichen  in  Schweden  zu  Nutzen,  Schutz  und  langem 
Bestand.  Amen."  Mit  diesen  Worten  wurde  feierlich  be- 
kannt gemacht,  daß  das  nationale  Königtum  in  Schweden 
wiederhergestellt  war.  Aber  dieses  eignete  nach  den  Ge- 
boten des  Gesetzbuches  nur  Gustav  Eriksson  persönlich. 
Sicherlich  hatte  dieser  jedoch  sogleich  den  Beschluß  ge- 
faßt, die  Königswürde  seinem  Geschlechte  als  Erbe  zu 
sichern,  indem  er  auch  hierin  den  Spuren  Christians  II. 
folgte.  Schon  in  dem  Eifer,  mit  dem  die  Frage  seiner 
Vermählung  gleich  nach  der  Wahl  1523  erörtert  wurde, 
gab  sich  diese  seine  Absicht  kund.  Noch  deutlicher  kommt 
sie  in  der  Versicherung  zum  Ausdruck,  die  der  Herrentag 
in  Vadstena  1526  gibt,  daß,  wenn  Söhne  aus  dieser  Ehe 
hervorgingen,  der  älteste  oder,  wenn  dieser  nicht  dazu 
tauglich  wäre,  einer  der  anderen  Söhne,  ,,der  dazu  geeigneter, 
wäre",  die  königliche  Würde  übernehmen  sollte.  Hiermit 
hatte  man  jedoch  noch  nicht  das  alte  Königsrecht  über- 
schritten, denn  auch  dort  heißt  es,  daß  am  liebsten  einer 
der  Söhne  des  Königs,  wenn  es  deren  gäbe,  zu  seinem 
Nachfolger  gewählt  werden  sollte.  Den  nächsten  Schritt 
bezeichnete  ein  Treueid,  den  der  Rat  und  ein  Teil  der 
anderen  Herren  in  Örebro  1540  dem  Könige  als  dem 
,,allergnädigsten  Erbkönig"  und  seinen  ,, leiblichen  Erben", 
den  königlichen  Söhnen,  leistete.  Den  Schluß  bildete  die 
sogenannte  Erbvereinigung  in  Vesteräs  1544,  wo  Gustav 
Vasas  Söhne  und  deren  männliche  Nachkommenschaft, 
einer  nach  dem  andern,  für  erbberechtigt  zur  Krone 
Schwedens  erklärt  wurden.  Die  weitläufige  Argumen- 
tierung und  die  schwere,  gekünstelte  Sprache  dieser  Er- 
klärung bezeugt  auf  ihre  Art,  daß  man  die  Einführung 
des  Erbreiches  als  eine  große  Neuerung  und  eine  kühne 
Abweichung  vom  alten  Gesetze  ansah.  Durch  diese  Erb- 
vereinigung war  nun  die  mittelalterliche  Verfassung  auch 
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in    dem    zweiten    ihrer    Hauptpunkte    von    Rechtswegen 
aufgehoben. 

Die  dritte  große  Neuerung,  die  vielleicht  noch  mehr 
als  die  beiden  anderen  eine  neue  Zeit  ahnen  ließ,  war  die 
Entstehung  des  Reichstages. 

Das  allgemeine  Reichsgesetz  kannte  weder  einen 
Reichstag  noch  überhaupt  eine  Volksvertretung  im  mo- 
dernen Sinne.  Aber  seine  Bestimmungen  über  die  Königs- 
wahl enthielten  Dinge,  aus  denen  eine  solche  hervorgehen 
konnte.  Das  Volk  mußte  berufen  werden,  um  durch  aus- 
ersehene Vertrauensmänner  zwei  der  wichtigsten  staat- 
lichen Aufträge  auszuführen,  nämlich  den  König  zu 
wählen  und  im  Namen  aller  bindende  Eide  zu  wechseln. 
Dadurch  wurde  sowohl  der  Repräsentationsgedanke  als 
auch  die  direkte  Teilnahme  des  Volkes  am  Staatsleben 
anerkannt,  letzteres  allerdings  nur  für  einen  speziellen 
Fall,  aber  die  stürmischen  Ereignisse  der  Unionszeit  ließen 
diese  Gelegenheit  öfters  wiederkehren  und  verliehen  da- 
durch der  ganzen  Einrichtung  größere  Bedeutung.  Dabei 
.beobachtete  man  auch  nicht  die  vom  Gesetz  vorgeschriebene 
Ordnung,  nach  welcher  nur  die  Vertreter  der  Landschaften 
und  die  Rechtsprecher  (,, Lagmänner'*)  sich  einfinden 
sollten,  sondern  zog  auch  die  Bürger  der  Städte,  zum  ersten 
Male  im  Jahre  1435^,  und  die  Bergleute  zu  diesen  Wahl- 
versammlungen hinzu.  Ein  anderer  Ansatz  zur  Volks- 
vertretung waren  die  Herrentage,  ursprünglich  erweiterte 
Ratsversammlungen.  Sie  werden  nicht  im  allgemeinen 
Gesetze  erwähnt,  aber  die  geschichtlichen  Verhältnisse 
riefen  sie  hervor.  Sie  wurden  zuerst  bei  der  Ausarbeitung 
eines  neuen  Rechts,  später  bei  der  Entscheidung  wichtiger 
Angelegenheiten  aller  Art  in  Anspruch  genommen.  Wäh- 
rend des  Kampfes  der  nationalen  Partei  gegen  die  Union 

^  Schon  aus  dem  Jahre  1359  findet  sich  eine  Berufung  zu  einer 
Versammlung  in  Kalmar,  die  auch  die  Bürger  der  Städte  umfaßte,  Sie 
scheint  jedoch  nicht  zur  Ausführimg  gekommen  zu  sein. 
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wurden  sie  oft  durch  Bauern  und  Bürger  verstärkt  und 
ähnelten  dann,  wie  die  Wahlversammlungen,  einer  wirk- 
lichen Volksvertretung.  Schließlich  können  auch  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Bewilligung  neuer 
Steuern  durch  vom  Volke  erwählte  Vertrauensmänner 
unter  dem  Vorsitze  des  Bischofs  als  ein  Moment  betrachtet 
werden,  das  zu  der  Entstehung  des  schwedischen  Reichs- 
tages beigetragen  hat. 

Aber  alle  diese  Ansätze  hatten  noch  keine  feste  Ein- 
richtung hervorgebracht,  als  Gustav  Vasa  die  Entwicklung 
in  neue  Bahnen  lenkte.  Der  bedeutendste  Anlaß  zum  all- 
gemeinen Reichstag,  die  Königsv/ahl,  fiel  fort,  nachdem 
Gustav  1523  zum  Herrscher  erwählt  und  bald  darauf  das 
Erbkönigtum  eingeführt  worden  war.  Dadurch  wurde 
sicherlich  seine  Entwicklung  gehemmt.  Denn  nun  kamen, 
öfter,  als  es  sonst  geschehen  wäre,  Herrentage  im  alten 
Stil  als  gelegentliche  Erweiterung  des  Rates  und  Land- 
schaftsversammlungen verschiedener  Art,  als  näher  zur 
Hand  liegend,  in  Aufnahme,  wenn  man  der  Mitwirkung 
des  Volkes  benötigte.  Nur  für  v/irklich  wichtige  Dinge 
wurden  allgemeine  Reichsversammlungen  einberufen. 
Nichtsdestoweniger  fanden  acht  solche  unter  Gustav  Vasas 
Regierung  statt,  während  die  Anzahl  kleinerer  Versamm- 
lungen eine  sehr  große  war. 

Diese  Versammlungen  hatten  indessen  keine  recht- 
liche Befugnis  —  mit  Ausnahme  der  Landschaftsversamm- 
lungen für  das  Steuerbewilligungsrecht,  gemäß  dem  Gesetz 
—  und  darum  auch  keine  rechtmäßige  Existenz.  Gustav 
und  ebenso  seine  Söhne  beriefen  sie,  wenn  sie  es  für  gut 
befanden,  ordneten  ihre  Art  und  Zusammensetzung  an 
und  bestimmten  allein,  was  zu  tun  und  zu  lassen  war. 
Dem  Reichstage  der  Vasazeit  fehlten  die  beiden  Eigenschaf- 
ten, die  nach  moderner  Auffassung  eine  Volksvertretung 
kennzeichnen,  nämlich:  gesetzliche  Pflichten  und  gesetz- 
liche Rechte.    Er  war  weder  ein  Staatsorgan  in  modernem 
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Sinne  noch  ein  Organ  der  Gesellschaft  und  ihrer  Klassen. 
Nun  möchte  es  scheinen,  als  ob  eine  Einrichtung,  die  auf 
so  losen  Grund  gebaut  und  so  unbestimmt  war,  nicht 
verdient,  als  die  dritte  große  Neuerung  bei  der  Umbildung 
des  Staates  genannt  zu  werden.  Und  doch  war  sie  das. 
Denn  die  Mitwirkung  des  Volkes  wurde  als  eine  Not- 
wendigkeit angesehen,  und  nichts  Großes  konnte  ohne 
dasselbe  geschehen. 

Gustav  Vasa  wurde  im  Laufe  der  Jahre  mehr  Selbst- 
herrscher, als  je  ein  schwedischer  König  vor  und  beinahe 
auch  nach  ihm  gewesen  ist.  Aber  er  versäumte  trotzdem 
niemals  in  wichtigen  Angelegenheiten,  die  Stände,  ,,die 
Mithelfer  und  Stützen  der  Krone",  wie  sie  zu  heißen  pflegten, 
an  seine  Seite  zu  berufen.  Ebenso  seine  Söhne,  wenn 
nicht  aus  gutem  Willen,  so  doch  der  Not  gehorchend. 
Diesem  Umstand  ist  es  beizumessen,  daß  der  Reichstag, 
lange  bevor  er  seine  rechtmäßige  Bestätigung  in  der  Ver- 
fassung oder  auch  nur  bestimmte  äußere  Formen  ange- 
nommen hatte,  zu  einer  festen  Einrichtung  im  schwedischen 
Staate  wurde. 

Dies  war  also  das  Neue,  das  nach  kaum  einem 
Menschenalter  dank  dem  Genie  eines  großen  Mannes  aus 
dem  mittelalterlichen  Chaos  hervorgegangen  war.  Der 
Rat,  der  nach  dem  allgemeinen  Gesetz  Mittler  zwischen 
König  und  Volk  sein  sollte,  in  Wirklichkeit  aber  beide 
beherrschte,  war  beiseite  geschoben.  Die  Königsgewalt 
hatte  sich  aus  ihrer  Erniedrigung  erhoben  und  war  der 
unbeschränkte  Träger  der  Staatsmacht  geworden.  Aber 
gleichzeitig  bot  sie  unter  neuen  Formen  das  ganze  Volk 
und  nicht  nur,  wie  bisher,  die  Großen  zur  Teilnahme  bei 
der  Leitung  des  Staates  auf.  Man  war  von  der  mittel- 
alterlichen, aristokratischen  Staatsverfassung  zum  Erb- 
königtum der  Renaissance  gelangt,  das  je  nach  der  Be- 
schaffenheit der  Fürsten  und  des  Volkes  sich  als  allein- 
herrschende   Monarchie    oder    als    ein    beginnender    Kon- 
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stitutionalismus  entwickeln  konnte.  Gleichzeitig  wurde 
das  Kriegswesen  aufs  neue  geordnet  und,  so  gut  es  anging, 
auch  die  Verwaltung  und  das  Gerichtswesen. 

Gustav  Vasa  hatte  —  und  dies  ist  nicht  das  geringste 
seiner  Verdienste  —  seine  große  Macht  nicht  mißbraucht, 
um  ein  derartiges  Selbstherrschertum  aufzurichten,  wie  es 
überall  in  Europa  zu  dieser  Zeit  gebräuchlich  war  oder 
bald  werden  sollte.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  daß 
Erich  XIV.  (1560 — 1568)  sich  davon  hätte  abhalten  lassen, 
wenn  nicht  die  Teilung  des  Reiches  unter  die  Brüder 
seinen  selbstherrlichen  Gelüsten  eine  Schranke  gesetzt  hätte. 

König  Gustavs  Maßregel,  den  jüngeren  Söhnen  große 
Teile  des  Reiches  zum  Lehen  zu  geben,  hatte  wohl  mehrere 
Gründe.  Zu  dem  vor  den  Ständen  angeführten,  ihnen 
ein  fürstliches  Einkommen  zu  bereiten,  kam  wohl  auch 
der,  das  Vasageschlecht  den  übrigen  adligen  Familien 
gegenüber  zu  erhöhen,  um  damit  die  Zukunft  des  jungen 
Herrscherhauses  zu  sichern,  möglicherweise  auch  die 
Rücksicht  auf  den  unzuverlässigen  Charakter  des  ältesten 
Sohnes.  An  und  für  sich  war  diese  Teilung  eine  gefährliche 
Sache,  die  zum  größten  Unglück  des  Landes  hätte  werden 
können,  wie  dies  schon  früher  der  Fall  gewesen  war,  als 
Birger  Jarl  1266  und  Magnus  Laduläs  1290  auf  diese  Weise 
verfuhren.  Auch  jetzt  veranlaßte  dieser  Schritt  viel  böses 
Blut,  aber  er  gab  einen  kräftigen  Anstoß  zur  Entwicklung 
der  Verfassung  in  konstitutioneller  Richtung.  Denn  so- 
wohl bei  der  Absetzung  des  geisteskranken  Erich  wie 
später,  als  Herzog  Karl  die  Reformation  und  die  Traditionen 
des  Hauses  Vasa  gegen  Sigismund  (1592 — 1599)  und  die 
unglückliche  Union  mit  Polen  verteidigen  mußte,  wurde 
einmal  der  Rat  mit  dem  Adel,  ein  anderes  Mal  die  Stände 
zur  Hilfe  und  Stütze  herbeigerufen.  Dadurch  wuchsen 
diese,  jeder  für  sich,  schneller  als  es  sonst  geschehen  wäre, 
zu  zwei  Mächten,  die,  obwohl  der  Königsgewalt  unter- 
geordnet, sie  doch  faktisch  in  Banden  hielten.    Wohl  unter- 
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drückte  Johann  (1568 — 1592)  die  Ratsopposition  1590 
mit  Strenge,  und  wohl  ertränkte  Karl  im  Jahre  1600  die 
vermeintlichen  Pläne  des  Rates  gegen  Gustav  Vasas  Werk 
in  Blut,  aber  diese  Schläge  trafen  nicht  die  Einrichtung 
als  solche,  sondern  nur  die  einzelnen  Personen.  Der  Rat 
erhielt  nun  im  Gegenteil  eine  feste  Organisation  und  wird 
allmählich  ein  wirkliches  Regierungsorgan.  Ebenso  wurde 
der  allgemeine  Reichstag  befestigt  durch  zahlreiche  Zu- 
sammenkünfte und  wichtige  Aufträge,  die  meist  dahin 
zielten,  ihn  als  politische  Stütze  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Den  Einfluß  dieser  Entwicklung  konnte  man  wohl 
weniger  verspüren,  solange  der  barsche  Karl  IX.  (1599 
bis  161 1)  am  Steuer  saß.  Aber  das  Königsgelübde,  welches 
im  Jahre  161 1  Gustav  Adolf  (1611 — 1632)  vorgelegt  und 
abgefordert  wurde,  zeigt  zur  Genüge,  wie  weit  der  Stand 
der  Dinge  gediehen  war.  Vieles  in  diesem  Gelübde  kann 
dem  Umstand  zugeschrieben  werden,  daß  der  König  kaum 
siebzehn  Jahre  alt  war,  als  er  die  Krone  empfing,  jedoch 
bleiben  noch  genügend  Beweise  dafür,  daß  die  Königs- 
macht nicht  die  alleinherrschende  im  Staate  war,  sondern 
andere  Gewalthaber  neben  sich  anerkennen  mußte.  Gustav 
Adolfs  persönliche  Größe  ließ  dies  weniger  hervortreten, 
obwohl  sein  Sinn  nicht  nach  der  Macht  um  ihrer  selbst 
willen  stand,  sondern  im  Gegenteil  die  Wohlfahrt  des 
Ganzen  unter  der  Mitwirkung  aller  sein  Ziel  war.  Und 
dasselbe  kann  von  Karl  X.  Gustav,  dem  anderen  großen 
Monarchen  jener  Zeit,  gesagt  werden.  Beide  führten  große 
Dinge  aus,  aber  sie  vergaßen  nie,  das  ganze  Volk  daran 
teilnehmen  zu  lassen.  Darum  bestand  bei  diesen  Königen, 
unter  deren  Regierung  sich  die  schwedische  Großmacht- 
stellung aufbaute,  ein  konstitutionelles  Zusammenwirken 
zwischen  König  und  Volk,  wie  es  in  anderen  Ländern  zu 
dieser  Zeit  unbekannt  war. 

Daraus  folgte  indessen  in  erster  Linie,  daß  der  Rat 
und  der  Adel  wieder  zu  Macht  und  Ehr  en  gelangten. 
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Für  die  innere  Ruhe  des  Gemeinwesens  wäre  es 
besser  gewesen,  wenn  der  Adel  zu  dieser  Zeit  nicht  so 
mächtig  geworden  wäre.  Dagegen  wäre  Schwedens  Eingriff 
in  die  Weltbegebenheiten  und  seine  äußere  Größe  unmöglich 
gewesen  ohne  diesen  kräftigen  Adelsstand,  der  dem  Könige 
in  Krieg  und  Frieden  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  stand. 
Schließlich  wies  auch  das  Bedürfnis  des  Landes  nach  einer 
geordneten  Regierung  in  dieselbe  Richtung.  Nachdem 
nun  der  Rat  im  Jahre  1602  wiederhergestellt  worden  war, 
wurden  auch,  teilweise  nach  früheren  Vorbildern,  die 
fünf  hohen  Reichsämter  eingeführt,  deren  Inhaber:  Erz- 
marschall, Truchseß,  Kanzler,  Reichsschatzmeister  und 
Admiral,  nach  moderner  Ausdrucksweise  die  Regierung 
bildeten.  Das  Regiment  der  Vasazeit,  durch  nichtadelige 
Sekretäre,  oft  ohne  Mitwirken  des  Rates,  wurde  also  durch 
eine  geordnete  Regierung  ,,mit  Ratschlag  des  Rats"  er- 
setzt. Dieses  gab  der  Institution  eine  rechtliche  Stellung, 
wie  sie  diese  seit  dem  Mittelalter  nicht  eingenommen  hatte. 

In  der  Tat  tauchten  viele  Erinnerungen  an  jene  Zeiten 
wieder  auf.  Eine  äußere  Veranlassung  dazu  gab  die  Formu- 
lierung des  Ratseides,  merkwürdigerweise  durch  Karl  IX., 
nach  den  Worten  des  Gesetzbuches,  daß  es  die  Aufgabe 
des  Rates  ist,  König  und  Volk  zu  bestärken,  die  Eide, 
die  sie  sich  gegenseitig  geschworen,  heilig  zu  halten. 
Davon  konnte  man  nur  wenig  unter  der  Regierung  der 
großen  Könige  bemerken.  Aber  die  beiden  langen  Perioden 
der  Vormundschaftsregierung  für  Christina  (1632 — 1644) 
und  für  Karl  XI.  (1660 — 1672)  gaben  diesen  Gedanken 
neue  Nahrung.  In  der  Regierungsform  von  1634  machten 
sie  sich  auch  bemerkbar,  u.  a.  in  den  bekannten  Worten, 
mit  denen  dieses  große  Verfassungswerk  sich  selbst  charak- 
terisiert als  eine  Ordinantie  für  ,,ein  gutes  Regiment,  wo 
die  Hoheit  des  Königs,  die  Autorität  des  Rats  und  das 
ihnen  geziemende  Recht  der  Stände  wohl  erhalten  und 
gut  beschrieben  werden  solle".    Solange  Axel  Oxenstiernas 
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starke  Hand  und  staatskluger  Kopf  das  Reich  lenkte, 
wurden  diese  Ansprüche  in  den  gebührenden  Grenzen 
gehalten.  Später  wurde  der  Ausspruch,  daß  der  Rat  ,, Mittler 
zwischen  König  und  Volk"  sein  solle,  ein  staatsrechtliches 
Dogma  in  den  Ratskreisen,  das  die  Begriffe  bezüglich  ihrer 
Stellung  verwirrte. 

Aber  auch  der  Emporkömmling  des  Staates,  der 
Reichstag,  gewann  zu  dieser  Zeit  schnell  an  Be- 
deutung und  Ansehen.  In  den  Kämpfen  Karls  IX.  gegen 
Sigismund  und  den  Rat  waren  die  Stände  seine  haupt- 
sächliche Stütze  gewesen.  Währenddessen  gedieh  ihre 
Stellung  zu  einer  festen  Einrichtung.  Die  Reichstags- 
ordnung des  Jahres  1617,  die  erste  und  lange  Zeit  einzige 
Reichstagsordnung,  bestand  freilich  nur  aus  Vorschriften 
für  die  Zusammenkünfte  und  die  Arbeitsweise  der  Stände, 
aber  sie  gab  damit,  wenn  auch  indirekt,  die  rechtliche  Be- 
stätigung der  ganzen  Einrichtung.  Die  bekannten  Worte 
darin,  daß,  wenn  die  Stände  sich  nicht  einigen  können 
über  die  Antwort  auf  die  Vorschläge  des  Königs,  ,, Seine 
.königliche  Majestät  davon  nimmt,  was  ihr  am  besten 
scheint",  besagen  am  deutlichsten,  daß  die  Stände  noch 
keine  selbständigen  Befugnisse  besitzen.  Sie  waren  ur- 
sprünglich als  Zeugen  und  Stützen  bei  wichtigen  Ent- 
scheidungen, bisweilen  auch  als  Landesgericht,  zugezogen 
worden.  Karl  IX.  jedoch  nahm  sie  schon  bei  allerhand 
weniger  wichtigen  Angelegenheiten  in  Anspruch.  Aber 
immerhin  waren  sie  im  Grunde  nur  ein  Werkzeug  in  der 
Hand  des  Königs.  Erst  als  Gustav  Adolf  sie  an  der  Gesetz- 
gebung teilnehmen  ließ  und  ihnen  das  Steuerbewilligungs- 
recht der  Landsgemeinden  übertrug,  erhielten  die  Stände 
eine  selbständige  Aufgabe  im  Staatsleben  und  wurden  ein 
wirkliches  Staatsorgan. 

Der  Gebrauch,  der  sich  schon  früher  eingebürgert 
hatte,  daß  ein  jeder  Stand  für  sich  seine  Wünsche  oder 
sogenannten   Beschwerden   bei   den   Reichstagen   darlegen 
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durfte,  machte  ihn  als  Sprachrohr  der  Interessen  und 
Bedürfnisse  der  verschiedenen  Volksklassen  auch  zu  einem 
Organ  der  Gesellschaft.  Diese  Entwicklung  hat  natürlich 
dazu  beigetragen,  den  Reichstag  populärer  zu  machen,  als 
er  ursprünglich  war.  In  dem  Versprechen  des  Königs- 
gelübdes 1611,  die  Bauern  nicht  mit  zahlreichen  Herren- 
tagen zu  belasten,  klingt  die  ältere  Auffassung  wieder,  nach 
welcher  die  Einberufung  zum  Reichstag  als  eine  Bürde 
angesehen  wurde.  Je  mehr  aber  der  Reichstag  eine  Re- 
präsentation im  modernen  Sinne  geworden  ist,  desto  mehr 
haben  sich  die  Anschauungen  über  ihn  geändert.  Aber 
erst  allmählich  tritt  diese  Veränderung,  ebenso  wie  die 
neue  Stellung  des  Reichstages  im  Staate  völlig  deutlich 
hervor.  Die  Vorschriften  der  Regierungsform  von  1634 
über  die  Zusammensetzung  sowohl  der  allgemeinen  Reichs- 
ais auch  der  sog.  Ausschußversammlungen  aus  den  vier 
Ständen  —  der  Adel  mit  den  Offizieren,  Priester,  Bürger 
und  Bauern  —  sind  nur  als  eine  Fortsetzung  der  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  der  Reichstagsordnung  von  161 7 
anzusehen.  Über  Recht  und  Befugnis  des  Reichstages 
wird  dort  nichts  anderes  gesagt,  als  daß  nur  die  auf  diese 
Weise  —  und  auf  keine  andere  —  zusammengesetzten 
Reichsversammlungen  ,, geachtet  und  als  rechte  allgemeine 
Reichstage  angesehen  werden  sollen,  gegen  welche  niemand 
etwas  einzuwenden  hat,  der  König  und  Reich  Gehorsam 
schuldig  ist." 

Das  sechsundzwanzig  Jahre  später  abgefaßte  Addita- 
ment  zeigt  die  Vollendung  der  Entwicklung  während  dieser 
Zeitperiode. 

Die  Stände  sollen  alle  drei  Jahre  zusammentreten, 
um,  wie  es  (§  17)  heißt,  ,,zu  hören  und  zu  vernehmen, 
was  während  der  verflossenen  Zeit,  Reich  und  Regiment 
betreffend,  geschehen  sein  könnte,  wo  sie  auch  zu  gleicher 
Zeit  ihre  untertänige  Meinung  und  Ratschläge  in  S.  K. 
Majestät    Dienst    zur    Wohlfahrt    des    Reiches    darzulegen 
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und  zu  überlegen  hätten,  was  ihnen  von  der  Regierung 
etwa  entdeckt  und  mitgeteilt  werden  würde".  Und  wie 
es  vorher  im  selben  Paragraph  bestimmt  wurde,  ,,soll 
Alles,  was  auf  einem  allgemeinen  Reichstage  beschlossen 
worden  ist,  gesetzliche  Kraft  behalten,  bis  es  auf  einem 
anderen  Reichstag  mit  der  Einwilligung  der  Stände  vom 
König  verworfen  und  aufgehoben  worden  sei."  Daß  also 
die  Stände  an  der  Gesetzgebung  beteiligt  waren,  geht  deut- 
lich aus  dem  Gesagten  hervor.  Übrigens  wird  man  mehr 
als  einmal  daran  erinnert,  besonders  beim  Reichstage  des 
Jahres  1664.  Die  Stände  prüften  und  veränderten  die 
Vorschläge  der  Regierung  und  ergriffen  sogar  oft  die 
Initiative  in  dergleichen  Dingen.  Die  Steuerbewilligung 
lag  ganz  in  ihren  Händen,  seitdem  die  Provinzial- 
Tage  ausdrücklich  verboten  wurden  (§  18).  Auch  das 
Prinzip  von  der  Verantwortlichkeit  der  Regierung  vor 
,, sämtlichen  Ständen  des  Reiches"  wird  (§  14)  ausgesprochen. 

Allerdings  beziehen  sich  diese  Bestimmungen  nur  auf 
,,die  unmündigen  Jahre  S.  K.  Majestät".  Aber  sie  beweisen 
doch  in  jedem  Falle,  daß  die  Stände  um  diese  Zeit  ungefähr 
dieselbe  Wirksamkeit  hatten  wie  eine  moderne  Volks- 
repräsentation. Sie  sind  faktisch  die  dritte  Macht  im 
Staate,  neben  den  beiden  anderen  Machthabern,  und, 
vollkommen  ihrer  Bedeutung  bewußt,  sind  sie  bereit,  die- 
selbe *mehr  und  mehr  zu  verstärken. 

An  die  hier  angeführte  Entwicklung  auf  dem  Gebiete 
des  eigentlichen  Staatsrechts  schloß  sich  eine  andere,  nicht 
minder  beachtenswerte,  an,  bezüglich  der  Verwaltung  und 
Rechtspflege.  Diese  Zeit  ist  nicht  nur  in  einer,  sondern 
in  jeder  Beziehung  groß.  Die  Regierungsform  von  1634 
ist  auf  ihre  Weise  eine  Großtat,  nicht  weniger  bewunderns- 
wert^als  die  Kriegstaten  und  die  Umformung  des  Staats- 
wesens zum  Konstitutionalismus.  Hier  wurde  vollendet, 
was  Gustav  Vasa  erstrebte  und  der  jüngste  seiner  Söhne, 
Karl,  betreffs  der  inneren  Leitung  des  Reiches  zu  erreichen 
jj'  Spahlbeck,  Die   Regierungsform   Schwedens  2 
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versuchte.  Die  zaghaften  Versuche,  neue  Formen  zu 
finden,  statt  der  mittelalterlichen  aristokratischen  Ver- 
waltung, die  in  Verfall  geraten  war,  haben  hier  in  einer 
streng  zentralisierten  Beamtenorganisation  ihren  Abschluß 
gefunden.  Die  Regierungsform  enthält  jedoch  noch  mehr. 
Sie  stellt  die  Gründe  für  die  Verfassung  fest,  und  zwar  so, 
daß  das  Regiment  auf  eigenen  Füßen  stehen  konnte,  nur 
vom  Rate  geleitet,  wenn  der  König  aus  einer  oder  der 
andern  Ursache  abwesend  sein  sollte.  Jedoch  in  diesen 
Dingen  hatte  sie  keinen  dauernden  Erfolg,  und  auch  ver- 
schiedene Bestimmungen  über  Beamte  und  deren  gegen- 
seitige Prüfung  wurden  nicht  befolgt.  Aber  die  Verwaltungs- 
ordnung, die  höhere  sowohl  als  die  niedere,  die  Rechts- 
pflege und  das  Heerwesen  wurden  durch  sie  in  einer 
Weise  geordnet,  die  bis  in  unsere  Tage  im  großen  und 
ganzen  Anwendung  finden  konnte.  So  vollkommen  und 
so  ihrer  Zeit  voraus  war  die  Organisation.  Die  Regierungs- 
form von  1634  legt  von  dem  einen  der  Faktoren,  die  das 
Reich  Schweden  in  einen  modernen  Staat  verwandeln, 
Zeugnis  ab.  Der  andere  war  die  konstitutionelle  Ent- 
wicklung, die  zu  der  Zeit  eine  Höhe  erreichte,  zu  der  die 
meisten  Staaten  Europas  erst  während  der  letztverflossenen 
Jahrhunderte  gelangten. 

Die  Wiedergeburt  Schwedens  nach  dem  Mittelalter 
war  nun  vollendet.  Die  Entwicklung  hatte  sich  unter 
günstigen  Umständen  schnell  und  geraden  Weges  voll- 
zogen. Sie  bleibt  indessen  dabei  nicht  stehen,  aber  sie  ver- 
folgt nicht  mehr  die  gerade  Linie,  sondern  geht  auf  Umwegen 
weiter.  Die  darauf  folgende  Entwicklung  ist  eine  Ent- 
wicklung durch  Gegensätze. 


Wenn  man  den  oben  angedeuteten  Verlauf  der  Dinge 
erwägt,  kann  man  sich  kaum  der  Verwunderung  ent- 
schlagen, warum  diese  so  natürlich  begonnene  Entwicklung 
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plötzlich  unterbrochen  wurde  und  dem  Reiche  im  Hand- 
umdrehen eine  ganz  andere  Verfassung  aufgezwungen 
werden  konnte. 

In  der  Einleitung  zur  Regierungsform  von  1634  wird 
unter  den  drei  wichtigsten  Ursachen  des  Streites  und  der 
Wirren  im  Reiche  die  angeführt,  daß  „die  Regierung  des 
Reiches  und  was  damit  zusammenhängt,  nicht  in  einer 
bestimmten  Form  abgefaßt  war".  Diese  Worte  bezogen 
sich  auf  das  Vergangene,  aber  die  Zukunft  bewies,  daß  sie 
auch  eine  Prophezeiung  enthielter.  Denn  die  formelle 
Möglichkeit  zum  Bruche  1680  war  die,  daß  das  konsti- 
tutionelle Staatsgebilde,  das  faktisch  bestand,  nicht  durch 
ein  formelles  Gesetz  bestätigt  war.  Schweden  besaß  zurzeit 
keine  geschriebene  Verfassung,  die  der  Wirklichkeit  ent- 
sprach. Die  Regierungsform  erklärte  allerdings  selbst, 
eine  Ordnung  zu  sein,  ,,die  von  jetzt  an  bis  in  ferne  Zeiten 
gehalten  und  ausgeübt  werden  solle".  Aber  sie  wurde 
nicht  von  der  Königin  Christina  bestätigt  und  dadurch 
nur  für  die  Vormundschaftszeit  als  gültig  betrachtet.  Das 
-Gleiche  war  mit  dem  Additament  von  1660  der  Fall.  Rat 
und  Adel  wollten  beide,  daß  sowohl  dieses  als  die  Regierungs- 
form zum  ,, Fundamentalgesetz",  das  auch  unter  mündigen 
Königen  gelten  sollte,  erhoben  würden,  aber  die  drei 
niederen  Stände  widersetzten  sich  dem.  Und  dabei  blieb  es. 
Es  gab  demnach  keine  anderen  Gesetze  über  die  Verfassung 
als  das  veraltete  Königsgesetz  (Konungabalken)  im  all- 
gemeinen Reichsgesetz,  die  Erb  Vereinigungen  und  gewisse 
besondere  Reichstagsbeschlüsse.  Das  neue  Staatswesen,  das 
sich  allmählich  ausgebildet  hatte  und  inWirklichkeit  bestand, 
hatte  keinen  rechtmäßigen  Boden  in  den  Gesetzurkunden. 
Dies    ebnete    den    Weg    für    die  Um.stürzung  derselben. 

Die  dabei  wirkenden  Ursachen  und  die  Absichten 
waren  mehrere,  aber  nur  zum  geringen  Teil  waren  die 
Verfassung  selbst  und  ihre  Fehler  daran  schuld.  Der 
hauptsächlichste  Grund  wird  wohl  das  dringende  Bedürfnis 
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nach  einer  Reduktion  (Gütereinziehung)  gewesen  sein. 
Diese  konnte  sowohl  aus  staatsfinanziellen  als  sozialen 
Motiven  nicht  vermieden  werden. 

Schweden,  ein  volkarmes  und  in  ökonomischer  Be- 
ziehung zurückgebliebenes  Land,  hatte  dank  dem  Genie 
seiner  Könige,  der  Tatkraft  seines  Adels  und  der  Ausdauer 
des  gemeinen  Volkes  eine  Großmachtstellung  erreicht,  die 
seine  materiellen  Kräfte  überschritt.  Steuern  und  die 
übrigen  Staatseinkünfte,  sowie  Subsidien  reichten  bei 
weitem  nicht  für  die  großen  Ausgaben  aus,  welche  die 
Kriege  und  die  Verwaltung  des  großen  Reiches,  darin  ein- 
begriffen mehr  oder  minder  unumgängliche  Gunstbeweise, 
erforderten.  Man  war  genötigt,  zur  Deckung  der  laufenden 
Ausgaben  die  Einnahmequellen  der  Krone  an  Gütern  und 
Steuern  anzugreifen.  Eine  solche  Wirtschaft,  die  das 
Kapital  in  Anspruch  nahm,  konnte  nicht  lange  bestehen, 
ohne  in  große  Not  zu  geraten.  Karl  XI.  hatte  darin  schlimme 
Erfahrungen  während  des  dänischen  Krieges  (1675 — 1679) 
gemacht.  Man  kann  es  ihm  nicht  verdenken,  wenn  er 
versuchte,  diesem  Zustand  abzuhelfen.  Die  Zurücknahme 
der  der  Krone  entzogenen  Güter  und  Zinsen  erschien  ihm 
als  das  natürlichste  Mittel,  den  Haushalt  des  Staates  auf 
die  rechte  Grundlage  zu  stellen. 

Andere  Ursachen  machten  eine  solche  Maßregel  viel- 
leicht noch  notwendiger.  Ein  großer  Teil  des  Bauernstandes 
war  durch  den  Übergang  der  Krongüter  in  die  Hände  des 
Adels  und  noch  mehr  durch  den  Ankauf  der  Steuerzinsen, 
die  die  Bauern  der  Krone  zahlten,  gefährdet  worden.  Die 
Selbständigkeit  der  Bauern  auf  den  durch  diese  Veräuße- 
rungen betroffenen  Gütern  war  zur  brennenden  sozialen 
Zeitfrage  geworden.  Zu  diesem  Zwecke  hätte  eine  Aus- 
gleichung der  Steuern  und  Aufhebung  der  adligen  Steuer- 
freiheit, die  auch  am  Reichstage  1655  zur  Abhilfe  der  Finanz- 
not vorgeschlagen  wurde,  nicht  genügt.  Dazu  bedurfte  es  einer 
Reduktion,  die  Güter  und  Zinsen  wieder  der  Krone  zuführten. 
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Soweit  man  sehen  kann,  hätte  indessen  diese  wichtige 
Reform  vor  sich  gehen  können,  ohne  eine  größere  Störung 
der  Verfassung  herbeizuführen.  Die  Reduktion  begann 
durch  die  im  Jahre  1655  beschlossene  und  dann  ins  Werk 
gesetzte  sog.  Viertelabrechnung,  wodurch  der  vierte  Teil 
der  seit  Gustav  Adolfs  Tod  weggegebenen  Lehen  und  Ver- 
äußerungen der  Krone  zurückgestellt  werden  sollte.  Durch 
den  doppelten  Druck,  der  Krone  von  oben  und  der  niederen 
Stände  von  unten,  sowie  durch  den  Einfluß  des  besitzlosen 
Adels  hätte  diese  Einziehung  sicherlich  weitergeführt 
werden  können.  Daß  dies  möglich  gewesen  wäre,  scheint 
auch  der  Vorschlag  des  Adels  selbst  zu  einer  weiteren 
Reduktion  beim  Reichstage  1680,  ehe  die  Verfassungsfrage 
auftauchte,  zu  beweisen.  Aber  andere  Kräfte,  die  ein 
weiteres  Ziel  ins  Auge  faßten,  regten  sich  unterdessen. 
Auch  machte  sich  ein  wahres  Reformbedürfnis  konsti- 
tutioneller Natur  geltend. 

Die  Stellung  und  die  Ansprüche  des  Rates  stimmten 
nicht  mit  der  Verfassung  überein.  Wie  oben  erwähnt, 
war  die  mittelalterliche  Anschauung  von  der  Mittlerschaft 
des  Rates  zwischen  König  und  Volk  wieder  aufgetaucht. 
Er  betrachtete  sich  als  Dritten  im  Staate  neben  dem  König 
und  den  Ständen  oder,  wie  der  Ausdruck  lautet:  als 
,, Mediator"  zwischen  diesen.  Dies  war  jetzt  ein  un- 
möglicher Anachronismus.  Im  Mittelalter  konnte  der  Rat 
eine  selbständige  Stellung  zwischen  König  und  Volk  ein- 
nehmen, um.,  wie  es  hieß,  darüber  zu  wachen,  daß  die 
gegenseitig  zugeschworenen  Eide  gehalten  würden,  weil  das 
Ganze  eine  Aristokratie  war,  an  dessen  Spitze  der  Rat 
stand.  Dies  war  nun  nicht  mehr  der  Fall,  trotz  der  großen 
Worte,  die  zuweilen  fielen  vom  Adel  als  ,,immediaten" 
und  vom  Volke  als  ,,mediaten"  Untertanen  und  dergleichen. 
Der  Adel  war  nunmehr  bloß  der  erste  Stand  und  hatte 
zur  Seite  drei  andere,  die  auf  den  Reichstagen  im  großen 
und   ganzen   gleichberechtigt  waren    oder   doch   jedenfalls 
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vereinigt  dem  Adel  die  Stange  bieten  konnten,  wie  die 
Reichstagsgeschichte  der  kurz  vorhergehenden  Zeit  zur 
Genüge  bewiesen  hatte.  Aber  vor  allen  Dingen  war  der 
König  nicht  mehr  ein  Spielball  in  den  Händen  der  Großen. 
Dieser  stand  als  der  Herrscher  im  Staate  hoch  über  allen 
anderen  und  duldete  keine  Vormundschaft  mehr.  Alle 
Voraussetzungen  dafür,  daß  der  Rat  als  Repräsentant 
eines  herrschenden  Standes  eine  selbständige  Stellung  im 
Staate  einnehmen  könnte,  fehlten  also  vollständig.  Und 
solche  Ansprüche  auf  seine  Eigenschaft  als  Rat  und  Re- 
gierung zu  bauen,  war  an  und  für  sich  etwas  Verkehrtes. 
Denn  jede  Regierung  muß,  außer  in  Aristokratien  oder  in 
der  Zeit  eines  unmündigen  Königs,  selbst  ein  Werkzeug 
in  der  Hand  eines  anderen,  sei  es  des  Fürsten,  sei  es  einer 
Volksrepräsentation,  sein.  Sie  kann  der  Natur  der  Sache 
nach  keine  selbständige  Macht  neben  den  beiden  andern 
ausüben. 

Es  ist  hieraus  ersichtlich,  daß  der  Rat  seine  Stellung 
nicht  richtig  auffaßte  und  Ansprüche  hegte,  die  nicht 
mit  der  Zeit  und  mit  der  Verfassung  übereinstimmten 
und  dadurch  ein  Hindernis  ausmachten  für  die  ruhige 
Entwicklung  des  Staatswesens  auf  dem  einmal  betretenen 
Wege.  Es  scheint  jedoch,  als  ob  dieses  Hindernis  hätte 
beseitigt  und  dem  Rate  ein  etwas  anspruchsloserer  Platz 
angewiesen  werden  können,  ohne  die  ganze  Entwicklung 
über  den  Haufen  zu  werfen  und  das  Staatsschiff  in  ganz 
neue  Bahnen  zu  lenken.  Karl  XI.  hatte  schon  während 
des  Krieges  mit  Dänemark  sich  daran  gewöhnt,  den  Rat 
zu  ignorieren,  und  der  Rat  hatte  es  hingenommen.  Eine 
in  diesem  Sinne  fortgesetzte  und  weiter  entwickelte  Praxis 
wäre  augenscheinlich  vom  Standpunkte  der  Verfassung  aus 
genügend  gewesen. 

Aber  zu  den  sachlichen  Gründen  für  eine  Veränderung 
der  Stellung  des  Rates  gesellten  sich  persönliche  Wünsche 
und  Rücksichten,  welche  in  letzter  Linie  ausschlaggebend 
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waren.  Der  König,  der  während  des  Krieges  gelernt  hatte, 
allein  zu  schalten  und  zu  walten,  und  auch  die  Alleinherrschaft 
der  anderen  Souveräne  in  Europa  vor  Augen  hatte,  wollte 
sich  jetzt  von  jeder  Schranke  befreien.  Und  dieser  Wunsch 
vereinigte  sich  mit  der  vielleicht  wirksamsten  Kraft  in 
diesem  ganzen  Drama,  dem  Neide  des  niederen  Adels  gegen 
die  großen  Geschlechter  und  der  unadligen  Stände  gegen 
den  Adel  in  seiner  Gesamtheit.  Die  Neigung  des  schwe- 
dischen Volkes  zum  Neide,  in  diesem  Falle  allerdings  noch 
gereizt  durch  den  Übermut  der  Betreffenden,  hätte  gerne 
gesehen,  daß  alle  Großen,  ja  wenn  möglich  der  ganze  Adel, 
zugrunde  gerichtet  würden.  Und  dies  schien  möglich, 
wenn  die  Reduktion  bis  zur  gänzlichen  Verarmung  des 
Adels  getrieben  und  die  ganze  Macht  in  die  Hände  des 
Königs  gelegt  wurde. 

Diese  Wünsche  und  Bestrebungen  waren  es  nun,  die 
statt  der  notwendigen  Reformen  eine  Staatsumwälzung 
herbeiführten  und  dadurch  störend  auf  die  Entwicklung, 
in  der  das  Staatswesen  seit  mehr  als  hundert  Jahren  be- 
griffen war,  einwirkten.  So  kam  es  zur  Einführung  der 
unumschränkten  Monarchie. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  große  Staatsumwälzung 
durchgeführt  wurde,  entsprach  vollkommen  den  Kräften, 
die  die  Sache  in  Szene  setzten.  Keine  Revolution  und 
keine  großen  Begebenheiten  ließen  ahnen,  was  geschehen 
sollte.  Das  Ganze  machte  mehr  den  Eindruck  einer  Intrigue 
als  einer  durchgreifenden  Verfassungsänderung.  Alles 
ging  in  Form  von  im  voraus  ausgearbeiteten  Fragen  und 
Antworten,  die  den  Reichstagen  von  1680  und  1682  ganz 
zuletzt,  als  alle  anderen  Angelegenheiten  erledigt  und  die 
Stände  im  Begriff  waren,  sich  zu  entfernen,  vorgelegt 
und  von  ihnen  gegeben  wurden. 

Im  Jahre  1680  wurden  folgende  Fragen  gestellt:  ob 
der  König  durch  die  Regierungsform  und  das  Additament 
derselben  gebunden  sei?      Ferner  was  dies    bedeute,    daß 
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der  König  das  Reich  mit  Hilfe  des  Rats  regieren  solle? 
Und  ob  der  Rat  ein  Mittler  zwischen  König  und  Volk  und 
ein  fünfter  Stand  im  Reiche  sein  solle?  Als  die  Stände 
darauf,  wie  verabredet  war,  geantwortet  hatten,  war  die 
Frage  betreffs  der  Stellung  des  Rats  erledigt.  Allerdings 
auf  eine  Weise,  die  die  Grenzen  der  Notwendigkeit  über- 
schritt. Der  Rat,  diese  alte  Institution,  wurde  ganz  beiseite 
geschoben,  nicht  nur  als  Regierung,  sondern  auch  als 
Rat  der  Krone,  um  nachher  nur  bei  Revisionssachen 
und  Gerichtsverhandlungen  verwendet  zu  werden.  König 
und  Stände  sind  nun  die  einzigen  Machthaber  im  Staate 
und  standen  von  nun  an  unvermittelt  einander  gegenüber. 
Die  frühere  Dreimannsgewalt:  König,  Rat  und  Stände, 
sind  von  einer  Zweimannsherrschaft:  König  und  Stände, 
abgelöst  worden,  die  bald  zum  Alleinherrschertum:  König 
oder  Stände,  ausartete.  Und  nun  war  die  Reihe,  Allein- 
herrscher im  Staate  zu  werden,  an  dem  Könige.  Die  Stände 
verzichteten  selbst  auf  das  Mitbestimmungsrecht,  das  sie 
in  den  meisten  Dingen  allmählich  erlangt  hatten. 

Denn  im  Jahre  1682  wurde  auf  nämliche  Weise  die 
Gesetzgebung  in  die  Hände  des  Königs  gelegt  und  1693 
bis  auf  weiteres  auch  die  Besteuerung.  Außerdem  hatten 
,,die  Stände  Seiner  Königlichen  Majestät",  wie  sie  sofort 
benannt  wurden,  mit  einer  erstaunlichen  Servilität  sich 
beeilt,  die  Hoheit  und  Allmächtigkeit  des  Monarchen  auf 
alle  denkbare  Weise  zu  verherrlichen.  Ja,  sie  beschlossen 
sogar,  jede  Erinnerung  an  ihre  frühere  Selbständigkeit  aus 
Protokollen  und  Akten  zu  tilgen.  Man  kann  es  kaum 
fassen,  daß  der  schwedische  Reichstag,  der  noch  kurz 
vorher  bewiesen  hatte,  daß  er  Recht  und  Macht  einer 
Volksrepräsentation  wohl  kannte,  auf  einmal  so  selbst- 
verleugnend und  demütig  werden  konnte.  Die  Erklärung 
ist  wohl  in  der  zunehmenden  Bedeutung  der  niederen 
Stände  zu  suchen  und  darin,  daß  der  niedere  Adel  zum 
größten  Teil  aus  Beamten,  die  vom  König  abhingen,  bestand. 
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Die  Alleinherrschaft,  die  in  dem  übrigen  Europa  zu 
dieser  Zeit  allgemeine  Staatsform,  hatte  nun  auch  ihren 
Einzug  in  Schweden  gehalten.  Sie  war  indessen  vom 
staatsrechtlichen  Standpunkte  aus  nicht  von  schwerster 
Art.  Das  Privatrecht  wurde  so  vollständig  respektiert 
und  die  gewohnte  Rechtsordnung  ohne  persönliches  Gut- 
dünken des  Monarchen  aufrechterhalten.  Sogar  die  Be- 
amten, gegen  die  im  übrigen  Karl  XI.  eine  strenge  Hand 
übte,  blieben  in  der  Regel  unangetastet  in  ihren  Ämtern. 
Man  kann  deshalb  nicht  sagen,  daß  die  Alleinherrschaft 
in  Schweden  jemals  in  eine  Patrimonialgewalt  übergegangen 
wäre.  Der  König  wurde  von  den  Ständen  allerdings  be- 
zeichnet als  ,, alleinherrschender,  allein  schaltender  und 
waltender,  souveräner  König,  der  keinem  auf  Erden  für 
seine  Handlungen  Rechenschaft  schuldig  ist,  sondern  mit 
Macht  und  Gewalt  nach  Belieben  als  ein  christlicher  König 
sein  Reich  regieren  darf".  Und  obwohl  die  Begriffe  ,, Erb- 
reich" und  ,, Erbkönig"  in  der  Auffassung  jener  Zeit  un- 
leugbar einen  Beigeschmack  von  persönlichem  Besitzrecht 
hatten,  so  betrachteten  doch  weder  Karl  XI.  noch  Karl  XII. 
(1697 — 171 8)  das  Reich  als  ihr  Eigentum,  wie  unbegrenzt 
letzterer  auch  dem  Volke  Kontributionen  an  Mannschaft 
und  Geldern  auferlegte.  Dagegen  meinte  man  wohl  mit 
dem  Begriffe  ,, souverän",  daß  der  Monarch  über  dem 
Reiche  stand.  Der  König  wurde  nicht,  um  einen  modernen 
Ausdruck  zu  gebrauchen,  als  das  höchste  Organ  des  Staates 
betrachtet,  sondern  als  sein  unbeschränkter,  vom  Gott 
eingesetzte  Venvalter  und  Herr. 

Die  Alleinherrschaft  löste  die  soziale  Frage  der  Zeit 
und  brachte  Ordnung  in  die  zerrütteten  Finanzen.  Der 
im  Jahre  1696  errichtete  Reichshaushaltsetat  konnte  somit 
als  Normaletat  während  mehr  als  hundert  Jahren  gelten. 
Ebenso  wurde  die  Verwaltung  des  Reiches  aufs  neue  ge- 
regelt und  die  Beamten  durch  Gesetze  und  Verordnungen 
in  der  Ausübung  ihrer  Gewalt  streng  gebunden.    Dies  war 
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das  Verdienst  des  Absolutismus  um  das  Reich.  Sein 
Schuldregister  —  abgesehen  davon,  daß  er  die  konsti- 
tutionelle Entwicklung  von  der  Vasazeit  her  unterbrach  — 
lag  in  der  Handhabung  der  äußeren  Politik.  Die  Politik 
Karls  XII.  war  ihr  großer  Debetposten.  Allerdings  war 
der  Krieg  (seit  1700)  dem  Lande  aufgezwungen;  und  wohl 
war  das  schwedische  Reich  auf  die  Dauer  unhaltbar, 
aufgebaut  wie  es  war  an  beiden  Küsten  der  Ostsee,  aus 
weit  entfernt  liegenden  Ländern  und  ungleichen  Völkern 
bestehend.  Aber  der  Fall  kam  früher,  als  er,  mit  mensch- 
lichen Augen  betrachtet,  zu  kommen  brauchte,  und  war 
viel  tiefer,  als  es  damals  nötig  war.  Vor  allen  Dingen 
war  er  mit  größeren  Leiden  verbunden,  als  dies  mit  Fug 
und  Recht  hätte  zu  sein  brauchen.  Die  Schuld  daran  trug 
Karl  XII.  zu  nicht  geringem  Teil  persönlich.  Aber  eine 
noch  größere  traf  die  Regierungsform  und  das  Staatswesen, 
welches  Volk  und  Reich  willenlos  in  die  Hände  des  Mo- 
narchen überlieferte. 

Die  Mitwelt  schob  deshalb  die  ganze  Schuld  auf  die 
,, Souveränität",  welche  übrigens  durch  die  gewaltsame 
Art,  womit  die  Verwaltung  das  eigene  Land  drückte,  Haß 
und  Unwillen  auf  sich  geladen  hatte.  Je  mehr  das  Un- 
glück und  die  Not  sich  häuften,  desto  mehr  mußten  daher 
die  Erinnerungen  an  die  Teilnahme  der  Stände  an  der 
Regierung  des  Reiches  wieder  erwachen.  Während  des 
Königs  langer  Abwesenheit  war  man  ein  paarmal  ge- 
nötigt gewesen,  auf  die  Stände  zurückzugreifen  (bei  der 
Ausschußsitzung  1710  und  beim  allgemeinen  Reichstag 
171 3).  Bei  letzterer  Gelegenheit  hatten  die  Stände  in  die 
Dinge  eingreifen  wollen,  man  verbat  sich  aber  ihre  Mit- 
wirkung, Allgem.ein  jedoch  wendeten  sich  die  Blicke 
ihnen  zu,  die  Rettung  aus  der  Not  und  die  Wiederherstellung 
der  früheren  konstitutionellen  Ordnung  von  ihnen  er- 
wartend. Der  Tod  des  Königs  auf  den  Wällen  von 
Fredriksten  am   30.   November    1718   gab  die  Gelegenheit 
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hierzu.  Aber  gleichwie  ein  lange  eingedämmter  Fluß, 
plötzlich  entfesselt,  gewaltsam  über  seine  Ufer  steigt  und 
weit  und  breit  das  Land  überschwemmt,  so  ging  die  unter- 
drückte Volksmacht,  alles  an  sich  reißend,  weit  über  die 
früheren  Grenzen  hinaus.  Bei  der  Abschaffung  des  Ab- 
solutismus, die  die  Losung  des  Tages  war,  blieb  man  nicht 
dabei  stehen,  die  abgeschnittenen  Fäden  von  1680  wieder 
anzuknüpfen  und  das  konstitutionelle  Staatswesen  wieder 
herzustellen,  sondern  man  ging  viel  weiter  und  kam  auf 
diese  Weise  zu  einer  abermaligen  Alleinherrschaft,  obwohl 
unter  anderer  Etikette. 

Die  erste  Arbeit,  die  die  Stände,  seit  sie  den  20.  Januar 
171 9  zusammengetreten  waren,  vornahmen,  war  die,  dem 
Lande  eine  neue  Verfassung  zu  geben.  Während  diese 
ausgearbeitet  wurde,  war  Ulrika  Eleonora  allerdings  zur 
Königin  erkoren  worden,  nachdem  sie  allen  Ansprüchen 
an  die  Krone  entsagt  und  ihrem  Widerwillen  gegen  die 
sog.  Souveränität  Ausdruck  gegeben  hatte,  aber  sie  mußte 
sich  dabei  verpflichten,  die  neue  Regierungsform  anzu- 
erkennen. Im  folgenden  Jahre,  1720,  wo  die  Krone  ihrem 
Gemahl,  Friedrich  von  Hessen,  übertragen  wurde,  wurde 
eine  neue  verbesserte  Auflage  derselben  Regierungsform 
erlassen.  Diese  nebst  der  im  Jahre  1723  ausgearbeite- 
ten Reichstagsordnung  wurden  die  neuen  ,, Fundamental- 
gesetze" des  Reiches,  an  die  sich  die  von  jedem  Monarchen 
abgegebenen  Königsgelübde  als  Bekräftigung  und 
Auslegung  anschlössen.  Dem  vorherigen  Mangel  an  einer 
geschriebenen  Verfassung  war  somit  abgeholfen,  und  ein 
vollkommener  Ersatz  für  das  Königsrecht  im  alten  Reichs- 
gesetz geschaffen. 

Den  Geist  der  neuen  Verfassung  ließ  schon  das  Urteil 
über  die  Alleinherrschaft,  wie  es  in  der  Wahlakte  Ulrika 
Eleonoras  ausgesprochen  war,  ahnen.  Dort  heißt  es  u.  a., 
daß  ,, sämtliche  Reichsräte  und  versammelten  Stände, 
durch  die  betrübende  und  durchaus  verderbliche  Erfahrung 
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gewarnt  und  erschreckt,  beschlossen  haben  mit  einstim- 
migem Beschluß  und  ernstem  Vorhaben  für  jetzt  und  alle 
Zeiten,  eine  solch  schädliche  Alleinherrschaft  vollständig 
abzuschaffen,  zu  unterdrücken,  niederwerfen  und  zu  ver- 
nichten". Das  Erbreich  wurde  beibehalten,  aber  der 
König  war  mehr  gebunden  und  eingeschränkt,  als  irgendein 
Wahlkönig  es  gewesen  war.  Der  König  wurde  allen  Ein- 
flusses beraubt,  nicht  nur  was  die  Besteuerung,  sondern 
auch,  mit  unbedeutenden  Ausnahmen,  was  die  Gesetz- 
gebung betraf,  ja  sogar  ein  großer  Teil  der  eigentlichen 
Regierung  wurde  ihm  entzogen,  sobald  der  Reichstag 
versammelt  war.  Der  König  war  in  Wirklichkeit  nur 
Vorsitzender  im  Rate,  der  nun  die  Regierung  darstellte, 
und  in  dem  die  meisten  Geschäfte  durch  Abstimmung, 
bei  welcher  der  Monarch  zwei,  in  gewissen  Fällen  drei 
Stimmen  hatte,  erledigt  wurden.  Aber  der  Rat  wurde, 
wenn  nicht  formell,  so  doch  realiter,  von  den  Ständen 
ernannt  und  war  ihr  ,, Verordneter",  wie  es  hieß.  In  der 
ersten  Zeit  versuchte  wohl  dieser  mit  Arvid  Hörn  an  der 
Spitze  seine  Stellung  als  Landesregierung  ein  wenig  mehr 
geltend  zu  machen,  aber  mit  Horns  Fall,  1738,  wurde  ein 
jeder  Versuch  dieser  Art  abgewiesen,  und  der  Rat  wurde 
lediglich  der  Vertreter  der  Stände  und  diesen  verantwort- 
lich für  all  sein  Tun  und  Lassen.  Und  derselben  Verant- 
wortlichkeit sind  alle  Beamten  und  Richter,  ohne  Aus- 
nahme, unterworfen.  Alle  Macht  im  Staate  lag  in  den 
Händen  der  Stände,  die  nun  alle  drei  Jahre  oder  nach 
eigenem  Beschluß  öfter  zusammenkommen  sollten. 

Dies  war  die  gewaltsamste  Umwälzung  aller  be- 
stehenden Verhältnisse;  im  Grunde  genommen  bestand  aber 
dieselbe  Alleinherrschaft  fort,  obwohl  der  Ausübende  der- 
selben ,,die  gewalthabenden  Stände",  anstatt  ,,der  König- 
lichen Majestät",  waren.  Dies  bemerkte  man  indessen 
nicht,  sondern  glaubte,  die  ,, Freiheit"  errungen  zu  haben. 
In    hohen    Tönen     wurde     diese     und     ,,die     glückselige 
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Regierungsform"  gepriesen.  Alle  Versuche,  die  bei  ver- 
schiedenen Gelegenheiten  gemacht  wurden,  diese  Freiheit 
etwas  zu  beschränken  und  dem  König  zu  größerem  Ein- 
fluß zu  verhelfen,  wurden  mit  Strenge  abgewiesen.  Ja, 
selbst  eine  Kritik  der  Staatsform,  die  sich  zuweilen  hervor- 
wagte, seitdem  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  etwas  mehr 
Rede-  und  Preßfreiheit  gewährt  wurde,  erhielt  kein  Gehör. 
Im  Gegenteil,  je  länger  es  währte,  desto  eifrigere  Ver- 
teidiger fand  sie,  und  desto  mehr  wurde  das  System  zu 
einer ^^  staatsrechtlichen  Theorie  ausgebildet. 

Die  Stände  standen  über  dem  Gesetze  und  der 
Verfassung.  Das  war  der  Grundgedanke  dieser  Theorien. 
Eine  juridische  Stütze  für  diese  Auffassung,  besonders 
was  das  Verhältnis  zum  König  und  dessen  Ansprüchen, 
auch  gehört  zu  werden,  anbelangt,  besaß  man  in  den 
Königsgelübden,  wo  der  König  verspricht:  ,, immer 
übereinzustimmen  mit  sämtlichen  Ständen  des  Reiches, 
die  jetzt  und  in  Zukunft  befugt  wären  zu  solchen  Be- 
schlüssen und  Verordnungen  über  sich  und  das  Reich, 
■  welche  ^sie  für  wohlgeeignet  für  das  allgemeine  Wohl  und 
ihre  Freiheit,  Wohlbefinden  und  Sicherheit  halten".  Ferner 
wurde; die  unbeschränkte  Macht  über  alles  und  alle  ganz 
allgemein  aus  dem  Begriff  des  Gesetzgebers  abgeleitet. 
,,Der  Gesetzgeber  steht  über  und  nicht  unter  dem  Gesetze", 
war  ein  beliebter  Ausspruch.  Derjenige,  der  das  Gesetz 
gegeben  und  es  zu  jeder  Zeit  ändern  kann,  ist  Herr  des 
Gesetzes.  In  gleicher  Weise  wie  Karl  XI.  sich  als  Souverän 
betrachtete,  taten  dies  auch  die  gewalthabenden  Stände 
der  Freiheitszeit.  Das  eine  war  Fürstensouveränität,  das 
andre  Volkssouveränität.  Aber  in  beiden  Fällen  betrachtete 
man  sich  als  über  dem  Staate  stehend,  nicht  als  sein  Organ, 
sondern  als  sein  Herr.  Der  moderne  Staatsbegriff,  wie  er 
zur  Zeit  Gustav  Adolfs  und  Axel  Oxenstiernas  schon  aus-, 
gebildet  war,  kam  ebensowenig  unter  dem  Parlamentaris- 
mus der  Freiheitszeit  als  unter  dem  absoluten  Königtume 
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der  Karle  zu  seinem  Recht.  Dieser  Begriff  dürfte  übrigens 
selten,  wenn  überhaupt  jemals,  dort  aufkommen,  wo  die 
Staatsmacht  ungeteilt  in  einer  Hand,  sei  es  in  der  eines 
Fürsten  oder  eines  Reichstages,  liegt.  Erst  wenn  mehrere 
sich  darein  teilen,  kann  der  Staatsbegriff  sich  von  der 
Person  der  Machtinhaber  loslösen  und  diese  dadurch  als 
Organe  betrachtet  werden. 

Die  Freiheitszeit  bietet  ein  in  mannigfacher  Hinsicht 
glänzendes  Bild  dar,  sowohl  auf  dem  Gebiete  der  Wissen- 
schaften als  der  allgemeinen  Kultur.  Es  scheint,  als  hätten 
die  Kräfte,  die  unsere  Großmachtszeit  geschaffen,  nun,  da 
die  Gelegenheit  zur  Betätigung  nach  außen  fehlte,  sich 
nach  innen  gewandt,  um  dort  die  ihnen  innewohnende 
Energie  zu  entwickeln.  Im  Staatsleben  jedoch,  wo  die 
Eigenart  dieser  Zeit  sich  besonders  hervortat,  haben  sie 
durchaus  keine  guten  Früchte  gezeitigt.  Wohl  trugen  sie 
dazu  bei,  im  schwedischen  Volke  ein  Interesse  für  den 
Staat  und  öffentliche  Dinge  zu  entwickeln;  und  die  Geschäfts- 
formen des  Reichstages  wurden  damals  auf  eine  Weise 
ausgearbeitet,  daß  sie  in  vielen  Fällen  noch  heute  Geltung 
haben. 

Hiervon  abgesehen,  sind  es  aber  meistens  traurige 
Erinnerungen,  die  die  Zeit  hinterlassen  hat.  Das  Partei- 
wesen, das  ganz  wie  im  englischen  Parlamentarismus  die 
Form  eines  Zweiparteisystems  annahm,  trat  in  seiner 
schlimmsten  Gestalt  hervor.  Belohnungen  für  Partei- 
genossen und  Verfolgungen  der  Gegner  war  ein  beliebter 
Regierungsgrundsatz  sowohl  der  ,,Hut"-  als  der  ,,Mützen**- 
partei.  Und  wie  früher  Güter  und  Steuern  die  Belohnungen 
ausmachten,  so  waren  es  jetzt  Ämter;  und  da  nunmehr 
die  meisten  Adligen  Beamte  waren,  so  wurde  der 
Beamtenstand  mehr  und  mehr  in  die  Politik  hineingezogen 
und  dadurch  korrumpiert.  Am  schlimmsten  war  jedoch 
die  Demoralisation,  die  durch  die  ausländischen  Mächte 
bei  all  denen,  die  am  politischen  Leben  teilnahmen,  hervor- 
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gerufen  wurde.  Die  einzelnen  Reichstagsabgeordneten 
waren  in  großer  Menge  von  fremden  Staaten  besoldet, 
welche  dadurch  ,,die  gewalthabenden  Stände  des  Reiches" 
nach  Belieben  lenkten.  Es  scheint  unbegreiflich,  wie  die 
Nachkommen  des  Volkes  Gustav  Adolfs  und  Karls  XII. 
so  entarten  konnten.  Aber  die  Erklärung  liegt  in  der 
Schwächung  des  Verantwortlichkeitsgefühls,  die  jede  kollek- 
tive Gewalt  durch  eine  große  Menge  mit  sich  führt,  und 
besonders  in  dem  Bewußtsein,  keine  Macht  über  und  nicht 
einmal  neben  sich  zu  haben.  Der  politische  Grundgedanke 
der  Zeit,  das  System  des  alleinherrschenden  Reichstages, 
war  die  Ursache  alles  Bösen. 

Indessen  beschränkten  sich  die  Wirkungen  der  Ver- 
fassung nicht  nur  auf  die  Demoralisation  der  Einzelnen. 
Sie  bedrohten  das  Reich  selbst  mit  Untergang.  Die  Nachbar- 
staaten, Rußland,  Preußen  und  Dänemark,  verpflichteten 
sich  schließlich  durch  die  Traktate  von  1764  und  1765, 
das  Regiment  der  Stände  aufrechtzuerhalten.  Man  hatte 
es  erlebt,  wie  in  Polen  ein  zügelloser  Reichstag  die  Ge- 
legenheit zur  Zerstückelung  des  Reiches  gegeben  hatte. 
Ein  gleiches  Schicksal  gedachte  man  Schweden  zukommen 
zu  lassen.  Rußlands  Gesandter  in  Stockholm,  Osterman, 
führte  das  Spiel  an.  Hier  gab  es  nur  eine  Rettung  — 
Staatsumwälzung  —  die  glücklicherweise  dazwischentrat. 
Zum  dritten  Male  in  einem  Zeitraum  von  noch  nicht 
hundert  Jahren  erfuhr  die  schwedische  Verfassung  eine 
gewaltsame  Umwandlung.  Die  beiden  vorhergehenden 
Male  geschah  dies  als  Opposition  gegen  Mißbräuche  oder 
Gewalttaten  der  Regierung.  Jetzt  kam  sie  als  Rettung  in 
höchster  Lebensgefahr. 

Als  Gustav  III.  im  August  1772  die  Gewaltherrschaft 
der  Stände  stürzte,  war  er  sich  der  Aufgabe,  was  die  Um- 
gestaltung der  Verfassung  betraf,  wohlbewußt.  Er  berührte 
sie  in  der  Einleitung  zu  der  neuen  Regierungsform  mit 
den  Worten:    ,,Da  wir   leider   die   traurigen  Erfahrungen 
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gemacht    haben,    daß    einige    Mitbürger    sich    unter    dem 
Namen  der  edlen  Freiheit  zur  Herrschaft  aufgeschwungen 

haben so  waren  wir  darauf  bedacht,  unsre  Freiheit 

so  zu  befestigen,  daß  diese  nicht  gekränkt  werden  könnte, 
weder  durch  einen  unternehmenden,  dem  Gemeinwohl  übel 
gesinnten  Regenten  noch  durch  ehrgeizige,  eigennützige 
und  verräterische  Mitbürger".  Diese  beiden  Gegensätze, 
die  königliche  Alleinherrschaft  und  die  Ständeregierung, 
sollten  vermieden  und  verhindert  werden.  König  und 
Reichstag  waren  jedoch  die  beiden  Mächte,  auf  denen 
das  schwedische  Staatswesen  ruhte;  also  galt  es,  die  Grenzen 
für  die  Befugnis  jeder  derselben  sogleich  abzustecken  und 
die  rechte  Form  für  ihr  Zusammenwirken  zu  finden. 
Gustav  III.  beging  dabei  den  Fehler,  zu  glauben,  daß  die 
Rückkehr  zu  den  Verhältnissen,  die  vor  dem  Jahre  1680 
herrschten,  die  richtige  Lösung  wäre.  In  Übereinstimmung 
damit  wurde  die  Macht  des  Reichstages  mehr  als  nötig 
beschränkt.  Vor  allen  Dingen  verstieß  die  Aufhebung 
des  Rechtes  des  Reichstages,  zu  bestimmten  Zeiten  zu- 
sammenzutreten, gegen  den  Geist  der  neuen  Zeit.  Dies 
war  auch  eine  der  Veranlassungen  zum  Konflikt,  indem 
die  Stände  sich  ihrer  Macht,  die  Vermögenssteuer  (,,be- 
villningen")  für  gewisse  Zeit  zu  bestimmen,  bedienten, 
um  auf  diese  Weise  die  Einberufung  des  Reichstages  zu 
erzwingen.  Schließlich  gab  der  König  selbst  Veranlassung 
zum  Bruch,  als  er  den  Satzungen  seiner  eignen  Regierungs- 
form zuwider,  1788  den  Krieg  gegen  Rußland  begann, 
ohne  die  Stände  zu  fragen.  Das  Anjalabündnis  bewies  aber, 
daß  der  Geist  der  Freiheitszeit  noch  fortlebte.  Um  die 
Adelsopposition  zu  brechen,  wurde  nun  mit  der  Hilfe  der 
niederen  Stände  ,,die  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte"  auf 
dem  Reichstage  in  Stockholm  1789  durchgesetzt.  Durch 
diesen  neuen  Staatsstreich  wurde  nicht  nur  dem  König 
das  Recht,  einen  Anfallskrieg  zu  beginnen,  wiedergegeben, 
sondern    auch    sonst    seine    Macht    bedeutend    erweitert, 
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während     die    der     Stände    im     Gegenteil     eingeschränkt 
wurde. 

Die  so  vorgenommene  Änderung  der  Verfassung 
bedeutete  jedoch  keineswegs  eine  Alleinherrschaft  in 
karolinischem  Geiste.  Nicht  nur  die  Besteuerung,  sondern 
auch  die  Gesetzgebung,  außer  der  administrativen,  erheischte 
fortdauernd  die  Mitwirkung  der  Stände.  Außerdem  wurde 
ihnen  die  Verwaltung  der  Reichsschulden  übergeben, 
während  sie  auch  in  ungestörtem  Besitze  der  Reichsbank 
verblieben.  Es  ist  die  Verfassung,  die  Finnland  nach 
seinem  Losreißen  von  Schweden  im  Jahre  1809  gehabt 
hat  und  bis  zur  letzten  Zeit  noch  hatte.  Sie  kann  mit 
Recht  als  konstitutionell  bezeichnet  werden,  wie  bedeutend 
auch  die  Macht  des  Monarchen  sein  mag.  Aber  als  sie 
zustande  kam,  bedeutete  sie  statt  einer  Annäherung  eine 
Entfernung  von  der  schließlichen  Lösung  des  großen  Kon- 
flikts zwischen  König  und  Ständen,  der  seit  1680  bestand. 
Sicher  hätte  derselbe  auch  nicht  so  lange  gewährt,  wie  es 
nun  geschah,  wenn  nicht  der  Tod  des  Königs  durch  Mörder- 
hand 1792  dazwischengekommen  wäre.  Dieses  Ereignis 
befestigte  die  Verfassung.  Denn  wer  wollte  nun  hervor- 
treten und  erweiterte  Rechte  für  die  Stände  fordern,  aus 
deren  Reihen  der  Verüber  dieser  Freveltat  hervorgegangen 
war.  Ebensowenig  konnte  man  dies  von  einer  Vormund- 
schaftsregierung (1792 — 1796)  erwarten.  Der  Sohn  des 
Ermordeten  hätte  es  tun  können.  Aber  es  gehörte  größere 
Begabung  und  ein  klarerer  staatsmännischer  Blick,  als 
Gustav  IV.  Adolf  ihn  besaß,  dazu,  mit  Überwindung  des 
berechtigten  Gefühls  von  Abscheu  und  Entrüstung  über 
die  Missetat  doch  die  Gedanken  und  Bestrebungen,  die 
hinter  derselben  lagen,  zu  billigen.  Daher  kam  es,  daß 
das  Provisorium  —  wie  man  diese  Verfassung  von  1789 
nennen  könnte  —  so  lange  währte.  Und  in  einer  Be- 
ziehung gereichte  dies  dem  Lande  nicht  zum  Schaden. 
Denn  auf  diese  Weise  konnte  die  Generation  der  Reichs- 
Fahlbeck,  Die  Regierungsform  Schwedens  3 
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stände,  die  sich  gewöhnt  hatte,  für  klingende  Münze  sich 
und  ihr  Land  zu  verkaufen,  aussterben.  Ein  neues  Ge- 
schlecht mußte  heranwachsen,  damit  der  Reichstag  zum 
Gewinn  des  Landes  und  Volkes  seine  Aufgabe  im  Staate 
erfüllen  konnte. 

Nun  waren  es  die  Ereignisse  selbst,  die  mit  unwider- 
stehlicher Macht  zu  der  schließlichen  Lösung  des  mehr 
als  hundertjährigen  Konflikts  zwischen  König  und  Ständen 
führten. 

In  den  großen  Streit  zwischen  Frankreich  und  Eng- 
land wurden  allmählich  alle  Staaten  Europas  hinein- 
gezogen. Die  Lage  Schwedens  war  schwer,  auf  welche 
Seite  es  sich  auch  stellen  mochte.  Des  Königs  persönliches 
Mißfallen  gegen  Napoleon  gab  den  Ausschlag,  und  infolge- 
dessen kam  es  1808  nach  zwei  Seiten  hin  zum  Kriege, 
mit  Rußland  und  mit  Dänemark.  Gustav  Adolf  war  der 
schweren  Situation  durchaus  nicht  gewachsen,  ebenso- 
wenig aber  irgendeiner  derjenigen,  die  ihm  hätten  helfen 
sollen.  Finnland  wurde  alsbald  von  russischen  Truppen, 
die  auch  Schweden  bedrohten,  überschwemmt.  In  dieser 
Zeit  der  höchsten  Not  reifte  rasch  der  Entschluß,  den 
König  abzusetzen,  denn  seiner  Halsstarrigkeit  und  un- 
klugen Politik  schrieb  man  in  erster  Linie  die  Schuld  an 
der  verzweifelten  Lage  zu.  Man  bildete  sich  auch  ein, 
dadurch  Napoleons  Gunst  erkaufen  zu  können  und  das 
Land  so  zu  retten.  Daß  der  Absetzung  des  Königs  am 
13.  März  1809  eine  Verfassungsrevision  folgen  mußte, 
erschien  allen  selbstverständlich.  Denn  nicht  ohne  Grund 
sah  man  die  letzte  Ursache  der  unglücklichen  Lage  des 
Reiches  im  Staatswesen  selbst.  Die  Stände  durften  nicht 
zusammengerufen  werden,  und  doch  schrieb  die  Regierung 
eine  Kontribution  nach  der  andern  aus.  Zu  der  allgemeinen 
Ratlosigkeit  gesellte  sich  also  eine  stumme  Opposition 
gegen  alle  Pläne  und  Vorschläge  des  Königs,  die  aus  dem 
Unwillen   über   die  Alleinherrschaft   herrührte.      Die   Ver- 
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fassung  hatte  folglich,  wenn  auch  hauptsächlich  indirekt, 
ihren  großen  Anteil  an  der  unglücklichen  Lage  jetzt  wie 
in  den  Jahren  171 8  und  1772.  Alle  fühlten,  daß  nun 
die  Zeit  für  die  Erfüllung  der  Hoffnungen  auf  eine  wirk- 
lich konstitutionelle  Verfassung,  die  man  seit  dem  Tode 
Gustavs  III.  allgemein  hegte,  inne  war. 

Aber  statt  des  Monarchen  waren  es  die  Stände,  die 
diese  Wiederherstellung  bewerkstelligen  sollten.  Ein  Ver- 
such Herzog  Karls,  des  Bruders  Gustav  IV.  Adolfs,  da- 
zwischenzutreten und  das  V^erk  zu  vollbringen,  wurde  mit 
Bestimmtheit  zurückgewiesen,  und  so  wurde  dem  Reichs- 
tage, als  dem  Vertreter  des  schwedischen  Volkes,  die  Rolle 
zuteil,  dem  Lande  die  neue  Verfassung  zu  geben.  Der 
Konstitutionsausschuß  und  dessen  Sekretär,  Hans 
J  ä  r  t  a  ,  führten  die  Arbeit  in  einem  Zeitraum  von  nur 
vierzehn  Tagen  aus,  und  am  6.  Juni  1809  wurde  die  Re- 
gierungsform, deren  Säkulartag  wir  kürzlich  feierten,  an- 
genommen. 

Es  erscheint  kaum  glaublich,  daß  man  in  so  kurzer 
Zeit  eine  Verfassung,  die  noch  dazu  keine  Spur  von  Stümper- 
haftigkeit  an  sich  trug,  ausarbeiten  konnte.  Allerdings 
hatte  man  einen  Entwurf  in  dem  vom  Regierungspräsi- 
denten Häkansson,  auf  Befehl  des  Herzogs  Karl  ange- 
fertigten Vorschlag,  aber  auch  dieser  war  im  Laufe  von 
zwei  Wochen  entstanden.  Außerdem  wich  man  vielfach 
davon  ab.  Daß  die  Arbeit  so  schnell  und  doch  so  gründlich 
ausgeführt  wurde,  findet  wohl  zum  Teil  seine  Erklärung 
in  der  kritischen  Aufklärungsarbeit  betreffs  der  politischen 
Ideen,  die  schon  in  der  letzten  Periode  der  Freiheitszeit 
begonnen  wurde,  und  die  nun  Früchte  trug.  Aber  unver- 
gleichlich wichtiger  war  der  Umstand,  daß  die  Geschichte 
des  Landes  und  die  lebendige  Erfahrung  des  Volkes  klar 
vorschrieben,  wie  das  Werk  im  großen  wie  im  kleinen 
gestaltet  werden  müßte. 
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Gustav  III.  hatte  den  ersten  Versuch  gemacht,  das 
Gleichgewicht  zwischen  den  beiden  Machthabern,  ohne 
welche  der  Staat  nicht  bestehen  konnte,  wiederherzustellen. 
Dies  gelang  ihm  nicht,  aber  neue  Erfahrungen  wurden 
dabei  gewonnen.  Nun  sollte  der  Versuch  wiederholt  werden, 
und  nun  gelang  es,  denn  man  sah  jetzt  klarer  sowohl 
die  Aufgabe  als  die  Lösung  derselben.  Unter  Aufrecht- 
erhaltung der  vollen  Selbständigkeit  beider  historisch  an- 
erkannten Machthaber,  König  und  Reichstag,  mußte  jeder 
Übergriff  von  beiden  Seiten  her  verhindert  und  ihr  Zu- 
sammenwirken zum  Wohle  des  Ganzen  befestigt  werden. 
Die  Staatsmacht,  die,  ungeteilt  vom  König  oder  von  den 
Ständen  allein  ausgeübt,  stets  mißbraucht  worden  war, 
mußte  zwischen  beiden  geteilt  werden,  und  zwar  mußte 
diese  Teilung  an  den  Staatsfunktionen  vorgenommen 
werden.  Das  war  in  großen  Zügen  die  Lösung  des  Problems, 
die  sich  von  salbst  ergab.  Die  nähere  Ausführung  derselben 
lag  teils  in  der  Natur  der  Sache,  teils  in  den  historisch 
gegebenen  Verhältnissen  begründet.  Dem  Könige  kam 
mit  unbedeutenden  Ausnahmen  die  ausübende  Macht  zu, 
dem  Reichstage  ebenso  die  Besteuerung,  während  teilweise 
beide  zusammen,  teilweise  jeder  einzeln,  die  Gesetzgebung 
auf  den  verschiedenen  Gebieten  ausüben  sollten. 

Das  ist  in  kurzen  Worten  die  neue  Verfassung.  Sie 
erscheint  so  kunstvoll,  daß  man  sie  für  das  Ergebnis  einer 
Theorie  halten  könnte,  aber  dies  wäre  ein  Irrtum,  denn 
nur  teuer  erkaufte  Erfahrungen  sind  in  ihr  verkörpert 
worden.  Die  ungeteilte  Macht  führt  zum  Verderben,  dies 
war  die  Grundweisheit,  die  die  eigene  Geschichte  lehrte. 
Das  Korollarium  dieser  Lehre  war,  daß  die  Teilung  der 
Macht  die  erste  Bedingung  für  das  Wohl  des  einzelnen 
wie  der  Gesamtheit  ist.  ,, Gewarnt  durch  eine  doppelte 
Erfahrung,"  sagte  Hans  Järta  in  dem  berühmten 
Memorial  vom  2.  Juni  1809,  das  dem  Vorschlag  zu  der 
Regierungsform       beigefügt      war,       , .suchte       man      die 
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Nation  vor  der  wechselnden  Bedrückung  seitens  der  beiden 
höchsten  Gewalthaber  zu  bewahren,  welche  seit  einem 
Menschenalter,  jeder  in  seiner  einseitigen  Richtung  bis  zu 
verhaßter  Übertreibung,  ebenso  rücksichtslos  als  ver- 
nichtend dahingeschritten  waren."  Angesichts  dieser 
Lehren  und  mit  ihnen  als  Richtschnur  war  es  eine  leichte 
Sache,  aus  den  älteren  Verfassungen  herauszufinden,  wo- 
durch die  Übergriffe  verursacht  worden  waren,  sie  zu 
vermeiden  und  die  Grenzen  für  den  Wirkungskreis  beider 
Machthaber,  teils  je  für  sich,  teils  gemeinsam,  zu  bestimmen. 


Somit  ist  nun  das  konstitutionelle  Staatswesen  in 
unsrem  Lande  vollendet.  Wir  standen  schon  nahe  an 
diesem  Ziele,  als  im  Jahre  1680  die  stetige  Entwicklung 
unterbrochen  und  durch  eine  antithetische  Fortbildung 
ersetzt  wurde.  Denn  daß  sie  in  so  hohem  Grade  zwischen 
Gegensätzen  hin  und  hergeworfen  wurde,  ist  das  Eigen- 
tümliche bei  der  Entwicklung  der  schwedischen  Verfassung. 
Diese  Tatsache  entspricht  wohl  im  Grunde  der  Gemütsart 
des  schwedischen  Volkes,  die  zu  gleicher  Zeit  träge  und 
heftig  ist.  Aber  sie  ist  auch  in  typologischer  Hinsicht 
bemerkenswert,  durchaus  verschieden  von  der  entsprechen- 
den Entwicklung  in  England,  die  sonst  eine  Zeitlang 
große  Ähnlichkeit  mit  der  schwedischen  hatte.  Denn  im 
16.  und  besonders  im  17.  Jahrhundert  wuchs  das  kon- 
stitutionelle Staatswesen  in  den  beiden  Ländern,  wenn 
auch  nicht  auf  gleiche  Weise  —  denn  in  Schweden  waren 
es  die  Könige,  die  es  förderten,  in  England  dagegen  das 
Parlament  ■ —  so  doch  zu  gleichem  Resultat  heran.  Schweden 
in  den  Jahren  1660 — 1672  und  England  um  das  Jahr  1688 
standen  ungefähr  auf  derselben  Höhe  der  konstitutionellen 
Entwicklung.  In  England  ging  man  ununterbrochen  den 
einmal  eingeschlagenen  Weg  vorwärts,  während  in  Schwe- 
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den,  wie  vorher  berichtet  wurde,  die  Entwicklung  durch 
Gegensätze  sich  vollzog.  Infolgedessen  war  das  Endresultat 
dieser  Entwicklung,  wie  man  sich  denken  kann,  in  beiden 
Fällen  ganz  verschieden,  nicht  nur,  was  die  Verfassung 
anbelangt,  sondern  auch  in  Betreff  der  Gesellschaft.  Eng- 
land erlangte  seinen  mit  Recht  bevmnderten  ,, einheit- 
lichen" Parlamentarismus,  aber  es  erkaufte  denselben,  wie 
überhaupt  seinen  Konstitutionalismus,  mit  dem  Verluste 
seines  Bauernstandes,  den  man  in  unseren  Tagen  eifrig 
bemüht  ist  wiederherzustellen.  In  Schweden  dagegen 
erhielt  und  stärkte  die  große  Reduktion  den  Bauernstand, 
und  bei  jeder  folgenden  Staatsumwälzung  wurden  die 
sozialen  Unterschiede  weiter  ausgeglichen,  so  daß  die 
schwedische  Gesellschaft,  die  einstmals  ebenso  aristo- 
kratisch gewesen  war  wie  die  Englands,  nun  im  Vergleich 
zu  dieser  eine  durchaus  demokratische  ist. 

Und  unsere  Verfassung,  der  ,, dualistische"  Parla- 
mentarismus, ist  in  ihrer  Art  nicht  minder  bemerkenswert 
als  die  englische.  Vor  allem  hat  sie  bewiesen,  daß  sie 
vollkommen  dem  Bedürfnis  des  Staatslebens,  dem  politischen 
Können  und  den  politischen  Gewohnheiten  des  schwedischen 
Volks  entspricht.  Sie  ist  freilich  nicht  fehlerfrei  —  aber 
welche  Verfassung  ist  dies  wohl  ?  Die  Formen  für  die 
Kommunikation  zwischen  Regierung  und  Reichstag  waren 
von  Anfang  an  schwerfällig.  Sie  sind  allerdings  durch  die 
Zulassung  des  Staatsrates  zu  den  Verhandlungen  des 
Reichstages  verbessert  worden,  zeichnen  sich  aber  noch 
immer  durch  eine  gewisse  Schwerfälligkeit  aus.  Dieser 
und  andere  Fehler  werden  jedoch  mehr  als  ganz  durch 
die  großen  Verdienste  der  Verfassung  aufgewogen,  indem 
sie  in  ausgezeichneter  Weise  Freiheit  mit  Gesetzmäßigkeit, 
Selbstregierung  des  Volkes  mit  einer  starken  Staatsmacht 
verbinden.  ; 

Das  Wichtigste  für  den  Augenblick  war,  daß  sie  der 
Nation  das  Gefühl  des  inneren  Gleichgewichts,  dessen  sie 
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so  lange  entbehrt  hatte,  wiederschenkte,  indem  sie  den 
hundertjährigen  Verfassungskonflikt  beendete.  Später  hat 
sie  ein  solches  Anpassungsvermögen  gezeigt,  wie  es  nur 
das  wahrhaft  Lebensfähige  besitzt.  Die  vier  Stände  sind 
den  zwei  Kammern  gewichen,  die  aus  allgemeiner  Wahl 
hervorgehen,  und  das  ganze  Gemeinwesen  ist  stark  demo- 
kratisiert worden.  Aber  die  Verfassung  eignet  sich  ebenso 
gut    dafür. 

Denn  sowohl  zufolge  ihrer  Entstehungsart  wie 
auch  ihres  ganzen  Inhalts  wegen  ist  die  Regierungs- 
form von  1809  eine  in  hohem  Grade  demokratische  Ver- 
fassung. Man  hat  dies  nicht  genügend  verstehen  wollen 
und  sie  deshalb  nicht  selten  rückständig  und  nicht  parlamen- 
tarisch gescholten.  Dieses  Mißverständnis  wurde  durch 
die  Zusammensetzung  des  Reichstages,  zuerst  aus  den 
vier  alten  Ständen,  später  seit  1866  aus  zwei,  nach  einem 
ziemlich  hohen  Zensus  gewählten  Kammern,  veranlaßt. 
Die  gewaltige  Macht,  die  der  Reichstag  ausübt,  und  die 
größer  ist,  als  die  meisten  anderen  Volksvertretungen  sie 
besitzen,  sollte  jedoch  gezeigt  haben,  daß  diese  Regierungs- 
form eine  hochentwickelte  Volksherrschaft  in  sich  schließt 
—  allerdings  nicht  eine  direkte  und  unbegrenzte,  sondern 
eine  indirekte  und  begrenzte.  Denn  das  geboten  die  Lehren, 
die  die  Geschichte  dem  schwedischen  Volke  geschenkt, 
mit  zwingender  Gewalt. 

Und  im  letzten  Grunde  waren  es  diese  geschichtlichen 
Lehren,  die  die  Verfassung  diktierten.  Die  Regierungsform 
von  1809  ist  die  Geschichte  Schwedens,  in  Gesetzpara- 
graphen umgesetzt,  die  reife  Frucht  der  inneren  und 
äußeren  Erlebnisse  des  schwedischen  Volkes,  zunächst  aus 
den  beiden  letzten  Jahrhunderten,  aber  durch  diese  von 
der  Zeit  an,  da  ein  Sveareich  existierte.  Darum  ist  auch 
diese  Verfassung  national  und  eigenartig  wie  keine  andre 
außer  der  englischen.  Aber  sie  ist  unbekannt  bei  Fremden  und 
war  nie  der  Gegenstand  der  Nachahmung  wie  die  Englands. 


—     40     ~ 

Aus  demselben  Grunde  ist  sie  auch  im  Lande 
selbst  weniger  geachtet  und  ihrer  Art  nach  erkannt,  als 
sie  es  verdient.  Besonders  wirken  dabei  die  zur  Zeit 
herrschenden  politischen  Doktrinen,  die  auch  bei  uns  eine 
Schwärmerei  der  radikalen  Partei  für  den  einheitlichen 
englischen  Parlamentarismus,  natürlich  ohne  alles  aristo- 
kratische Beiwerk,  veranlaßt  haben.  Man  vergißt,  daß 
wir  schon  etwas  Ähnliches  gehabt  haben  und  glücklicher- 
weise davon  befreit  worden  sind.  Aber  diese  Vergeßlich- 
keit erklärt  sich  aus  der  Suggestion,  die  die  politischen 
Doktrinen  allezeit  auf  die  Menschen  ausgeübt  haben  und 
sie  zu  einer  gleichgesinnten  Masse  in  weit  verschiedenen 
Ländern  macht. 


Die  Regierungsform 


Die  Regierungsform 

bestätigt 

von 

S.    Königlichen   Majestät   und   den    Ständen   des    Reiches, 

datiert  Stockholm,  d.  6.  Juni  1809, 

mit  den  später,  zuletzt  auf  dem  Reichstage  in  Stockholm 

im  Jahre  1909  vom  König  und  Reichstag  angenommenen 

Änderungen. 

Wir  Karl,  von  Gottes  Gnaden,  Schwedens,  der 
Goten  und  der  Wenden  König  usw.  usw.  usw.. 
Erbe  zu  Norwegen,  Herzog  zu  Schleswig-Holstein, 
Stormarn  und  Ditmarsen,  Graf  von  Oldenburg  und 
Delmenhorst  usw.  usw.,  tun  kund:  daß,  indem 
Wir  mit  unumschränktem  Vertrauen  den  Reichs- 
ständen die  Ausarbeitung  einer  neuen  Regierungs- 
form unbeschränkt  überlassen  haben,  die  für  alle 
Zeiten  das  Glück  und  die  Unabhängigkeit  des 
gemeinsamen  Vaterlandes  begründen  soll.  Wir  eine 
Unserem  Herzen  teure  und  ersehnte  Pflicht  erfüllen, 
wenn  Wir  hiermit  das  Grundgesetz  allgemein  kund- 
tun, das  von  den  jetzt  versammelten  Ständen  des 
Reiches  nach  genauester  Überlegung  einmütig  fest- 
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gestellt  und  angenommen  wurde,  und  das  Uns 
heute,  zugleich  mit  deren  freiwilligem  und  ein- 
stimmigem Angebot  der  Krone  und  Regierung 
Schwedens,  im  Reichssaal  überliefert  wurde.  Da 
Wir  mit  tiefster  Rührung  und  lebhaftester  Teil- 
nahme an  den  Schicksalen  des  Volkes,  das  Uns 
auf  eine  so  unvergeßliche  Weise  seine  Zuversicht 
und  Ergebenheit  bewiesen  hat,  diesem  seinem 
Wunsche  entgegenkommen,  hegen  Wir  eine  um 
so  sichrere  Hoffnung  auf  das  Gelingen  Unserer 
fortgesetzten  Bemühungen  um  das  zukünftige  Wohl 
des  Vaterlandes,  als  Unsere  und  Unserer  Untertanen 
gegenseitige  Rechte  und  Pflichten  in  der  neuen 
Regierungsform  so  genau  vorgezeichnet  sind,  daß 
sie  mit  der  Wahrung  der  Hoheit  und  des  Wirkens  der 
Königsmacht  die  gesetzmäßige  Freiheit  des  schwe- 
dischen Volkes  verbinden.  Wir  sind  deshalb  gewillt, 
die  von  den  Reichsständen  gebilligte  Regierungsform 
anzunehmen,  zu  billigen  und  zu  bestätigen,  ganz  so, 
wie  sie  Wort  für  Wort  hiermit  folgt: 

Wir  unterzeichneten  Stände  des  Sveareiches, 
Grafen,  Freiherren,  Bischöfe,  Ritter  und  Adel, 
Geistlichkeit,  Bürgerschaft  und  Bauern,  die  wir 
hier  im  eigenen  und  im  Namen  unserer  daheim- 
gebliebenen Brüder  zur  allgemeinen  Reichsver- 
sammlung beisammen  sind,  tun  hiermit  kund  und 
zu  wissen:  daß  durch  die  eben  stattgefundene 
Regimentsveränderung,  der  wir  insgesamt  unsere 
Bestätigung  gegeben  haben,  wir  Abgeordneten  des 
schwedischen  Volkes  in  das  Recht  eingetreten  sind, 
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selbst  durch  Einführung  einer  veränderten  Staats- 
verfassung die  zukünftige  Lage  des  Vaterlandes  zu 
verbessern:  also  haben  wir  unter  Aufhebung  der  bis 
zum  heutigen  Tage  mehr  oder  minder  gültigen 
Grundgesetze,  nämlich  der  Regierungsform  vom 
21.  August  1772,  der  Vereinigungs-  und  Sicherheits- 
akte vom  21.  Februar  und  3.  April  1789,  der  Reichs- 
tagsordnung vom  24.  Januar  1617  nebst  allen 
anderen  derartigen  älteren  und  jüngeren  Gesetzen, 
Akten,  Verordnungen,  Vorschriften  und  Beschlüssen, 
welche  unter  dem  Namen  Grundgesetze  einbegriffen 
gewesen  sind,  in  Übereinstimmung  und  Gemein- 
samkeit beschlossen,  für  das  Sveareich  und  die 
dazugehörigen  Länder  folgende  Regierungsform 
festzustellen,  die  von  diesem  Tage  an  als  des  Reiches 
erstes  Grundgesetz  gelten  soll:  wir  behalten  uns 
ferner  vor,  die  übrigen  Grundgesetze,  welche  im 
§  85  dieser  Regierungsform  angeführt  sind,  auf  die 
dort  angegebene  Weise,  ehe  die  Reichsversammlung 
zu  Ende  ist,  festzustellen. 

Gleichwie  die  früheren  Regierungsformen,  die  älteste 
von  1634  mit  dem  Additament  von  1660,  die  beiden 
Zwillingsakte  von  1719  und  1720  und  die  von  1772  mit 
der  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  von  1789,  besitzt 
auch  diese  Regierungsform  sowohl  eine  Einleitung  wie 
eine  Nachschrift.  Alle  diese  Einleitungen  geben  eine  kurze 
Übersicht  des  erledigten  Verfassungswerks.  Die  vorliegende 
ist  weniger  wortreich  als  die  Mehrzahl  ihrer  Vorgänger, 
aber  darum  nicht  minder  lehrreich. 

Hier  wird  erzählt,  wie  auf  die  Staatsumwälzung  vom 
13.  März,  ,,die  eben  stattgefundene  Regimentsveränderung", 
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,,die  Ausarbeitung  einer  neuen  Regierungsform"  folgte; 
und  ferner,  daß  das  neue  Grundgesetz  „von  den  jetzt  ver- 
sammelten Ständen  des  Reichs,  nach  genauester  Überlegung, 
einmütig  festgestellt  und  angenommen"  und  darauf  mit 
,, deren  freiwilligem  und  einstimmigem  Angebot  der  Krone 
und  Regierung  Schwedens"  feierlich  dem  Herzog  Karl  zur 
Kundmachung  übergeben  wurde.  Schließlich  wird  erwähnt, 
daß  der  Herzog  dieses  Anerbieten  annimmt  und  erklärt, 
,, diese  von  den  Reichsständen  gebilligte  Regierungsform 
anzunehmen,  zu  billigen  und  zu  bestätigen".  Damit  ist 
Herzog  Karl  Karl  XHI.  geworden  und  die  neue  Verfassung 
feierlich  verkündet  worden. 

Aber  nicht  nur  die  Art  und  Weise,  wie  die  neue  Ver- 
fassung entstand,  geht  aus  dieser  Einleitung  hervor.  Auch 
wie  sie  beschaffen  ist,  und  ihren  allgemeinen  Charakter 
kann  man  aus  ihr  herauslesen. 

Der  Form  nach  ist  sie  ein  Dialog,  in  welchem  zwei 
Parteien  sprechen  und  ein  Übereinkommen  eingehen. 
Diese  Art  erinnert  an  alte  Zeiten,  wo  König  und  Volk, 
dem  Gebot ^des  Reichsgesetzes  gemäß,  gegenseitige  Eide 
ablegten  und  damit  gleichsam  einen  Vertrag  besiegelten. 
Doch  hier  ist  dies  nur  Schein.  Herzog  Karl  nimmt  das 
Anerbieten  der  Krone  unter  der  Bedingung  der  Gutheißung 
der  Verfassung  an.  Darin  allein  besteht  das  Überein- 
kommen. Als  König  spricht  er  in  dem  alten  Kurialstil 
und  tut  als  König  von  Gottes  Gnaden  allem  Volke  kund, 
was  sich  zugetragen  hat.  Aber  für  seinen  eignen  Teil 
erkennt  er  nur  an,  was  die  Stände  beschlossen  haben. 
Sie  sind  es,  die  selbständig  die  neue  Verfassung  dem  Lande 
geben.  Diese  braucht  also  keine  Sanktion  und  ist  nicht 
ein  Vertrag  zwischen  zwei  gleichgestellten  Parteien.  Das 
für  einen  Augenblick  souveräne  schwedische  Volk  hat 
durch  sein  Organ,  die  Stände  des  Reichs,  das  zu- 
künftige Staatswesen  bestimmt  und  die  neue  Verfassung 
gegeben. 
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,,Wir  unterzeichneten  Stände  des  Sveareiches  —  — 
tun  hiermit  kund  und  zu  wissen:  daß  durch  die  eben 
stattgefundene  Regimentsveränderung,  der  wir  insgesamt 
unsere  Bestätigung  gegeben  haben,  wir  Abgeordneten  des 
schwedischen  Volkes  in  das  Recht  eingetreten  sind,  selbst 
durch  Einführung  einer  veränderten  Staatsverfassung  die 
zukünftige  Lage  des  Vaterlandes  zu  verbessern."  Aus 
diesen  Worten  spricht  der  alleinherrschende  Souverän, 
welcher  ,, unter  Aufhebung  der  bis  zum  heutigen  Tage 
mehr  oder  minder  gültigen  Grundgesetze"  erklärt,  ,,in 
Übereinstimmung  und  Gemeinsamkeit  beschlossen  (zu  haben) , 
für  das  Sveareich  und  die  dazu  gehörigen  Länder  folgende 
Regierungsform  festzustellen."  Selten  wohl  ist  eine  Volks- 
versammlung allmächtiger  an  die  Aufgabe  herangetreten, 
ihrem  Lande  eine  neue  Verfassung  zu  schenken.  Aber 
niemals  ist  diese  Aufgabe  mit  größerer  Mäßigung  und 
Weisheit  gelöst  worden.  Besonders  deutlich  tritt  dies 
hervor,  wenn  man  die  Verfassungsarbeit  von  1809  mit 
der  vergleicht,  die  neunzig  Jahre  früher  von  demselben 
Reichstag  ausgeführt  wurde.  Denn  jetzt  setzt  sich  der 
Gesetzgeber  in  seinem  eignen  Werke  Grenzen,  die  ihn 
für  alle  Zeiten  binden  und  ihn  zu  dem  verhältnismäßig 
weniger  bedeutenden  Machthaber  im  Staate  machen.  Dieses 
wird  dadurch  erreicht,  daß  dem  uralten  schwedischen 
Königtum  eine  vollkommen  selbständige  Stellung  bereitet 
und  es  zum  ersten  Organ  im  Staate  gemacht  wird.  Eine 
Andeutung  davon  liest  man  in  den  Worten,  daß  ,, Unsere 
und  Unserer  Untertanen  gegenseitige  Rechte  und  Pflichten 
in  der  neuen  Regierungsform  so  genau  vorgezeichnet 
sind,  daß  sie  mit  der  Wahrung  der  Hoheit  und  des  Wirkens 
der  Königsmacht  die  gesetzmäßige  Freiheit  des  schwe- 
dischen Volkes  verbinden". 

Wie  dieser  Grundgedanke  weiter  ausgeführt  wurde, 
soll  in  dem  Folgenden  gezeigt  werden.  Die  Ausübung  der 
Staatsmacht   ist  zwischen   König   und    Reichstag   derartig 
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geteilt,  daß  von  keiner  Seite  aus  ein  Übergriff  geschehen 
kann,  aber  beide  zum  allgemeinen  Besten  zusammen- 
wirken müssen.  Die  neue  Verfassung  ruht  auf  dem  Prinzip 
eines  streng  durchgeführten  Dualismus.  Die  dua- 
listische Verfassung  besteht  in  allen  konstitutionellen 
Monarchien,  besonders  in  den  deutschen,  aber  da  es  in 
diesen  der  Fürst  war,  der  die  Verfassung  gab,  indem  er 
einen  Teil  seiner  Macht  der  Volksrepräsentation  überließ, 
so  hat  der  Dualismus  dort  ein  anderes  Gepräge.  In  unserem 
Falle  ging  er  aus  der  Selbstbegrenzung  der  Volksmacht 
hervor.  Darum  ist  die  schwedische  Verfassung  von  1809 
ihrem  Wesen  nach  eine  begrenzte  Demokratie,  oder  genauer 
gesagt:  ein  dualistischer  Parlamentaris- 
mus. 

Dies  ist  es,  was  die  Einleitungsworte  uns  lehren  wollen. 

§   I- 

Das  Königreich  Schweden  soll  von  einem  König 
regiert  werden  und  ein  erbliches  Reich  sein  nach 
der  Sukzessionsordnung,  welche  das  Thronfolge- 
gesetz feststellt. 

Ursprünglich  handelte  dieser  Paragraph  von  der  Erb- 
folge ,,für  die  männlichen  Nachkommen  eines  verstorbenen 
Königs."  Diese  Formulierung,  die  gegen  die  Deszendenten 
des  entthronten  Gustav  IV.  gerichtet  war,  weil  auch  diese 
für  des  Thrones  verlustig  erklärt  worden  waren,  wurde 
im  Jahre  1865/66  durch  die  jetzige  ersetzt. 

,,Das  Königreich  Schweden  soll  von  einem  König 
regiert  werden"  —  zum  ersten  Male  wird  dies  ausdrück- 
lich in  der  Verfassung  erklärt,  Wohl  hieß  es  in  dem  alten 
Königsgesetz:  ,,In  ganz  Schweden  soll  nur  Einer  König 
sein."  Aber  diese  Bestimmung  galt  zunächst  dem  Viel- 
königtum, welches  nach  dem  Erlöschen  des  alten  Königs- 
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geschlechtes  während  beinahe  zweihundert  Jahren  in 
Schweden  herrschte  oder  doch  das  Land  bedrohte  (1060 
bis  1250),  und  das  eine  Zeitlang  unter  den  Streitigkeiten 
der  drei  Söhne  Magnus  Ladulas  (1310 — 131 7)  wieder  auf- 
tauchte. Diese  Gefahr,  die  eine  Folge  der  ursprünglichen 
Zusammensetzung  des  Staates  aus  mehreren  kleinen 
Reichen  war,  und  für  die  man  in  Norwegen  ein  warnendes 
Beispiel  vor  Augen  gehabt  hatte,  sollte  für  alle  Zukunft 
beseitigt  sein.  Darum  steht  dieses  Gebot  zuerst  in  dem 
Gesetze,  gleich  nach  der  Aufzählung  der  verschiedenen 
Teile  des  Landes. 

Das  Königtum  war  uralt,  und  niemals  war  vor  1809 
daran  gedacht  worden,  besondere  Satzungen  darüber  zu 
geben.  Nur  sein  Bestand  war  schon  früher  versichert 
worden.  Denn  ,,ein  König  soll  es  sein",  wie  es  in  der  Preß- 
freiheitsverordnung  von  1766  heißt,  wie  auch  die  Zeiten 
sich  verändern  mögen  und  die  Krone  von  einem  Geschlecht 
auf  ein  anderes  übergeht.  Daß  man  nun  im  ersten  Para- 
graphen der  neuen  Verfassung  dies  ausdrücklich  betonte, 
hatte  wohl  seinen  Grund  in  den  großen  Begebenheiten,  die 
kürzlich  stattgefunden  imd  das  Verfassungswerk  veranlaßt 
hatten.  Die  Stände  wollten  auch  auf  diese  Weise  ihre 
Macht,  die  neue  Staatsordnung  zu  bestimmen,  besonders 
hervorheben,  indem  sie  diese  ausdrücklich  in  der  uralten 
Form  feststellten,  zum  Unterschied  anderer  Staatsformen, 
die  kurz  vorh  r  in  Europa  aufgekommen  waren. 

,,Und  ein  erbliches  Reich  sein"  —  auch  dieser  Rechts- 
satz hat  eine  lange  Ahnenreihe  in  der  Geschichte  Schwedens, 
obwohl  er  zunächst  als  eine  Reform  der  mittelalterlichen 
Staatsordnung  zustande  kam.  Durch  die  Erbvereinigung  in 
Westeräs  1544  wurde  dem  Wahlreich  dem  allgemeinen 
Reichsgesetz  gemäß  ein  Ende  gemacht  und  die  Krone  in 
Gustav  Vasas  Geschlecht  für  erblich  erklärt.  Später  wurde 
die  Erblichkeit  der  Krone  als  ein  allgemeiner  Grundsatz 
ausgesprochen,  geeignet,  dem  Zank  und  Streit,  den  ,,eine 
F  a  h  1  b  e  c  k ,    Die  Regierungsform  Schwedens  4 
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lärmende  Königswahl"  stets  verursacht  hatte,  vorzubeugen 
(R.-F.  1634.)  Dynastische  Interessen  veranlaßten,  daß  das 
Erbrecht  1590  und  1604  und  zuletzt  1682  auf  die  weibliche 
Linie  ausgedehnt  wurde.  Dadurch  kam  Christine  und  später 
—  allerdings  nur  durch  die  besondere  Einwilligung  der 
Stände  —  Ulrika  Eleonore  auf  den  Thron  Schwedens.  Die 
Erfahrungen  jedoch,  die  schon  mit  Christine  gemacht  worden 
waren,  und  die  sich  jetzt  zu  wiederholen  drohten,  hatten  zur 
Folge,  daß  man  in  der  Regienmgsform  von  171 9  die  Erb- 
folge auf  die  männliche  Linie  beschränkte.  Dabei  ist  es 
denn  geblieben,  zuletzt  kraft  der  Sukzessionsordnung  vom 
26.  September  i8io."j 

§  2. 

Der  König  soll  stets  die  reine  evangelische  Lehre 
bekennen,  wie  sie  in  der  unveränderten  Augsbur- 
gischen Konfession  und  durch  den  Beschluß  der 
Synode  zu  Uppsala  vom  Jahr  1593  angenommen 
und  erklärt  worden  ist. 

, »Christus  ist  zuerst  in  unserem  Gesetz"  —  so  beginnt 
das  alte  Westgötengesetz,  unser  ältestes,  ungefähr  im  Jahre 
1208  schriftlich  abgefaßtes  Landschaftsgesetz. 

Zur  Erinnerung  daran  und  an  die  große  Begebenheit, 
von  der  diese  Worte  Zeugnis  ablegen — nämlich  die  Einführung 
des  Christentums  im  Lande  — ,  hat  das  Bekenntnis  zum 
christlichen  Glauben  als  erster  Satz  im  Königseide  und  in 
allen  Regierungsformen  und  Königsgelübden  von  jener  Zeit 
an  bis  zu  den  neuesten  gestanden.  Auch  hier  kommt  dieses 
Bekenntnis  als  erstes  Gebot,  gleich  hinter  der  Verkündigung 
der  Staatsform,  welche,  wie  gesagt,  jetzt  zum  erstenmal  er- 
wähnt wird.  Ebenso  wie  im  Königseide  des  alten  Reichs- 
gesetzes wird  gefordert,  daß  der  König  Christ  sein  solle,  aber 
danach    folgt    noch    die    nähere    Bestimmung,    daß    er    ,,die 
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reine  evangelische  Lehre  bekennen  (soll) ,  wie  sie  in  der  unver- 
änderten Augsburgischen  Konfession  und  durch  den  Be- 
schluß der  Synode  zu  Uppsala  vom  Jahre  1593  angenommen 
und  erklärt  worden  ist."  Dies  erinnert  an  die  nächste  große 
religiöse  Umwälzung,  als  die  Reformation  von  Gustav  Vasa 
und  Olaus  Petri  1527  durchgeführt  wurde,  und  die  schweren 
darauffolgenden  Glaubenskämpfe.  Die  reine  lutherische 
Lehre  siegte  schließlich  sowohl  über  Johanns  IIL  Liturgie 
als  auch  über  die  kalvinistischen  Lehrsätze,  die  einige,  darunter 
Herzog  Karl,  später  Karl  IX.,  befürworteten.  Dies  wurde 
auf  der  Versammlung  zu  Uppsala  1593  besiegelt  und  von  dem 
Vorsitzenden  der  Versammlung,  Bischof  Nikolaus  Olai,  mit 
den  bekannten  Worten  verkündet:  ,,Nun  ist  Schweden 
e  i  n  Mann  geworden,  und  alle  haben  wir  einen  Herrn  und 
einen  Gott." 

Somit  war  die  Reformation  vollbracht,  nicht  nur  in 
religiöser,  sondern  auch  in  staatsrechtlicher  Hinsicht.  Die 
Kirche  in  Schweden  wurde  zur  Staatskirche,  mit  dem  Könige 
als  summus  episcopus.  Darum  mußte  er  der  reinen  evan- 
gelischen Lehre  angehören,  und  deshalb  wurde  ihm  das  Recht 
zuteil,  nicht  nur  die  höchsten  Beamten  der  Kirche,  die 
Bischöfe,  einzusetzen,  sondern  auch  einen  großen  Teil  der 
Geistlichen,  obwohl  unter  Mitwirkung  der  Gemeinden  und 
der  Domkapitel,  wie  es  das  Kirchengesetz  von  1686  und  die 
jetzige  Regierungsform  (R.-F.)  §§  29  und  30  bestimmen. 
Auch  die  Gesetzgebung  für  die  Kirche  wird  vom  König 
(laut  R.-F.  §  87)  ausgeübt,  im  Verein  freilich  mit  dem  Reichs- 
tag und  der  besonderen  kirchlichen  Repräsentation,  ,,Kyrko- 
mötet",  die  seit  1863  besteht. 

§  3. 

Die  Majestät  des  Königs  soll  heilig  und  in  Ehren 
gehalten  werden.  Der  König  kann  für  seine  Hand- 
lungen nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 
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König  Christophs  Reichsgesetz  vom  Jahre  1442,  wie 
auch  schon  das  Stadtgesetz  von  1357,  bestimmt:  ,,Ein  jeder, 
sei  es  ein  einzelner  oder  mehrere,  der  vom  König  oder  seinem 
Rate  aussagt,  was  gegen  Ehre  und  Ansehen  dieser  geht,  und 

es  nicht  beweisen  kann soll  enthauptet  werden.    Sagt 

er  andere  schmähliche  Dinge  aus,  die  nicht  gegen  Ehre  und 
Ansehen  gehen,  soll  er  40  Mark  Strafgeld  zahlen  oder  einen 
Monat  im  Gefängnis  des  Königs  bei  Wasser  und  Brot  sitzen." 
Von  dieser  Bestimmung  stammen  dann  das  Gebot  über 
Majestätsverbrechen  in  dem  neuen  bürgerlichen  Gesetze 
von  1734  und  die  Bestimmungen  über  Beleidigungen  gegen 
den  König  und  das  königliche  Haus  in  der  Verordnung  über 
die  Preßfreiheit  von  1766  (und  später  in  der  von  1812). 

Aber  außer  diesen  Satzungen  bürgerlich  rechtlicher  Art, 
die  übrigens  nur  böswillige  Rede  gegen  den  König  betreffen, 
dürften  es  die  politischen  Erfahrungen  von  der  Freiheitszeit 
her  sein,  die  diesen  Paragraphen,  zu  dem  sich  in  früheren 
Regierungsformen  kein  Gegenstück  findet,  und  besonders 
seinen  letzten  Teil  veranlaßt  haben. 

König  Adolf  Friedrich  wie  auch  seine  Gemahlin  Lovisa 
Ulrika  mußten  im  Jahre  1756  von  den  Reichsständen  per- 
sönlich sehr  ernste  Vorwürfe  für  das,  was  sie  damals  und 
früher  Schlimmes  getan  haben  sollten,  entgegennehmen.  Dies 
stimmte  aber  nicht  mit  der  Würde  des  Königtums  überein. 
Da  nun  jedoch  etwas  derartiges  einst  hatte  geschehen  können, 
so  hielt  man  es  für  ratsam,  ausdrücklich  zu  verbieten,  was 
wohl  eigentlich  in  der  Natur  der  Sache  liegt  und  übrigens 
aus  den  neuen  Bestimmungen  über  die  konstitutionelle  Ver- 
antwortlichkeit hervorgeht,  daß  nämlich  der  König  für  seine 
Taten  von  keinem,  wer  es  auch  sein  möge,  ang<  tastet  werden 
dürfe. 

§  4. 
Der  König  allein  soll  das  Reich  regieren  in  der 
Weise,    wie    diese    Regierungsform    es    vorschreibt; 
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indessen  nimmt  er  Bericht  und  Rat  in  den  weiter 
unten  angeführten  Fällen  von  einem  Staatsrate  an. 
Zu  diesem  erwählt  der  König  einsichtsvolle,  er- 
fahrene, redliche  und  allgemein  geachtete  Männer, 
Schweden  von  Geburt  und  der  reinen  evangelischen 
Lehre  angehörig. 

Politische  Erfahrungen  aus  fünf  Jahrhunderten  sind  in 
diesem  Paragraphen  zusammengefaßt.  Schon  das  alte  Reichs- 
gesetz Magnus  Erikssons  bezeichnete  die  Verfassung  als  eine 
gesetzliche  Regierung  des  Königs  mit  der  Hilfe  seines  Rates. 
Im  Mittelalter  beherrschte  der  Rat  den  König,  und  Königs- 
gelübde traten  an  Stelle  des  Königsrechtes.  Gustav  Vasa 
gab  der  Krone  ihre  Selbständigkeit  wieder,  und  daher  heißt 
es  in  der  Regierungsform  1634,  §  3:  ,,Der  König  darf  schalten 
und  walten  über  Burgen  und  Land  und  mit  all  seinem  und 
der  Krone  Recht,  wie  das  Gesetz  es  erlaubt."  Dies  bedeutet 
ungefähr  dasselbe,  was  in  diesem  §  4  ausgesprochen  wird. 
Aber  die  sozialen  Gegensätze  und  die  Übermacht  des  Adels 
-den  anderen  Ständen  gegenüber  führte  die  Entwicklung  auf 
Abwege,  bei  denen  man  von  dem  einen  Extrem  zum  anderen 
ging.  Die  Alleinherrschaft  des  Königs  und  auf  der  anderen 
Seite  die  Übermacht  der  Stände  durch  den  von  ihnen  ab- 
hängigen Rat  waren  die  beiden  Pole,  zwischen  denen  das 
Staatsschiff  mit  kurzer  Unterbrechung  1772 — 1789  hin 
und  herpendelte  bis  1809.  Diese  beiden  Regierungsarten 
brachten  das  Land  seinem  Untergange  nahe.  Darum  galt 
es  jetzt,  die  Verfassung  so  zu  ordnen,  daß  diese  Gegensätze 
vermieden  wurden  und  das  Staatswesen  wieder  auf  dem 
alten  monarchisch-konstitutionellen  Grunde  Fuß  fassen  konnte. 
Man  mußte  eine  einheitliche  und  kraftvolle  Regierung  her- 
stellen, die  in  die  Hand  des  Königs  ohne  Eingriffe  des  Reichs- 
tages gelegt  wurde,  aber  zugl'  ich  Sicherheit  gegen  persönliche 
Willkür  und  eine  Herrschaft  fordern,  die  den  Wünschen  des 
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Volkes  nicht  Rechnung  trug.      Dies  gab  der  Gesetzgebung 
vom  Jahre  1809  ihre  Richtung. 

,,Der  König  allein  soll  das  Reich  regieren"  —  dieser 
uralte  schwedische  Rechtssatz  wurde  während  der  Freiheits- 
zeit völlig  umgestoßen.  So  hieß  es  in  der  Regierungsform  1720, 
§  13:  ,,Der  König  soll  sein  Reich  mit  und  folglich  nicht  ohne, 
viel  weniger  denn  gegen  den  Rat  des  Reichsrates  regieren." 
Dies  bedeutete,  daß  die  Regierungsbeschlüsse  gemäß  der  Ab- 
stimmung im  Rate  gefaßt  wurden,  bei  welcher  der  König 
gewöhnlich  bloß  zwei  Stimmen  hatte.  Diese  Ratsregierung, 
hinter  der  ,,des  Reiches  machtbesitzende  Stände"  als  die 
wirklichen  Machthaber  standen,  ließ  die  Regierung  des  Königs 
nur  dem  Namen  nach  bestehen.  Jetzt  wurde  diese  wieder 
zu  ihrer  vollen  Wirklichkeit  hergestellt.  Der  König  soll 
selbst  die  Regierung  ausüben,  d.  h.  allein  Beschlüsse  fassen, 
er  und  kein  anderer.  Dies  hindert  ihn  natürlich  nicht,  wenn 
er  es  für  gut  befindet,  dh  Ratschläge  seiner  Ratgeber  zu  be- 
folgen, ohne  eine  eigene  Meinung  geltend  zu  machen,  was  bei 
der  stets  wachsenden  M.'nge  der  Regierungsaufgaben  in  den 
minder  wichtigen  Angelegenheiten  notwendig  ist.  Formell 
ist  es  jedoch  stets  der  König,  nicht  der  Staatsrat,  der  Be- 
schlüsse faßt;  und  realiter  soll  er  auch  in  allen  wichtigen 
Fragen  die  Entscheidung  in  die  Hand  nehmen  und,  nachdem 
er  seinen  Rat  angehört,  selbständig  den  Beschluß  fassen. 
Dies  ist  einer  der  Grundgedanken  der  Verfassung  und  wird 
deshalb  in  den  §§  9,   13  und  15  wiederholt. 

Gleichzeitig  aber  heißt  es:  ,,auf  die  Weise,  wie  diese 
Regierungsform  es  vorschreibt."  Damit  ist  dem  andern 
Extrem  der  Riegel  vorgeschoben.  Der  König  soll  kein  ,, allein 
gebietender,  allein  schaltender  und  waltender  souveräner 
König"  im  Sinne  des  Absolutismus  Karls  XI.  sein.  Im 
Gegenteil  setzt  diese  Regierungsform  der  Macht  des  Königs 
genau  vorgeschriebene  Grenzen  in  allen  Punkten,  wo  er  den 
Willen  des  Staates  auszuführen  hat.  An  erster  Stelle  steht 
hierbei  das  Gebot,  daß   ,,er  Bericht  und  Rat  in  den  weiter 
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unten  angeführten  Fällen  von  einem  Staatsrat"  einholen 
möge.  Es  soll  also  nicht,  wie  es  1680  hieß,  ,,von  Unserer 
guten,  gerechten  Dijudication  abhängen",  ob  der  König  den 
Rat  hört  oder  nicht.  Darin  besteht  die  große  allgemeine  Be- 
grenzung der  Macht  des  Königs.  Er  muß  bei  jeder  Regierungs- 
handlung Rat  und  Meinung  seiner  gesetzlichen  Ratgeber  ein- 
holen. Diese  Begrenzung  ist  nun  allerdings  bloß  formeller 
Natur,  aber  der  Gesetzgeber  hat  wohl  gewußt,  wie  wir  später 
sehen  werden,  aus  dieser  Form  eine  gute  Schutzwehr  gegen 
jeden  Übergriff  vonseiten  des  Königs  zu  bilden. 

In  den  weiteren  Bestimmungen  über  den  Staatsrat  heißt 

es  indessen:    ,,Zu  diesem  erwählt  der  König  Männer 

Schweden  von  Geburt  und  der  reinen  evangelischen  Lehre 
angehörig."  Die  erstangeführten  Worte  enthalten  wieder 
eine  Verwahrung  gegen  die  Übergriffe  der  Freiheitszeit. 
Damals  wurden  die  Ratsherren,  wenn  auch  nicht  formell, 
so  doch  faktisch  von  den  Ständen,  d.  h.  von  der  herrschenden 
Partei  derselben,  gewählt.  Sollte  nun  der  erste  Satz  in  diesem 
Paragraphen  von  dem  Recht  des  Königs,  allein  zu  beschließen, 
zu  voller  Wirklichkeit  werden,  so  durfte  der  Staatsrat  nicht 
Handlanger  einer  Partei  und  dem  Könige  gegen  seinen  Willen 
aufgezwungen  sein.  Darum  wird  nun  bestimmt,  daß  er  nach 
eigenem  Ermessen  die  Männer  erwählt,  die  ihn  bei  der  Aus- 
übung seines  hohen  Berufes  binden  sollen.  Die  einfache 
Staatsklugheit  schreibt  ihm  dabei  vor,  daß  er  dazu  solche 
Männer  aussucht,  die  auch  beim  Reichstage,  dem  zweiten 
großen  Machthaber  im  Reiche,  gern  gesehen  sind.  Dies 
aber  bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung. 

Eine  Folge  dieser  Bestimmung  ist,  daß  die  Regierung  in 
Schweden  nicht  wie  in  Ländern  mit  englischem  Parlamentaris- 
mus eine  Parteiregierung  ist,  sondern  wie  öfters  gesagt 
wurde,  über  den  Parteien  stehen  soll. 

Die  einzige  Bedingung,  die  man  bezüglich  der  Staatsräte 
stellt,  außer  daß  sie  Erfahrung,  Kenntnisse,  Redlichkeit  und 
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allgemeine  Achtung  besitzen,  ist,  daß  sie  Schweden  von 
Geburt  sein  und  der  reinen  evangelischen  Lehre  angehören 
sollen.  Gleich  dem  König  sollen  auch  seine  Ratgeber  der 
Staatskirche  angehören,  ein  Gebot,  das  seit  der  Reformation 
stets  wiederkehrt,  und  das  als  eine  einfache  Konsequenz  der 
Tatsache  zu  betrachten  ist,  daß  eine  Staatskirche  existiert. 
Die  Bestimmung,  daß  sie  Schweden  von  Geburt  sein  sollen, 
greift  weit  zurück  und  mahnt  an  die  Zeiten,  wo  ausländische 
Männer  zur  Regierung  des  Reiches  zugezogen  wurden  und 
Schlösser  und  Lehen  erhielten.  Schon  seit  der  Unionszeit 
kommt  diese  Bestimmung  vor,  in  Gesetzen  und  Verfassungs- 
urkunden verschiedener  Art.  Sie  hat  noch  eine  andere  Spur 
in  dieser  Regierungsform  hinterlassen,  wie  wir  später  (§  28) 
sehen  werden. 

Eine  Erinnerung  an  vergangene  Zeiten  in  diesem  Para- 
graphen waren  endlich  die  Worte  ,, Adelige  oder  nicht  Adelige" 
in  bezug  auf  den  Staatsrat,  die  ursprünglich  im  Texte  standen. 
Mit  diesen  Worten  ward  1809  das  frühere  Vorrecht  des  Adels 
zu  den  Ratsämtern  formell  abgeschafft.  Sie  wurden  im 
Jahre  1845  als  nicht  mehr  zeitgemäße  Erinnerungen  an  die 
alten  Standesunterschiede  mit  ihren  rechtlichen  Privilegien 
für  verschiedene  Stände  gestrichen. 


§  5. 

Der  Staatsrat  soll  aus  elf  Mitgliedern  bestehen, 
unter  denen  der  König  einen  zum  Staatsminister, 
der  zugleich  des  Staatsrates  erstes  Mitglied  ist,  er- 
nennen soll.  Die  Staatsräte  haben  den  Verhand- 
lungen aller  Angelegenheiten,  die  im  Staatsrate 
vorkommen,  beizuwohnen.  Vater  und  Sohn  oder 
Brüder  dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  des  Staats- 
rats sein. 
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§  6. 

Von  den  Mitgliedern  des  Staatsrats  sollen  acht 
Chefs  und  Vortragende  sein,  jeder  für  sein  Departe- 
ment, nämlich: 

der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
für  das  Departement  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten; 

ein  Chef  für  das  Justizdepartement; 

einer  für  das  Departement  des  Krieges,  welcher 
zugleich  Ratgeber  des  Königs  in  Kommandoange- 
legenheiten der  Armee  sein  soll; 

einer  für  das  Departement  der  Marine,  welcher 
zugleich  Ratgeber  des  Königs  in  Kommandoange- 
legenheiten der  Flotte  sein  soll; 

einer  für  das  Departement  des  Innern; 

einer  für   das  Departement  der  Landwirtschaft; 

einer  für   das  Departement  der  Finanzen  und 

einer  für  das  Departement  des  Kultus  und  des 
Unterrichts. 

Die  nähere  Bestimmung  über  die  Verteilung  der 
Geschäfte  unter  die  Departements  wird  vom  König 
in  einem  besonders  ausgefertigten  öffentlich  kund- 
gegebenen Reglement   getroffen. 

Von  den  drei  Staatsräten  ohne  Departement 
müssen  wenigstens  zwei  ein  Amt  bei  der  inneren 
Verwaltung  innegehabt  haben. 

Diese  beiden  Paxagraphen  gehören  zusammen.  Sie 
handeln  von  der  Organisation  des  Staatsrates  als  Rats- 
kammer und  als   Regierung,   wurden   aber   im  Jahre    1840 
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einer  durchgreifenden  Neuordnung  unterzogen,  wie  unten 
näher  gezeigt  werden  wird. 

Der  Staatsrat  oder,  wie  er  zu  verschiedenen  Zeiten  ge- 
heißen hat,  ,, Reichsrat",  ,, königlicher  Rat",  ,,Rat**  oder 
nach  ältester  Bezeichnung  ,,des  Königs  Rat",  ist  eine  alte 
Einrichtung  in  Schweden.  Schon  das  ältere  Reichsgesetz 
bestimmte:  ,,Nun  da  der  König  gewählt  ist,  soll  er  seinen 
Rat  wählen"  (Königsr.  IX).  Im  späteren  Mittelalter  wurde 
indessen  der  Rat,  als  Mittler  zwischen  König  und  Volk,  den 
beiden  übermächtig  und  der  eigentlich  Herrschende  im  Reiche. 
Feste  Formen  für  die  Regierung  und  die  Reichsverwaltung 
gab  es  damals  noch  nicht. 

Unter  Gustav  Vasa  und  seinen  nächsten  Nachfolgern 
spielte  der  Rat  eine  wenig  bedeutende  Rolle,  und  die  Re- 
gierungsgeschäfte wurden  meistens  mit  Hilfe  unadliger 
Sekretäre  erledigt.  Darauf  begann  eine  Umgestaltung,  die 
darauf  abzielte,  den  Rat  in  eine  feststehende  Ratskammer 
umzuwandeln  und  daraus  eine  Regierung  zu  machen.  Diese 
Entwicklung  erreichte  ihre  Vollendung  durch  die  in  der 
Regierungsform  1634  bestätigte  Organisation.  In  dem  Rat, 
der  nun  eine  ständige  Ratskammer  darstellt,  bilden  die  fünf 
hohen  Reichsbeamten  eine  wirkliche  Regierung.  Und  da  sie 
zugleich  ein  jeder  Chef  eines  Kollegiums  sind,  das  je  einen 
Zweig  der  Reichsverwaltung  unter  sich  hat,  so  werden  in 
ihren  Händen  die  Regierung  und  die  höchste  Verwaltung 
vereint.  Sie  erstatteten  jedoch  nicht  selbst  Bericht  vor  dem 
König  und  dem  übrigen  Rate,  wie  es  die  heutigen  Minister 
tun,  sondern  dies  geschah  durch  Sekretäre,  allerdings  unter 
Aufsicht  der  Chefs,  besonders  des  Reichskanzlers.  Die  Kanzlei 
wurde  nämlich  allmählich  die  gemeinsame  Expedition  für 
alle  oder  doch  für  die  meisten  Regierungsgeschäfte. 

Diese  für  ihre  Zeit  ausgezeichnete,  aber  ihrer  Natur 
nach  aristokratische  Ordnung  zerfiel,  als  die  Stände  1680 
erklärten,  daß  Karl  XI.  seinen  Rat  nur  zu  hören  brauchte, 
wenn  er  selbst  es  für  nötig  fände.     Die  hohen  Reichsämter 
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blieben  unbesetzt,  und  der  königliche  Rat,  wie  er  nun  hieß, 
hauptsächlich  auf  Gerichtssachen  beschränkt  —  das  Gericht 
des  Königs  wurde  nämlich  seit  1615  im  Rat  abgehalten.  Die 
Regierungsangelegenheiten  erledigte  man  in  einer  Art  von 
Ministerrat,  der  nach  dem  Belieben  des  Königs  zusammen- 
gesetzt war,  unter  Berichterstattung  besonderer  Sekretäre. 
Die  enge  Verbindung  zwischen  Regierung  und  Verwaltung, 
die  die  Regierungsform  von  1634  festgestellt  hatte,  wurde 
dadurch  aufgelöst,  um  nie  wiederzuerstehen.  Diese  Neuörim- 
gen  erhielten  nämlich  eine  feste  Form  durch  die  Kanzlei- 
ordnung Karls  XII.  vom  Jahre  1713,  welche  allerdings  nie 
vollkommen  ins  Werk  gesetzt  und  1720  wieder  aufgehoben 
wurde,  aber  doch  den  Weg  gewiesen  hatte,  den  man  später 
einschlug.  In  der  Kanzlei  wurden  sechs  Expeditionen  ein- 
gerichtet, von  denen  fünf  für  die  Erledigung  der  Regierungs- 
angelegenheiten und  ihre  Expedition  bestimmt  waren.  Diese 
Anordnung  kehrt  in  unseren  gegenwärtigen  Departements 
wieder  trotz  der  Verschiedenheit  in  der  Verteilung  der  Ge- 
schäfte usw.  Der  karolinische  Absolutismus  ist  epoche- 
machend, nicht  nur  was  die  Verfassung  betrifft,  sondern 
auch  durch  die  Einrichtung  der  Regierung  und  der  höheren 
Verwaltung. 

Mit  der  Freiheitszeit  verschwindet  der  wechselnde 
Ministerrat,  und  der  Rat  oder  Senat,  wie  sein  Name  nun  auch 
lautet,  kommt  aufs  neue  zur  Regierung.  Aber  die  fünf  hohen 
Reichsämter  werden  nicht  wiederhergestellt,  und  die  Präsi- 
denten der  Kollegien,  außer  dem  der  Kanzlei,  wurden  nicht 
in  die  Ratskammer  zugelassen  (von  1720  an).  Diese  ist 
zusammen  mit  dem  König  beschließende  Regierung,  aber 
weiter  nichts.  Sie  leitet  also  nicht  die  verschiedenen  Ver- 
waltungszweige, und  die  Berichterstattung  der  Regierungs- 
angelegenheiten geschieht  durch  Kanzleibeamte,  die  sog. 
Staatssekretäre.  Die  Staatsumwälzung  1772,  die  die  Selb- 
ständigkeit des  Königs  wiederherstellte  und  den  Rat  zum 
bloßen  Ratgeber  machte,  brachte  große  Verändenmgen  auch 
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betreffs  der  Reichsregierung  und  ihrer  Formen  mit  sich.  Die 
Ratskammer  wurde  bald  beiseite  geschoben  und  durch  ge- 
legentliche Verhandlungen  im  Kabinett  des  Königs  ersetzt, 
1789  aber  ganz  aufgelöst.  Sie  hatte  sich  in  Wirklichkeit 
auch  in  ihrer  alten  Form  überlebt,  und  zu  einer  Neugestaltung 
war  Gustav  III.  nicht  gewillt.  An  ihre  Stelle  wurde  ein  oberster 
Gerichtshof,  ,,Högsta  Domstolen",  um  die  Gerichtsbarkeit 
des  Königs  auszuüben,  und  für  die  Reichsregierung  ,,die 
allgemeine  Kommission  der  Reichsangelegenheiten"  einge- 
richtet. Diese  sollte  als  ein  einheitliches  Reichsdepartement 
die  früheren  Staatsexpeditionen,  zuletzt  fünf  an  der  Zahl, 
ersetzen.  Berichterstatter  vor  dem  König  waren  wie  früher 
die  Staatssekretäre.     So  verblieb  es  bis  zum  Jahre  1809. 

Nun  wurde  die  Ratskammer  als  der  gesetzmäßige  Rat- 
geber des  Königs  und  der  Wächter  der  Verfassung  wieder- 
hergestellt. Gleichzeitig  aber  mußte  die  Regierung  geordnet 
werden.  Hierbei  folgte  man  dem  kürzlich  angewiesenen 
Wege,  trotz  Vorschlägen  nach  einer  anderen  Richtung  hin. 
In  dem  auf  Befehl  Herzog  Karls  ausgearbeiteten  Vorschlage 
zu  einer  neuen  Regierungsform  sollte  der  Staatsrat  aus  zwölf 
Mitgliedern  bestehen,  von  denen  fünf  Staatsministerämter 
innehatten,  ,, nämlich  ein  Justizminister,  der  immer  Vor- 
sitzender und  Mitglied  im  obersten  Gerichtshof  sein  soll,  ein 
Staatsminister  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten,  ein 
Minister  für  die  Angelegenheiten  der  Armee,  ein  Minister 
für  das  Seewesen  und  ein  Minister  für  zivile  innere  Angelegen- 
heiten." Dies  war  scheinbar  eine  Auferstehung  der  alten 
Reichsämter,  in  Wirklichkeit  aber  eine  Wiederaufnahme  der 
Gedanken  in  der  Kanzleiordnung  Karls  XII.  Indessen  be- 
folgte man,  wie  gesagt,  nicht  diesen  Fingerzeig,  sondern 
machte  den  Staatsrat  zum  bloßen  Ratgeber,  während  zur 
Vorbereitung  der  Regierungsgeschäfte  ,,die  allgemeine  Kom- 
mission der  Reichsangelegenheiten"  beibehalten  und  die 
Berichterstattung  und  Expedition  zum  größten  Teil  vier 
Staatssekretären  zugeteilt  wurde.     Nur  die  auswärtigen  An- 
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gelegenheiten  sollten  von  dem  Staatsminister  dieses  Ressorts 
oder  vom  Hofkanzler  in  der  Weise,  wie  es  §  ii  vorschreibt, 
vorgetragen  werden,  desgleichen  die  Justizangelegenheiten 
von  einem  Revisionssekretär. 

Diese  Organisation  des  Rates  und  der  Regierung  eignete 
sich  nicht  gut  für  die  neue  Verfassung  und  die  neue  Zeit, 
die  keine  Kabinettsregierung  zuließ  und  die  volle  Verant- 
wortlichkeit der  Minister  forderte.  Darum  kehrte  man  1840 
der  Hauptsache  nach  zur  älteren  Ordnung  zurück,  die  den 
Beruf  des  Ratgebers  und  Berichterstatters  vereinigte,  wie  es 
einst  gewesen  war,  als  Piper  und  Polus,  auch  mit  dem  Titel 
eines  Staatsrates,  von  Karl  XH.  dazu  ernannt  wurden.  Die 
Staatssekretäre  verschwanden  also,  und  sieben  (seit  1900 
acht)  Staatsräte  wurden  Chefs  je  eines  Departements.  Aber 
diese  Departements  sind  nicht  auch  zugleich  Verwaltungs- 
behörden, wie  die  alten  Kollegien  es  waren,  sondern  nur 
Expeditionen  für  die  Regierungsangelegenheiten,  die  ver- 
einigt die  Kanzlei  Seiner  Königl.  Majestät  ausmachen.  Die 
Departementschefs  sind  deshalb  auch  nicht  selbständig  be- 
schließende Minister,  wie  die  alten  Reichsbeamten  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Vorsitzende  der  Kollegien  es  waren. 

Als  einen  Rest  des  früheren  Rates  behielt  man  die  drei 
Staatsräte  ohne  Departement  bei.  Sie  wurden  bisher 
meistens  bei  der  Behandlung  von  Klagesachen  herange- 
zogen, bildeten  aber  zugleich  ein  verbindendes  Glied  bei 
der  Beratung  sämtlicher  Regierungsangelegenheiten.  Die 
Bestimmung  im  §  6,  daß  von  diesen  Staatsräten  mindestens 
zwei  (1809,  §  5  —  drei)  ,,ein  Amt  bei  der  inneren  Ver- 
waltung innegehabt  haben  müssen",  war  neu  und  be- 
zweckt, dem  Staatsrat  die  Gegenwart  von  gesetzeskundigen 
Männern  zu  sichern. 

Sonstige  bemerkenswerte  Bestimmungen  (in  §  5)  sind 
folgende: 

Unter  den  Mitgliedern  des  Staatsrats  soll  der  König 
,, einen  zum  Staatsmänister  wählen,  der  zugleich  des  Staats- 
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rats  erstes  Mitglied  ist".  Diese  Neuerung  wurde  1876  ein- 
geführt. Sie  will  dem  Staatsrat  stärkeren  Halt  geben,  um 
dem  Reichstag  gegenüber  kräftiger  auftreten  zu  können, 
und  kann  als  eine  natürliche  Folge  der  jährlichen  Reichs- 
tage von  (1866)  angesehen  werden. 

„Die  Staatsräte  haben  den  Verhandlungen  aller  An- 
gelegenheiten, die  im  Staatsrat  vorkommen,  beizuwohnen" 
—  eine  Bestimmung,  die  ebenso  wie  §  7  bezweckt,  die  Ent- 
scheidung gewisser  Fälle  im  ,, Kabinett  des  Königs"  mit 
nur  einem  oder  zwei  Ratgebern,  wie  dies  früher  geschah, 
zu  verhindern. 

,, Vater  und  Sohn  oder  Brüder  dürfen  nicht  gleich- 
zeitig Mitglieder  des  Staatsrates  sein."  Zu  den  Zeiten, 
wo  der  Rat  die  höchste  Macht  im  Staate  war,  strebten 
die  großen  Geschlechter  danach,  jedes  für  sich  in  den 
Besitz  der  Ratsämter  zu  gelangen.  Im  Mittelalter  gingen 
diese  oft  als  Erbe  von  einem  Mitglied  der  Familie  auf 
das  andere  über.  In  neuerer  Zeit  konnte  dies  nicht 
vorkommen,  aber  gewöhnlich  wurden  die  Ratsherren  aus 
denselben  hohen  Geschlechtern  gewählt.  Schon  in  der 
Instruktion  für  die  Vormünder  Karls  XL,  dem  Additament 
von  1660,  wurde  eine  Beschränkung  darin  eingeführt.  Diese 
wird  in  verstärkter  Form  in  den  Regierungsformen  der 
Freiheitszeit  wiederholt,  hauptsächlich  vielleicht  infolge  des 
Neides  der  verschiedenen  Adelsgeschlechter  untereinander. 
Dagegen  nahmen  die  Gesetzgeber  von  1809  diese  Bestim- 
mung nur  aus  allgemein  politischen  Gründen  auf. 

So  ist  nun  Altes  und  Neues  vereinigt  worden,  um  die 
jetzige  Ratskammer  und  höchste  Regierung  auf  eigenem 
Grunde  aufzubauen.  Die  Reorganisation  derselben  im 
Jahre  1840  war  die  erste  große  Änderung,  die  die  Regierungs- 
form in  diesen  hundert  Jahren  erlitten  hat.  Aber  ebenso- 
wenig wie  die  beiden  anderen,  die  Zusammensetzung  des 
Reichstages  und  der  obersten  Rechtspflege  betreffend,  hat 
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sie   die   Grundlagen    der   Verfassung    in    geringster   Weise 
verändert. 

§  7 
Alle  Regierungsangelegenheiten,  mit  Ausnahme 
der  in  §   15  erwähnten,  müssen  im  Staatsrat  dem 
Könige  vorgetragen  und  daselbst  entschieden  werden. 


§  8. 

Der  König  darf  keinen  Beschluß  in  den  Ange- 
legenheiten fassen,  über  die  der  Staatsrat  gehört 
werden  muß,  wenn  nicht  mindestens  drei  Staatsräte 
außer  dem  betreffenden  Vortragenden  zugegen  sind. 
Sämtliche  Mitglieder  des  Staatsrats  sollen,  wenn 
sie  nicht  durch  gesetzmäßiges  Hindernis  abgehalten 
werden,  bei  allen  Angelegenheiten  von  besonderer 
Wichtigkeit  und  Tragweite,  die,  nach  den  ihnen 
im  voraus  mitgeteilten  Vortragslisten,  im  Staatsrat 
vorkommen  und  die  allgemeine  Verwaltung  des 
Reiches  berühren,  anwesend  sein.  Solche  sind: 
Fragen  und  Vorschläge  über  neue  allgemeine  Ver- 
ordnungen; über  Aufhebung  und  Veränderung  der 
bestehenden;  über  neue  allgemeine  Einrichtungen 
in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Verwaltung  und 
andere  von  ähnlicher  Beschaffenheit. 

Auch  diese  beiden  Paragraphen  gehören  zusammen. 
Sie  handeln  von  dem  Staatsrat  vor  dem  König,  ersterer 
im  allgemeinen,  letzterer  mehr  im  einzelnen.  Die  Para- 
graphen wurden    1840   formellen  Änderungen  unterzogen 
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im  Zusammenhang  mit  der  bei  §§  5  und  6  erwähnt  m  Um- 
gestaltung des  Staatsrats.  Andere  Änderungen,  die  im 
Jahre  1909  vorgenommen  wurden,  sind  unten  berührt 
worden. 

§  7  bildet  einen  der  Grundpfeiler  der  Verfassung, 
indem  er  eine  weitere  Entwicklung  des  im  §  4  ausge- 
sprochenen allgemeinen  Grundsatzes  betreffs  der  Regierung 
des  Reiches  enthält.  Er  richtet  sich  deshalb  mit  gleichem 
Nachdruck  gegen  die  beiden  entgegengesetzten  Extreme, 
die  das  schwedische  Volk  in  dieser  Beziehung  erlebt  hatte, 
und  die  man  nun  vermeiden  wollte. 

Alle  Regierungsangelegenheiten  (mit  Ausnahme  der 
im  §  15  genannten)  sollen  ,,im  Staatsrat  dem  König  vor- 
getragen und  daselbst  entschieden  werden",  also  ,,mit  dem 
Rate  des  Rats"  und  nicht  ,,im  Kabinett  des  Königs",  wie  es 
in  Gustavs  III.  späteren  Regierungsjahren  oder  in  der  karo- 
linischen  Zeit  geschah.  Damit  ist  abermals  eine  Schranke 
gegen  die  Alleinherrschaft  des  Königs  oder  ein  persönliches 
Regiment  ohne  volle  konstitutionelle  Verantwortlichkeit 
errichtet. 

Gleichzeitig  aber  heißt  es  ,,vor  dem  König",  also  nicht 
in  einem  Ministerrat  oder  dergleichen  ohne  den  König. 
Damit  wird  eine  Ministerregierung  unmöglich  gemacht. 
Dies  ist  wieder  einer  der  charakterischen  Züge  der  jetzigen 
schv/edischen  Verfassung.  Weder  einzeln  noch  als  Ge- 
samtheit habea:i  die  Staatsräte  —  außer  natürlich  bei  der 
Gelegenheit,  von  der  §  39  bis  43  und  §  91  bis  94  handeln  — 
Beschließungsrecht  in  Regierungssachen.  Die  Erfahrungen, 
die  das  schwedischeVolk  gemacht  hatte,  sowohl  durch  die  Rats- 
herrschaft vor  1680,  die  ein  aristokratisches  Gepräge  hatte, 
wie  während  der  Freiheitszeit,  da  sie  eine  verkappte  Stände- 
herrschaft und  Parteiregierung  war,  hatten  jede  Regierung 
durch  andere  als  den  König  oder  durch  eine  Partei  in 
höchstem  Grade  verhaßt  gemacht.  Man  merkt  dies  an  der 
Sorgfalt,  mit  der  die  Gesetzgeber  jeder  Erneuerung  einer 
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solchen  Rats-  oder  Parteiherrschaft  vorzubeugen  suchten. 
Es  wird  auch  mehrmals  ausdrücklich  gesagt.  ,,Der  Staatsrat 
des  Königs  soll  kein  an  seiner  Regierung  teilnehmendes 
Korps  bilden",  heißt  es  also  in  dem  Memorial  des 
Konstitutionsausschusses  vom  2.  Juni  1809.  Und  um  ganz 
sicher  zu  gehen,  wird  ausdrücklich  in  dem  Verantwortlich- 
keitsgesetz für  die  Staatsräte  von  18 10  erklärt,  daß  diese 
,,nur  dem  König  raten,  aber  nicht  mit  ihm  regieren  sollen** 
(Einleitung). 

Die  Ministerregierung  ist  ganz  aus  der  1809-er  Ver- 
fassung verbannt  und  ist  auch  später  nicht  bei  der  großen 
Reorganisation  des  Staatsrats  im  Jahre  1840  darin  ein- 
geführt worden,  obgleich  man  wohl  meinen  könnte,  daß 
eine  Menge  kleiner  Angelegenheiten,  die  nun  die  Staatsrats- 
sitzungen belasten,  ohne  Schaden  den  betreffenden  Departe- 
ments-Chefs zur  Erledigung  hätten  überlassen  werden  können. 
Nur  die  Maßnahmen,  die  zur  Vorbereitung  der  Sachen  (§10) 
oder  zur  Ausführung  der  gefaßten  Beschlüsse  (§  38)  nötig 
waren,  dürfen  die  Staatsräte  selbständig  treffen.  Der 
eigentliche  Grund  dieser,  für  die  neue  Verfassung  so  be- 
zeichnenden Ordnung  war,  wie  gesagt,  der,  daß  m.an  von 
keinerlei  Parteiregierung  wissen  wollte.  Denn  eine  Re- 
gierung der  Minister  schiebt  den  Monarchen  beiseite  und 
öffnet  dadurch  Reichstagsherrschaft  und  Parteiregierung 
Tür  und  Tor.  Die  Freiheitszeit  hatte  gelehrt,  daß  diese 
zu  allgemeinem  Unheil  und  zur  Bedrückung  des  einzelnen 
führten.  Darum  sollten  sie  auf  jeden  Fall  verhindert  werden. 
,,Alle  Regierungsangelegenheiten,  mit  Ausnahme  der 
in  §  15  erwähnten."  Durch  die  im  Jahre  1909  vorgenom- 
menen Veränderungen  sind  der  allgemeinen  Staatsrats- 
sitzung (Konseil)  zur  Behandlung  auch  die  sog.  mini- 
steriellen Angelegenheiten  überwiesen  worden,  welche  das 
Verhältnis  des  Reiches  zu  fremden  Mächten  betreffen. 
Dagegen  sind  davon  fortgenommen  die  große  Masse  der 
Klagesachen,  die  dem  neu  errichteten  Oberverwaltungs- 
F  a  h  1  b  e  c  k  ,    Die   Regierungsform  Schwedens  5 
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gericht,  von  welchem  §  17  handelt,  zugewiesen  wurden. 
Nach  diesen  Verschiebungen  gehören  nun  überhaupt  alle 
Regierungsangelegenheiten  zum  Bereich  des  allgemeinen 
Konseils,  denn  die  sog.  Kommandosachen,  von  denen  §  15 
spricht,  sind  zum  größten  Teil  keine  Regierungsangelegen- 
heiten, und  die  wenigen,  die  noch  dieser  Art  sind,  werden 
wohl  bald  gleich  den  ministeriellen  Angelegenheiten  jenem 
Konseil  überwiesen  werden. 

Bestimmungen  der  Art,  wie  sie  §  8  gibt,  betreffs  der 
Mindestanzahl  Staatsräte,  die  anwesend  sein  müssen,  um 
den  Staatsrat  (Konseil)  zu  bilden,  und  betreffs  ihrer  Pflicht, 
an  den  Beratungen  teilzunehmen,  kamen  schon  in  den 
Regierungsformen  der  Freiheitszeit  (§  15)  vor.  Je  nach 
Beschaffenheit  der  vorliegenden  Fälle  werden  hier  zwei 
Arten  von  Sitzungen  vorgeschrieben,  der  sog.  kleine  und 
der  große  Konseil. 

§  9 

Über  alle  Gegenstände,  die  vor  dem  König  im 
Staatsrat  vorgetragen  werden,  soll  ein  Protokoll 
geführt  werden.  Wenn  es  für  die  Sicherheit  des 
Reiches  oder  aus  sonstigen  ganz  besonders  wichtigen 
Gründen  nötig  ist,  Fälle,  die  das  Verhältnis  des 
Reiches  zu  fremden  Mächten  behandeln,  geheim 
zu  halten,  soll  darüber  ein  besonderes  Protokoll 
geführt  werden. 

Die  anwesenden  Mitglieder  des  Staatsrates  sollen 
unter  Verantwortlichkeit  für  ihre  Ratschläge,  wie 
es  weiter  unten  in  den  §§106  und  107  angegeben  ist, 
unbedingt  ihre  Meinungen  aussprechen  und  moti- 
vieren, die  dann  in  das  Protokoll  aufgenommen 
werden.    Dem  König  soll  es  jedoch  vorbehalten  sein, 
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allein  die  Entscheidung  zu  treffen.  Sollte  es 
einmal  wider  Erwarten  vorkommen,  daß  der  Beschluß 
des  Königs  offenbar  gegen  das  Grundgesetz  oder 
andere  allgemeine  Gesetze  des  Reiches  verstieße, 
so  liegt  es  den  Mitgliedern  des  Staatsrates  ob,  da- 
gegen kräftige  Vorstellungen  zu  erheben.  Der- 
jenige, der  keine  besondere  Meinung  zu  Protokoll 
geäußert  hat,  soll  für  den  Beschluß,  den  der  König 
faßt,  verantwortlich  sein,  als  hätte  er  ihm  selbst 
dazu  geraten. 

Zu  den  formellen  Änderungen,  die  infolge  der  Um- 
gestaltung des  Staatsrates  beim  Reichstage  1840 — 41  an 
diesem  Paragraphen  vorgenommen  wurden,  kam  im  Jahre 
1909  die  Bestimmung  betreffs  besonderer  Protokolle  für 
gewisse  auswärtige  Angelegenheiten  hinzu.  Diese  Änderung 
wurde  durch  die  Aufhebung  des  besonderen  Konseils  für 
auswärtige  Angelegenheiten  und  die  Überweisung  dieser 
am  den  allgemeinen  Konseil  im  selben  Jahre  veranlaßt, 
(Vgl.  §§  7,   II  und  105). 

Hier  werden  die  konstitutionellen  Garantien  weiter 
entwickelt.  Damit  die  in  den  §§  4,  7  und  8  bestimmten 
Grundprinzipien  zu  voller  Wirklichkeit  gelangen,  ist  er- 
forderlich: daß  die  Staatsräte  dem  Reichstage  für  ihre 
Ratschläge  verantwortlich  sind;  ferner,  daß  sie  ver- 
pflichtet sind,  ihre  Meinung  zu  äußern  und  zu  motivieren, 
und  schließlich,  daß  diese  in  einem  Protokoll  verzeichnet 
werden,  welches  nach  §  105  dem  Konstitutionsausschuß 
des  Reichstages  zugänglich  sein  soll.  Alle  diese  Vor- 
schriften sind  durch  Erfahrungen  aus  früheren  Zeiten 
veranlaßt,  wo  entweder  das  eine  oder  das  andere 
versäumt,  und  dadurch  Unglück  über  das  Land  gebracht 
wurde. 
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Die  Verantwortlichkeit  des  Rates  den  Ständen  gegen- 
über wird  im  Additament  von  1660  ausgesprochen,  hörte 
aber  auf,  als  Karl  XI.  selbst  1672  die  Regierung  übernahm. 
Nach  dem  Sturze  der  königlichen  Alleinherrschaft  1719 
kam  natürlich  dieser  Grundsatz  wieder  zur  Geltung  und 
wurde  mit  starkem  Nachdruck  eingeschärft.  Aber  Gustav  III. 
drehte  die  Sache  von  neuem  um.  In  der  Regierungsform 
von  1772,  §  4  heißt  es:  ,,Die  Aufgabe  dieser  (der  Reichsräte) 
soll  in  erster  Linie  darin  bestehen,  Seiner  Königl.  Maj.  in 
wichtigen  Sachen  zu  raten,  wenn  Seine  Königl.  Maj.  sie 
darum  befragt*',  und  ferner:  ,,Im  übrigen  sind  die  Reichs- 
räte dem  König  allein  verpflichtet  und  nur  ihm  für  ihren 
Rat  verantwortlich."  Nicht  wenig  trugen  diese  Bestim- 
mungen zu  den  Zwistigkeiten,  die  allmählich  zwischen 
dem  König  und  den  Ständen  entstanden,  bei.  Denn  sie 
waren  es  zunächst,  die  dem  König,  m.ehr  als  es  nützlich 
war,  freie  Hände  ließen. 

1809  wurde  die  Verantwortlichkeit  des  Staatsrates  vor 
dem  Reichstage  als  erste  Bedingung  für  ein  konstitutionelles 
Staatswesen  wieder  aufgestellt.  Denn  vom  Könige  kann 
keine  Verantwortung  verlangt  werden.  Er  ist  keinem 
Menschen  verantwortlich;  darum  müssen  es  die  Staatsräte 
statt  seiner  sein.  Aber  die  Verantwortung  gilt  hier  nicht, 
wie  in  anderen  Ländern,  für  die  Handlungen  der  Minister  — 
denn  die  Staatsräte  haben  kein  Recht,  irgendwelche  Re- 
gierungshandlungen vorzunehmen  — ,  sondern  ausschließ- 
lich für  die  Ratschläge,  die  sie  geben.  Darum  mußte  auch 
bestimmt  werden,  daß  die  Staatsräte  verpflichtet  sind, 
,,ihre  Meinungen  auszusprechen  und  zu  motivieren",  und 
daß  diese  zu  Protokoll  gegeben  werden  müssen. 

Die  Vorschrift,  daß  die  Mitglieder  des  Staatsrats  ihre 
Meinung  äußern  sollen,  und  daß  ihr  Stillschweigen  sie 
ebenso  verantwortlich  macht  wie  ihr  ausgesprochener  Rat- 
schlag, folgt  übrigens  daraus,  daß  der  König  allein  be- 
schließt.     Während  der  Freiheitszeit  wurde   über  die   Re- 
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gierungsbeschlüsse  abgestimmt,  wodurch  die  zu  Protokoll 
genommenen  Voten  die  nötige  Auskunft  über  den  Ratschlag 
eines  jeden  gaben.  Nun  aber  ist  hierzu  eine  ausdrückliche 
Erklärung  seitens  jedes  Ministers  erforderlich,  die  hiermit 
anbefohlen  wurde. 

Seit  dem  Jahre  1621  war  über  die  Verhandlungen  des 
Rats  Protokoll  geführt  worden,  mit  längerer  Unterbrechung 
nur  für  die  Zeiten,  da  der  König  nicht  seinen  Rat  zu  hören 
brauchte.  Während  der  Freiheitszeit  wurde  die  Protokoll- 
führung ein  Glied  in  der  konstitutionellen  Verantwortlich- 
keit. Und  die  Gesetzgeber  von  1809  gingen  auf  dem  einmal 
betretenen  Wege  weiter.  Schweden  ist  außer  Norvvegen, 
welches  darin  seinem  Beispiel  gefolgt  ist,  das  einzige  Land, 
wo  die  Protokollführung  im  Staatsrat  die  konstitutionelle 
Bedeutung  hat,  die  sie  hier  seit  der  Freiheitszeit  einnahm. 
Alle  Protokolle  sollen  dem  Konstitutionsausschuß  des 
Reichstages  vorgelegt  werden  außer  denen,  die  Kommando- 
sachen und  gewisse  auswärtige  Angelegenheiten  betreffen, 
wie  es  §   105  bestimmt. 

Um  aber  nochmals  einzuschärfen,  daß  es  die  Pflicht 
der  Staatsräte  nur  ist,  dem  Könige  zu  raten,  nicht  aber 
mit  ihm  zu  beschließen,  wird  hinzugefügt:  ,,Dem  Könige 
soll  es  jedoch  allein  vorbehalten  sein,  die  Entscheidung 
zu  treffen."  Die  Beschlüsse  sollen  ,,mit  dem  Rate  des  Rats" 
gefaßt  werden,  aber  dies  bedeutet  nicht,  wie  in  der  Frei- 
heitszeit, ,, durch  Abstimmung"  oder  überhaupt  von  den 
Staatsräten,  sondern  allein  von  dem  Könige. 

Darauf  wird  der  Fall  erörtert,  wenn  ,,der  Beschluß 
des  Königs  offenbar  gegen  das  Grundgesetz  oder  andere 
allgemeine  Gesetze  des  Reiches  verstieße".  Verschiedene 
Handlungen  Gustavs  III.,  z.  B.  die  Kriegserklärung  gegen 
Rußland  1788,  hatten  gelehrt,  daß  solche  Fälle  eintreffen 
konnten.  Man  mußte  sich  also  auch  gegen  dergleichen 
schützen.      Dies   geschieht  dadurch,   daß   den   Staatsräten 


—     70     — 

anbefohlen  wird,  durch  energische  Vorstellungen  dagegen 
zu  wirken.  Aber,  wie  man  sich  denken  kann,  sind  bloße 
Vorstellungen  keine  genügende  Garantie.  Dazu  ist  etwas 
anderes  erforderlich.  Dies  findet  sich  in  §  38  angegeben 
und  heißt:  Gegenzeichnungsverweigerung.  Kein  Beschluß 
des  Königs  hat  nach  diesem  Paragraphen  Gültigkeit  ohne 
die  Unterschrift  des  Vortragenden,  und  dieser  ist,  wie  es 
dort  heißt,  verpflichtet,  seine  Gegenzeichnung  zu  ver- 
weigern, wenn  er  findet,  ,,daß  des  Königs  Beschluß  gegen 
diese  Regierungsform  verstößt**. 

Man  fragt  sich  unwillkürlich,  warum  dieser  Schluß- 
stein in  dem  Gebäude  der  konstitutionellen  Garantien  nicht 
hier  im  §  9  angeführt  ist,  sondern  erst  im  §  38  vorkommt. 
Die  Erklärung  dafür  ist  in  der  Stellung  des  Staatsrates  nach 
den  ursprünglichen  Bestimmungen  vom  Jahre  1809  zu 
suchen.  Die  Staatsräte  waren  damals  zum  größten  Teil 
nicht  Vortragende,  sondern  nur  Ratgeber.  Die  Frage  der 
Gegenzeichnung  konnte  deshalb  nicht  in  den  Paragraphen 
vorkommen,  die  von  dem  Staatsrate  handeln  (§  5 — 9), 
sondern  erst  im  §  38,  in  dem  von  der  Expedition  und 
Gegenzeichnung  und  den  Pflichten  der  Staatssekretäre  die 
Rede  ist.  Man  hat  es  im  Jai  re  1840,  als  der  Staatsrat 
umgebildet  wurde,  und  die  Staatsräte  selbst  Vortragende 
wurden,  versäumt,  den  §  38  zu  verändern  und  die  Be- 
stimmung betreffs  der  Verweigerung  der  Gegenzeichnung 
in  den  §  9  einzuführen,  wo  sie  an  ihrem  rechten  Platze  wäre. 


§   10. 

Ehe  die  Gegenstände  dem  Könige  im  Staatsrate 
vorgetragen  werden,  sollen  sie  durch  Erkundigungen 
bei  den  zuständigen  Behörden  von  dem  Vortragenden 
gehörig  vorbereitet  werden. 
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Dieser  Paragraph  enthielt  ursprünglich  auch  Be- 
stimmungen über  die  seit  1789  bestehende  ,, allgemeine 
Kommission  der  Reichsangelegenheiten"  und  über  die 
Staatssekretäre.     Er  wurde  1840 — 41  umgeändert. 

Während  einer  alleinherrschenden  Regierung,  wie  sie 
Schweden  fast  ununterbrochen  vom  Jahre  1680  bis  1809 
gehabt  hat,  obwohl  die  Herrschaft  zeitweise  von  den 
Ständen  und  zeitweise  vom  König  ausgeübt  wurde,  war 
eine  fest  geregelte  Administration,  wie  sie  seit  1634  i^ 
Schweden  bestand,  eine  Wehr  gegen  Gewalt  und  Tyrannei. 
Darum  ist  die  Vorschrift,  daß  die  zuständigen  Behörden  bei 
der  Vorbereitung  der  Regierungsangelegenheiten  befragt 
werden  sollen,  eine  aus  der  Vergangenheit  übernommene 
konstitutionelle  Garantie  von  nicht  geringer  Bedeutung. 

Außer  der  hier  vorgeschriebenen  Vorbereitung  der 
Regierungsangelegenheiten  kam  schon  frühzeitig  (seit  18 16) 
eine  andere  in  Gebrauch,  die  sog.  ,, Vorbereitung  im  Staats- 
rat", Diese  besteht  zurzeit  aus  den  konsultativen  Staats- 
räten und  dem  betreffenden  Departements-Chef  mit  seinem 
Expeditions-Chef,  sowie  einem  Bureau-Chef  als  Vortragen- 
den, zuweilen  auch  aus  dem  ganzen  Staatsrate,  unter  der 
Leitung  des  Staatsministers.  Es  ist  eine  Anordnung,  die 
nicht  im  Grundgesetze  vorgesehen  war  und  nicht  nachher 
anerkannt  worden  ist,  die  sich  aber  von  selbst  ergab,  und 
kann  als  eine  Art  Ministerrat  betrachtet  werden,  der 
einzige,  der  in  Schweden  vorkommt. 

§  II. 
In  Sachen,  die  das  Verhältnis  des  Reiches  zu 
fremden  Mächten  betreffen,  sollen  alle  Mitteilungen 
an  eine  fremde  Macht  oder  an  den  Gesandten  des 
Königs  im  Auslande,  ohne  Unterschied  der  Art  der 
Gegenstände,  durch  den  Minister  des  Auswärtigen 
geschehen. 
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Dieser  Paragraph  handelte  ursprüngHch  von  dem 
besonderen  Staatsrat,  dem  sog.  Ministerkonseil,  der,  aus 
dem  Staatsminister  und  dem  Hofkanzler  bestehend,  bei 
den  sog.  ministeriellen,  d.  h.  auswärtigen  Fällen  fungierte. 
In  seiner  jetzigen  Fassung  ist  er  auf  einen  im  Jahre  1885 
hinzugefügten  Zusatz  beschränkt.  Die  Einrichtung  dieses 
Konseils  1809  hatte  teilweise  in  der  schwierigen  Lage  des 
Landes  und  den  damit  zusammenhängenden  Verhand- 
lungen, teilweise  auch  in  den  historischen  Verhältnissen 
ihren  Grund. 

Die  auswärtigen  wie  auch  sonst  viele  andere  An- 
gelegenheiten wurden  nach  der  1772  er  Regierungsform 
(§  12)  in  dem  Kabinett  des  Königs  behandelt.  Während 
der  Freiheitszeit  wurden  sie,  wenn  die  Stände  nicht  ver- 
sammelt waren,  in  einer  der  beiden  Abteilungen  des  Reichs- 
rates oder,  wenn  wichtige  Sachen  vorlagen,  vor  dem  Rate 
in  pleno  vorgetragen.  Die  Gesetzgeber  des  Jahres  1809 
gingen  einen  Mittelweg  und  ordneten  den  Ministerkonseil 
mit  zwei  Staatsräten  an.  Man  wollte  dadurch  die  Möglich- 
keit einer  Kabinettsregierung  im  Geiste  Gustavs  IIL  ver- 
meiden, fürchtete  aber  auf  der  anderen  Seite  die  Mißstände 
der  Freiheitszeit,  wo  diese  Angelegenheiten  nicht  so  geheim 
vor  den  Agenten  des  Auslandes  gehalten  wurden,  wie  es 
erwünscht  gewesen  wäre. 

Durch  die  Vereinigung  mit  Norwegen  im  Jahre  18 14 
erhielt  der  Ministerkonseil  ganz  besondere  Bedeutung  als 
Forum  der  gemeinsamen  ausländischen  Angelegenheiten. 
Dieser  Umstand  bewirkte  sowohl,  daß  der  Ministerkonseil 
1885  mit  noch  einem  Mitgliede  erweitert,  als  auch  daß  er 
überhaupt  längere  Zeit  beibehalten  wurde,  als  es  sonst 
sicherlich  der  Fall  gewesen  wäre.  Nach  der  Auflösung  der 
Union  im  Jahre  1905  wurde  auch  der  Ministerkonseil  1909 
aufgehoben,  indem  die  Gegenstände,  die  die  Beziehungen 
des  Reiches  zu  den  fremden  Mächten  berühren,  wie  schon 
erwähnt,  dem  allgemeinen  Konseil  überwiesen  worden  sind. 
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Wir  kehren  damit  wieder  zu  jener  Ordnung  für  die 
Handhabung  dieser  Gegenstände  —  dem  Rate  in  pleno  — 
zurück,  die  zu  der  Zeit,  als  Schweden  eine  auswärtige 
Politik  großen  Stiles  führte,  üblich  war. 

§    12. 

Der  König  hat  das  Recht,  mit  fremden  Mächten 
Verträge  und  Bündnisse  abzuschließen,  nachdem  er 
den  Staatsrat  darüber  gehört  hat. 

Der  König  hat  von  alters  her  allein  über  diese  An- 
gelegenheiten, sowie  im  allgemeinen  über  die  auswärtige 
Politik  beschlossen.  Nur  in  der  Freiheitszeit  fanden  Ab- 
weichungen davon  statt,  teils  in  der  Weise,  daß  diese 
Angelegenheiten,  gleich  allen  anderen,  durch  Abstimmung 
im  Rate  entschieden  wurden,  teils  dadurch,  daß  die  Stände, 
wenn  sie  zum  Reichstage  versammelt  waren,  daran  teil- 
nahmen. ,, Während  der  Reichstag  tagt,  sollen  keine  der- 
artigen Angelegenheiten  ohne  Wissen  und  Zustimmung 
der  Reichsstände  verhandelt  und  beschlossen  werden", 
heißt  es  im  §  7  der  Regierungsform  von  1720.  Die  schmach- 
vollen Kriege  von  1741  und  1757  sind  traurige  Beweise 
davon,  wie  die  Machthabenden  jener  Zeit  die  Politik  des 
Landes  lenkten. 

Gustav  III.  nahm  1772  das  Recht  wieder  an  sich, 
ohne  den  Reichstag  zu  hören,  in  diesen  Dingen  beschließen 
zu  dürfen.  Jedoch  brach  er  nicht  vollständig  mit  der 
Ordnung,  die  in  der  nächst  zurückliegenden  Zeit  bestand. 
Denn,  sollte  etwa  der  Reichsrat,  der  in  solchen  Angelegen- 
heiten gehört  werden  mußte,  ,, einstimmig  ein  und  derselben 
Meinung  sein,  die  aber  von  der  Seiner  Königl.  Majestät 
abweicht,  so  soll  Seine  Königl.  Majestät  die  des  Reichsrates 
annehmen"  (R.-F.  1772,  §  6).  NatürHch  wurde  dieser 
Rest  der  früheren  Ratsherrschaft  1789  aufgehoben.    Dabei 
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blieb  es  auch  1809,  weil  man  jede  Spur  dieser  Gewalt  ver- 
meiden wollte. 

Vor  der  im  Jahre  1909  vorgenommenen  Veränderung 
wurden  diese  Sachen  im  Ministerkonseil  entschieden 
(s.  §  11);  jetzt  sollen  sie  im  gewöhnlichen  Staatsrat  ver- 
handelt werden.  Das  Recht  des  Königs,  allein  in  diesen 
wichtigen  Fragen,  ohne  Mitwirkung  oder  Anhörung  des 
Reichstages,  zu  beschließen,  erstreckt  sich  jedoch  nicht 
auf  die  Gebiete  des  Zollwesens  u,  dgl.  In  solchen  Fällen 
muß  —  auf  Grund  anderer  Bestimmungen  dieser  Regierungs- 
form (§  60)  —  die  Zustimmung  des  Reichstages  stets 
eingeholt  werden.  Denn  der  Reichstag  hat  das  letzte  Wort 
bei  allen  handelspolitischen  Fragen  in  einer  Weise,  die  in 
keinem  monarchischen  Lande  in  solchem  Maße  der  Volks- 
vertretung zukommt. 

§   13. 

Will  der  König  Krieg  anfangen  oder  Frieden 
schließen,  so  soll  er  zu  einem  außerordentlichen 
Staatsrate  sämtliche  Mitglieder  desselben  berufen, 
ihnen  die  Ursachen  und  Umstände,  die  bei  dieser 
Gelegenheit  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  vorstellen 
und  ihr  Gutachten  verlangen,  welches  jeder  für  sich, 
unter  der  Verantwortlichkeit,  die  §  107  bestimmt, 
zu  Protokoll  abzugeben  hat.  Der  König  hat  darauf 
die  Befugnis,  denjenigen  Beschluß  zu  fassen  und 
auszuführen,  den  er  am  besten  für  das  Reich  findet. 

,,Nun  bietet  der  König  Heere  und  Schiffe  auf"  — 
heißt  es  im  Upplandsgesetz  (Königsrecht  X)  von  dem 
Recht  des  Königs  in  ältester  Zeit,  Krieg  zu  beginnen. 
Dieses  Recht  haben  Schwedens  Könige  meist  allein  aus- 
geübt,  obwohl   in   dem  darauffolgenden   Reichsgesetz   der 
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Heerdienst  als  allgemeine  Pflicht  nur  innerhalb  der  Grenzen 
des  Reiches  geboten  war. 

Seit  dem  Aufkommen  des  Reichstages  wurde  indessen 
dieser  gerne  bei  solchen  Fällen  zu  Rate  gezogen.  König 
Gustav  Vasa  bestimmte  nämlich  in  seinem  Testament 
(1560)  unter  anderen  Ermahnungen  an  seine  Söhne,  daß 
sie  über  Krieg  und  Frieden  und  andere  Dinge,  von  denen 
die  Wohlfahrt  des  Landes  abhängt,  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Rate  und  der  Billigung  der  vornehmsten  Stände  ent- 
scheiden sollten.  Als  Gustav  Adolf,  dem  Norrköpinger 
Beschluß  1604  über  das  Mündigkeitsalter  des  Königs 
zuwider,  nur  siebzehn  Jahre  alt  im  Jahre  161 1  die  Krone 
annahm,  versprach  er  deshalb,  ,, keinen  Krieg  beginnen 
oder  beenden,  ebenso  keinen  Frieden,  Waffenstillstand 
oder  Bund  mit  irgendeinem  Potentaten  oder  einer  Republik 
schließen  zu  wollen  ohne  das  Wissen  und  die  Billigung  des 
hochwohlgeborenen  Herzogs  Johann,  des  Reichsrates  und 
der  Stände".  Das  Gleiche  verspricht  Karl  X.  in  seinem 
Königsgelübde  1654.  In  Wirklichkeit  beschränkte  sich 
indessen  die  Teilnahme  der  Stände  darauf,  von  den  großen 
in  Frage  kommenden  Begebenheiten  Mitteilung  zu  erhalten 
und  die  nötigen  Mittel  und  Mannschaften  zur  Ausführung 
derselben  zu  bewilligen.  Der  König  beschloß  allein,  nach- 
dem er  den  Rat  gehört  hatte,  was  zu  tun  sei.  Dies  ent- 
sprach auch  am  besten  der  Natur  der  Sache. 

Schweden  führte  viele  und  lange  Kriege  während 
seiner  Großmachtszeit,  vielleicht  mehr  als  andere  Völker, 
aber  das  Merkwürdige  dabei  war,  daß  die  meisten  Ver- 
teidigungskriege waren  oder  Anfallskriege  dem  alten  Grund- 
satz gemäß:  besser  zuvorkommen  als  sich  zuvorkommen 
lassen.  So  war  es  der  Fall  mit  Gustav  Adolfs  Eingreifen 
im  Dreißigjährigen  Kriege  und  Torstenssons  Angriff  gegen 
Dänemark  1643.  Aber  Karls  XII.  sämtliche  Kriege  waren 
ursprünglich  Verteidigungskriege.  Später  in  der  Freiheits- 
zeit, 1741  und  1757,  wie  auch  unter  Gustav  III.  1788  war 
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Schweden  der  angreifende  Teil,  1808  aber  wieder  der 
angegriffene. 

Schon  daraus  geht  klar  hervor,  daß,  da  des  Königs  erste 
Aufgabe  darin  besteht,  das  Reich  zu  schützen,  Krieg  und 
ä;:zv.  natürlich  auch  Frieden  in  seiner  Hand  liegen  müssen. 
In  der  Freiheitszeit  wich  man  von  diesem  Grundsatz  ab 
und  bestimmte,  daß  der  König  nicht  ,,ohne  vorhergehende 
Überlegung  und  Zustimmung  der  Reichsstände  Krieg  be- 
ginnen oder  die  friedlichen  Nachbarn  mit  Waffen  bedrohen 
dürfe".  Einem  Anfall  durfte  dagegen  ,,mit  dem  Rat  des 
Rates,  ohne  erst  die  Zusammenkunft  der  Stände  abzu- 
warten, sogleich  begegnet  werden  —  und  die  notwendigen 
und  unumgänglichen  Anstalten  dazu  getroffen  werden,  bis 
die  Reichsstände  zusammentreten  können"  (R.-F.  1720, 
§  6).  Ebenso  heißt  es  in  der  Regierungsform  von  1772, 
dessen  §  48  bestimmt:  ,,Der  König  darf  ohne  den  Beifall 
und  die  Billigung  der  Reichsstände  keinen  Krieg  beginnen." 
Aber  der  Reichsrat  der  Freiheitszeit  handelte  selbst  gegen 
dieses  Gebot,  als  er  im  Jahre  1757,  auf  das  Betreiben 
Frankreichs  hin,  Brandenburg  den  Krieg  erklärte;  und 
Gustav  III.  verstieß  1788  ebenfalls  gegen  diese  Bestimmung, 
die  so  wenig  mit  der  Verfassung,  die  er  gegeben  hatte, 
übereinstimmte.  Dieses  Gebot  war  so  die  schließliche 
Ursache  zu  dem  großen  Konflikt  zwischen  Gustav  und 
den  Ständen,  der  mit  dem.  Staatsstreich  1789  und  seinem 
eigenen  Tod  durch  Mörderhand  1792  endete. 

Die  Gesetzgeber  des  Jahres  1809  sahen  den  Mißgriff, 
dessen  man  sich  durch  diese  Einschränkungen  schuldig 
gemacht  hatte,  ein,  und  gaben  dem  Könige  die  Macht, 
über  Krieg  und  Frieden  zu  bestimmen,  die  er  von  alters  her 
besessen,  wieder.  Indem  sie  auf  die  Ereignisse  beim  Kriegs- 
ausbruche   1788    und    die   Verschwörung    in   Anjala^    hin- 

■  Bei  der  sog.  Verschwörung  zu  Anjala  1788  wollten  die  Offiziere 
der  schwedisch-finnländischen  Armee  Gustav  III.  zwingen,  mit  Rußland 
Frieden  zu  schließen  und  die  Stände  einzuberufen,  unter  dem  Vorwand, 
daß  der  König  den  Krieg  ungesetzlich  begonnen  hätte. 
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wiesen,  machten  sie  darauf  aufmerksam,  daß  man  nicht 
immer  zwischen  Offensiv-  und  Defensivkrieg  unterscheiden 
kann.  Letzteren  muß  der  König  stets  auf  eigene  Hand 
beschheßen  können.  Es  wäre  jedenfalls  widersinnig,  der 
Armee  oder  irgendeinem  anderen  die  Entscheidung  über 
die  Berechtigung  eines  Krieges  zu  überlassen,  wenn  der 
Feind  an  der  Grenze  stehe.  Auch  könne  ein  Anfall  zuweilen 
die  beste  Form  für  die  Verteidigung  sein  (Memorial  2.  Juni). 
Sie  versäumten  indessen,  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Geiste  der  Verfassung,  nicht,  unreifen  Beschlüssen 
Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen.  Darum  wurde  in  diesem 
Paragraphen  die  Bestimmung  über  den  außerordentlichen 
Staatsrat  getroffen,  der  sich  nun  jedoch  durch  nichts 
anderes  von  dem  allgemeinen  großen  Staatsrat  unterscheidet, 
als  daß  der  König  selbst  Vortragender  ist.  Aber  die  stärkste 
Garantie  gegen  übereilte  Beschlüsse  wird  nicht  hier  gegeben, 
sondern  sie  liegt  in  dem  Bestimmungsrecht  des  Reichstages 
über  Staatsmittel  und  Aushebungen,  wovon  spätere  Para- 
graphen handeln.  So  kann  nicht  einmal  das  sog.  Kriegs- 
kreditiv  vom  Könige  erhoben  werden  ohne  die  Einberufung 
des  Reichstages  (§  63),  noch  weniger  kann  jener  die  viel 
größeren  Summen,  die  zur  Kriegsführung  nötig  sind,  ohne 
dessen  Zustimmung  aufbringen. 

§    14- 
Der  König  hat  den  Oberbefehl  über  die  Kriegs- 
macht des  Reiches  zu  Lande  und  zur  See. 

In  keinem  Lande  ist  dieses  Prinzip  so  streng  durch- 
geführt worden  wie  in  Schweden.  Nahezu  alle  seine  Könige, 
außer  denen  der  Freiheitszeit,  haben  an  der  Spitze  der 
schwedischen  Heere  gekämpft.  Und  zwei  der  größten  unter 
ihnen,  Gustav  H.  Adolf  und  Karl  XH.,  fielen  von  der 
Hand  des  Feindes,  während  Karl  X.  Gustav  mitten  unter 
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seinen  Vorbereitungen  zum  Kriege  starb.  So  ehrenvoll 
dies  auch  für  Schweden  gewesen,  ist  es  doch  dem  Lande 
überaus  teuer  zu  stehen  gekommen.  Denn  alle  diese  drei, 
je  in  ihrer  Weise  großen  Herrscher  wurden  in  der  Blüte 
ihrer  Jahre  dahingerafft.  Wie  anders  hätte  sich  nicht 
Schwedens,  ja  des  ganzen  Nordens  Geschick  gestalten 
können,  wenn  besonders  die  beiden  letztgenannten  hätten 
leben  und  ihre  Pläne  vollenden  können. 

Kein  Satz  in  Schwedens  Verfassung  hat  dem  Lande 
so  viel  gekostet  wie  jener,  daß  der  König  selbst  den  Befehl 
über  Heer  und  Flotte  führen  soll.  Dennoch  verstehen 
wir  Gustavs  HL  Gedanken,  wenn  er  im  §  19  seiner  Re- 
gierungsform schreibt:  ,,Dem  König  allein  kommt  der 
Oberbefehl  über  die  ganze  Kriegsmacht  sowohl  zu  Lande 
als  zur  See  zu,  wie  dies  stets  in  früheren,  für  das  Reich 
so  ruhmvollen  und  glücklichen  Zeiten  Sitte  gewesen  ist." 
Gustav  HL  erfüllte  mit  gleichem  Heldenmut,  wenn  auch 
nicht  mit  gleichem  Geschick  wie  seine  großen  Vorgänger, 
die  alte  schwedische  Königspflicht. 

Die  Einschränkung  der  königlichen  Macht,  die  auch 
auf  diesem  Gebiete  in  der  Freiheitszeit  vorgenommen  wurde, 
hatte  weniger  ihren  Grund  in  dem  allgemeinen  Bestreben, 
diese  zu  begrenzen,  als  vielmehr  in  der  Furcht,  daß  der 
König,  als  Befehlshaber  über  die  Kriegsmacht,  gefährlich 
für  die  Herrschaft  der  Stände  werden  könnte.  Darum 
wurde  auch  jedem  General  oder  anderen  Befehlshaber  bei 
strenger  Strafe  verboten,  ohne  im  Reichsrate  gegebenen 
Befehl,  ,,eine  beurlaubte  Mannschaft  zum  Aufbruch  und 
Abzug  aufzubieten,  außer  bei  gewöhnlichen  Regiments- 
und anderen  Feldübungen"  — -  alles  dies  aus  Furcht  vor 
,,der  Ausführung  schädlicher  Komplotte"  (R.-F.  1720, 
§  26).  Es  sind  die  Ratschläge  des  bösen  Gewissens,  die 
sich  hierin  bekunden. 

Im  Jahre  1809  stellte  man  den  alten  Grundsatz  in 
voller   Absicht   wieder   her,   daß   der    König   dieses    Recht 
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auch    in  Zukunft  ausüben    sollte,    wie  aus  §   43  ersicht- 
lich ist. 

§   15. 

Die  Angelegenheiten  des  Militärkommandos, 
worunter  solche  zu  verstehen  sind,  die  der  König 
in  seiner  Eigenschaft  als  höchster  Befehlshaber  über 
die  Kriegsmacht  zu  Land  und  See  unmittelbar  selbst 
besorgt,  soll  der  König,  wenn  er  selbst  die  Reichs- 
regierung führt,  in  Gegenwart  desjenigen  Chefs  des 
Kriegsdepartements  entscheiden,  zu  dessen  Ressort 
die  Angelegenheit  gehört.  Diesem  liegt  unter  seiner 
Verantwortlichkeit  ob,  bei  der  Beratung  des  Gegen- 
standes sein  Gutachten  über  die  vom  König  be- 
schlossene Unternehmung  abzugeben,  und  wenn 
seine  Meinung  nicht  mit  dem  Beschlüsse  des  Königs 
übereinstimmt,  seine  geäußerten  Bedenken  und  Rat- 
schläge in  einem  Protokoll  niederzulegen,  dessen 
Richtigkeit  der  König  vermittelst  seiner  hohen 
Unterschrift  bestätigt.  Findet  der  besagte  Beamte, 
daß  diese  Unternehmungen  in  ihrer  Richtung  oder 
Tragweite  gefährlich,  oder  daß  die  Mittel  zu  ihrer 
Ausführung  ungewiß  oder  unzureichend  sind,  so  soll 
er  dem  König  anraten,  hierüber  einen  aus  zwei  oder 
mehreren  der  anwesenden  höheren  Militärbeamten 
bestehenden  Kriegsrat  einzuberufen;  doch  soll  es 
dem  Könige  unbenommen  sein,  auf  diesen  Antrag 
und,  wenn  er  angenommen  wird,  auf  die  im  Protokoll 
angeführten  Ansichten  des  Kriegsrats  die  Rücksicht 
zu  nehmen,  die  ihm  gut  dünkt. 
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Diese  Bestimmung  folgt  unmittelbar  aus  der  nächst- 
vorhergehenden von  dem  höchsten  Befehlsrecht  des  Königs. 
Die  Mehrzahl  der  hierhergehörenden  Angelegenheiten 
(militärische  Befehle,  Dienstordnungen,  Versetzungen  usw.) 
sind  keine  Regierungssachen,  eine  Garantie  ist  jedoch 
gegen  eine  unrichtige  Behandlung  derselben  oder  gegen 
die  Sicherheit  des  Reiches  gefährdende  Beschlüsse  erforder- 
lich. Hier  galt  es  die  Handlungsfreiheit  des  Königs  mit 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  konstitutionellen  Ver- 
antwortlichkeit zu  vereinigen,  die  die  neue  Verfassung 
aufstellte.  Das  Protokoll,  das  die  formelle  Grundlage  für 
die  Forderung  der  Verantwortlichkeit  nach  schwedischem 
Staatsrecht  ausmacht,  soll  nur  geführt  werden,  wenn  der 
Vortragende  nicht  einig  mit  dem  Könige  ist,  oder  wenn 
ein  Kriegsrat  zugezogen  wird.  Aber  der  Vortragende  ist 
verantwortlich  für  alle  Sachen,  denen  er  zugestimmt  hat, 
und  darin  liegt  eine  genügende  Garantie,  zumal  da  mit 
der  Neuorganisation  des  Staatsrats  im  Jahre  1840  der 
betreffende  Departements-Chef  Vortragender  geworden  ist. 

Auf  diese  Weise  versuchte  man  1809  jedem  zu  geben, 
was  ihm  Rechtens  zukam,  dem  Könige  sein  freies  Ober- 
befehlsrecht und  der  Verfassung  ihre  Sicherheit.  Die 
beiden  großen  Gegensätze  in  unserer  neueren  Geschichte 
—  ungebundene  oder  völlig  gebundene  Königsmacht  — 
begegnen  sich  auch  in  diesem  Paragraphen  und  werden 
ausgeglichen. 

Der  Kommandokonseil  findet  nur  unter  der  persönlichen 
Leitung  des  Königs  statt,  also  nicht  im  Falle  einer  Reichs- 
regierung, an  Stelle  des  Königs  (§  39 — 42),  wo  diese  An- 
gelegenheiten im  allgemeinen  Konseil  verhandelt  werden. 

§    16. 

Der  König  soll  Gerechtigkeit  und  Wahrheit  auf- 
rechterhalten   und    befördern,    Gewalt    und    Unge- 
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rechtigkeit  verhindern  und  verbieten;  niemanden, 
wer  es  auch  sei,  an  seinem  Leben,  seiner  Ehre, 
seiner  persönlichen  Freiheit  oder  seinen  Interessen 
schädigen  oder  schädigen  lassen,  es  sei  denn,  daß 
derselbe  in  der  Ordnung,  wie  sie  des  Landes 
Gesetz  und  Recht  vorschreiben,  überführt  oder 
verurteilt  wäre;  niemanden  ohne  Untersuchung  und 
Richterspruch,  wie  sie  des  Landes  Gesetz  und  Recht 
vorschreiben,  seines  beweglichen  oder  unbeweg- 
lichen Eigentums  berauben  oder  berauben  lassen; 
niemanden  in  seinem  Hause  stören  oder  stören  lassen; 
keine  Person  von  einem  Orte  nach  einem  anderen 
verbannen;  niemandes  Gewissen  zwingen  oder 
zwingen  lassen,  sondern  jeden  in  der  freien  Aus- 
übung seiner  Religion  beschützen,  insoweit  dadurch 
die  öffentliche  Ruhe  nicht  gestört  oder  allgemeines 
Ärgernis  erweckt  wird.  Der  König  soll  einen  jeden 
von  demjenigen  Gericht  richten  lassen,  unter  welches 
er  rechtlich  gehört. 

Gemeinsam  für  alle  Erklärungen  und  Versicherungen 
dieser  Art,  von  der  berühmten  Magna  Charta  Englands 
an  bis  zur  Erklärung  der  menschlichen  und  mitbürger- 
lichen Rechte  1791  und  deren  Nachfolgern  in  neueren 
Verfassungen,  ist,  daß  sie  Abhilfe  für  Mißverhältnisse,  die 
vorher  herrschten,  schaffen  wollen.  Die  persönliche  Freiheit 
und  Unverletzlichkeit  an  Leben  und  Eigentum  sind  überall 
früher  besonders  zum  Nachteile  des  gemeinen  Volkes  von 
den  Mächtigen  bedroht  worden.  Wo  deshalb  eine  Verfassung 
zustande  kam,  pflegte  stets  die  Versicherung  dieser  sog. 
natürlichen  Rechte  in  erster  Linie  festgesetzt  zu  werden. 
Gewöhnlich  enthielten  diese  Erklärungen  zwei  verschiedene 
F  a  h  1  b  e  c  k  ,    Die   Regierungsform  Schwedens  6 
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Bestandteile.  In  dem  einen  wird  Schutz  und  Sicherheit 
des  bürgerlichen  Lebens  versprochen;  in  dem  anderen  werden 
den  Mitbürgern  gewisse  Freiheiten  und  Rechte  zuerkannt, 
die  sie  vorher  entbehrt  hatten,  wie  z.  B.  Preßfreiheit. 

In  Schweden  gehen  Gebote  dieser  Art  bis  in  die  älteste, 
von  den  Königen  ausgeübte  Gesetzgebung  zurück.  Alle 
die  alten  Friedensgesetze  von  Birger  Jarl  (1250 — 66)  und 
Magnus  Laduläs  (1272 — 90)  sind  Äußerungen  der  Pflicht 
des  Königs,  ,, Unrecht  zu  verhindern  und  zu  verbieten". 
Aber  meist  kam  es  zu  solchen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
um  die  Untertanen  gegen  die  Regierenden  selbst  zu  schützen. 
Darum  wurde  in  den  Königseid  des  allgemeinen  Reichs- 
gesetzes unter  anderem  auch  folgendes  aufgenommen: 
,,daß  er  keinen  Armen  oder  Reichen  auf  irgendeine  Weise 
am  Leben  oder  Leibe  verletzen  darf,  ohne  daß  er  gesetzlich 
nach  dem  Rechte  und  Gesetze  des  Reiches  überführt  ist; 
auch  darf  er  keiner  Person  ihr  Eigentum  abhändigen  außer 
nach  geschehener  Verurteilung,  wie  zuvor  gesagt  ist" 
(Königsrecht  V).  Diese  Gebote  wurden  mit  anderen  Be- 
stimmungen des  alten  Reichsgesetzes  derselben  Art  zu 
einem  Paragraphen  (§  2)  in  der  17 19  er  Regierungsform 
vereinigt,  aus  der  er  dann  in  alle  folgenden  Regierungs- 
formen übergegangen  ist. 

Diese  schwedische  Magna  Charta,  wie  sie  zuweilen, 
wenn  auch  nicht  ganz  mit  Recht,  genannt  wird,  enthält 
nur  Schutzbestimmungen,  nicht  Versicherungen  gewisser 
allgemeiner  Rechte,  wie  Preßfreiheit,  Versammlungsfreiheit 
usw.  Von  der  Preßfreiheit  handelt  ein  anderer  Paragraph 
dieser  Verfassung  (§  86),  und  über  andere  derartige  mit- 
bürgerliche Freiheiten  brauchten  im  Grundgesetze  keine 
Bestimmungen  getroffen  zu  werden,  da  die  Entwickelung 
diese  noch  nicht  in  Frage  gestellt  hatte.  Die  Schutzbestim- 
mungen aber  können  kurz  in  das  eine  Gebot  zusammengefaßt 
werden,  daß  kein  schwedischer  Mann,  weder  vom  König 
noch  von  seinen  Beamten,  anders  behandelt  oder  abgeurteilt 
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werden  darf  als  ,,in  der  Ordnung,  wie  sie  es  des  Landes 
Gesetz  und  Recht  vorschreiben". 

Seinem  Ursprünge  nach  besteht  §  i6  aus  drei  Stücken: 
Das  erste,  das  einem  jeden  Sicherheit  für  sein  Leben 
und  Gut  unter  dem  für  alle  gleichen  Gesetz  verspricht, 
ist  uralt  und  hat  seinen  Ursprung,  wie  wir  gesehen  haben, 
im  Reichsgesetz  und  in  noch  älteren  Rechten.  Das  andere, 
das  dem  König  gebietet,  keines  Menschen  Gewissen  betreffs 
der  Religion  zu  zwingen  oder  zwingen  zu  lassen,  war  eine 
Neuerung,  die  die  Gesetzgeber  von  1809  aufnahmen.  Diese 
Bestimmung  kann  als  eine  Weiterbildung  des  sog.  Toleranz- 
ediktes vom  Jahre  1781  betrachtet  werden.  Zunächst  aber 
scheint  sie  doch  auf  die  Declaration  des  droits  von  1791, 
Art.  10,  zurückzugehen,  die  ungefähr  denselben  Wortlaut 
hat.  Dies  ist  wohl  die  einzige  Anleihe  bei  ausländischen 
Vorbildern,  die  man  unserer  Verfassung  mit  ziemlicher 
Sicherheit  nachweisen  kann. 

Das  dritte  Stück,  nach  welchem  der  König  einen 
jeden  von  dem  Gericht,  welchem  er  gesetzlich  untersteht, 
aburteilen  lassen  soll,  ist  aus  der  Regierungsform  von  1772 
übernommen.  Der  §  16  dieser  bestimmt:  ,,Alle  Kommis- 
sionen, Deputationen  mit  richterlicher  Gewalt  oder  auch 
extraordinären  Gerichtshöfe,  seien  sie  von  dem  Könige 
oder  den  Ständen  eingesetzt,  sollen  von  nun  an,  da  si  :  als 
Beförderungsmittel  zur  Tyrannei  und  Selbstherrschaft  an- 
zusehen sind,  abgeschafft  werden;  jeder  schwedische  Mann 
genieße  das  Recht,  von  dem  Gerichtshof  abgeurteilt  zu 
werden,  unter  den  er  nach  schwedischem  Recht  gehört." 
Sowohl  während  der  Freiheitszeit  als  auch  früher  hatte 
man  traurige  Erfahrungen  in  dieser  Beziehung  gemacht. 
Die  Reduktion  1680  wurde  teilweise  durch  solche,  be- 
sonders eingesetzte  Kommissionen  durchgeführt.  Der 
unglückliche  Görtz  wurde  gleichfalls  1719  von  einem  un- 
gesetzlichen Gerichtshof  verurteilt,  und  während  der  ganzen 
Freiheitszeit    kam  es  vor,   daß   sowohl   en  Ausschuß  der 
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Stände  wie  auch  die  Stände  selbst  sich  zum  Richter  über 
und  neben  den  gesetzlichen  Gerichtshöfen  des  Reiches 
aufwarfen.  In  der  Reichstagsordnung  von  1723,  §  13, 
war  sogar  ein  solches  Verfahren  in  bezug  auf  Komplotte 
gegen  die  Regierungsform  und  Freiheit  der  Stände  aus- 
drücklich anbefohlen  worden. 

Dieser  Paragraph  legt  also,  wie  alle  derartigen  Be- 
stimmungen, ein  Zeugnis  von  der  Gewalttätigkeit  und  Härte 
der  vergangenen  Zeiten  ab.  Aber  die  meisten  dieser  Verbote 
gehörten  schon  1809  einer  überwundenen  Periode  im  Leben 
des  schwedischen  Volkes  an.  Sie  wurden  jedoch  in  die  neue 
Regierungsform  aufgenommen,  als  ein  ehrwürdiges  An- 
denken an  das  Streben  der  früheren  Zeiten  nach  Gesetz- 
lichkeit und  Recht. 

§   17. 

I.  Die  Gerichtsbarkeit  des  Königs  soll  mindestens 
zwölf  von  ihm  ernannten  rechtsgelehrten  Männern 
anvertraut  werden,  welche  die  Bedingungen  erfüllt 
haben,  die  die  Verordnungen  vorschreiben,  um  zu 
dem  Amte  des  Richters  berufen  zu  werden,  und 
Beweise  ihrer  Kenntnisse,  ihrer  Erfahrung  und 
ihrer  Rechtschaffenheit  in  der  Ausübung  dieser 
Funktionen  gegeben  haben.  Sie  führen  den  Titel 
Justizräte  und  bilden  den  Gerichtshof  des  Königs. 
Ihre  Zahl  darf  nicht  mehr  als  zwölf  betragen,  so- 
fern nicht  der  König  und  der  Reichstag  in  der 
Weise,  wie  §  87  Abschn.  i  vorschreibt,  den  Be- 
schluß fassen,  daß  der  Höchste  Gerichtshof  in  Ab- 
teilungen arbeiten  soll;  in  diesem  Falle  soll  sowohl 
die  Anzahl  der  Justizräte,  unter  Beobachtung  des 
oben   Gesagten,    wie   auch   die   Verteilung    der    Ge- 
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Schäfte  auf  die  Abteilungen  auf  dieselbe  Weise 
bestimmt  werden. 

2.  Das  Recht  des  Königs,  die  Klagen  zu  prüfen 
und  zu  entscheiden,  die  den  Verordnungen  gemäß 
vor  den  König  im  Staatsrat  gebracht  werden  können, 
soll,  nach  dem  Umfang,  den  ein  besonderes,  vom 
König  und  dem  Reichstage  gemäß  den  Vorschriften 
in  §  87  Abschn.  i  gemeinsam  erlassenes  Gesetz 
bestimmt,  mindestens  sieben  vom  Könige  ernannten 
Männern  anvertraut  werden,  die  ein  ziviles  Amt 
verwaltet  haben  und  Beweise  ihrer  Einsicht,  ihrer 
Erfahrung  und  ihrer  Rechtschaffenheit  in  der  Aus- 
übung dieser  Funktion  gegeben  haben.  Sie  führen 
den  Titel  Regierungsräte  und  bilden  des  Königs 
Oberverwaltungsgericht.  Mindestens  zwei  Drittel 
der  ganzen  Anzahl  Regierungsräte  sollen  die  Be- 
dingungen erfüllt  haben,  die  die  Verordnungen 
vorschreiben,  um  zu  dem  Amte  des  Richters  berufen 
zu  werden. 

Nähere  Bestimmungen  über  die  Zusammen- 
setzung und  Dienstleistung  des  Oberverwaltungs- 
gerichtes werden  in  dem  erwähnten  Gesetze  mit- 
geteilt. 

§  18. 

Dem  Oberverwaltungsgericht  kommt  auch  in 
den  Fällen,  die  zu  seinem  Bereich  gehören,  die 
Entgegennahme  und  Erledigung  von  Gesuchen  des 
Inhalts  zu,  daß  der  König  ein  gerichtliches  Urteil 
aufheben  oder  eine  Appellationsfrist,  die  versäumt 
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worden  ist,  wiederherstellen  soll.  Über  alle  übrigen 
Gesuche  dieser  Art  soll  von  dem  Höchsten  Gerichts- 
hof entschieden  werden. 

§  19. 

Wenn  die  Gerichte  und  die  Beamten  eine  Er- 
läuterung über  den  wahren  Sinn  der  Gesetze  in  den 
Fällen,  welche  zum  Ressort  der  Richter  gehören, 
vom  König  verlangen,  steht  es  dem  Höchsten 
Gerichtshof  zu,  diese  Erläuterungen  zu  geben. 

§  20. 

In  Friedenszeiten  sollen  die  Sachen,  welche  von 
den  Militärgerichtshöfen  dem  König  zur  Prüfung 
vorgelegt  werden,  an  den  Höchsten  Gerichtshof  ge- 
bracht und  von  ihm  entschieden  werden.  Zwei 
Militärs  höheren  Grades,  vom  König  dazu  verordnet, 
welche  wie  die  anderen  Richter  ablehnbar  und  ver- 
antwortlich sind  und  keine  besondere  Besoldung 
genießen,  sollen  bei  solchen  Sachen  am  Höchsten 
Gerichtshof  zugegen  sein  und  darüber  abstimmen; 
doch  darf  die  Zahl  der  Richter  acht  nicht  über- 
schreiten. 

In  Kriegszeiten  wird  in  gleichen  Fällen  nach 
den  Kriegsartikeln  verfahren. 

§  21. 

Drei  Mitglieder  des  Höchsten  Gerichtshofes  und 
ein    rechtskundiges    Mitglied    des    Oberverwaltungs- 
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gerichts  sollen  zusammen  den  Gesetzesrat  des 
Königs  ausmachen.'^ 

Dem  Gesetzesrat  kommt  es  zu,  Gutachten  abzu- 
geben über  die  Vorschläge  zum  Erlaß,  zur  Auf- 
hebung, Veränderung  oder  Erklärung  von  Gesetzen 
oder  Verordnungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  vom 
König  demselben  übergeben  werden.  Wenn  es  für 
nötig  befunden  wird,  darf  der  König  für  eine  be- 
stimmte Angelegenheit  noch  eine  einsichtige,  er- 
fahrene und  redliche  Person  zum  Mitglied  des 
(  esetzesrats  verordnen. 

Nähere  Bestimmungen  über  die  Arbeitsordnung 
des  Gesetzesrats  werden  in  einem  besonderen,  vom 
König  und  dem  Reichstage,  gemäß  §  87,  Abschn.  i, 
gemeinsam  beschlossenen  Gesetze  mitgeteilt. 

§  22. 

1.  Im  Höchsten  Gerichtshof  können  geringere 
Sachen  von  fünf  Mitgliedern,  selbst  von  vier,  wenn 
sie  alle  vier  in  ihrer  Entscheidung  einig  sind,  ge- 
prüft und  entschieden  werden.  Über  wichtigere 
Sachen  sollen  wenigstens  sieben  entscheiden.  Mehr 
als  acht  Mitglieder  dürfen  nicht  auf  einmal  an  der 
Prüfung  irgendeiner  Sache  teilnehmen,  wenn  nicht 
für  gewisse  Fälle  anders  verordnet  wird,  gemäß  der 
im  §  87,  Abschn.  i  bestimmten  Ordnung. 

2.  Im  Oberverwaltungsgericht  können  Sachen 
geprüft  und  entschieden  werden  von  fünf  Mit- 
gliedern, ja  auch  von  vier,  sofern  drei  von  diesen 
in  ihrer  Entscheidung  einig  sind. 
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§  23. 

Alle  Erkenntnisse  des  Höchsten  Gerichtshofes 
und  des  Oberverwaltungsgerichtes  werden  im  Namen 
des  Königs  erlassen  und  mit  seiner  Unterschrift 
oder  seinem  Siegel  versehen. 

§  24. 

Bei  der  niederen  Justizrevision  des  Königs  sollen 
alle  Justizsachen  zum  Vortrag  bei  dem  Höchsten 
Gerichtshof  vorbereitet  werden. 

§  25.     . 

Die  Sachen,  die  zum  Vortrag  und  zur  Entschei- 
dung an  das  Oberverwaltungsgericht  kommen,  sollen 
in  demjenigen  Departement  vorbereitet  werden,  zu 
dem  sie  nach  der  im  §  6  erwähnten  Verteilung 
gehören. 

§  26. 

Der  König  hat  in  Kriminalsachen  das  Be- 
gnadigungsrecht, er  kann  die  Todesstrafe  umwandeln 
und  die  Ehrenrechte  und  die  an  die  Krone  ver- 
wirkten Güter  nachschenken.  Doch  muß  bei  Be- 
gnadigungsgesuchen das  Oberverwaltungsgericht  in 
allen  Sachen,  die  ihm  zur  Entscheidung  vorgelegt 
werden  sollen,  bei  anderen  Fällen  der  Höchste 
Gerichtshof  gehört  werden;  und  der  König  faßt 
seinen  Beschluß  darüber  im  Staatsrate.  Es  bleibt 
dann     dem     Schuldigen     anheimgestellt,     die     Be- 
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gnadigung,  die  ihm  der  König  zuteil  werden  läßt, 
anzunehmen  oder  die  Strafe,  zu  der  er  verurteilt  ist, 
zu  erleiden. 

Diese  zehn  Paragraphen  (§  17 — 26)  behandeln  die 
oberste  Rechtspflege  oder  die  Gerichtsbarkeit  des  Königs, 
wie  es  noch  im  §  17  heißt,  nebst  den  im  Jahre  1909  auf 
diesem  Gebiete  stattgefundenen  großen  Neuerungen.  Bis 
zu  diesem  Jahre  hatte  der  König  bei  der  Erklärung  der 
Gesetze  wie  bei  dem  Urteilsfinden  des  Höchsten  Gerichtes, 
wenn  er  demselben  beizuwohnen  geruhte,  zwei  Stimmen, 
auch  übte  er  im  Staatsrate  die  oberste  administrative  Ge- 
richtsbarkeit bis  dahin  aus.  Dies  alles  ebenso  wie  die  dem 
Höchsten  Gerichtshof  obliegende  Verpflichtung,  Gutachten 
über  Gesetzesvorschläge  abzugeben,  wurde  jetzt  aufgehoben 
und  statt  dessen  ein  Ober  Verwaltungsgericht  ( Reger  ings- 
rätten)  und  der  sog.  Gesetzesrat  (Lagrädet)  für  die  Vor- 
bereitung der  Gesetzesvorschläge  eingerichtet.  Hierdurch 
wurden  die  meisten  dieser  Paragraphen  geändert  und  zwei 
von  ihnen  (21  und  26)  inhaltlich  ganz  ausgemerzt  und 
durch  andere  ersetzt.  Es  ist  nur  einmal  vorher  geschehen, 
daß  ganze  Paragraphen  dieser  Regierungsform  aufgehoben 
worden  sind,  nämlich  bei  der  großen  Umgestaltung  des 
Reichstages  im  Jahre  1866,  wobei  fünf  Paragraphen  so 
behandelt  wurden.  Wie  wir  sehen  werden,  ist  dasselbe 
geschehen  mit  noch  zwei  Paragraphen,  §§  30  und  32.  Vgl. 
auch  oben  bei   §    11. 

Keine  Bestimmungen  scheinen  so  alte  Ahnen  in  der 
schwedischen  Verfassung  zu  haben  wie  die  über  die  höchste 
Gerichtspflege.  Sie  führen  den  Gedanken  in  die  Zeiten 
zurück,  wo  der  König  wirklich  zu  Gericht  saß  und  Recht 
sprach. 

Die  Gerichtsbarkeit  des  Königs  ging  in  ältestenZeiten 
aus  dem  Berufe  desselben,  der  höchste  Wahrer  des  Friedens 
zu  sein,  hervor.    Daraus  folgte,  daß  er,  wie  es  in  den  Land- 


90 


Schaftsgesetzen  heißt,  „unrechtes  oder  zu  strenges  Urteil 
aufheben  kann",  und  ferner,  daß  er  ,,in  seinem  Reiche 
das  ihm  von  Gott  verliehene  höchste  Richteramt  über  alle 
Richter"  besitze.  Aus  diesen  beiden  Grundsätzen  ent- 
wickelte sich  die  Gerichtspflege  des  Königs,  die  in  den 
beiden  Reichsgesetzen  von  1350  und  1442  unter  den  Namen 
Rügen-  und  Revisionsgericht  (Räfst-  och  Rättareting)  und 
auch  als  die  Schöffen  des  Königs  (Konungens  Nämnd) 
erwähnt  wird. 

In  den  Wirren  der  Unionszeit  gerieten  diese  Ein- 
richtungen in  Verfall,  und  erst  Gustav  Adolf  brachte  auf 
diesem  Gebiete,  wie  auf  so  vielen  anderen,  Klarheit  und 
Ordnung  zuwege.  Er  richtete  1614  das  Hofgericht  ein, 
das  in  Zukunft  des  Königs  Urteil  sprechen  sollte  —  auf 
vollkommen  moderne  Weise,  ohne  daß  der  König  selbst 
daran  teilnahm.  Aber  die  Vorstellung,  daß  ein  jeder  mit 
seiner  Sache  an  den  König  persönlich  gehen  konnte,  war 
so  fest  im  Volke  eingewurzelt,  daß  Gustav  Adolf  schon  im 
Jahre  darauf  das  Recht  gewähren  mußte,  in  außerordent- 
lichen Fällen  Revision  gegen  das  Urteil  des  Hofgerichtes 
einlegen  zu  dürfen.  Auf  diese  Weise  erstand  aufs  neue 
ein  Gericht  des  Königs,  während  das  Hofgericht,  deren 
bald  mehrere  eingerichtet  wurden,  zu  einer  zweiten  Instanz 
herabsank.  Allmählich  wurde  die  Sache  so  geordnet,  daß 
eine  Abteilung  im  Rate,  die  sog.  Justizrevision,  ausschließ- 
lich Gerichtshof  wurde,  woraus  ohne  weiteres  folgte,  daß 
der  König,  wenn  er  es  für  gut  befand,  an  der  Urteilsfindung 
teilnehmen  konnte.  So  verblieb  es,  bis  Gustav  III.  im 
Jahre  1789  durch  die  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte 
den  Rat  ganz  abschaffte  und  statt  der  Justizabteilung 
desselben  ,,des  Königs  Höchsten  Gerichtshof"  einrichtete, 
,,in  welchem  alle  Revisionssach  n  entschieden  werden,  und 
in  dem  der  König  zwei  Stimmen  hat." 

Aus  dem  Ang"führten  kann  man  das  eigentümliche 
V.  rhältnis  verstehen,   daß  der   König  bis  in  unsere  Tag  , 
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gemäß  §  21  der  Regierungsform  in  seiner  ursprünglichen 
Fassung,  an  der  Rechtsprechung  im  Höchsten  Gerichtshof 
teilnehmen  durfte  und  dabei  zwei  Stimm.en  hatte.  Dieser 
Paragraph  lautete  nämlich  bis  1909:  „Der  König  hat  zwei 
Stimmen  in  denjenigen  Sachen,  bei  deren  Vortrag  und 
Entscheidung  in  dem  Höchsten  Gerichtshofe  zu  erscheinen 
er  für  gut  findet.  Alle  Anfragen  üb^r  die  Auslegung  eines 
Gesetzes  sollen  beim  Könige  angemeldet,  und  seine  Stimmen 
sollen  eingeholt  und  mitgezählt  werden,  auch  wenn  er  nicht 
an  den  Beratungen  des  Höchsten  Gerichtshofes  teilgenom- 
men hat."  Dif  zwei  Stimmen,  die  der  König,  der  Regierungs- 
formen der  Freiheitszeit  gemäß,  im  allgemeinen  im  Rate 
besaß,  wurden  1772  beibehalten,  was  die  Rechtsangelegen- 
heiten in  der  Justizrevision  anbetrifft  (R.-F.  §  8).  Daraus 
gingen  sie  1789,  als  der  Rat  aufgelöst  und  diese  Abteilung 
in  einen  freistehenden  Gerichtshof  umgewandelt  wurde, 
an  den  letzteren  über.  Diese  Bestimmung  weist  folglich 
nicht  unmittelbar  auf  das  Mittelalter  zurück,  wo  der  König 
nach  uralter  Sitte  in  eigener  Person  zu  Gericht  sitzen 
konnte,  sondern  hat  den  ebengenannten  späteren  Ursprung. 
Aber  die  1909  vorgenommenen  Änderungen  haben,  wie 
erwähnt,  dieses  Recht,  von  dem  der  König  nach  1809  in 
der  Regel  keinen  Gebrauch  mehr  machte,  förmlich  auf- 
gehoben. 

Diese  sachlich  unbedeutende  Änderung  steht  in  Zu- 
sammenhang mit  der  großen  Reform,  von  der  §  17,  Abschn.2 
Zeugnis  ablegt,  nämlich  der  Einrichtung  des  Oberver- 
waltungsgerichts. Dadurch  wurde  der  übrige  Teil  der 
Gerichtspflege  des  Königs,  welchen  er  bisher  stets  selbst 
im  Staatsrate  ausgeübt  hatte,  nämlich  der  administrative, 
diesem  entzogen  und  einem  besonderen  Gerichtshof, 
dem  neuen  sogenannten  ,,Regeringsrätten"  übertragen. 
Dieses  geschah  zunächst,  um  die  Arbeitsbürde  des  Staats- 
rates zu  vermindern.  Aber  der  eigentliche  Grund  dazu  wai 
der  richtige  Gedanke,  daß  König  und  Staatsrat  nicht  einen 
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Gerichtshof  bilden  oder  überhaupt  in  irgendeiner  Form, 
also  auch  nicht  bei  den  sog.  Beschwerdesachen,  die  Rolle 
des  Richters  übernehmen  sollten.  Solche  Fälle  jedoch,  wo 
es  sich  um  einen  beantragten  Dispens  vom  geltenden  Recht 
handelt,  sind  dem  König  im  Staatsrate  noch  immer  vor- 
behalten. 

Durch  diese  Reform  ist  die  Gerichtsbarkeit  des  Königs, 
sowohl  reell  als  formell,  nach  der  Anschauungsweise  der 
Neuzeit  geordnet  worden.  An  ihre  ursprüngliche  Form 
erinnert  nur  noch  der  Name  und  die  Bestimmung,  daß  die 
Beschlüsse  des  Höchsten  Gerichtshofs,  wie  auch  die  des 
Ober  Verwaltungsgerichts,  im  Namen  des  Königs  und  mit 
dessen  hoher  Unterschrift  oder  unter  dessen  Sekret  (§  23) 
ausgefertigt  werden  müssen.  Die  Teilnahme  des  Königs 
an  der  Gerichtspflege  ist  danach  auf  die  Begnadigungs- 
sachen beschränkt,  von  denen  §  26  handelt. 

Das  Begnadigungsrecht  des  Königs  ist  uralt.  Schon 
in  dem  ältesten  unserer  Landschaftsgesetze,  dem  älteren 
Västgötagesetz  (aus  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts), 
heißt  es  nach  der  Bestimmung  betreffs  der  ,,Eriksgata" 
(d.  h.  des  Umzugs  des  neuerwählten  Königs  durch  sein 
Land):  ,,Der  König  soll  dann  drei  Männer  begnadigen, 
sofern  sie  keine  Schandtat  verübt  haben."  Daraus  ent- 
wickelte sich  allmählich  ein  allgemeines  Begnadigungs- 
recht, obwohl  dieses  lange  bloß  auf  das  Recht  des  Königs, 
Geldstrafen  zu  erlassen,  beschränkt  blieb.  Des  Königs 
Begnadigungsrecht  wurde  ausdrücklich  zuerst  in  den 
Regierungsformen  der  Freiheitszeit  (§  2)  festgesetzt,  wo 
es  indessen  mit  dem  Rate  des  Rats  auf  dieselbe  Weise  wie 
jede  andere  Regierungshandlung  ausgeübt  werden  sollte, 
dann  in  Gustavs  IIL  beiden  Verfassungen,  von  wo  es  zu- 
nächst in  die  gegenwärtige  übergegangen  ist. 

Dieses  Begnadigungsrecht  des  Königs  kann  nur  auf 
Gesuch  des  Verurteilten  oder  anderer  in  Anwendung 
kommen,  wobei  es  von  dem  Schuldigen  abhängt,  ob  er  die 
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angebotene  Gnade  annimmt  oder  nicht  —  mit  Ausnahme 
der  Todesstrafe.  Alle  Todesurteile  sollen  nämlich  dem 
König  unterbreitet  werden,  und  dieser  kann  sie  nach  Be- 
lieben aufheben  oder  bestätigen.  In  diesen  Fällen  hat  also 
der  König  immer  das  letzte  Wort  bei  der  Rechtsprechung. 
—  Das  Recht  des  Königs,  ,,an  die  Krone  verwirkte  Güter 
nachzuschenken",  gilt  nur  für  die  Geldstrafen,  nicht  für 
zivilrechtlich  zugesprochenen  Schadenersatz,  wozu  die  Ein- 
willigung des  Reichstages  erforderlich  ist. 

In  den  §§  i8  und  19  begegnen  wir  wieder  uralten 
Rechtsgewohnheiten  in  modernisierter  Gestalt.  So  hieß  es 
in  dem  alten  Westmannagesetze  aus  dem  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts,  daß  der  König  ,,die  Wahrheit  durch- 
schauen soll,  und  daß  er  alle  ungerechten  oder  zu  strengen 
Urteile  wieder  aufheben  darf."  Dies  wurde  in  den  Re- 
gierungsformen der  Freiheitszeit  (§  2)  nach  dem  allgemeinen 
Reichsgesetz  so  ausgedrückt:  ,,Der  König  darf  mit  dem 
Rate  des  Rats  in  allen  Rechtsfällen  die  Wahrheit  heraus- 
zufinden versuchen  und  ungerechte  und  zu  strenge  Urteile 
aufheben."  In  demselben  Paragraphen  wurde  dem  Könige 
das  Recht  erteilt,  mit  dem  Rate  des  Rats  in  zweifelhaften 
Fällen  das  Gesetz  zu  erklären,  1720  mit  dem  Zusatz,  daß 
jede  solche  Erklärung  dem  nächstzusammentretenden 
Reichstag  vorgelegt  werden  müsse,  um  nach  §  4  daselbst 
von  den  Ständen  angenommen  oder  verworfen  zu  werden. 

Dasselbe  wird  in  dieser  Regierungsform  §  83  vorge- 
schrieben. Da  aber  seit  1866  Reichstage  jährlich  abgehalten 
werden,  ist  diese  ganze  Bestimmung  überflüssig  und  außer 
Gebrauch  gesetzt,  was  die  vom  König  und  dem  Reichstage 
gemeinsam  gestifteten  Gesetze  anbelangt.  Sog.  ökonomische 
Gesetze,  welche  der  König  allein  gibt,  erklärt  derselbe  im 
Staatsrat. 

Infolge  aller  oben  berührten  Änderungen  betreffs  der 
höchsten  Gerichtspflege  wurde  der  im  früheren  §  26  vor- 
geschriebene   sog.  Justizkonseil,  wo  Begnadigungssachen, 
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Dispense  usw.  im  Beisein  von  zwei  Justizräten  nebst  drei 
Staatsräten,  darunter  dem  Justizminister,  vom  Könige  ent- 
schieden wurden,  abgeschafft.  Ferner  wurden  das  Oberver- 
waltungsgericht, wovon  §  17,  Abschn.  2,  handelt,  und  der 
in  §  21  erwähnte  Gesetzesrat  eingerichtet.  Von  dem  ersteren 
ist  oben  gesprochen.  Der  letztere,  dessen  Errichtung  mit  der 
Veränderung  einer  Bestimmung  des  §  87,  daß  die  meisten 
Gesetzesvorschläge  dem  Höchsten  Gerichtshofe  unterstellt 
werden  sollten,  verbunden  ist,  bedeutet  zwar  formell  eine 
große  Neuerung.  Der  Kern  der  Sache,  das  seit  alters  be- 
stehende Zusammenwirken  von  Rechtsprechung  und  Gesetz- 
gebung, ist  jedoch  unberührt  geblieben. 

Die  Bestimmung,  daß  der  Höchste  Gerichtshof  in 
Fragen,  welche  Gesetzesvorschläge  betreffen,  gehört  werden 
solle,  ergab  sich  zunächst  aus  der  Herstammung  des  Ge- 
richtshofs aus  dem  Rate.  Alle  Gesetzesvorschläge  wurd'n 
nämlich  vom  Rate  in  pleno  behandelt,  daher  auch  der 
Prüfung  der  Justizrevision  unterworfen.  Rechtsprechung 
und  Gesetzgebung  haben  übrigens  in  Schweden  seit  alters 
eng  zusammengehört,  besonders  ehe  der  Reichstag  anfing, 
bei  letzterer  mitzuwirken.  Durch  die  Zusammensetzung 
des  neuen  Gesetzesrates  hat  man  dafür  gesorgt,  daß  auch 
zukünftig  diese  Arbeitsgemeinschaft  bestehen  kann. 

Die  Veranlassung  dazu,  daß  die  alte  Ordnung  auf- 
gehoben und  eine  ganz  neue  Institution  eingeführt  wurde, 
war  das  Bedürfnis,  die  Arbeitsbürde  des  Höchsten  Gerichts- 
hofes zu  vermindern  —  also  ganz  derselbe  Grund  für  die 
Errichtung  des  Gesetzesrates  wie  für  die  des  Oberver- 
waltungsgerichtes in  bezug  auf  den  Staatsrat.  Man  wird 
übrigens  bei  dieser  ganzen  Reform  und  den  einzelnen  Be- 
stimmungen derselben  an  den  Parallelismus  zwischen  den 
verschiedenen  Organen  der  Verfassung,  der  so  oft  in  der 
Regierungsform  von  1809  vorkommt,  erinnert,  nämlich: 
zwischen  König  und  Reichstag,  zwischen  dem  Justizkan/ler 
und  dem  Justizanwalt  des  Reichstages,    zwischen  Staats- 
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rat  und  dem  Höchsten  Gerichtshof  und  jetzt  zwischen  dem 
letzteren  und  dem  Oberverwaltungsgericht.  Man  beachte  eben 
die  zwei  §§24  und  25,  wovon  der  letztere  neu  ist.  Damit 
war  freilich  auch  beabsichtigt,  die  Lücke  in  der  Zahl  und 
Reihenfolge  der  Paragraphen  auszufüllen,  die  durch  die 
Aufhebung  des  §  26  und  dessen  Ersetzung  durch  den 
früheren  §  25  entstanden  war. 

Übrigens  ist  die  in  §  25  vorgeschriebene  Art  und 
Weise  der  Vorbereitung  der  Sachen  vor  dem  Oberver- 
waltungsgerichte der  bei  dem  höchsten  Gerichte  seit  alters 
üblichen,  soviel  es  möglich  war,  nachgebildet.  Die  Sachen 
werden  von  besonderen  Berichterstattern  mündlich  vor- 
getragen. Diese  Ordnung  geht  in  die  Zeiten  zurück,  als 
die  Gerichtsbarkeit  des  Königs  im  Rate  ausgeübt  wurde, 
oder  näher  bestimmt  auf  die  vom  Reichsdrost  Per  Brahe 
1663  errichtete  ,, Deputation"  zur  Vorbereitung  der  Re- 
visionssachen im  Rate.  Auch  der  Name  ,, niedere  Justiz- 
revision* *,  den  die  Vorbereitungsinstanz  vor  dem  Höchsten 
Gericht  noch  trägt,  erinnert  an  diese  Herkunft. 

§   27. 

Zum  Justizkanzler  soll  der  König  einen  gesetzes- 
kundigen, einsichtsvollen  und  unparteiischen  Mann, 
welcher  im  Richteramte  angestellt  gewesen,  er- 
nennen. Ihm,  als  dem  höchsten  Sachwalter  des 
Königs,  liegt  es  vor  allem  ob,  in  Sachen,  welche 
die  öffentliche  Sicherheit  und  die  Rechte  der  Krone 
betreffen,  das  Interesse  des  Staates  zu  vertreten 
oder  durch  die  ihm  untergeordneten  Staatsanwälte 
vertreten  zu  lassen;  ferner  im  Namen  des  Königs 
die  Rechtspflege  zu  überwachen  und  in  dieser 
Eigenschaft  Fehler  zu  rügen,  die  von  Richtern  und 
Beamten  begangen  werden. 
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Ebenso  wie  die  Gerichtsbarkeit  des  Königs  ursprünglich 
aus  seiner  Pflicht,  ,, Gesetze  und  Frieden  aufrechtzuer- 
halten", hervorgegangen  war,  so  ist  dies  auch  der  Fall  mit 
dem  Recht  und  der  Pflicht  desselben,  Unrecht  zu  rügen  und 
die  Rechtspflege  zu  überwachen. 

In  ältesten  Zeiten  war  es  jedermanns  Sache,  das  Straf- 
recht selbst  auszuüben  und  sich  vor  Gericht  über  an  ihm 
begangenes  Unrecht  zu  beschweren.  Allmählich  wurde  es 
verboten,  sich  selbst  Recht  zu  schaffen.  Das  Verbrechen 
gegen  den  einzelnen  wurde  als  ein  Vergehen  gegen  die 
Gesamtheit  angesehen.  Daraus  entstanden  die  sog.  Friedens- 
gesetze. Später  wurden  fast  alle  Strafsachen  in  gleicher 
Weise  als  Vergehen  gegen  den  Staat  behandelt,  jedoch  in 
vielen  Fällen  dem  Kläger  anheimgestellt,  die  Sache  bei 
Gericht  anhängig  zu  machen.  Auf  diese  Weise  entstand 
das  öffentliche  Anklagerecht  bei  Verbrechen,  das  allmählich 
zu  einer  öffentlichen  Anklagepflicht  wurde,  deren  Aus- 
übung den  verschiedenen  Stellvertretern  des  Königs  über- 
tragen wurde,  Lehnsherren  und  Vögten  in  der  älteren  Zeit, 
jetzt  Landesgouverneuren,  Amtsvorstehern,  Kronvögten 
und  Staatsanwälten,  sowie  dem  höchsten  Chef  der  letzteren, 
dem  Justizkanzler. 

Aber  dem  obersten  Sachwalter  des  Königs  kommt 
außerdem  die  Funktion  zu,  im  Namen  der  Krone  in  zivilen 
Sachen  als  Kläger  wie  als  Verteidiger  aufzutreten,  ferner 
,,die  Rechtspflege  zu  überwachen  und  in  dieser  Eigenschaft 
Fehler  zu  rügen,  die  von  Richtern  und  Beamten  begangen 
werden".  Es  scheinen  vor  allem  die  beiden  letztgenannten 
Aufgaben  zu  sein,  die  die  Einrichtung  des  Justizkanzler- 
amtes veranlaßt  haben.  Die  ersten  Spuren  davon  finden 
sich  bereits  in  der  Regierungsform  von  1634  (§  8),  wo 
von  einem  ..Reichsfiskal"  am  Hofgericht  in  Stockholm  die 
Rede  ist,  während  das  Additament  von  1660  (§  5)  dem 
Drosten  (Truchseß)  ,,die  Oberinspektion  des  Justizwesens 
an  allen  Orten"  überträgt.  In  der  Kanzleiordnung  Karls  XIL 
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von  1713  kommt  schließlich  ,,ein  höchster  Sachwalter  des 
Königs"  vor,  welcher  in  der  Kanzleiordnung  von  1719, 
wie  auch  in  der  Regierungsform  von  1720  (§  23),  den 
Namen  Justizkanzler  trägt,  und  dem  dieselben  Funktionen 
zukommen,  die  dieser  Beamte  dann  bis  1840  ausgeübt  hat. 
In  diesem  Jahre  wurden  seine  Obliegenheiten  als  Chef 
der  ,, niederen  Justizrevision**  und  seine  Pflicht,  am  Staats- 
rate in  gewissen  Fällen  teilzunehmen,  aufgehoben.  Er  ist 
dadurch  noch  mehr  als  früher  ein  Gegenstück  zu  dem 
Sachwalter  des  Reichstages,  dem  ,,Justitieombudsman**, 
den  wir  seit  1809  besitzen,  geworden. 

§  28. 

Der  König  hat  geborene  Schweden  im  Staatsrate 
zu  allen  höheren  und  niedrigeren  Ämtern  und 
Diensten  zu  ernennen  und  zu  befördern,  welche  von 
der  Art  sind,  daß  der  König  die  Vollmachten  dazu 
auszufertigen  hat;  doch  müssen  die  betreffenden 
Behörden  eine  Liste  der  Kandidaten  vorlegen  in 
den  Fällen,  wo  dies  bisher  üblich  war.  Zu  Inhabern 
von  Lehrämtern  an  den  staatlichen  Lehranstalten, 
mit  Ausnahme  der  theologischen  Lehrstellen  an 
den  Universitäten,  anderen  Amtern  bei  wissenschaft- 
lichen, gewerblichen  oder  Kunstanstalten,  ferner 
ärztlichen  Anstellungen  können  in  der  Ordnung, 
wie  oben  bestimmt,  und  unter  den  Bedingungen, 
die  vom  König  und  Reichstag  genehmigt  worden 
sind,  auch  Frauen  schwedischer  Geburt  ernannt  und 
befördert  werden.  Dem  Könige  ist  es  auch  unbe- 
nommen, nachdem  er  die  betreffenden  Behörden 
gehört  oder  auf  deren  Antrag,  auf  die  Lehrstühle 
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an  den  Universitäten,  die  theologischen  jedoch  aus- 
genommen, zu  Lehrämtern  und  anderen  Verwen- 
dungen an  anderen  wissenschaftlichen,  gewerb- 
lichen oder  Kunstanstalten,  auch  zu  ärztlichen 
Anstellungen,  Ausländer  von  ausgezeichnetem  Ver- 
dienst zu  berufen  und  zu  ernennen,  die  sich  zur 
reinen  evangelischen  Lehre  bekennen.  Ebenso 
kann  der  König  zu  Militärämtern  Ausländer  von 
besonderen  Fähigkeiten  verwenden,  doch  nicht  zu 
Kommandanten  in  den  Festungen.  Auch  zu  Konsuln 
können  Ausländer  ernannt  werden,  wenn  keine 
Besoldung  mit  dem  Amte  verbunden  ist.  Der 
König  hat  bei  allen  Beförderungen  nur  auf  Ver- 
dienst und  Befähigung  der  Bewerber,  nicht  aber 
auf  ihre  Geburt  Rücksicht  zu  nehmen.  Zu  geist- 
lichen oder  anderen  Ämtern,  womit  die  Pflicht. 
Unterricht  in  der  christlichen  Religion  oder  in  der 
theologischen  Wissenschaft  zu  erteilen,  verbunden 
ist,  kann  nur  der  ernannt  werden,  der  sich  zu  der 
reinen  evangelischen  Lehre  bekennt.  Zu  allen 
anderen  Ämtern,  mit  Ausnahme  des  Staatsrats,  wie 
in  §  4  bestimmt  ist,  können  auch  Bekenner  anderer 
christlicher  Glaubenslehren,  wie  auch  der  mosaischen 
Religion  ernannt  werden;  doch  darf  keiner,  der 
nicht  der  reinen  evangelischen  Lehre  angehört,  als 
Richter  oder  als  Inhaber  eines  anderen  Amtes,  an 
der  Behandlung  oder  Entscheidung  von  Fragen  teil- 
nehmen, die  Religionspflege,  Religionsunterricht 
oder  Ernennungen  innerhalb  der  schwedischen 
Kirche    betreffen.       Der    betreffende    Minister    hat 
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über  alles,  was  die  Ernennungen,  Verwesungen, 
Beurlaubungen  und  Entlassungen  bei  den  seiner 
Verwaltung  untergeordneten  Stellen  betrifft,  im 
Staatsrat  vorzutragen  und  die  notwendigen  Aus- 
fertigungen zu  besorgen. 

Ursprünglich  war  dieser  Paragraph  viel  kürzer,  aber 
durch  Zusätze,  besonders  bezüglich  des  Zulassungsrechts 
zu  den  Ämtern  für  fremde  Glaubensbekenner  wie  für 
Frauen,  hat  er  seine  jetzige  Fassung  erhalten.  Ein  zweiter 
Abschnitt  über  Naturalisierung  ist  im  Jahre  1858  hinzu- 
gefügt, aber  1909  wieder  gestrichen  worden,  wie  unter 
§  33  erwähnt  wird. 

Dieser  Paragraph  und  die  acht  folgenden,  welche  alle 
von  den  Beamten  handeln,  haben,  wie  einige  von  den 
nächstvorhergehenden  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Königs, 
ein  in  hohem  Grade  altertümliches  Gepräge.  Keine  Ver- 
fassung der  Neuzeit  besitzt  etwas  Ähnliches.  Aber  die 
schwedische  Regierungsform  ist  wie  keine  andere  ein 
Dokument  der  Geschichte  des  Landes.  Und  in  der  inneren 
Geschichte  des  schwedischen  Volkes  haben  Ämter  und  deren 
Besetzung  eine  außerordentlich  große  Rolle  sowohl  politisch 
wie  sozial  gespielt.  Drei  Sachen  sind  es,  die  hier  vor  allen 
Dingen  zu  Streit  Anlaß  gegeben  haben:  i.  auf  welche  Art 
und  von  wem  die  Ämter  besetzt  werden  sollen,  2.  wer 
berechtigt  oder  kompetent  ist,  zum  Beamten  ernannt  zu 
werden,  3.  die  rechtliche  Stellung  der  Beamten.  Jedes 
dieser  drei  Momente  war  seinerzeit  die  brennende  Frage 
des  inneren  politischen  Lebens.  Wie  sie  endlich  gestaltet 
worden  sind,  lehren  diese  Paragraphen  (§  28 — 36). 

Ursprünglich  gab  es  zwei  verschiedene  Arten  von 
Beamten:  diejenigen,  die  vom  Könige  zu  seinem  Dienst 
ernannt  wurden,  und  die  von  den  Landschafts-  und  Stadt- 
gemeinden   oder    den    kirchlichen    Gemeinden    erwählten 
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Vertrauensmänner.  Beide  wurden  allmählich  Beamte  der 
Krone.  An  diesen  doppelten  Ursprung  eriimern  aber  noch 
die  Bestimmungen  über  die  Ernennung  der  Bürgermeister 
der  Städte  (§31)  und  die  Besetzung  der  geistlichen  Ämter 
(§  29  und  30).  Auf  diese  Weise  leben  in  Verfassungen  wie 
der  schwedischen  die  Rechte  und  Sitten  längst  vergangener 
Zeiten  als  Ausnahmen  oder  in  einzelnen  Zügen  in  den 
Anordnungen  der  Gegenwart  fort. 

Die  Entstehung  dieser  neuen  Ordnung  können  wir 
auch  Schritt  für  Schritt  verfolgen. 

Sobald  der  König  gewählt  ist,  seinen  Umzug  gehalten 
hat  und  in  Uppsala  gekrönt  worden  ist,  ,,da  mag  er  seinen 
Beamten  Lehen  geben,"  sagt  das  Upplandsgesetz,  und 
ebenso  bestimmt  das  allgemeine  Reichsgesetz.  Im  letzteren 
wird  aber  weiter  vorgeschrieben,  wie  die  Richter  eingesetzt 
werden  sollen:  eine  beim  Ting  erwählte  Kommission 
schlägt  drei  Männer  vor,  von  denen  der  König  einen  erwählt. 
Auf  diese  Weise  wurden  alle  weltlichen  Beamten  dem  Könige 
subordiniert  und  erhielten  von  ihm  ihre  Ämter  verliehen 
oder  bestätigt.  In  dieser  Richtung  geht  die  Entwicklung 
dann  weiter,  trotz  der  Einschränkungen  im  Ernennungs- 
rechte des  Königs,  die  die  Großen  ihm  in  der  letzten  Zeit 
des  Mittelalters  auferlegten.  Als  das  Königtum  sich  wieder 
unter  Gustav  Vasa  aufrichtete,  eignete  sich  der  König 
ohne  weiteres  das  Recht  zu,  nach  eigenem  Gutbefinden 
alle  einigermaßen  wichtigen  Ämter  zu  besetzen.  Dabei 
blieb  es  bis  zur  Freiheitszeit,  in  welcher  die  Macht  des 
Königs  in  dieser  Beziehung  wieder  beschränkt  wurde, 
zuerst  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  der  Regierungs- 
form über  die  Abstimmung  im  Rate,  dann,  nach  Louise 
Ulrikas  mißglücktem  Staatsstreichversuch,  durch  das  sog. 
Gutachten  über  die  Ämter  von   1756, 

Die  Freiheitszeit  bedeutete  nicht  nur  eine  Allein- 
herrschaft der  Stände,  sondern  zum  großen  Teil  auch  des 
Beamtenstandes.     In    keiner    Zeit    sind    infolgedessen    die 
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Frage  der  Besetzung  der  Ämter  und  der  Wettstreit  unter 
den  Kandidaten  so  brennend  gewesen  und  haben  so  viele 
Kämpfe  veranlaßt  als  zu  jener.  Die  Ämter  wurden  nicht 
als  Staatsorgane,  sondern  als  Mittel  zur  Versorgung  des 
Einzelnen  betrachtet.  Sowohl  um  die  Königsmacht  aufs 
äußerste  zu  schwächen,  wie  auch  um  Allen  gleiches  Recht 
zu  den  Stellen  zu  geben,  schrieb  man  in  dem  erwähnten 
Gutachten  vor,  daß  die  Ämter  ausschließlich  nach  der 
Anciennität,  dem  Dienstalter,  besetzt  werden  sollten.  Das 
Ernennungsrecht  des  Königs  war  nunmehr  bloß  ein  leerer 
Schein,  sogar  betreffs  der  Besetzung  der  Hofämter. 

Dieses  Mißverhältnis  wurde  natürlich  durch  die  Staats- 
umwälzung 1772  aufgehoben.  In  keiner  Beziehung  hatte 
die  Königsmacht  ihre  Erniedrigung  so  tief  gefühlt,  wie  in 
diesem  Fall.  Gustav  III.  versäumt  daher  nicht,  bei  jedem 
Paragraphen  der  neuen  Regierungsform,  wo  im  tagenden 
Rat  von  der  Besetzung  der  Ämter  die  Rede  ist,  hinzuzufügen, 
,,doch  ohne  Abstimmung".  Der  König  wurde  nun  wieder 
Alleinbestimmender  über  die  Ämter,  jedoch  mit  den  von 
alters  her  gewohnten  Einschränkungen,  was  die  Besetzung 
der  geistlichen  Ämter  und  die  Bürgermeister  der  Städte 
betrifft.  Die  Schöpfer  der  Verfassung  von  1809  nahmen 
daran  keine  Änderung  vor,  indem  sie  klar  einsahen,  daß 
die  Besetzung  der  Staatsämter  eine  der  ersten  Befugnisse 
sein  müsse,  die  dem  Könige,  als  Inhaber  der  exekutiven 
Macht,  zuzustehen  hat.  Man  schrieb  nur  vor,  daß  die 
Besetzung  aller  Ämter  im  Staatsrat  geschehen  solle  (§33, 
jetzt  §  32) .  Versuche,  die  Ernennungen  wie  die  ministeriellen 
Sachen  und  Kommandosachen  vom  allgemeinen  Staatsrat 
auszuschließen  und  einem  besonderen  Konseil  zu  über- 
geben, fehlten  nicht,  was  der  §  25  des  Vorschlages  von 
Hakansson  beweist.  Aber  dieser  Versuch  wurde  zurück- 
gewiesen, außer  betreffs  diplomatischer  Ämter  (gemäß 
dem  früheren  §  32),  deren  Besetzung  erst  mit  dem  Jahre 
1909  dem  allgemeinen  Konseil  übertragen  wurde. 
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Außer  der  Befugnis,  die  Ämter  zu  besetzen,  regelte 
man  1809  auch  die  allgemeinen  Gründe,  wonach  diese 
Besetzung  geschehen  sollte,  d.  h.  die  Eigenschaften,  die 
zu  den  Ämtern  qualifizieren,  wie  auch  die  rechtliche 
Stellung  der  Beamten.  Letztere  wird  im  §  36,  erstere  im 
vorliegenden  Paragraphen  behandelt. 

Das  Recht  und  die  Befugnis,  im  Staatsdienst  angestellt 
zu  werden,  sind  natürlich  von  gewissen  persönlichen  Eigen- 
schaften abhängig.  Auch  um  diese  sind  heiße  Kämpfe 
ausgefochten  worden,  die  mehr  als  ein  Blatt  in  der  inneren 
Geschichte  Schwedens  ausfüllen.  Die  allgemeinen  Quali- 
fikationen, von  denen  im  vorliegenden  Paragraphen  die 
Rede  ist,  beziehen  sich  auf:  Nationalität,  Religion,  Geburt 
oder  Verdienst,  sowie  schließlich  das  Geschlecht.  Das 
Eigentümliche  bei  diesen  Qualifikationen  ist  übrigens,  daß 
jede  ihre  Zeit,  wo  besonderes  Gewicht  darauf  gelegt  wurde, 
gehabt  hat:  die  Nationalität  während  des  Mittelalters,  die 
Religion  nach  der  Einführung  der  Reformation,  Geburt 
oder  Verdienst  während  der  Freiheitszeit,  und  schließlich 
in  der  Gegenwart  das  Geschlecht. 

Schon  in  dem  vierten  Abschnitt  der  alten  Königseide 
heißt  es:  ,,daß  der  König  sein  Reich  Schweden  regieren 
und  beraten  solle  mit  eingeborenen  Männern  und  nicht 
mit  Ausländern,  wie  dies  nach  altem  Gesetz  und  Recht 
des  Reiches  von  jeher  Brauch  gewesen  ist;  auch  sollen 
keine  Ausländer  in  seinen  Rat  aufgenommen  werden,  um 
über  sein  Haus  und  sein  Land  zu  befehlen."  Um  diese 
Sache  stritten  während  des  ganzen  Mittelalters  die  Könige 
ausländischer  Herkunft  mit  den  Einheimischen.  Die  größte 
Tat  des  schwedischen  Volkes  im  Mittelalter,  der  Aufstand 
gegen  Erich  von  Pommern  unter  Engelbrecht  (1434), 
knüpft  sich  an  diesen  Kampf.  Das  Land  war  ferner,  was 
den  Handel  betraf,  so  abhängig  von  den  Ausländern,  daß 
das  Stadtgesetz  vom  Jahre  1357  den  in  den  Städten  wohnen- 
den Deutschen  ausdrücklich  das  Recht  zugestehen  mußte. 
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zur  Hälfte  Sitz  und  Stimme  im  Rat  der  Stadt  einzunehmen. 
Einer  neuen  Großtat,  der  Schlacht  auf  dem  Brunkeberg  1471, 
bedurfte  es,  um  den  Schweden  den  Mut  zu  verleihen,  ,,die 
große  Schädigung  und  die  Schmach",  die  diese  Mißstände 
für  sie  in  sich  schlössen,  abzuschütteln.  Die  vollständige 
Befreiung  und  Sicherstellung  in  dieser  Beziehung  kam 
erst  mit  Gustav  Vasa,  dem  schwedischen  Manne  auf 
Schwedens  Thron,  der  sein  Land  von  Lübeck  sowohl  wie 
von  Dänemark  befreite. 

Seit  dieser  Zeit  bestand  zwar  die  Forderung  schwe- 
discher (schwedisch-finnischer)  Geburt  oder  Zugehörigkeit 
zu  dem  schwedischen  Reiche  —  während  unserer  Groß- 
machtszeit umfaßte  das  Reich  viele  Nationalitäten  —  als 
Bedingung  für  die  Zulassung  zu  den  Ämtern,  aber  dies 
verursachte  keine  Unruhen  und  Kämpfe  mehr.  Nur  einmal 
noch  infolge  der  schlimmen  Erfahrungen,  die  man  mit 
Görtz  in  den  letzten  Jahren  Karls  XIL  gemacht  hatte,  und 
als  wieder  fremde  Fürsten  den  schwedischen  Thron  ein- 
nahmen (Friedrich  l.  1720 — 1751  und  Adolf  Friedrich 
1751 — 1771),  wurde  diese  Bestimmung  mit  schärferem 
Nachdruck  aufs  neue  hervorgehoben.  Als  ein  Ergebnis 
der  ganzen  vorhergehenden  Entwicklung  ist  deshalb  in 
die  Regierungsform  von  1809  die  Bestimmung  aufgenom- 
men betreffs  der  schwedischen  Geburt  der  Beamten,  außer 
in  gewissen  bestimmten  Fällen.  Bei  der  letzten  Änderung 
1909  wurden  diese  um  eine  Ausnahme  vermehrt,  nämlich 
um  die  des  unbesoldeten  Konsuls. 

Die  Forderung,  daß  die  Beamten  der  reinen  lutherischen 
Lehre  angehören  sollen,  wurde  durch  die  Annahme  der 
Reformation  und  ihre  Befestigung  auf  dem  Konzil  in 
Uppsala  1593  veranlaßt.  Sigismund  mußte  dies  geloben, 
bevor  er  im  Jahre  1594  gekrönt  wurde,  aber  er  brach  gleich 
darauf  sein  Gelübde,  als  er  einen  Katholiken  zum  Statt- 
halter in  Stockholm  einsetzte.  Nach  dem  darauffolgenden 
Bürgerkriege  beschlossen  die  Stände  auf  dem  Reichstage 
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zu  Norrköping  1604,  daß  kein  fremder  Glaube  im  Reiche 
oder  bei  Staatsämtern  geduldet  werden  sollte.  Die  Sicher- 
stellung der  Reformation  machte  diese  Maßregeln  zu  jener 
Zeit  notwendig.  Später  sorgte  der  Eifer  der  Geistlichen 
für  den  Bestand  dieses  Gebotes.  Es  wird  deshalb  ausführ- 
lich in  allen  Königseiden  und  Regierungsformen  bis  zur 
Gegenwart  wiedergegeben.  Auch  1809  wurde  dieselbe 
Bestimmung  aufgenommen  und  erst  im  Laufe  des  letzt- 
verflossenen Jahrhunderts  in  der  Weise  beschränkt,  wie 
der  obige  Text  es  zeigt.  Nun  besteht  also  diese  Forderung, 
außer  natürlich  für  Geistliche  und  Religionslehrer,  nur 
noch  für  die  Staatsräte  (§  4). 

Um  Geburt  oder  Verdienst  als  Beförderungsmoment 
ist  zweihundert  Jahre  lang  mit  all  dem  Eifer  und  der 
Heftigkeit  gekämpft  worden,  die  soziale  Kämpfe  im  all- 
gemeinen auszeichnen.  Als  der  Adel  im  Anfang  der  neuen 
Zeit  sich  mehr  und  mehr  zum  Beamtenadel  entwickelte, 
der  für  seine  hauptsächliche  Versorgung  auf  den  Staats- 
dienst angewiesen  war,  erhoben  die  Adligen  auf  alle  besseren 
Ämter  als  ihr  Privilegium  Anspruch.  In  den  Adelsprivi- 
legien von  161 7  kam  dies  in  der  berüchtigten  Bestimmung 
zum  Ausdruck,  ,,daß  kein  Unadliger  zu  Spott  und  Schande 
des  Königs  und  Reiches  die  Rats-  und  anderen  hohen 
Ämter  einnehmen  sollte".  Aber  gleichzeitig  wuchs  eine 
Bürgerklasse  heran,  die  durch  Studien  an  den  neuerrichteten 
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Gymnasien  und  den  Universitäten  in  Uppsala  und  Abo, 
später  auch  in  Lund,  sich  die  Kenntnisse  erwarben,  die  für 
die  zivilen  Dienste  notwendig  waren,  und  die  deshalb  An- 
spruch auf  diese  erhoben.  Auf  den  Reichstagen,  wo  diese 
Klasse  ihre  Vertreter  in  der  Geistlichkeit  und  dem  Bürger- 
stande hatte,  entstanden  bald  heftige  Streitigkeiten  darüber, 
zum  ersten  Male  auf  dem  Reichstage  1650,  wo  die  oben  er- 
wähnten ,  anstößigen  Worte  zurückgenommen  werden  mußten. 
Schon  im  Additament  von  1660,  Mom.  8,  heißt  es 
daher:     ,,und   bei   der   Besetzung   aller   Stellen   sollen   die 
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Verdienste  und  die  Kapazität  der  Personen  in  Acht  genom- 
men werden,  so  daß  keiner  wegen  geringerer  Abkunft 
verworfen  werde  oder  allein  seines  Standes  wegen  avancieren 
könne."  Noch  einen  Schritt  weiter  gingen  die  Regierungs- 
formen der  Freiheitszeit.  Am  klarsten  drückt  sich  die 
Regierungsform  von  1719,  §  34,  aus:  „So  soll  auch  bei  der 
Besetzung  aller  Ämter  nur  auf  Verdienst  und  Geschicklich- 
keit gesehen  werden,  so  daß  keiner  zu  ganz  ungewohnten 
und  mit  seiner  Befähigung  gar  nicht  übereinstimmenden 
Geschäften  angenommen,  sondern  ein  jeder  seiner  natür- 
lichen Anlage  und  seiner  Erfahrung  gemäß  befördert  werde, 
wie  auch  keiner  seiner  geringeren  Herkunft  und  anderer 
Ursachen  wegen  zurückgesetzt  werden  soll,  wenn  er 
sonst  zu  dem  Dienste  würdig  und  tauglich  befunden 
worden  ist."  P 

Hiermit  hatten  also  Fähigkeiten  und  Verdienst  im 
Prinzip  über  die  Herkunft  als  Entscheidungsgrund  bei  der 
Besetzung  der  Ämter  gesiegt.  Aber  es  dauerte  noch  lange, 
ehe  die  Anwendung  des  neuen  Grundsatzes  der  Theorie 
entsprach.  Der  Adel,  der  durch  die  Reduktion  den  größten 
Teil  seiner  Landgüter  verloren  hatte,  war  mehr  als  je  auf 
den  Staatsdienst  angewiesen.  Dieser  ist  ,,das  einzige,  auf 
das  Ritterschaft  und  Adel  zu  ihrem  Unterhalt  angewiesen 
sind",  heißt  es  1723.  Aber  sowohl  das  allgemeine  Streben 
nach  Gleichheit,  das  damals  schon  erwacht  war,  als  auch 
das  persönliche  Interesse  ermutigte  Geistliche  und  Bürger, 
Zutritt  zu  den  Ämtern  zu  verlangen.  Der  Streit  um  diese, 
der  übrigens  bei  jeder  Reichstagsregierung  leicht  zur  Haupt- 
sache wird,  raste  darum  in  Rede  wie  in  Schrift,  nicht  nur 
bei  den  Reichstagen,  sondern  ebenso  sehr  außerhalb  der- 
selben. Die  Frage  der  Ämter  war  die  große  soziale  Frage 
Schwedens  im  18.  Jahrhundert.  Sie  wurde  1789  und  zu- 
letzt 1809,  zusammen  mit  der  Frage  betreffs  der  übrigen 
Privilegien  des  Adels,  durch  Abschaffung  aller  rechtlichen 
Standesunterschiede  endgültig  gelöst. 
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So  ist  §  28  in  allen  diesen  Bestimmungen  das  Fazit 
einer  langen,  vorhergegangenen  Entwicklung. 

Die  im  Jahre  1909  angenommene  Bestimmung,  daß 
auch  Frauen  zu  gewissen  Ämtern  zugelassen  werden  können, 
macht  das  Geschlecht  zu  einem.  Qualifikationsgrund  neben 
den  anderen.  Das  Bedürfnis  nach  einem  erweiterten  Arbeits- 
feld für  Frauen  der  höheren  Klassen  hat  dazu  geführt,  daß 
niedere  Stellen  immer  häufiger  auch  für  diese  zugänglich 
gemacht  wurden.  Nun  hat  sich  dies  auf  eine  Gruppe  von 
Ämtern  erstreckt,  die  der  König  besetzt,  und  die,  mit  den 
damit  verbundenen  Gehältern,  die  Gründung  einer  Familie 
erlaubt.  Kein  Bedürfnis  von  selten  des  Staates  oder  der 
Gesamtheit  liegt  dieser  Reform  zugrunde,  aber  sie  ent- 
spricht dem  allgemeinen  Streben  nach  Gleichheit,  das  nun 
auch  die  Frauen  ergriffen  hat,  wohl  auch  der  bei  uns  seit 
der  Freiheitszeit  fortlebenden  Auffassung  der  Ämter  als 
Lebensunterhalt  der  Einzelnen. 

Für  die  niederen  Dienststellen  und  Ämter,  die  von 
den  betreffenden  Departements  und  Behörden  besetzt 
werden,  gelten  natürlich  die  in  diesem  Paragraphen  auf- 
gestellten Bedingungen  und  Regeln,  soweit  es  die  Ver- 
hältnisse zulassen. 

§  29. 

Zum  Erzbischof  und  zu  Bischöfen  soll  der 
König  einen  der  drei  Kandidaten  ernennen,  die  in 
der  Weise,  wie  es  das  Kirchengesetz  bestimmt, 
vorgeschlagen  worden  sind. 

§  30. 

Vorschriften  über  die  Besetzung  der  geistlichen 
Ämter  in  den  Gemeinden  und  das  Recht,  das  dem 
Könige  und  den  Gemeinden  dabei  zukommt,  finden 
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sich  in  einem  besonderen  Gesetz,  das  in  der  Ordnung, 
wie  es  §  87,  Abschn.  2,  bestimmt,  erlassen  worden  ist. 

Die  Art  und  Weise,  die  Bischöfe  zu  wählen,  wovon 
§  29  spricht,  geht  auf  die  Kirchenordnung  der  Reformation 
von  1571  zurück,  mit  den  Änderungen,  die  das  Kirchen- 
gesetz von  1686  und  eine  allmähhch  ausgebildete  Praxis 
mit  sich  brachten.  Darum  hieß  es  in  dem  ursprünglichen 
Texte  ,,nach  früherer  Gewohnheit". 

Die  Bestimmungen  über  die  Besetzung  der  übrigen 
Geistlichen  stammen  dagegen  aus  dem  Mittelalter. 

Gemäß  den  alten  Landschaftsgesetzen  wurden  die 
Geistlichen  von  den  Männern  des  Kirchspiels  gewählt  und 
dann  vom  Bischof  nach  vorhergegangener  Prüfung  bestätigt, 
außer  an  den  Kirchen  und  Pfarren  mit  Patronatsrecht, 
weil  hier  eine  einzelne  Person  die  Kirche  hatte  erbauen 
lassen.  Sowohl  die  Bischöfe  wie  auch  die  Großen  suchten 
im  Mittelalter,  jeder  für  sich,  das  Wahlrecht  der  Gemeinden 
zu  beschränken  oder  beiseite  zu  schieben,  ohne  daß  es 
ihnen  doch  vollständig  gelang.  Als  dann  die  Reformation 
ins  Land  kam  und  eine  Zeitlang  alles  in  Auflösung  ver- 
setzte, nahmen  sowohl  der  König  wie  die  später  wieder 
eingesetzten  Bischöfe,  und  auch  der  Adel  in  den  Pfarren 
ihrer  Rittergüter,  das  Recht  für  sich  in  Anspruch,  die 
Geistlichen  zu  ernennen.  Allmählich  ordneten  sich  die 
Verhältnisse,  und  das  Recht  der  Gemeinden,  auch  bei 
diesen  Wahlen  mitbestimmen  zu  dürfen,  wurde  wieder 
anerkannt,  außer  bei  den  wenigen  seit  alten  Zeiten  patro- 
neilen Pfarren.  Dabei  aber  wurden  ,,die  Hauptpfarren*', 
wie  sie  in  dem  Königsgelübde  Gustav  Adolfs  (Abschn.  7) 
genannt  werden,  dem  Könige  zur  Besetzung  vorbehalten, 
jedoch  nachdem  er  die  Gemeinden  ebenfalls  gehört  hätte. 
In  den  übrigen,  den  sog,  konsistoriellen  Pfarren,  wurde 
das  Wahlrecht  der  Gemeinde  ganz  wiederhergestellt,  nur 
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beschränkt    durch    eine    vom    Domkapitel    aufzustellende 
Kandidatenliste. 

Dies  waren  die  Bestimmungen,  die  der  vorliegende 
Paragraph  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  enthielt,  und 
die  bis  1902  unverändert  blieben.  Der  Zweck  der  kürzlich 
vorgenommenen  Änderung  war  der,  einer  neuen  Ordnung 
für  die  Wahl  und  Einsetzung  der  Geistlichen  Raum  zu 
bereiten,  die  denn  auch  im  Jahre   1909  erfolgt  ist. 

§  31. 

In  den  Städten  haben  die  daselbst  wohnenden, 
in  den  allgemeinen  Angelegenheiten  der  Stadt 
stimmberechtigten  Männer  das  Recht,  für  die  Stelle 
des  Bürgermeisters  drei  passende  Personen  vorzu- 
schlagen, von  denen  der  König  einen  ernennt.  In- 
bezug  auf  die  Stellen  der  Räte  und  des  Magistrats- 
sekretärs in  Stockholm  wird  auf  dieselbe  Weise 
verfahren. 

Auch  diese  Bestimmungen  haben  ihren  Ursprung  im 
Mittelalter,  wo  die  Bürger  der  Städte  selbst  den  Rat  ein- 
setzten, der  aus  Bürgermeister  und  Ratsherren  bestand. 
Der  König  nahm  daran  keinen  Anteil,  dagegen  ernannte 
er  den  Vogt,  der  in  allen  Städten  angestellt  sein  mußte. 
Unter  Gustav  Adolf  und  kurze  Zeit  nach  ihm  trat  eine 
große  Veränderung  in  der  Verwaltung  der  Städte  ein. 
Neben  dem  alten  Rate  wurde  eine  kommunale  Vertretung, 
„die  Ältesten  der  Stadt",  eingerichtet.  Das  Vogtamt  ver- 
schwand, dafür  aber  erhob  der  König  den  Anspruch, 
Bürgermeister  und  Ratsherren  einzusetzen.  Die  Städte 
verteidigten  indes  hartnäckig  ihr  uraltes  Recht,  und  1693 
erhielten  sie  auch  die  Bestätigung  des  Königs  dazu,  aber 
mit  der  Beschränkung,  daß  der  König  die  Wahl  des  Bürger- 
meisters zu  bestätigen  haben  sollte. 
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Daraus  entwickelte  sich  die  noch  bestehende  Ordnung 
mit  zwei  Behörden,  dem  Magistrat  mit  dem  Stadtgericht 
einerseits  und  der  Bürgerversammlung  mit  den  Stadt- 
verordneten andererseits,  ferner  das  Recht  gewisser  Stimm- 
berechtigten, an  der  Bürgermeisterwahl,  wie  es  dieser 
Paragraph  vorschreibt,  teilzunehmen.  Die  Ratsherren 
wurden  seit  dem  Beginn  der  Freiheitszeit,  außer  in  Stock- 
holm, unbeanstandet  von  den  stimmberechtigten  Bürgern 
der  Städte  eingesetzt. 

Die  Änderungen,  denen  der  Paragraph  dreimal  unter- 
zogen wurde,  entsprechen  den  Erweiterungen  der  Wähler- 
schaft zur  Reichstagswahl,  die  vorgenommen  wurden 
1858,  1866  und  zuletzt  1909,  wo  das  Wahlrecht  allen 
kommunal  stimmberechtigten  Männern  vorbehalten  wurde. 


§  32. 

Wenn  Stellen,  für  welche  Kandidaten  vorge- 
schlagen sind,  vom  Könige  verliehen  werden  sollen, 
so  haben  die  Mitglieder  des  Staatsrates  über  die 
Befähigung  und  das  Verdienst  der  Bewerber  ihr 
Gutachten  abzugeben.  Auch  haben  sie  das  Recht, 
gegen  die  Ernennungen  des  Königs  zu  anderen 
Stellen  und  Ämtern  untertänige  Vorstellungen  zu 
erheben. 

Dies  ist  der  dritte  Paragraph  der  Regierungsform,  der 
1909  vollständig  umgearbeitet  worden  ist.  Ursprünglich 
lautete  der  §   32  folgendermaßen: 

,,Die  Gesandten  bei  fremden  Mächten  und  die  Beamten 
der  Gesandtschaften  ernennt  der  König  in  Gegenwart  des 
Ministers  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  des 
Hofkanzlers." 
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Nun  ist  diese  ganze  Bestimmung,  zugleich  mit  der 
Beseitigung  des  besonderen  ministeriellen  Konseils  (vgl. 
oben  §  ii),  gestrichen  und  an  ihrer  Statt  der  frühere  §  33 
hier  unverändert  eingefügt  worden. 

Die  Vorschrift,  daß  der  Staatsrat  seine  Meinung  auch 
bei  den  Ämterbesetzungen  äußern  soll,  ergibt  sich  ohne 
weiteres  aus  der  1809  getroffenen  Bestimmung,  daß  alle 
Regierungsangelegenheiten  vom  König  im  Staatsrat  ent- 
schieden werden  sollen.  Die  Erinnerung  an  die  unange- 
nehmen Erfahrungen  in  früheren  Zeiten  betreffs  der  Be- 
setzung der  Ämter  verursachten  wohl,  daß  man  über  eine 
sonst  so  selbstverständliche  Sache  besondere  Bestimmungen 
glaubte  treffen  zu  müssen.  Beachtenswert  ist  übrigens  der 
Ausdruck:  ,, verliehen".  Die  Auffassung  der  Freiheitszeit 
und  der  darauf  folgenden  Periode  des  Absolutismus  von 
den  Ämtern  als  Versorgungsstellen  und  Gnadengeschenken 
lebt  in  diesem  Worte  fort. 

§  33- 

Der  König  darf  durch  Naturalisierung  Ausländern 
das  schwedische  Bürgerrecht  erteilen  nach  der 
Ordnung  und  unter  den  Bedingungen,  die  durch 
ein  besonderes  Gesetz  bestimmt  sind,  welches  gemäß 
den  Vorschriften  in  §  87,  Abschn.  i,  erlassen  worden 
ist.  Der  so  naturalisierte  Ausländer  genießt  dieselben 
Rechte  und  Vorteile  wie  der  geborene  Schwede, 
jedoch  kann  er  nicht  zum  Mitglied  des  Staatsrats 
ernannt  werden. 

Um  die  Lücke  in  der  Paragraphenreihe,  die  durch  die 
Wegnahme  des  alten  §  32  und  seine  Ersetzung  durch  den 
früheren   §    33   entstand,   auszufüllen,    hat  man    1909   den 
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zweiten  Absatz  des  §  28  zu  einem  selbständigen  Paragraphen 
gemacht  und  hier  eingefügt. 

Die  im  Jahre  1858  hinzugekommene  Bestimmung 
über  die  Naturalisierung  hatte  den  Zweck,  diese  Sache, 
über  die  früher  nichts  gesetzlich  festgestellt  war,  außer 
was  die  fremden  Adligen  und  andere  im  Dienste  des  Reiches 
angestellte  Ausländer  betrifft,  rechtlich  zu  ordnen.  Die 
Verleihung  des  Bürgerrechts  war,  wie  auch  die  Erhebung 
in  den  adligen  Stand,  ein  königliches  Privilegium,  das 
jedoch  in  der  Freiheitszeit  recht  wesentlich  beschränkt 
wurde,  wie  die  Königsgelübde  Friedrichs  I.  und  Adolf 
Friedrichs,  §§  14  und  13,  zur  Genüge  zeigen.  Ausländer, 
die  als  Gewerbetreibende  oder  zu  ähnlichen  Zwecken  ins 
Land  kamen,  scheinen  keine  Naturalisierung  gebraucht 
zu  haben,  um  Handel  zu  treiben  und  schwedische  Bürger 
zu  werden. 

Die  Beschränkung  in  den  Rechten  der  neuen  Bürger, 
daß  sie  nicht  die  Würde  eines  Staatsrates  bekleiden  dürfen, 
ist  bedingt  durch  die  Bestimmung  in  §  4,  hat  aber  übrigens 
ihr  Vorbild  in  älteren  Gesetzen,  besonders  im  Additament, 
§  12,  wo  es  heißt,  daß  derjenige,  der  naturalisiert  wird, 
,,doch  nicht  sogleich  zu  den  vornehmsten  Ämtern  im  Reiche, 
zu  Festungen  und  zur  Erziehung  der  eigenen  Person  ihrer 
königl.  Majestät"  zugelassen  werden  solle,  vor  allen 
Dingen  aber  ,, nicht  zu  den  Stellen  des  Reichsrats,  die  allein 
mit  eingeborenen  schwedischen  Rittern  und  Herren  be- 
setzt werden  sollen." 

§   34. 

Der  Staatsminister  und  der  Minister  für  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  nehmen  den  höchsten 
Rang  im  Reiche  ein,  und  unmittelbar  nach  ihnen 
kommen  die  übrigen  Staatsräte.  Die  Mitglieder  des 
Staatsrates   können   nicht   gleichzeitig   ein   anderes 
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Amt  bekleiden,  noch  Gehälter  dafür  beziehen.  Die 
Justizräte  oder  Regierungsräte  dürfen  gleichfalls 
kein  anderes  Amt  innehaben  oder  ausüben.| 

Der  Inhalt  dieses  Paragraphen  war  neu,  wie  auch  die 
verschiedenen  Ämter,  von  denen  sowohl  in  seiner  ursprüng- 
lichen Fassung  wie  jetzt  gesprochen  wird.  Zwei  Punkte 
erinnern  indes  an  ältere  Vorbilder.  Zunächst  der,  daß  der 
Rang  der  Staatsräte  in  dieser  Weise  erwähnt  wird.  Das- 
selbe wurde  vom  Reichsrate  in  §  5  der  Regierungsform 
von  1634  gesagt  und  in  den  folgenden  Regierungsformen 
wiederholt.  Ebenso  erinnert  die  Bestimmung,  daß  die 
Staatsräte  und  seit  1876  auch  die  Justizräte  keine  anderen 
Ämter  bekleiden  dürfen,  an  die  Verbote,  mehrere  Ämter 
in  der  Hand  eines  Mannes  zu  vereinigen,  die  für  besondere 
Fälle  in  älteren  Gesetzen  und  Akten  vorkommen.  Einem 
solchen  begegnet  man  schon  in  dem  Reichsgesetze  von 
Magnus  Eriksson  (Thingmalagesetz  IV),  wo  bestimmt 
wird,  daß  ein  Mann  nicht  mehr  als  einen  Gerichtssprengel 
haben  solle.  Und  ähnlich  in  verschiedenen  anderen  Ver- 
ordnungen (z.  B.  im  Additament,  §  8). 

Ein  allgemeines  Verbot  gegen  eine  Vereinigung  von 
Ämtern,  wie  es  hier  für  die  Staatsräte,  Justizräte  und  jetzt 
auch  für  die  Regierungsräte  vorgeschrieben  wird,  ist  nicht 
zustande  gekommen,  wiewohl  es  vom  Reichstag  im  Jahre 
1840  ausdrücklich  verlangt  war.  Der  gleiche  Zweck  aber 
wurde  auf  andere  Weise  erreicht,  indem  nämlich  der 
Reichstag  bei  Gehaltsregulierungen  die  Bedingung  hinzu- 
gefügt hat,  daß  der  betreffende  Beamte  nicht  mehr  als 
ein  etatsmäßiges  Gehalt  beziehen,  und  daß  er  außer  seinem 
Amt  keine  andere  Stelle,  sei  es  in  öffentlichem  oder  privatem 
Dienst,  auch  nicht  einmal  als  Mitglied  der  Verwaltung  einer 
Aktiengesellschaft  od.  dgl.  ohne  die  Erlaubnis  der  vor- 
gesetzten Behörde  annehmen  dürfe. 
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Von  der  praktischen  Anwendung  dieser  letztgenannten 
Bestimmung  hängt  es  ab,  ob  man  nicht  nach  der  Be- 
seitigung der  alten  Willkür  mit  ihrer  Vereinigung  von 
Ämtern  und  öffentlichen  Aufträgen  in  einer  Hand  in  das 
entgegengesetzte  Extrem  eines  unnötigen  Zwanges  gerät. 


§  35. 

Die  Mitglieder  des  Staatsrates,  die  Präsidenten 
und  Chefs  der  Kollegien  oder  der  an  ihrer  Stelle 
eingerichteten  Behörden,  der  Justizkanzler,  die  Chefs 
der  Gefängnisverwaltung,  des  Katasterwesens,  des 
staatlichen  Eisenbahnverkehrs,  der  Lotsen-,  Post-, 
Telegraphen-  und  Zoll-,  sowie  Forstverwaltung,  die 
Expeditions-Chefs  der  Staatsdepartements,  die  Ober- 
statthalter, Unterstatthalter  und  der  Polizeipräsident 
der  Hauptstadt,  die  Landesgouverneure,  die  Feld- 
marschälle, Generale  und  Admirale  jeden  Grades, 
die  Generaladjutanten,  die  Oberadjutanten,  die 
Adjutanten  der  Generalstäbe,  die  Kommandanten 
der  Festungen,  die  Obersten  der  Regimenter,  die 
Sekonde-Chefs  der  Garderegimenter  zu  Pferde  und 
zu  Fuß  und  der  Korps  des  Leibregiments,  wie  auch 
die  Chefs  der  übrigen  für  sich  bestehenden  Korps 
oder  Bataillone,  die  Chefs  der  Artillerie,  des  Forti- 
fikations-,  Landesvermessungs-  und  Seevermessungs- 
wesens, die  Minister,  Gesandten  und  Konsuln  bei 
auswärtigen  Mächten,  nebst  den  Beamten,  die  in 
dem  Kabinett  des  Königs  zur  ausländischen  Korre- 
spondenz und  bei  Gesandtschaften  angestellt  sind, 
bekleiden  Stellen  des  Vertrauens,  wovon  der  König 
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sie  entheben  kann,  wenn  er  es  für  den  Dienst  des 
Reiches  ersprießlich  erachtet.  Doch  soll  der  König 
derartige  Entschließungen  im  Staatsrate  mitteilen, 
dessen  Mitglieder  verpflichtet  sind,  dagegen  unter- 
tänige Vorstellungen  zu  erheben,  wenn  sie  dafür 
Gründe  zu  haben  glauben. 

Gustav  III.  war  es,  der  ,, Vertrauensämter"  als  eine 
besondere  Art  Stellen,  wenn  auch  nicht  dem  Namen 
nach,  so  doch  tatsächlich  in  unser  Staatsrecht  einführte. 
In  der  Regierungsform  von  1772  (§  31)  wurde  u.  a.  er- 
klärt, daß  der  Oberstatthalter  in  Stockholm,  die  Chefs  und 
ihre  nächsten  Untergebenen  an  den  in  Stockholm  garni- 
sonierten  Regimentern,  ebenso  die  Generaladjutanten  und 
die  Kommandanten  der  Grenzfestungen  ,, Vertrauensämter 
sind,  über  welche  S.  Königl.  Majestät  im  tagenden  Rate, 
doch  ohne  Abstimmung,  verfügen  kann."  Der  Zweck 
dieser  Bestimmung  war  der,  die  Resultate  der  Staatsum- 
wälzung zu  sichern,  denn  nur  auf  diese  Weise  glaubte 
Gustav  III.  den  wichtigsten  Teil  der  Kriegsmacht  in  seiner 
Hand  zu  haben.  Aber  prinzipiell  bedeutete  sie  eine  Reaktion 
gegen  die  Beamtenherrschaft  der  Freiheitszeit,  während 
welcher  der  König  keinen  Beamten,  ja  nicht  einmal  seine 
Ratgeber  verabschieden  durfte.  1789  schritt  er  auf  diesem 
Wege  weiter.  In  der  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte 
heißt  es,  daß  der  König  berechtigt  ist,  ,,nach  seinem  hohen 
Ermessen  über  alle  Ämter  des  Reiches  zu  bestimmen", 
doch  mit  dem.  Zusatz  in  den  Schlußworten,  ,,daß  alle  Richter 
an  höheren  und  niederen  Gerichten,  nebst  allen  niedeien 
Beamten,  die  nicht  ,,Tromans"  Rang  und  Würde  be- 
sitzen oder  an  der  Landesregierung  teilnehmen,  nicht 
ohne  gerichtliche  Untersuchung  und  Urteil,  wie  sie  Gesttze 
und  Kriegsartikel  vorschreiben,  ihrer  Ämter  verlustig 
gehen  können."     Außer  den  erstgenannten  konnten  dem- 
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nach  nun  alle  Beamten  abgesetzt  werden.  Gustav  III. 
war  damit  wieder  zu  den  Traditionen  des  Absolutismus 
zurückgekehrt. 

Im  Jahre  1809  schlug  man  auch  in  dieser  Sache,  wie 
in  so  vielen  anderen,  einen  Mittelweg  zwischen  den  Extremen 
ein.  Als  Motiv  wird  folgendes  angeführt:  „Zu  den  ersten 
Bedingungen  für  das  Vermögen  einer  Regierung,  kraftvoll 
und  einmütig  zu  vereinigten  Zwecken  wirken  zu  können, 
gehört  die  Befugnis,  die  Beamten,  die  an  den  Regierungs- 
geschäften zuvörderst  teilnehmen,  sowohl  zu  ernennen  als 
abzusetzen.**  Darum  machten  sie  sämtliche  Chefsstellen, 
nur  nicht  die  der  Kirche,  und  die  diplomatischen  zu  Ver- 
trauensposten. Dieser  Grundsatz  ist  dann  auch  später  bei 
der  Einrichtung  neuer  derartiger  Ämter  stets  befolgt  und 
der  Paragraph  demzufolge  mehrmals  abgeändert  worden. 

Einer  etwaigen  übereilten  Ausübung  dieser  Macht- 
vollkommenheit des  Königs  ist  durch  die  Bestimmung 
vorgebeugt,  daß  Absetzungen  im  Staatsrat  ,, mitgeteilt" 
-werden  müssen,  und  daß  ferner  dessen  Mitglieder  ,, ver- 
pflichtet sind,  dagegen  untertänige  Vorstellungen  zu  er- 
heben, wenn  sie  dafür  Gründe  zu  haben  glauben."  Aus 
der  ganzen  Stellung  dieser  Beamten  geht  schließlich  hervor, 
daß  nur  der  König  selbst  die  Vertrauensposten  besetzen 
soll,  während  ein  Regent  oder  eine  Reichsregierung  an 
Königs  Statt  nur  bis  auf  weiteres  (§  39)  Personen  mit 
der  Wahrnehmung  dieser  Ämter  betrauen  darf. 

Die  Bedeutung  des  Instituts  der  Vertrauensmänner  für 
die  Ausbildung  der  neuen  konstitutionellen  Formen  wird 
unten  bei  §§   106  und  107  erörtert. 

§   36. 

Diejenigen,  welche  Richterämter,  sowohl  höhere 
als   niedere,    bekleiden,    sowie    auch    alle   anderen 
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Beamten  und  Angestellten,  die  im  vorhergehenden 
Paragraphen  nicht  erwähnt  sind,  können  ohne 
vorausgegangene  gerichtliche  Untersuchung  und 
Verurteilung  vom  König  weder  von  ihrem  Amte 
abgesetzt,  noch  zu  anderen  Amtern  befördert  oder 
versetzt  werden,  außer   auf  ihr  eigenes  Ansuchen. 

Dieser  Paragraph  bildet  den  Schlußstein  in  den  Be- 
stimmungen über  die  Beamten  nach  der  neuen  Verfassung. 
In  ihm  wird  die  oben  bei  §  28  als  dritte  bezeichnete  Frage 
betreffs  der  rechtlichen  Stellung  der  Beamten  verfassungs- 
mäßig geregelt. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Beamten  in  Schweden  ist 
schon  frühzeitig  durch  Gesetze  gesichert  worden.  Gustav 
Vasa  verfuhr  allerdings  mit  ihnen  nach  eigenem  Gut- 
befinden, auch  sogar  wo  es  Sitte  und  Gesetz  anders  vor- 
schrieben, wie  seine  bekannte  Antwort  an  die  Leute  von 
Sunnerbo,  welche  einen  gewissen  Mann  zum  Landrichter 
wünschten,  genugsam  beweist.  ,,Da  doch  nun  unser 
Reich",  sagte  er,  ,,ein  altes  Königreich  ist,  und  die  Könige 
Macht  und  Recht  hier  im  Reiche  hatten,  Landrichter, 
Lagmänner,  Vögte  und  andere  Beamte  sowohl  ein-  als 
abzusetzen,  wie  ihrer  Ansicht  nach  Lage  und  Notdurft  des 
Reiches  es  erforderlich  machte,  so  halte  ich  es  für  gut  und 
ratsam,  daß  man  es  hierin  beim  Alten  lasse."  Aber 
bald  wurden  dieser  königlichen  Eigenmächtigkeit  Zügel 
angelegt.  Eine  Ursache  dazu  war,  daß  alle  besseren  Posten 
von  Adligen  besetzt  wurden  und  der  Adel  es  nur  zu  gut 
verstand,  seine  Interessen  der  Krone  gegenüber  zu  wahren. 
Später  vmrde  der  Beamtenstand  der  vorherrschende  bei 
den  Reichstagen  und  konnte  dort  seine  Stellung  befestigen. 
Auch  trug  das  allgemein  anerkannte  Bedürfnis,  die  Richter 
unabhängig  zu  machen,  bei,  den  anderen  Beamten  ähn- 
liche Vorteile  zu  verschaffen. 
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Schon  in  dem  Königsgelöbnis  Gustav  Adolfs  1611  sind 
zwei  der  von  den  Beamten  ausgesprochenen  Wünsche  er- 
wähnt worden,  nämlich  erstens  genügenden  Unterhalt  zu 
bekommen,  und  zweitens  nicht  ohne  Untersuchung  und 
Urteil  abgesetzt  oder  degradiert  werden  zu  können.  Das 
Letztere  galt  jedoch  nur  für  die  ,, hohen  Ämter  des  Reiches**. 
In  der  Regierungsform  1634  wurde  einem  jeden  Amte 
im  Reiche  ,, genügender  Unterhalt"  zugesichert  (§  48), 
für  gewisse  Ämter  aber  (die  Landesgouverneure)  wurde 
die  Bestimmung  getroffen,  daß  sie  nur  für  den  Zeitraum 
von  drei  Jahren  besetzt  werden  sollten.  An  dieser  Be- 
stimmung wurde  auch  im  Additament  festgehalten,  in- 
dessen sprach  man  nun  aus,  ,,daß  der,  der  sich  gut  führt, 
außer  wegen  begangener  Verbrechen  oder  aus  anderen 
wichtigen  Ursachen,  nicht  seines  Amtes  enthoben  werden 
dürfe,  sofern  dies  nicht  zu  seinem  Avancement  und  zur 
Verbesserung  geschehe"  (§  8). 

Während  der  Zeit  des  Absolutismus  hatte  der  König 
das  Recht,  über  die  Ämter  nach  Belieben  zu  verfügen,  in 
Wirklichkeit  aber  behielt  man  die  Angestellten  so  lange 
in  ihrem  Amte,  wie  sie  es  nur  verwalten  konnten.  In  der 
Freiheitszeit  dagegen  wurde  der  Grundsatz  von  der  Unab- 
setzbar keit  der  Beamten,  sowohl  höheren  als  niederen 
Grades,  ausdrücklich  festgesetzt.  Jetzt  ging  auch  der 
Wunsch,  daß  sie  nicht  gegen  ihren  Willen  versetzt  werden 
dürften,  mit  Ausnahme  für  die  auswärtigen  Gesandten, 
in  Erfüllung  (Königsgelöbnis   1751,   §    10). 

Wie  Gustav  III.  und  später  auch  die  Gesetzgeber 
von  1809  den  Grundsatz  von  der  Unabsetzbarkeit  der 
Beamten  modifizierten,  ist  in  dem  vorigen  Paragraphen 
erwähnt  worden.  Weitere  Beschränkungen  darin  sind  in 
späterer  Zeit,  dem  hier  behandelten  Paragraphen  zum 
Trotz,  recht  häufig  vorgenommen  worden,  nämlich  betreffs 
gewisser  neueingerichteter  Ämter  und  Behörden  (Ver- 
kehrsanstalten).     Das   Bedürfnis   nach   Bewegungsfreiheit 
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und  jungen  Kräften  in  diesen  Zweigen  der  Verwaltung 
veranlaßte  ein  solches  Verfahren,  und  dies  wird  wohl 
auch  in  Zukunft  so  bleiben.  Auch  bei  einzelnen  anderen 
Ämtern,  z.  B.  den  Lehrerstellen  an  den  höheren  Lehr- 
anstalten, hat  das  Prinzip  der  Versetzung  Anwendung  ge- 
funden, was  dann  stets  in  dem  Ernennungsbrief  ausdrück- 
lich hervorgehoben  wird. 

§   37- 

Der  König  hat  das  Recht,  Personen,  die 
durch  Treue,  Tapferkeit  und  Tugend,  Gelehrsam- 
keit und  eifrige  Dienste  sich  um  König  und  Reich 
besonders  verdient  gemacht  haben,  in  den  Adels- 
stand zu  erheben.  Auch  kann  der  König,  zur  Be- 
lohnung für  große  und  hervorragende  Verdienste, 
Adligen  die  freiherrliche  und  Freiherren  die  gräf- 
liche Würde  verleihen.  Der  Adelsstand  oder  die 
freiherrliche  oder  gräfliche  Würde,  die  fortan  er- 
teilt werden,  dürfen  keinem  andern  als  demjenigen, 
der  geadelt  wurde  und  den  Titel  erhalten  hat,  zu- 
fallen, und  nach  dem  Tode  desselben  in  gerade 
absteigender  Linie  auf  seinen  ältesten  männlichen 
leiblichen  Erben  des  ältesten  Zweiges  und,  nach 
dem  Aussterben  dieses  Zweiges,  auf  den  nächsten 
männlichen  Nachkommen  des  Stammvaters  aus 
dem  ältesten  zurzeit  lebenden  Zweige  usw.  über- 
gehen. Wenn  der  adlige  Stand  jemandem  durch 
Erbschaft  zufällt,  der  schon  vorher  in  denselben 
erhoben  war  oder  ihn  durch  näheres  Erbe  erhalten 
hat,  so  soll  sein  eigener  Adel  aufhören,  sofern  dieser 
nicht   von    höherem    Range    ist.      In    diesem    Falle 
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geht  des  Stammvaters  Adel  auf  den  nächsten  Zweig 
der  FamiHe  über;  gibt  es  keinen  solchen,  so  stirbt 
das  Geschlecht  aus.  Wird  jemand  seines  Adels- 
standes für  verlustig  erklärt,  so  fällt  derselbe  dem- 
jenigen zu,  der  nach  den  obigen  Bestimmungen  am 
nächsten  dazu  berechtigt  ist. 

Die  Adelsordnung,  die  vom  König  und  dem 
Adel  in  Gemeinschaft  festgestellt  wird,  schreibt  die 
Art  und  Weise  vor,  wie  der  Adel  zusammenkommen 
darf,  um  über  seine  gemeinschaftlichen  A::gelegen- 
heiten  zu  beschließen. 

Bei  jedem  Volke  haben  sich  mit  der  Erlangung  einer 
höheren  Kultur  verschiedene  Stände  herausgebildet,  dar- 
unter gewöhnlich  vor  allem  der  Kriegerstand,  der  Adel. 
Wenn  dann  diese  aufwärtssteigende  Bewegung  im  Volke 
eine  gewisse  Höhe  erreicht  und  eine  längere  oder  kürzere 
Zeit  bestanden  hat,  beginnt  eine  Ausgleichung  der  Standes- 
unterschiede und  die  Verwandlung  der  Stände  in  Klassen. 
Dies  geschieht  durch  die  Aufhebung  der  rechtlichen  Unter- 
schiede zwischen  jenen  und  die  Einführung  der  Gleichheit 
aller  vor  dem  Gesetz.  In  Schweden  ist  diese  Entwicklung, 
man  kann  sagen,  mit  typischer  Regelmäßigkeit  vor  sich 
gegangen. 

Im  Mittelalter  bildeten  sich  die  Stände  und  erhielten 
allmählich  jeder  sein  bestimmtes  Recht.  Aber  der  Über- 
gang von  dem  einen  zum  anderen  und  besonders  zum 
Adelsstand  war  ursprünglich  für  jeden  offen,  der  der  Krone 
zu  Pferde  dienen  wollte.  Der  ,,Ruß"-Dienst,  den  Magnus 
Ladulas  1280  einführte,  um  ein  den  Ansprüchen  der  Zeit 
angemessenes  Kriegsheer  zu  erlangen,  war  lange  der 
einzige  Weg  gewesen,  um  die  Steuerfreiheit  und  den  Adels- 
stand zu  erwerben.    Jedoch  schon  vor  dem  Ende  des  Mittel- 
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alters  begannen  die  Könige  auch  sonst  Adelswappen  zu 
verleihen.  In  der  neueren  Zeit,  als  der  Rußdienst  infolge 
der  Einführung  der  Schußwaffen  an  Bedeutung  verlor, 
wurde  dies  der  einzige  Weg  zur  Nobilitierung. 

Johanns  III.  Adelsprivilegien  von  1569,  die  in  ge- 
wissem Falle  auch  den  Fortbestand  der  Adelsvorrechte 
ohne  die  Verpflichtung  zum  Rußdienste  anerkannten,  be- 
zeichneten einen  großen  Schritt  vorwärts,  und  die  Ein- 
richtung des  Ritterhauses  1626  war  der  letzte  Schritt  auf 
diesem  Wege.  Damit  war  der  Adelsstand  abgeschlossen, 
und  nur  der  König  konnte  von  da  an  Zutritt  zu  demselben 
gewähren. 

Wie  schon  erv/ähnt,  verdankte  Schweden  seine  Groß- 
machtstellung zum  größten  Teil  der  Tüchtigkeit  seiner 
Könige.  Doch  beruhte  sie  auch  in  hohem  Maße  auf  dem 
schwedischen  Volke  selbst  und  dessen  Vertretern,  dem 
Adel.  Kein  Volk  hat  einen  Adel  besessen,  der  sich  mehr 
um  sein  Land  verdient  gemacht  hätte  als  der  schwedische. 
Nicht  ohne  Grund  konnte  sich  daher  Axel  Oxenstierna 
einst  betreffs  der  vielfachen  Erhebungen  in  den  Adels- 
stand äußern,  ,,daß  die  Verstärkung  des  Adels  einen  großen 
Vorteil  für  das  Land  ausmache."  Zu  jener  Zeit,  wo  die 
Orden  noch  nicht  erfunden  waren,  war  auch  die  Verleihung 
der  Adelswürde  die  beste  Art,  Verdienste  um  das  Reich 
zu  belohnen  —  und  ,, erträglicher  für  die  Krone  als  Geld 
und  Güter",  wie  es  bei  derselben  Gelegenheit  heißt.  Aber 
die  Glanzzeit  des  Adels  war  kurz,  kürzer  als  die  der  schwe- 
dischen Großmachtstellung.  Schon  die  Vormundschafts- 
regierung Karls  XI.  kündete  den  Verfall  an,  und  von 
dieser  Zeit  an  geht  es  mit  raschen  Schritten  abwärts.  Die 
Reduktion  von  1680,  die  dem  Adel  den  größten  Teil  seiner 
Landgüter  raubte,  brach  auch  dessen  Übermacht  und  wies 
ihn  auf  den  Staatsdienst  als  seinen  hauptsächlichsten 
Lebensunterhalt  hin.  Damit  fing  die  Ausgleichung  der 
Stände  an,  die  1809  in  den  Hauptsachen  durchgeführt  war. 
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Indessen  hatte  der  Adel  versucht,  seine  Existenz  zu 
wahren,  indem  er  das  Ritterhaus  den  NeukömmHngen 
verschloß  —  doch  war  auch  dies  ein  Zeichen  des  Verfalls. 
Es  wurde  also  1762  beschlossen,  daß  keiner  mehr  in  das 
Ritterhaus  eingeführt  werden  dürfe,  bevor  die  Anzahl  der 
adligen  Geschlechter  auf  800  heruntergegangen  sei.  Auch 
Gustav  III.  sah  sich  veranlaßt,  zu  versprechen,  die  Anzahl 
neugeadelter  Geschlechter  auf  150  zu  beschränken,  ,, denen 
die  Ritterschaft  und  der  Adel  nicht  die  Introduktion  ver- 
weigern können,"  ebensowenig  den  Adligen,  die  in  den 
freiherrlichen  und  gräflichen  Stand  erhöht  wurden. 

Aber  die  neue  Zeit  begrenzte  das  Recht,  das  die  Ver- 
leihung dieser  Würden  mit  sich  führte,  auf  die  in  diesem 
Paragraphen  angeführte  Weise.  Die  Erhebungen  selbst 
wurden  zu  gleicher  Zeit  mehr  und  mehr  eingeschränkt 
und  hörten  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  ganz  auf. 
In  den  Jahren  1816 — 40  wurden  noch  114  Personen  geadelt 
oder  mit  höherer  Würde  bekleidet;  1841 — 65  sank  die 
Anzahl  auf  37  und  1866 — 90  auf  5  Personen.  Jüngst 
wurde  im  Jahre  1902  der  berühmte  Entdeckungsreisende 
Sven  Hedin  in  den  Adelsstand  erhoben.  Doch  mag  dies 
wohl  das  letztemal  gewesen  sein,  daß  dergleichen  geschieht. 
Indessen  steht  dieser  Paragraph  da,  als  ein  würdiges  An- 
denken   vergangener    Zeiten    und    geschwundener    Größe. 

Als  der  Adel  im  Jahre  1866  aufhörte,  einen  Teil  des 
Reichstages  zu  bilden,  wurde  das  Ritterhaus  eine  private 
Einrichtung,  obwohl  der  König  noch  immer  bei  der  Fest- 
stellung der  Adelsordnung  das  Mitbestimmungsrecht  hat, 
wie  der  im  selben  Jahre  hinzugekommene  Abschnitt  angibt. 

§   38. 

Alle  vom  Könige  ausgehende  Erlasse  und  Be- 
fehle, mit  Ausnahme  derjenigen,  die  das  Militär- 
kommando betreffen,  müssen,  um  gültig  zu  sein. 
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mit  der  Unterschrift  des  Königs  versehen  und  von 
dem  vortragenden  Staatsrat  kontrasigniert  sein, 
welcher  dafür  verantwortlich  ist,  daß  sie  mit  dem 
darüber  geführten  Protokoll  übereinstimmen.  Alle 
Vorschriften  und  Bemerkungen  über  die  Ausführung 
gefaßter  Beschlüsse  sollen  die  Departements-Chefs 
unmittelbar  expedieren  lassen.  Sollte  der  vor- 
tragende Staatsrat  finden,  daß  irgendein  Beschluß 
des  Königs  gegen  die  Regierungsform  verstößt,  so 
muß  er  darüber  im  Staatsrate  Vorstellungen  er- 
heben. Wenn  aber  der  König  dennoch  darauf 
besteht,  daß  dieser  Beschluß  durchgeführt  werde, 
so  hat  der  Vortragende  das  Recht  und  die  Pflicht, 
seine  Kontrasignation  zu  verweigern,  und  muß  sein 
Amt  niederlegen,  welches  er  nicht  früher  wieder 
übernehmen  darf,  bis  der  Reichstag  sein  Verhalten 
geprüft  und  gebilligt  hat.  Unterdessen  soll  er  im 
Genüsse  seines  Gehaltes  und  der  übrigen  seinem 
Amte  zukommenden  Einkünfte  bleiben. 

Formelle  Änderungen  wurden  1840/41  im  Zusammen- 
hang mit  der  Umbildung  des  Staatsrates  vorgenommen, 
sonst  gehen  die  Bestimmungen  in  diesem  Paragraphen 
zum  größten  Teil  auf  alte  Kanzleiverordnungen  zurück. 
Aber  neuer  Inhalt  wurde  in  die  alte  Form  gegossen. 

Kontrasignation  der  vom  Könige  gefaßten 
Beschlüsse  wird  schon  in  der  Kanzleiverordnung  von  1626 
(§§  17  und  20)  erwähnt,  ebenso  in  der  Bestätigung  des 
Kanzleikollegiums  in  der  Regierungsform  von  1634  (§  12) 
und  darauf  in  allen  folgenden  Kanzleiverordnungen.  Aber 
hier  bedeutet  sie  nichts  anderes,  als  daß  der  vortragende 
Beamte    die    Übereinstimmung    der    Erlasse    mit    den    Be- 
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Schlüssen  bezeugt  und  die  Verantwortung  dafür  übernimmt. 
Vorschriften  dieser  Art  wurden  zuerst  von  Gustav  III.  in 
die  Verfassung  eingeführt,  als  er  im  §  21  der  1772  er  Re- 
gierungsform folgende  Warnung  vor  Versäumnis  oder 
Übertretung  in  dieser  Sache  erließ:  „Sollte  jemand  so  dreist 
sein,  einen  Erlaß  auszufertigen,  der  gegen  den  Beschluß 
des  Königs  streiten  sollte,  um  damit  Seine  Königliche 
Majestät  überraschen  zu  wollen  (was  durch  die  Menge 
der  Erlasse  leicht  geschehen  könnte),  der  soll  nach  Unter- 
suchung und  gerichtlichem  Urteil  von  seinem  Amte  ge- 
schieden und  gemäß  seinem  Versehen  gebührend  bestraft 
werden."  1809  begnügte  man  sich  damit,  nach  der  Be- 
stimmung der  Kanzleiordnung  den  vortragenden  Staats- 
sekretär verantwortlich  für  die  Übereinstimmung  der  Erlasse 
mit  dem  Protokoll  zu  machen. 

Aber  außer  dieser  Bedeutung  hat  die  Kontrasignation 
weiterhin  auch  die,  daß  sie  eine  Bedingung  für  die  gültige 
Kraft  des  Beschlusses  ausmacht.  Auch  dies  wurde  erst 
von  Gustav  III.  in  die  Verfassung  eingeführt,  indem  er 
unmittelbar  nach  den  oben  angeführten  Worten  hinzu- 
fügte: ,,Und  es  soll  darum  kein  Befehl  von  jetzt  an,  wie 
bisher,  befolgt  und  ausgeführt  werden,  der  nicht  mit  be- 
fugter Kontrasignation  versehen  ist,  mit  Ausnahme  der 
Militärkommandos."  Hiermit  wiarde  übrigens  nur  das 
festgestellt,  was  während  der  Freiheitszeit  faktisch  bereits 
gegolten  hatte.  Denn  die  Kontrasignation  wurde  damals 
als  ein  Schutzmittel  gegen  etwaige  selbständige  Beschlüsse 
der  gedemütigten  Könige  angewandt  und  erhielt  dadurch 
eine  tiefere  konstitutionelle  Bedeutung. 

Auch  die  Verweigerung  der  Kontra- 
signation, die  den  andern  Hauptpunkt  des  Para- 
graphen ausmacht,  hat  teilweise  ihren  Ursprung  in  den 
Kanzleiverordnungen,  nämlich  die  Verpflichtung  des  Vor- 
tragenden, darauf  zu  achten,  daß  der  Beschluß  des  Königs 
nicht  gegen  Gesetz  und  Verfassung  verstoße.     So  heißt  es 
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in  der  Kanzleiverordnung  von  1661  (§  9,  Mom.  7),  daß  der 
Sekretär  oder  Referendar  „sich  in  acht  nehmen  solle,  keine 
Schriften  oder  Briefe  aufzusetzen  oder  vorzulegen,  die 
Seiner  Königl.  Majestät  oder  dem  Rechte  des  Reiches  und  der 
Gerechtigkeit  zum  Nachteil  und  zur  Schädigung  gereichen 
könnten."  In  der  Kanzleiverordnung  von  1720  (§  14) 
Mrird  dies  Gebot  zu  der  Verpflichtung  erweitert,  daß  ,,sie 
darüber  wachen  müssen,  daß  keine  Erlasse  ausgefertigt 
würden,  die  gegen  Schwedens  Fundamentalgesetz,  Re- 
gierungsform, Konstitutionen,  Reglemente  und  gegen  die 
ehrlich  erworbenen  Privilegien  und  Rechte  eines  Einzelnen 
streiten  könnten."  Dies  ist  aber  nur  eine  reine  Kanzlei- 
vorschrift, ohne  jede  konstitutionelle  Bedeutung.  Erst  in 
der  Kanzleiverordnung  von  1801  tritt  dieser  Gesichtspunkt 
deutlicher  hervor,  wo  der  Vortragende  daran  erinnert  wird 
(§  4),  daß  er  seine  Aufmerksamkeit  darauf  richten  solle, 
,, Seine  Königl.  Majestät  untertänigst  zu  erinnern,  wenn 
etwas  gegen  die  Grundgesetze  des  Reiches  zu  verstoßen 
scheine." 

Eine  Neuerung  ist  jedenfalls  der  letzte  Teil  des  Para- 
graphen, von  dem  Recht  und  der  Pflicht  des  Vortragenden, 
die  Kontrasignation  zu  verweigern,  falls  sein  Hinweis  auf 
die  Gesetzwidrigkeit  des  Beschlusses  vom  Könige  nicht 
beachtet  würde,  ferner  auch  die  nachfolgende  Prüfung 
seiner  Handlungsweise  durch  den  Reichstag.  Auf  diese 
Weise  versuchten  die  Staatsmänner  von  1809  juristisch 
den  schwersten  Knoten  des  konstitutionellen  Staatswesens 
zu  lösen  ■ —  die  volle  Handlungsfreiheit  des  Königs  mit 
der  Unantastbarkeit  der  Verfassung  zu  vereinen.  ,,Der 
König  allein  soll  das  Reich  regieren,"  heißt  es  in  §  4,  aber 
,,auf  die  Weise,  wie  diese  Regierungsform  es  vorschreibt." 
Hier  ist  ein  Konflikt  denkbar.  Ein  solcher  war  vor  etwa 
einem  Menschenalter  1789  eingetroffen,  und  dies  konnte 
sich  wiederholen.  Es  galt  also,  die  juristische  Lösung 
dieses  Problems  zu  finden  —  die  politische  liegt  außerhalb 
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der  geschriebenen  Verfassung  —  und  so  entstand  diese 
Bestimmung.  Sie  ruft  als  letzte  Instanz  den  Reichstag,  die 
zweite  Staatsmacht,  zum  Schutz  der  Verfassung  an,  falls 
die  erste,  der  König,  sie  vergewaltigen  sollte. 

Diese  Vorsichtsmaßregeln  erscheinen  uns,  die  wir 
hundert  Jahre  später  leben,  veraltet.  Wir  haben  die  Mög- 
lichkeit derartiger  Konflikte  vergessen  oder  denken  uns 
deren  Lösung  auf  politischem  Wege.  Auch  die  Auffassung 
des  Vortragenden  als  Beamten,  wie  sie  hier  herrscht,  ist 
uns  in  hohem  Grade  fremd.  Aber  sie  erklärt  sich  daraus, 
daß  die  Vorträge  1809  und  bis  1840  hauptsächlich  von  den 
vier  Staatssekretären,  welche  mehr  Beamte  als  Staats- 
männer waren,  ausgeführt  wurden.  Eine  wirkliche  Un- 
gereimtheit dagegen  ist  die  angedeutete  Möglichkeit  der 
Wiedereinsetzung  des  Vortragenden  in  sein  Amt,  nach 
der  Kontrasignationsweigerung.  Es  ist  nur  als  ein 
lapsus    calami  der  Gesetzgeber  anzusehen. 

Die  im  Jahre  1840  eingeführten  Bestimmungen  von 
der  Unterschrift  des  Königs  als  Bedingung  der  Gültigkeit 
des  Beschlusses,  und  ferner  das  Recht  des  Vortragenden, 
Vorschriften  über  deren  Ausführungen  zu  geben,  erinnern 
wieder  an  alte  Gewohnheiten.  Die  Unterschrift  des  Königs 
setzte  man  zu  allen  Zeiten  bei  den  Regierungsbeschlüssen 
stillschweigend  voraus,  wenn  er  selbst  die  Regierung  führte. 
Sogar  während  der  Freiheitszeit,  als  der  Rat  mit  Adolf 
Friedrich  in  Unfrieden  geriet,  sah  man  die  königliche 
Unterschrift  als  so  unumgänglich  notwendig  an,  daß  die 
Stände  1756  dem  Rate  das  Recht  gaben,  einen  Namens- 
stempel anzuwenden,  wenn  der  König  bei  gegen  seine 
zwei  Stimmen  gefaßten  Beschlüssen  seine  Unterschrift 
verweigern  sollte.  Was  schließlich  die  hier  besprochene 
Berechtigung  des  vortragenden  Staatsrates  betrifft,  so  be- 
zeichnete diese  nur  eine  Rückkehr  zu  älteren  Verhältnissen, 
in  Übereinstimmung  mit  den  Kanzleiordnungen,  und  wurde 
jetzt    gleichzeitig    mit    der    Departementalsregierung    ein- 
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geführt.  Die  Bestimmung  bedeutet  indessen  ebensowenig 
wie  §  10,  dessen  Gegenstück  sie  ist,  eine  Ministerregierung 
irgendwelcher  Art. 

§  39- 

Wenn  der  König  ins  Ausland  reisen  will,  so 
teile  er  dem  Staatsrate  in  pleno  dies  Vorhaben  mit 
und  vernehme  dessen  Gutachten  hierüber,  auf  die 
Weise,  wie  im  §  9  angeführt  ist.  Beschließt  der 
König  hierauf  die  Reise  und  bringt  sie  zur  Aus- 
führung, so  kann  er  sich  nicht  mit  der  Regierung 
des  Reiches  beschäftigen,  noch  die  königliche  Ge- 
walt ausüben,  solange  er  im  Auslande  weilt.  Wäh- 
rend der  Abwesenheit  des  Königs  werden  die  Staats- 
geschäfte in  seinem  Namen  von  dem  zur  Thron- 
folge nächstberechtigten  Prinz,  wenn  er  das  im  §  41 
vorgeschriebene  Alter  erreicht  hat,  geführt.  Er 
regiert  als  Regent,  mit  der  ganzen  königlichen 
Machtbefugnis  der  gegenwärtigen  Regierungsform 
gemäß.  Doch  darf  er  weder  Adelsbriefe  oder  Grafen- 
oder Freiherrntitel  verleihen,  noch  Orden  erteilen. 
Auch  können  alle  erledigten  Vertrauensämter  nur 
provisorisch  von  dem  Regenten  besetzt  werden. 

Ist  der  zur  Thronfolge  nächstberechtigte  Prinz 
durch  Krankheit  oder  ausländische  Reise  ver- 
hindert, die  Reichsregierung  zu  übernehmen,  so 
regiert  als  Regent  im  Namen  des  Königs  mit  der 
oben  genannten  Berechtigung  derjenige  der  Leibes- 
erben des  Kronprinzen,  der  dem  Throne  am  nächsten 
ist,  soweit  er  das  im  §  41  bestimmte  Alter  erreicht 
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hat  und  Hindernisse  obengenannter  Art  nicht  vor- 
liegen. 

Ist  kein  Prinz,  der  die  Bestimmungen  erfüllen 
kann,  um  das  Reich  zu  regieren,  vorhanden,  so 
hat  der  Staatsrat  die  Regierung  mit  derselben 
Machtvollkommenheit  wie   ein   Regent  zu   führen. 

Welches  Verhalten  zu  beobachten  ist,  wenn  der 
König  länger  als  zwölf  Monate  im  Auslande  ver- 
weilt, ist  im  §  91  festgesetzt. 

§  40. 

Wenn  der  König  derart  erkrankt,  daß  er  die 
Regierungsgeschäfte  nicht  zu  führen  vermag,  so 
soll  in  bezug  auf  die  Reichsregierung  verfahren 
werden,  wie  im  vorhergehenden  Paragraphen  be- 
stimmt ist. 

§  41- 

Der  König  wird  nach  zurückgelegtem  acht- 
zehnten Jahre  volljährig;  dasselbe  gilt  vom  Kron- 
prinzen und  von  dem  seiner  Leibeserben,  der  nach 
ihm  dem  Throne  am  nächsten  ist.  Stirbt  der  König, 
bevor  der  Thronfolger  jenes  Alter  erreicht  hat,  so 
führt  der  Staatsrat  im  Namen  des  Königs  die  Re- 
gierung nach  §  39,  bis  der  nächste  Reichstag  sich 
versammelt  hat,  und  die  von  ihm  ernannten  Vor- 
münder die  Regierung  angetreten  haben.  Der 
Staatsrat  hat  sich  dann  ohne  Abweichung  an  die 
gegenwärtige  Regierungsform  zu  halten. 
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§  42. 

Sollte  das  Unglück  eintreffen,  daß  die  ganze 
Dynastie,  der  das  Recht  der  Thronfolge  zusteht,  in 
der  männlichen  Linie  ausstirbt,  so  hat  gleichfalls  der 
Staatsrat  die  Regierung  mit  der  Machtvollkommen- 
heit, die  der  §  39  bestimmt,  zu  verwalten,  bis  der 
Reichstag  sich  versammelt  und  eine  neue  Dynastie 
erwählen  kann,  und  bis  der  erwählte  König  die 
Regierung  angetreten  hat. 

In  allen  den  Fällen,  wo  nach  dem  gegenwärtigen 
und  den  drei  vorhergehenden  Paragraphen  der 
Staatsrat  die  Reichsregierung  führt,  sollen  sämt- 
liche Mitglieder,  wenn  sie  nicht  gesetzlich  gültige 
Ursache  zur  Verhinderung  haben,  anwesend  sein 
und  ihre  Stimmen  abgeben. 

§  43. 

Wenn  der  König  in  den  Krieg  zieht,  oder  eine 
Reise  in  die  entfernten  Provinzen  des  Landes  unter- 
nimmt, so  verordne  er  drei  Mitglieder  des  Staatsrates 
unter  dem  Vorsitze  desjenigen  Prinzen  seiner 
Familie  oder  desjenigen  Mitglieds  des  Staatsrats, 
das  er  besonders  dazu  ernennt,  um  in  den  von  ihm 
bezeichneten  Geschäftszweigen  die  Regierung  zu 
führen.  In  bezug  auf  die  Angelegenheiten,  die  der 
König  dann  selbst  entscheiden  will,  soll  er  nach 
der  im  §   8  vorgeschriebenen  Weise  verfahren. 

Was  hier  betreffs  des  Königs  bestimmt  ist,  gilt  auch 
vom  Regenten,  wenn  er  die  Reichsregierung  führt. 
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Hier  beginnt  wieder  eine  Abteilung  in  der  Verfassung, 
§  39  bis  43,  die  kein  Gegenstück  in  anderen  Ländern  hat. 
Jeder  Paragraph  legt  Zeugnis  ab  von  Erfahrungen,  die  das 
schwedische  Volk  im  Laufe  von  Jahrhunderten  gemacht 
hat.  Andere  Völker  haben  vielleicht  Ähnliches  erlebt,  aber 
das  Resultat  ist  nicht  in  ihre  Verfassungen  aufgenommen 
aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  diese,  außer  in  England, 
neu  sind.  Einige  Begebenheiten,  von  denen  in  diesen 
Paragraphen  die  Rede  ist,  sind  übrigens  einzig  in  ihrer  Art. 

,,Wenn  der  König  länger  als  zwölf  Monate  im  Aus- 
lande verweilt'S  dies  ist  wohl  außer  in  Rußland  zu  Peters 
des  Großen  Zeiten  niemals  bei  anderen  Völkern  seit  den 
Tagen  der  Kreuzzüge  vorgekommen.  Keinesfalls  hat  die 
Verfassung,  nicht  einmal  in  England,  die  Erinnerung  daran 
bewahrt.  In  Schweden  war  dies  nicht  ungewöhnlich  in 
der  Großmachtszeit.  Sowohl  Gustav  Adolf  wie  auch 
Karl  X.  und  Karl  XIL  haben  ununterbrochen  mehr  als 
ein  Jahr  im  Auslande  zugebracht.  Karls  XIL  fünfzehn- 
jährige Abwesenheit  vom  Reiche  veranlaßte  dann  die 
Stände  der  Freiheitszeit  zu  der  Bestimmung:  ,,Der  König 
soll  nicht  aus  seinem  Reiche  und  dessen  Landgrenzen 
reisen,  ohne  die  Billigung  und  Erlaubnis  der  Stände" 
(R.-F.  von  1719  und  von  1720,  §  10).  Gustav  III.  milderte 
dieses  Verbot  folgendermaßen:  ,,Wenn  der  König  ein 
Fremdling  ist,  so  soll  er  nicht  aus  seinem  Reiche  ohne 
Wissen  und  Erlaubnis  der  Stände  reisen,  ist  er  aber  ein 
Schwede  und  einheimisch,  so  teile  er  nur  seinen  Vorsatz 
dem  Reichsrate  mit  und  hole  dessen  Rat  und  Meinung  ein" 
(R.  F.  von  1772,  §  7).  Wie  die  Verfassungsgeber  von  1809 
es  verstanden,  die  Bewegungsfreiheit  des  Königs  mit  der 
Sicherheit  des  Reiches  und  dem  Recht  des  Reichstages 
zu  vereinen,  geht  aus  dem  hier  vorliegenden  Paragraphen 
und  §  91  hervor. 

Ebenso  die  Bestimmungen  in  §  40  im  Falle  der  Krank- 
heit des  Königs,  in  §  41  bei  seiner  Unmündigkeit,  in  §  43 
Fahlbeck,  Die  Regieriingsform  Schwedens  9 
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wenn  er  ins  Feld  zieht,  wie  in  §  42,  falls  die  ganze  Dynastie 
ausstirbt,  erinnern  an  Begebenheiten,  die  das  schwedische 
Volk  getroffen  haben.  Die  meisten  dieser  Bestimmungen 
gehen  auf  die  Regierungsform  von  1634  zurück.  Andere 
sind  später  hinzugekommen,  aber  alle  geben  ein  Stück 
Geschichte  wieder. 

So  war  es  mehr  als  einmal  eingetroffen,  daß  der  König 
durch  langwierige  Krankheit  nicht  imstande  war,  die  Re- 
gierungsgeschäfte zu  erledigen.  So  schon  bei  Erich  XIV., 
weiter  bei  Karl  XL,  Adolf  Friedrich  und  zuletzt  Gustav  IV. 
Adolf,  der  verschiedene  Male  so  krank  war,  ,,daß  er  sich 
nicht  mit  den  Regierungsangelegenheiten  befassen  kann", 
wie  die  Worte  des  Häkanssonschen  Vorschlages  lauteten, 
dem  der  §  40  zunächst  entnommen  ist. 

Das  Mündigkeitsalter  des  Königs,  wovon  §  41  spricht, 
war  seit  171 9  auf  das  vollendete  einundzwanzigste  Jahr 
festgesetzt  gewesen.  Man  wollte  damit  eine  Wiederholung 
dessen  vermeiden,  was  geschah,  als  Karl  XII.  im  Alter 
von  fünfzehn  Jahren  von  den  Ständen  mündig  erklärt 
wurde  und  die  Regierung  antrat.  181 5  wurde  das  be- 
stimmte Alter  auf  das  achtzehnte  Jahr  herabgesetzt.  Die 
Ursache  dieser  Änderung  war,  daß  man  so  wenig  wie 
möglich  die  Regierung  dem  Staatsrat  überlassen  wollte, 
d.  h.  nach  der  Union  mit  Norwegen  der  Interimsregierung, 
aus  dem  schwedischen  und  norwegischen  Staatsrat  be- 
stehend, die  von  §  7  der  Reichsakte,  die  die  Unionsverhält- 
nisse regelte,  in  solchem  Falle  vorgeschrieben  war. 

,,Wenn  der  König  in  den  Krieg  zieht"  —  Schwedens 
Regierungsform  mag  wohl  die  einzige  Verfassung  der  Welt 
sein,  wo  eine  derartige  Begebenheit  ei wähnt  wird  und 
Veranlassung  zu  gesetzlichen  Bestimmungen  gibt.  Aber 
die  Regierungsform  von  1809  ist,  wie  öfters  hervorgehoben, 
eine  Art  Chronik  des  Landes  geworden,  und  die  meisten 
schwedischen  Könige  haben  Feldzüge  mitgemacht  und  als 
Heerführer  sich   betätigt.      Die   Regierungsform  von    1634 
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bestimmt,  wie  vorher  erwähnt  wurde,  weitläufig  darüber. 
Das  nächstHegende  Vorbild  für  diesen  Paragraphen  ist 
§  21  in  der  Regierungsform  von  1720,  wo  es  heißt:  ,,Auf 
Reisen  und  ins  Feld  soll  Seine  Königl.  Majestät  auch  von 
zwei  Reichsräten  begleitet  werden,  die  abwechselnd  zur 
Hand  sein  sollen,  wenn  es  Seiner  Königl.  Majestät  belieben 
sollte,  über  solche  Angelegenheiten  zu  entscheiden,  wie 
sie  der  voi  letzte  Paragraph  enthält,  und  er  folglich  in  einem 
oder  anderem  Falle  ihren  Rat  brauchen  sollte." 

Im  §  42  endlich  wird  das  Erlöschen  der  Dynastie  vor- 
gesehen, denn  das  schwedische  Volk  hat  leider  oft  er- 
fahren, wie  Königsgeschlechter  aussterben.  Seit  1523,  wo 
Gustav  Vasa  König  wurde,  traf  dieser  Fall  nicht  weniger 
als  viermal  ein,  wovon  zwei  Fälle  —  nach  menschlicher 
Berechnung  —  dem  Reiche  zum  größten  Schaden  gereichten. 

Im  Jahre  1632  starb  das  Vasageschlecht  mit  Gustav 
Adolf  —  von  dem  letzten  Sprößling  Christina  abgesehen  — • 
und  171 8  ein  Nebenzweig  desselben,  das  pfälzische  Königs- 
haus, mit  Karl  XII.  aus.  Es  kann  deshalb  nicht  Ver- 
wunderung erregen,  daß  die  Regierungsformen  Schwedens 
seit  1634  Bestimmungen,  wie  in  diesem  Falle  verfahren 
werden  solle,  enthalten. 

Die  Veränderungen,  denen  diese  Paragraphen  seit  1809 
unterzogen  sind,  sind  gleichfalls  Zeugen  einer  großen 
historischen  Begebenheit. 

Die  Vereinigung  mit  Norwegen,  die  1814  vollbracht 
wurde,  wies  lange  Zeit  keine  Spuren  in  den  schwedischen 
Grundgesetzen  auf.  Erst  beim  Reichstage  1844/45  fand  man 
es  für  nötig,  in  zwei  Paragraphen,  §  39  und  43,  das  Wort 
, »Norwegen"  einzuführen.  Vorher,  im  Jahre  1818,  hatte 
man  sogar  in  §  41  eine  Bestimmung  über  die  Vormund- 
schaftsregierung hinzugefügt  (,,und  die  von  den  Ständen 
ernannten  Vormünder  die  Regierung  angetreten  haben"), 
die  gar  nicht  auf  die  Reichsakte  Rücksicht  nahm.  Diese 
enthielt  nämlich  eine  Reihe  Bestimmungen  über  Vormünder- 
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regierung  und  deren  Funktionen,  welche  ganz  anders 
lauteten  als  die  hier  und  im  §  93  angeführten  und  — ■ 
was  noch  bemerkenswerter  ist  —  diejenigen  der  neuen 
Reichstagsordnung  von  1866,  §  66  und  67.  Es  gibt  keinen 
schlagenderen  Beweis  dafür,  wie  wenig  die  Reichsakte  und 
die  Union  im  Verhältnis  zu  dem  Rechte  des  Reichstages 
beachtet  wurde. 

Aus  dieser  Nachlässigkeit  der  Regierungsform  der 
Union  gegenüber  möchte  man  übrigens  ihr  Schicksal 
herauslesen  wollen.  Der  große  Gedanke,  dem  die  Union 
entsprungen  war,  wurde  in  dem  Grundgesetz  Norwegens 
von  18 14  und  dessen  Auszug,  der  Reichsakte  von  181 5, 
verpfuscht.  Norwegen  wurde  nicht  mit  Schweden  in  einer 
Verfassung  und  zu  einem  Staatswesen  vereinigt.  Darum 
wurde  diese  Union  nur  eine  Episode  in  dem  Leben  des  schwe- 
dischen Volkes  ohne  tiefere  Bedeutung.  Auch  war  wohl 
1814  die  Zeit  vorüber,  den  Gedanken  von  der  Einheit  des 
Nordens  zur  Ausführung  zu  bringen,  den  der  Tod  zweimal 
früher  vereitelt  hatte,  erstens  als  Karl  X.  Gustav  1660 
plötzlich  hingerafft  wurde,  dann  als  Karl  XII.  17 18  in 
den  Laufgräben  vor  Fredrikssten  sein  Ende  fand. 

Unter  den  Veränderungen,  die  mit  diesen  Paragraphen 
vorgenommen  worden  sind,  sind  auch  die  Bestimmungen 
^^  §  39  (40)  und  43  zu  erwähnen,  daß  statt  des  Staatsrats 
der  Thronfolger  oder  ein  anderer  Prinz,  falls  einer  da  ist 
und  das  gesetzliche  Alter  innehat,  die  Regierung  als  Regent 
übernehmen  soll  oder  kann.  1809  gab  es  keinen  Thron- 
erben, darum  kam  man  nicht  dazu,  daran  zu  denken. 
Auch  gaben  die  älteren  Verfassungsurkunden  Schwedens 
keinen  Anlaß  dazu,  denn  sowohl  1634  wie  17 19,  1720 
und  1772  existierte  kein  mündiger  Kronprinz.  Die  Re- 
gierungsform von  1809  bezeugt  in  diesem  Falle  wie  sonst 
ihre  Abhängigkeit  von  der  eigenen  Erfahrung,  sowohl 
älterer  als  jüngerer. 
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§  44- 

Kein  Prinz  der  königlichen  Familie,  sei  er 
Kronprinz,  Erbfürst  oder  Fürst,  darf  sich  ohne 
Wissen  und  Einwilligung  des  Königs  vermählen. 
Geschieht  es  dennoch,  so  hat  es  den  Verlust  jedes 
Thronfolgerechts  sowohl  für  denjenigen,  der  die 
Ehe  eingegangen,  als  für  seine  Kinder  und  Nach- 
kommen zur  Folge. 

In  dem  Norrköpinger  Erbvertrage  von  1604,  durch 
welchen  Karl  IX.  mit  den  Ständen  aufs  neue  das  große 
Werk  seines  Vaters,  den  Erbvertrag  von  Vesteräs  1544, 
bestätigte,  wurde  unter  anderem  festgesetzt,  daß  die  Erb- 
fürsten keine  Ehe  eingehen  dürften,  ,,ohne  daß  erst  die 
Reichsstände  davon  Kunde  bekommen  haben  und  nach 
Prüfung  davon  überzeugt  wären,  daß  die  Heirat  seiner 
fürstlichen  Gnaden  und  dem  ganzen  Reiche  zum  Nutzen 
gereiche."  Dieser  Grundsatz,  der  in  der  gleich  darauf- 
folgenden Zeit  keine  Anwendung  fand,  wurde  wieder 
hervorgesucht  nach  Karls  XII.  Tode,  als  es  galt,  Ulrike 
Eleonores  Erbrecht  zu  prüfen  und  zu  verwerfen. 

In  dem  Königsgelöbnis  1751  (§  14)  verspricht  Adolf 
Friedrich,  daß  ,,die  Königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen 
nicht  ins  Ausland  reisen  oder  in  die  Ehe  treten  sollen,  ohne 
Unserer  und  der  Reichsstände  Kenntnisnahme  und  Ein- 
willigung." Gustav  III.  ließ  diese  Familienangelegenheit 
nur  vom  Könige  abhängen  (R.-F.  1772,  §  36).  Der  vor- 
liegende Paragraph  ist  unmittelbar  daher  genommen. 

§  45- 

Weder  der  Kronprinz,  Erbfürst  des  schwedischen 
Reiches,  noch  die  anderen  Prinzen  des  königlichen 
Hauses  dürfen  Leibgeding  oder  Zivilämter  erhalten. 


—     134     — 

Indessen  kann  ihnen,  nach  altem  Gebrauche,  der 
Titel  von  Herzog-  und  Fürstentümern  beigelegt 
werden,  jedoch  ohne  Ansprüche  auf  die  Provinzen, 
deren  Namen  sie  tragen. 

Ein  Paragraph  von  wenig  reeller  Bedeutung,  aber  von 
großem  historischem  Interesse. 

Viermal  in  der  Geschichte  Schwedens  sind  Herzog- 
tümer an  jüngere  Brüder  des  Königs  verliehen  worden, 
1266,  1290,  1560  und  161 1.  Jedesmal,  außer  dem  letzten, 
geschah  dies  in  derselben  Absicht  —  den  Thron  und  das 
Königshaus  gegen  eine  übermütige  Aristokratie  zu  schützen 
—  wohl  auch,  weil  der  älteste  Sohn  dem  Königsberufe 
wenig  gewachsen  zu  sein  schien.  Als  Karl  IX.  dem  jüngeren 
Sohne  Karl  Philipp  das  Herzogtum,  das  er  selbst  besessen 
hatte,  übergab,  geschah  dies  sicher  nicht  aus  Staatsgründen, 
sondern  ausschließlich  aus  Familienrücksichten,  und  um 
das  Beispiel  seines  Vaters  zu  befolgen.  Übrigens  gab  es 
damals  wie  früher  kaum  einen  anderen  Ausweg,  einem 
Fürstensohn  den  nötigen  Unterhalt  zu  verschaffen. 

Die  zwei  ersten  Teilungen  dieser  Art  führten  sogleich 
zu  Bruderzwist,  und  die  letzte  derselben  gab  Veranlassung 
zu  den  traurigsten  Episoden  in  der  Geschichte  Schwedens, 
dem  sog.  Hatunaspiel  1306  und  dem  Gastmahl  zu  Nyköping 
1317.  Auch  zwischen  den  Söhnen  Gustav  Vasas  erhob  sich 
Streit,  hauptsächlich  aber  infolge  der  Geisteskrankheit 
Erichs  XIV.  und  der  darauffolgenden  Mißregierung. 
Zwischen  Gustav  Adolf  und  Karl  Philipp  war  so  etwas 
undenkbar.  Aber  dennoch  fühlte  das  ganze  Land  eine 
große  Erleichterung,  als  bei  dem  kinderlosen  Tode  des 
letzteren,  im  Jahre  1622,  sein  Herzogtum  an  die  Krone 
zurückfiel.  Darum  sprachen  auch  die  Stände  auf  dem 
Reichstage  1650,  nachdem  Königin  Christina  feierlich  er- 
klärt hatte,  sich  niemals  zu  verehel'chen,  und  darum  eine 


—     135     — 

neue  Dynastie  gewählt  werden  mußte,  ihre  Ansicht  dahin 
aus,  daß  zukünftig  niemals  ein  Teil  des  Reiches  auf  diese 
Weise  abgesondert  und  verliehen  werden  dürfe,  ,, sondern 
immer  ein  Corpus  zusammen  unter  dem  regierenden 
König  sein  und  verbleiben  solle."  Dasselbe  wurde  in  den 
Königseiden  der  Freiheitszeit  gelobt  und  1772  in  der 
Regierungsform  bestätigt.  ,, Keine  Fürstentümer  oder 
Landschaften"  sollen  weggegeben  werden,  ,,wie  dies  in 
früheren  Zeiten  zum  Schaden  des  Reiches  geschehen  ist", 
heißt  es  in  dem  Königsgelöbnis  1720  (§5).  ,,Doch  können 
die  Erbfürsten  mit  den  Titeln  der  Herzog-  und  Fürsten- 
tümer geehrt  werden,  aber  ohne  Ansprüche  auf  die  Pro- 
vinzen, deren  Namen  sie  tragen;  diese  sollen  stets  unter 
einem  Haupte  und  Regent  ohne  Verkleinerung  oder  Ab- 
sonderung zusammengefügt  bleiben",  wird  in  der  R.-F. 
von  1772  (§  34)   hinzugefügt. 

Aus  derselben  Ursache  wurden  auch  die  Leibgedinge, 
d.  h.  die  zum  Unterhalt  der  Königinwitwe  bestimmten 
Landesteile,  in  der  Freiheitszeit  verboten  (R.-F.  1720,  §  38). 
Die  letzte,  die  ein  Leibgedinge  innehatte,  war  Hedwig 
Eleonore,  die  Gemahlin  Karls  X.,  gestorben  im  Jahre  1715. 
Statt  dessen  sollten  fürstliche  Personen  ,,mit  der  Apanage 
in  Gelde  sich  begnügen,  die  mit  der  Bewilligung  des  Reichs- 
rats und  der  Reichsstände  ihnen  zugeteilt  wird"  (R.-F. 
1720,  §  5). 

Zu  gleicher  Zeit  bildete  sich  die  Auffassung  aus,  daß 
ein  Prinz  kein  Zivilamt  innehaben  dürfe,  wie  es  auch  im 
vorliegenden  Paragraphen  heißt. 

§  46. 

Das  Land  soll  in  Regierungsbezirke  eingeteilt 
sein,  welche  von  der  bestehenden  Provinzialver- 
waltung  geleitet  werden.  Kein  Generalgouverneur 
darf  künftig  im  Reiche  verordnet  sein. 
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Auch  dieser  nun  wenig  bedeutende  Paragraph  hat  eine 
Geschichte  hinter  sich.  Mit  vier  Zeilen  wird  hier  eine,  wie 
uns  scheinen  mag,  so  selbstverständliche  Sache  erledigt. 
In  der  Regierungsform  von  1634  sind  derselben  mehrere 
lange  Paragraphen  gewidmet.  Denn  sie  bedeutete  damals 
eine  durchgreifende  Reform. 

Vor  dieser  Zeit  wurde  das  Land  durch  Vögte  und 
Statthalter  ohne  bestimmte  Einteilung  in  Regierungsbezirke 
regiert.  Diese  standen  einstmals,  jeder  in  seinem  Gebiete, 
an  der  Spitze  der  Regierung  und  führten  den  Befehl  auf 
Schlössern  und  Burgen  und  über  die  dorthin  verlegten 
Kriegsmannschaften.  Die  Übelstände  dieser  Einrichtung 
machten  sich  stark  fühlbar,  als  Sigismund  1594  ringsumher 
im  Lande  Statthalter  einsetzte  —  ,, Könige  in  allen  Landes- 
teilen", wie  Karl  IX.  sie  nannte.  Nun  wurde  eine  voll- 
ständige Umarbeitung  der  ganzen  Landesregierung  durch- 
geführt. Ihre  Einteilung  sowohl  als  der  Sitz  der  Residenz 
in  jeder  Provinz  wurden  festgestellt.  Außerdem  wurde  die 
administrative  Obrigkeit  von  der  militären  völlig  abge- 
sondert, ausgenommen  in  den  zuletzt  erworbenen  Be- 
sitzungen des  Reiches  in  Livland,  Ingermanland  und 
Preußen.  Im  ganzen  wurden  21  Regierungsbezirke  und 
zwei  Generalgouvernements  eingerichtet. 

Als  später  Schonen  und  andere  Provinzen  im  Jahre 
1658  an  Schweden  kamen,  wurde  auch  dort  ein  General- 
gouverneur eingesetzt,  der  in  seiner  Hand  die  zivile  und 
militäre  Behörde  vereinigte.  In  den  Regierungsformen 
der  Freiheitszeit  wird  jedoch  das  Generalgouvernement 
im  Reiche  verboten,  ebenso  in  der  Regierungsform  1772, 
§33  —  ,, außer  unter  besonderen  Umständen  und 
auf  gewisse  Zeit".  Gustav  IV.  Adolf  richtete  wieder  ein 
solches  in  Schonen,  im  Jahre  1801,  ein,  hauptsächlich 
wegen  Kriegsgefahr  von  Seiten  Dänemarks.  Das  gab  die 
Veranlassung  zur  Erneuerung  des  Verbotes  in  diesem 
Paragraphen. 
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§  47- 

Die  Hofgerichte'  und  alle  übrigen  Gerichte  des 
Reiches  haben  nach  dem  Gesetze  und  den  gesetz- 
kräftigen Verordnungen  Recht  zu  sprechen.  Die  Ver- 
waltungskollegien des  Reiches,  die  Provinzialver- 
waltungen  und  alle  anderen  Verwaltungsbehörden, 
sowie  alle  höheren  und  niederen  Beamten  haben  die 
ihnen  obliegenden  Ämter  und  Geschäfte,  in  Überein- 
stimmung mit  den  Instruktionen,  den  Reglements 
und  den  Vorschriften,  die  schon  erlassen  oder  ferner- 
hin erlassen  werden,  zu  verwalten;  den  Befehlen 
des  Königs  zu  gehorchen  und  einander  in  der  Aus- 
führung ihrer  Pflichten  sowie  in  allem,  was  der 
Dienst  des  Reiches  von  ihnen  fordert,  zu  unterstützen. 
Sie  sind  dem  Könige  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes 
verantwortlich  für  alles,  was  etwa  von  ihnen  ver- 
nachlässigt, versäumt  oder  auf  ungesetzliche  Weise 
behandelt  wird. 

Dieser  Paragraph  gibt  den  hauptsächlichen  Inhalt  der 
1634  er  Regierungsform  in  stark  zusammengedrängter 
Form  wieder.  Diese  sog.  Regierungsform  enthielt  —  außer 
Bestimmungen  unter  anderem,  wie  die  Regierung  geführt 
werden  solle,  in  der  Abwesenheit  des  Königs  während  eines 
Krieges  oder  im  Falle  seines  Todes,  ,,wenn  er  ein  minder- 
jähriges Kind  oder  eine  unverheiratete  Tochter  hinterläßt" 
(§  53)  —  in  erster  Linie  Verordnungen  für  alle  Zweige  der 
Verwaltung,  die  zivile,  judiziale,  kirchliche  und  militäre. 
Außerdem  führte  sie  eine  durchgreifende  Umgestaltung 
der  obersten  Reichsregierung  durch.  Diese  neue  Or- 
ganisation,   höhere   und   niedere,   war   damals    ihrer    Zeit 


^   D.   h.   die  Gerichtshöfe   der  zweiten   Instands. 
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weit  voraus  und  trug  dazu  bei,  Schweden  eine  Stärke  zu 
verleihen,  die  kaum  im  Verhältnis  zu  seiner  Volksmenge 
und  seinen  ökonomischen  Verhältnissen  stand. 

In  derselben  Regierungsform  wird  auch  weitläufig 
über  Rechenschaftsablage  und  Prüfung  gehandelt,  der  so- 
wohl die  Behörden  als  die  Beamten,  die  höchsten  wie  die 
niedrigsten,  zu  bestimmten  Zeiten  unterzogen  werden 
sollten.  Vor  allen  Dingen  aber  wird  ihnen  ihre  Verant- 
wortlichkeit dem  Könige  gegenüber  für  all  ihr  Tun  und 
Lassen  eingeschärft.  Als  die  Stände  sich  des  Staatsruders 
bemächtigten,  wurde  statt  dessen  bestimmt:  ,, diese  Ver- 
waltungskollegien (die  höchsten  Behörden)  sind  ver- 
pflichtet, den  Ständen  bei  den  Reichstagen  eine  vollständige 
Rechenschaft  über  die  Beschaffenheit  und  Erfolge  ihrer 
Tätigkeit  abzulegen,  und  sind  verantwortlich  zu  machen, 
wenn  sie  in  irgendeiner  Weise  gegen  die  Fundamental- 
gesetze, Regierungsformen,  Instruktionen  und  Verord- 
nungen verstoßen"  (R.-F.  1720,  §  32).  Gustav  III.  stellte 
dann  die  Oberhoheit  des  Königs  über  die  Verwaltung  wieder 
her,  woran  der  letzte  Satz  des  Paragraphen  erinnert. 

Nach  dem  Vorbilde  von  1634  enthalten  alle  folgenden 
Regierungsformen,  bis  zu  dieser,  eine  weitläufige  Auf- 
zählung und  Beschreibung  der  verschiedenen  Zweige  der 
Regierung,  der  Behörden  und  wichtigeren  Ämter  samt 
ihrer  Verpflichtungen.  1809  wurde  das  alles  in  diesen 
einen  Paragraphen  zusammengefaßt. 

§  48. 

Die  Hofhaltung  des  Königs  steht  unter  seiner 
eigenen  Leitung;  in  bezug  darauf  kann  er  alle 
Maßregeln  treffen,  die  ihm  gut  dünken.  Alle  Ämter 
an  seinem  Hofe  kann  der  König  nach  Gefallen 
besetzen    sowie  die  Inhaber  davon  entledigen. 
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Auch  dieser  Paragraph  ist,  könnte  man  meinen,  ziem- 
lich überflüssig.  Aber  er  hat,  wie  die  letztbehandelten, 
seine  historische  Berechtigung. 

In  der  Freiheitszeit  war  auch  diese  Sache  vielfach  von 
den  Ständen  abhängig.  Allerdings  heißt  es  in  der  Re- 
gierungsform 1720,  §  20,  nach  den  Bestimmungen  über  die 
Angelegenheiten,  die  in  dem  Kabinett  des  Königs,  d.  h.  in 
Gegenwart  von  nur  zwei  Staatsräten,  verhandelt  werden 
können:  ,,Aber  alle  anderen  Angelegenheiten,  welcher 
Art  und  Beschaffenheit  sie  auch  sein  mögen,  nur  die  Hof- 
haltung und  Hofbedienung  Seiner  Königl.  Majestät  gänz- 
lich ausgenommen,  sollen  von  dem  Könige  mit  dem  Rate 
des  Rats  entschieden  werden."  Aber  der  Oberstmarschall, 
,,der  sich  des  Hofes  des  Königs  annimmt,  seinen  Schlössern 
und  seinem  Haushalte  vorsteht  und  die  Aufsicht  über  die 
Königliche  Tafel  und  die  Hofleute,  mit  allem,  was  dazu 
gehört,  führt",  war  ein  Mitglied  des  Reichsrats  (§  35) 
und  dadurch  der  Vertrauensmann  der  Stände.  Im  übrigen 
ist  auch  der  Umstand  genügend,  daß  die  Stände  ,,die  Macht 
besitzen,  mit  Seiner  Königl.  Majestät  gnädiger  Zustimmung, 
geeignete  Personen  zu  ernennen  und  anzustellen  und 
diesen  die  nötigen  Vorschriften  zur  anständigen  Er- 
ziehung und  Unterweisung  der  königlichen  Kinder  zu 
erteilen";   ferner,  daß  diese  Personen  ,,den  Reichsständen 

verantwortlich    sein  müssen .     Auch    haben   die 

Reichsstände  die  Macht,  sie  abzusetzen,  und  andere  an 
ihrer  Statt  zu  verordnen,  wenn  sie  es  für  nötig  befinden" 
(R.-F.   1720,  §  3). 

Die  unumschränkte  Macht  des  Königs,  seinen  Hof 
nach  Belieben  zu  ordnen  und  die  Stellen  an  demselben  zu 
besetzen  —  eine  an  und  für  sich  so  selbstverständliche 
Sache  —  wurde  natürlich  wiederhergestellt,  als  die  Krone 
durch  Gustav  III.  von  der  Vormundschaft  der  Stände 
befreit  wurde. 
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§  49- 

Der  Reichstag  vertritt  das  schwedische  Volk. 
Die  Rechte  und  Pflichten,  die  das  bestehende  Gesetz 
bisher  den  Reichsständen  auferlegt  hat,  kommen 
jetzt  dem  Reichstage  zu.  Er  ist  in  zwei  Kammern 
geteilt,  deren  Mitglieder  gemäß  der  Reichstags- 
ordnung und  dem  besonderen,  vom  König  und 
Reichstag  gemeinsam  gegebenen  Gesetze  gewählt 
werden.  Die  Kammern  haben  in  allen  Fragen  die 
gleichen  Rechte  und  Befugnisse.  Der  Reichstag 
hat  sich,  kraft  des  gegenwärtigen  Grundgesetzes, 
zu  den  ordentlichen  Sitzungen  jedes  Jahr  am 
15.  Januar  oder,  wenn  dieses  Datum  auf  einen 
Feiertag  fällt,  am  Tage  darauf  zu  versammeln. 
Dem  Könige  soll  es  jedoch  unbenommen  sein, 
zwischen  den  ordentlichen  Sitzungen  den  Reichstag 
zu  außerordentlichen  einzuberufen. ! 

In  der  außerordentlichen  Sitzung  dürfen  nur 
diejenigen  Geschäfte  zur  Verhandlung  kommen,  die 
die  Einberufung  des  Reichstages  veranlaßt  haben, 
sowie  noch  diejenigen,  die  ihm  vom  König  unter- 
breitet werden,  und  alles  das,  was  in  untrennbarem 
Zusammenhang  mit  den  erwähnten  Geschäften  steht. 

Hiermit  beginnt  die  zweite  große  Abteilung  der  Re- 
gierungsform, §§  49 — 114,  die  vom  Reichstage,  während 
die  erste,  §§   i — 48,  vom  Könige  handelt. 

In  seiner  ursprünglichen  Fassung  berührte  dieser 
Paragraph  nur  das  Zusammentreten  des  Reichstages  zu 
bestimmten  Zeiten,  -  ,,wenn  fünf  Jahre  seit  dem  Schlüsse 
deszuletzt  abgehaltenen  Reichstages  vergangen  sind",  -    und 
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die  Einberufung  des  außerordentlichen  Reichstages  durch 
den  König.  Aber,  anknüpfend  an  unsere  frühere  Ver- 
fassungsgeschichte, erhielt  er  eine  erweiterte  Fassung  bei 
der  großen  Repräsentationsänderung  1865,  wo  die  Reichs- 
stände, bisher  aus  vier  Ständen,  Adel,  Geistlichen,  Bürgern 
und  Bauern,  bestehend,  zu  dem  jetzigen  Reichstag,  mit 
zwei  Kammern,  umgebildet  wurde. 

Der  Reichstag,  die  zweite  Staatsmacht,  wie  er  genannt 
wird,  ist  keine  uralte  Institution  in  der  Verfassung  Schwe- 
dens, wie  die  erste,  die  Königsmacht.  Die  Wurzeln  des 
Reichstags  gehen  allerdings  in  das  Mittelalter  zurück,  aber 
erst  während  Gustav  Adolfs  Zeit  erhielt  er  eine  selbständige 
Stellung,  wie  oben  in  der  Einleitung  ausgeführt  worden  ist. 
Bis  dahin  waren  sowohl  die  Existenz  wie  die  Zusammen- 
setzung der  neuen  Institution  von  dem  König  allein  ab- 
hängig. Dabei  wetteiferten  die  verschiedenen  Arten  von 
Versammlungen  {Ratsversammlungen  und  Herrentage  nach 
alter  Weise  wie  Landschaftsversammlungen  und  allgemeine 
Reichstage)  um  den  Vortritt. 

Die  Reichstagsordnung  von  1617  und  die  Regierungs- 
form von  1634  rnachen  der  Unsicherheit  ein  Ende  und 
weisen  dem  aus  den  vier  Ständen  und  dem  höheren  Offiziers- 
korps zusammengesetzten  Reichstage  als  der  gesetzlichen 
Vertretung  des  schwedischen  Volkes  seinen  Platz  in  der 
Verfassung  an,  ,, gegen  den  Niemand,  der  König  und  Reich 
zu  Gehorsam  verpflichtet  sei,  etwas  einzuwenden  habe" 
(R.-F.  1634,  §  45)  •  Diese  Akten  bestimmen  weder  die  Aufgaben 
noch  die  Kompetenz  des  Reichstages  —  dies  war  Sache 
des  politischen  Lebens  —  sondern,  was  damals  wichtiger 
war:  die  Art  und  Weise,  wie  er  zusammengesetzt,  und  vor 
allem,  daß  er  die  einzig  gesetzliche  Vertretung  des  schwe- 
dischen Volkes  sein  sollte.  Allerdings  bestand  noch  eine 
Zeitlang  die  Konkurrenz  der  ,,Provinzialtage"  und  der 
,, Ausschußreichstage"  mit  dem  allgemeinen  Reichstage 
fort.      Aber  im  Additament  von    1660  wurden   jene  aus- 
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drücklich  verboten,  und  schon  bei  der  Einführung  der 
absoluten  Monarchie  1680  steht  der  Reichstag  allein  als 
die  Vertretung  des  schwedischen  Volkes  da. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  äußeren  Entwicklung  des 
Reichstages  als  fester  Institution  geht  eine  innere,  nicht 
weniger  wichtige  vor  sich,  was  seine  Machtvollkommenheit 
und  seine  Aufgaben  anbetrifft.  Zuvörderst  dabei  steht 
die  Anerkennung,  daß  die  Stände  des  Reiches  eine  wirk- 
liche Vertretung,  die  selbständig  an  Stelle  des  schwedischen 
Volkes  verhandelt  und  beschließt,  und  nicht  nur  Bevoll- 
mächtigte darstellen,  die  durch  die  Aufträge  ihrer  Kommit- 
tenten gebunden  sind.  Aber  diese  Entwicklung  verlangte, 
wie  auch  die  andere,  lange  Zeit.  Der  Repräsentations- 
gedanke war  allerdings  alt  in  Schweden,  denn  auf  ihm 
beruhte  die  Königswahl  durch  die  Gesetzessprecher  und 
zwölf  von  jeder  Landschaft  erwählte  Männer.  Er  geht 
auch  aus  den  Schlußworten  des  dem  Könige  vom  Volke 
geleisteten  Eides  hervor,  daß  durch  diesen  Eid  ,,Alle,  ob 
jung  oder  alt,  geboren  oder  ungeboren,  gehaßt  oder  geliebt, 
abwesend  oder  gegenwärtig,  um  Eide  zu  schwören  und 
Treue  zu  geloben,  gebunden  sind"  (Königsgesetz  VI).  Aber 
die  hier  deutlich  ausgesprochene  Stellvertreterschaft  kam 
nicht  sogleich  dem  erst  viel  später  hervortretenden  Reichs- 
tage und  seinen  Mitgliedern  zugute,  und  zwar  aus  zwei 
Ursachen. 

Wenn  in  alten  Zeiten  der  Reichstag  einberufen  wurde, 
geschah  dies,  um  den  Königen  bei  der  Durchführung 
irgendeiner  wichtigen  Sache,  z.  B.  der  Reformation,  der 
Erbvereinigung,  eines  Thronwechsels,  als  Stütze  zu  dienen. 
Der  Reichstag  wurde  dabei  mehr  als  ein  großer  Rat  des 
Reiches  betrachtet,  welchen  der  König  noch  außer  dem 
gewöhnlichen  Reichsrate  hören  wollte.  Die  Reichstags- 
ordnung von  161 7  baut  ganz  und  gar  auf  dieser  Auffassung 
fort.  Darum  kann  es  darin  heißen,  daß,  nachdem  die 
Stände    sich    beraten    und    ihre    Antworten    auf    die    Dar- 
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legungen  des  Königs  abgegeben  haben,  „Seine  Königl. 
Majestät  das  annimmt,  was  am  besten  davon  ist."  Die 
Stände  erteilten  nur  Rat,  und  ihr  Rat  verpflichtete  das 
Volk  zu  nichts  anderem,  als  dem  Könige  im  allgemeinen 
in  seiner  Politik  beizustehen.  Solange  der  Reichstag  nur 
zu  diesem  Zwecke  einberufen  wurde,  existierte  also  kein 
Grund,  warum  er  etwas  anderes  sein  sollte  als  lediglich 
der  Bevollmächtigte  der  Wähler,  der  ohne  ihre  Einwilligung 
nichts  beschließen  konnte.  Dazu  kam,  daß  das  Volk  nicht 
nur  über  die  Besteuerung,  sondern  auch  über  die  Gesetz- 
gebung, soweit  diese  das  bürgerliche  Recht  betraf,  nach 
dem  geltenden  Gesetze  selbst  zu  bestimmen  hatte. 

Aber  die  Bedürfnisse  des  Staatslebens  auf  diesen  beiden 
Gebieten,  der  Gesetzgebung  und  Besteuerung,  erforderte 
immer  notwendiger  die  Mitwirkung  des  Volkes,  und  dazu 
bedurfte  es  anderer  Formen  als  derjenigen,  die  das  alte 
Reichsgesetz  Magnus  Erikssons  enthielt.  Gustav  Adolf, 
der  große  Reformator  auf  diesem  wie  auf  anderen  Gebieten, 
erteilte  also  den  Ständen  die  Macht  zu,  mit  ihm  in  diesen 
Dingen  zu  beschließen.  Nur  zögernd  wagten  sie  ihm  zu 
folgen.  Als  aber  die  Geistlichen  1614  ihre  Zweifel  an  der 
Berechtigung  der  Stände  äußerten,  ohne  die  Abwesenden 
zu  hören,  dem  vom  Könige  vorgelegten  Vorschlag  zu  einer 
neuen  Gerichtsordnung  beizustimmen,  erklärte  er,  daß, 
wenn  ,,die  Geistlichkeit  sich  nicht  für  so  selbständig 
hielte,  solches  im  Namen  ihres  Standes  zu  tun,  so  wisse 
Seine  Königl.  Majestät  nicht,  was  ihre  Vollmacht  zu  be- 
deuten habe",  ferner,  daß  der  König  ,,die  Macht  und 
Befugnis  habe,  mit  dem  Rat  und  der  Billigung  der  Stände 
Gesetze  und  gesetzliche  Bestimmungen  zu  erlassen."  Das- 
selbe wurde  bei  der  Bewilligung  von  Steuern  in  dieser  Zeit 
mehrmals  praktisiert.  Hiermit  ist  der  Grundsatz  von  dem 
selbständigen  Rechte  des  Reichstages,  im  Namen  des 
ganzen  Volkes  Beschlüsse  zu  fassen,  öffentlich  verkündigt 
und  anerkannt.    Privat  war  er  schon  vorher  ausgesprochen 
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worden,  in  Erich  Sparres  bekannter  Schrift  Pro  Rege 
Lege  et  Grege  vom  Jahre  1582.  Dieser  Grundsatz 
wurde  nun  geltendes  Recht. 

So  war  nun  der  Reichstag  bei  der  Einführung  der 
unbeschränkten  Monarchie  von  1680  an,  sowohl  was  das 
Innere,  als  was  das  Äußere  betrifft,  ein  im  ganzen  fertiges 
neues  Glied  am  schwedischen  Staatskörper.  Ein  Rätsel 
bleibt  es  indessen,  wie  diese  noch  so  neue  Schöpfung  kaum 
ein  Menschenalter  nachher  die  ganze  Bürde  der  Reichs-- 
regierung  auf  ihre  Schultern  nehmen  konnte.  Was  gab 
ihr  die  Kräfte  hierzu,  und  wie  konnten  diese  während  der 
Zeit  von  1680  bis  1718,  wo  sich  kaum  Gelegenheit  bot,  sie 
anzuwenden,  so  bedeutend  wachsen.?  Der  Schlüssel  zu 
diesem  Rätsel  dürfte  in  dem  seit  dem  Jahre  1626  fest 
organisierten  Ritterhause  zu  suchen  sein.  Dort  entwickelte 
sich  die  Sicherheit  in  Ansprüchen  und  Formen,  welche  ließ 
die  Stände,  die  bisher  nur  ein  verhältnismäßig  untergeord- 
netes Organ  im  Staate  gewesen  waren,  nun  plötzlich  sich 
zum  bedeutendsten  entwickeln  und  sich  zu  ,,den  macht- 
habenden Reichsständen"  und  ,,der  höchsten  Macht"  der 
Freiheitszeit  aufschwingen. 

Indessen  lebte  die  Frage  nach  der  Stellung  des  Reichs- 
tages seinen  Kommittenten  gegenüber  zu  dieser  Zeit  wieder 
auf,  ,,wo  alle  regieren,  aber  keiner  gehorchen"  wollte, 
wie  ein  Zeitgenosse  sagte.  Die  Zusammensetzung  des 
Reichstages  aus  den  vier  Reichsständen  mit  ihrem  Be- 
streben, sich  korporativ,  jeder  für  sich,  zusammenzuschließen, 
erweckte  Opposition  und  gab  der  alten  Vorstellung  neue 
Nahrung.  Man  sprach  von  ,, gewählten  Ständen"  und 
,, wählenden  Ständen"  und  betrachtete  die  letzteren  als  die 
Auftraggeber,  ,, Prinzipale",  der  ersteren.  Daraus  entstand 
1747  der  sog.  Prinzipalatsstreit,  indem  der  Kaufmann 
Springer  in  Stockholm  die  Reichstagsabgeordneten  der 
Stadt  zwingen  wollte,  sich  wegen  ihrer  Haltung  in  der 
Thronfolgefrage  zu  verantworten.     Dieser  Rückfall  in  die 


—     145     — 

frühere  Auffassung,  oder  wie  wir  es  jetzt  nennen,  ,,das 
imperative  Mandat",  wurde  jedoch  abgewiesen.  Der 
Vertretungsgedanke  siegte,  gleichwie  die  Einheit  des  Reichs- 
tages  über   den   Partikularismus  der   Stände  triumphierte. 

Von  dieser  doppelten  Entwicklung,  durch  welche  der 
Reichstag  der  einzige  und  zugleich  der  selbständige  Ver- 
treter des  schwedischen  Volkes  wurde,  legt  der  erste  Para- 
graph der  Reichstagsordnung  von  1810  Zeugnis  ab:  ,,Die 
Reichsstände  sind  des  schwedischen  Volkes  Repräsentanten 
und  können,  bei  der  Ausübung  ihrer  Reichstagspflichten, 
durch  keine  anderen  Vorschriften  gebunden  werden  als 
die  Grundgesetze  des  Reiches."  Dasselbe  kehrt  in  etwas 
anderer  Formulierung  in  der  gegenwärtig  geltenden  Reichs- 
tagsordnung von  1866  wieder  und  wird  in  diesem  Para- 
graphen in  dem  kurzen  Satz  zusammengefaßt:  ,,Der 
Reichstag  vertritt  das  schwedische  Volk." 

,,Er  ist  in  zwei  Kammern  geteilt"  —  —  —  nDie 
Kammern  haben  in  allen  Fragen  die  gleichen  Rechte  und 
Befugnisse."  Diese  ausdrückliche  Bestimmung  von  der 
Gleichstellung  der  beiden  Kammern  ist,  wie  so  vieles  andere, 
einzigartig  für  Schwedens  Verfassung.  Ihr  entspricht  das 
streng  durchgeführte  Zweikammersystem  in  gewissen 
anderen  Ländern,  wie  den  Vereinigten  Staaten  und  der 
Schweiz,  aber  nirgends  wird  dies  so  wie  hier  ausgesprochen. 
Sie  hat  auch  tiefe  historische  Wurzeln,  vor  allem  in  der 
Gleichstellung,  die  zwischen  den  vier  Ständen  herrschte, 
mit  geringeren  Ausnahmen  nur  in  älteren  Zeiten  für  Adel 
und  Bauern.  Vor  allen  Dingen  aber  beruht  sie  auf  dem 
Gedanken  von  der  Teilung  der  Macht  als 
sicherstem  Mittel  gegen  den  Mißbrauch 
derselben.  Dieser  Gedanke  war  für  die  Staatsmänner 
von  1809  der  Leitstern  bei  ihrer  ganzen  Arbeit.  Das  Gleiche 
war  auch  1865/66  bei  der  Durchführung  der  Repräsentations- 
reform der  Fall,  wo  Louis  de  Geer,  der  Verfasser 
der  neuen  Reichstagsordnung,  als  Motiv  des  Zweikammer- 
Fahl  b  e  c  k ,  Die  Regierungsform  Schwedens  10 
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Systems  unter  anderem  anführte,  „daß  eine  gesetzgebende 
Versammlung,  ebenso  wie  jede  andere  menschliche  Macht, 
eine  gleichgestellte  neben  sich  haben  muß,  um  nicht  früher 
oder  später  zu  einer  Alleinherrschaft  auszuarten,  die  ihre 
eigene  Machtvollkommenheit  über  Wahrheit  und  Ge- 
rechtigkeit stellt." 

Der  Gedanke  der  Teilung  der  Macht  enthält  auch  die 
Summe  der  Lebenserfahrungen,  die  das  schwedische  Volk 
in  seiner  Geschichte  seit  dem  Jahre  1680  gesammelt  hatte. 
Es  sieht  jedoch  aus,  als  hätten  viele  heutzutage  unter  dem 
Eindruck  ausländischer  Vorbilder  und  demokratischer  Be- 
strebungen, die  alle  Macht  in  der  niederen  Abteilung  der 
Volksvertretung  sammeln  möchten,  diese  teuer  erkauften 
Erfahrungen  schon  vergessen. 

Die  faktische  Ungleichheit  der  Kammern  bezüglich 
der  Anzahl  —  1861  zu  ^/s  und  2/5  berechnet,  seit  1894 
auf  150  in  der  ersten  und  230  in  der  zweiten  Kammer 
festgelegt  —  die  ursprünglich  nicht  beabsichtigt,  später 
aber  doch  angenommen  wurde,  wurde  nicht  als  eine  Ab- 
weichung von  diesem  Grundsatz  aufgefaßt.  Für  die  erste 
Kammer  nahm  man  nämlich  eine  sehr  gleichmäßige  Be- 
setzung an,  während  man  von  der  zweiten  glaubte,  daß  sie 
infolge  der  scharfen  Gegensätze  zwischen  Stadt  und  Land 
sich  in  zwei  verschiedene  Gruppen  teilen  würde,  die  nie- 
mals zusammengehen  würden.  Doch  hat  sich  diese  Auf- 
fassung als  unrichtig  erwiesen.  Der  alte  Gegensatz  zwischen 
Land-  und  Stadtbewohnern  hat  sich  gemildert,  freilich  nur, 
um  neuen  Gruppierungen  auf  anderer  Grundlage  Platz  zu 
machen.  Die  zweite  Kammer  ist  somit  bis  jetzt  viel 
weniger  homogen  als  die  erste  zusammengesetzt  gewesen. 
Insofern  hat  sich  also  die  Auffassung  der  Gesetzgeber 
von  1865  bewahrheitet.  Bisher  hat  infolgedessen  diese 
Ungleichheit,  die  nur  bei  den  gemeinsamen  Abstimmungen 
Bedeutung  hat,  auf  den  von  diesem  Paragraphen  erwähnten 
Grundsatz    der    Gleichstellung    der    Kammern,    der    einen 
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Eckstein  der  Verfassung  bildet,  nicht  den  geringsten  Ein- 
fluß ausgeübt. 

„Der  Reichstag  hat  sich  kraft  des  gegenwärtigen 
Grundgesetzes  zu  den  ordentlichen  Sitzungen  jedes  Jahr 
am  15.  Januar  —  —  —  zu  versammeln.  Dem  Könige 
soll  es  jedoch  unbenommen  sein,  zwischen  den  ordentlichen 
Sitzungen  den  Reichstag  zu  außerordentlichen  einzuberufen. " 
Auch  diese  Bestimmungen  erinnern  an  vergangene  Zeiten 
und  an  die  Entwicklung  des  Reichstages  während  derselben. 
Ursprünglich  war  es  der  König  allein,  der  das  Volk  zum 
Reichstage  einberief,  wenn  er  es  für  gut  befand.  Davon 
besteht  nun  nur  noch  das  Recht,  außerordentliche  Reichs- 
tage einzuberufen.  Doch  auch  diese  Berechtigung  wurde, 
wie  der  letzte  Satz  im  Paragraphen  zeigt,  seit  1865  dahin 
beschränkt,  daß  nur  eine  bestimmte  Angelegenheit  und 
was  mit  dieser  zusammenhängt  (oder  was  der  König  sonst 
demselben  vorlegen  will)  verhandelt  werden  darf.  Der 
Reichstag  ist  zu  einer  dem  Monarchen  ebenbürtigen 
Institution  emporgewachsen,  deren  Existenz  nicht  von 
dem  Willen  jener  abhängig  ist. 

Einer  der  wichtigsten  Punkte  in  dieser  Entwicklung 
ist  die  Bestimmung,  daß  der  Reichstag  sich  zu  bestimmten 
Zeiten  versammeln  soll.  Ihre  Geschichte  gibt  in  ver- 
kleinertem Maßstabe  die  Entwicklung  der  Verfassung 
während  der  letzten  dreihundert  Jahre  wieder. 

Ihren  Ausgangspunkt  findet  man  in  dem  Königs- 
gelöbnis Gustav  Adolfs,  in  dem  er  (§  6)  verspricht,  ,,auch 
die  Stände  nicht  mit  vielen  Herrentagen  zu  beschweren." 
Die  Berufung  zum  Reichstage  wurde  als  eine  Bürde  an- 
gesehen, mit  der  man  so  wenig  als  möglich  belästigt  werden 
wollte.  Die  Erfahrungen  von  den  vielen  Reichstagen  her 
unter  Karl  IX.  sprachen  sich  in  diesem  Satze  aus.  Indessen 
änderte  sich  diese  Anschauung  ebenso  rasch  wie  die  schnell 
anwachsende  Machtvollkommenheit  des  Reichstages,  be- 
sonders in  Fragen  der  Besteuerung.     Darum  heißt  es  im 
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Additament  von  1660,  §  17:  „Wenn  auch  die  Reichstage 
viel  Mühe  und  Kosten  mit  sich  bringen,  und  sie  auch  für 
die  Bedürfnisse  des  Reiches  oft  genug  zusammenkommen, 
so  scheint  es  doch  während  der  Unmündigkeitsjahre  Seiner 
Königl.  Majestät  notwendig,  daß  ihre  Einberufung  nicht 
mehr  als  drei  Jahre  aufgeschoben  wird,  sondern  daß  die 
Stände  alle  drei  Jahre  zusammentreten."  Karl  XL  machte 
jedoch  dieser  Bestimmung  ein  rasches  Ende,  die,  wenn  sie 
aufrechterhalten  worden  wäre,  dem  Reichstage  schon  im 
17.  Jahrhundert  eine  gesicherte  Stellung  verliehen  und 
uns  vor  den  beiden  Formen  der  Alleinherrschaft  —  als 
absolute  Monarchie  und  als  Reichstagsherrschaft  —  ver- 
schont hätte.  Nun  blieb  es  der  Freiheitszeit  vorbehalten, 
diese  Grundlage  für  die  Existenz  des  Reichstages  zu  be- 
festigen und  seine  Macht  darauf  aufzubauen.  Als  dann 
Gustav  III.  diese  brach,  hob  er  auch  die  Bestimmung  über 
die  Zusammenkünfte  des  Reichstages  zu  bestimmten 
Zeiten  auf.  ,,Die  Reichsstände  sollen  sich  nicht  den  Zu- 
sammenkünften entziehen,  zu  denen  sie  von  Seiner  Königl. 
Majestät  an  bestimmtem  Ort  und  zu  bestimmter  Zeit  ein- 
berufen werden",  heißt  es  ganz  kurz  in  der  Regierungs- 
form  1772,  §  38.  Die  eine  Übertreibung  rief  auf  diese 
Weise  die  andere  hervor. 

Bei  der  Wiederherstellung  des  inneren  Gleichgewichtes 
im  Jahre  1809  wurde  dieser  Grundsatz  natürlich  auch 
wieder  aufgenommen,  aber  die  Zeit  zwischen  den  Zu- 
sammenkünften wurde  auf  fünf  Jahre  bestimmt,  schon 
damals  eine  viel  zu  lange  Zeit.  Karl  XIII.  wie  auch  Karl 
Johann  und  Oskar  I.  mußten  deshalb  von  dem  dem  König 
zustehenden  Rechte  der  Einberufung  des  außerordentlichen 
Reichstages,  der  zu  damaliger  Zeit  dieselbe  Berechtigung 
hatte  wie  der  ordentliche,  Gebrauch  machen.  Die  Legis- 
laturperiode währte  somit  tatsächlich  meist  nur  ungefähr 
drei  Jahre,  welche  Dauer  auch  1844  45  gesetzlich  fest- 
gelegt wurde.     Die  Umwandlung  derselben  im  Jahre  1866 
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in  eine  jährliche  ist  ein  Reflex  des  schnelleren  Tempos, 
in  dem  sich  das  Leben  der  Gegenwart  sowohl  auf  dem 
politischen  als  bürgerlichen  Gebiete  abspielt. 

Schließlich  ist  noch  die  Bestimmung  zu  beachten,  die 
ursprünglich  in  dem  Texte  dieses  Paragraphen  vorkam, 
daß  die  Stände  am  Ende  jedes  Reichstages  selbst  den  Tag 
ihrer  nächsten  Zusammenkunft  bestimmen  sollten,  welche 
Bestimmung  im  Jahre  1866  dahin  geändert  wurde,  daß 
man  einen  bestimmten  Tag,  den  15.  Januar,  für  die  Er- 
öffnung des  Reichstages  festsetzte.  Kaum  irgendeine 
Satzung  in  der  Regierungsform  von  1809  bezeugt  so  die 
Selbständigkeit  des  Reichstages  gegenüber  der  Königs- 
macht wie  diese  in  ihrer  ursprünglichen  Fassung.  Sie  ist 
auch  direkt  den  Grundgesetzen  der  Freiheitszeit  entnommen 
(R.-F.  1720,  §  45,  und  Reichstagsordnung  1723,  §  i). 
Übrigens  waren  es  ja  auch  die  Stände,  die  1809  dem  Lande 
die  neue  Staatsform  gaben,  und  die  allein  für  das  Schicksal 
derselben  verantwortlich  waren.  Sie  fühlten  sich  deshalb 
auch  berechtigt,  selbst  vorzuschreiben,  wann  sie  zusammen- 
treten sollten. 

Zweimal  in  dem  verflossenen  Jahrhundert  ist  der 
"Reichstag  großen  Umgestaltungen  unterworfen  worden. 
Schon  1809  sah  man  klar  ein,  daß  die  Zusammensetzung 
des  Reichstages  aus  den  vier  alten  Ständen  unzeitgemäß 
war.  Die  kritischen  Umstände  bei  dem  Zustandekommen 
der  neuen  Verfassung  gaben  nicht  Gelegenheit  zu  einer 
Neubildung  auch  des  Reichstages.  Infolgedessen  konnte 
die  Reichstagsordnung  von  18 10  zwar  die  Formen  seiner 
Wirksamkeit  gemäß  der  seit  1723  gewonnenen  Erfahrungen 
aufs  neue  regeln,  mußte  aber  die  Grundlage  desselben 
unberührt  lassen.  Die  ,, Repräsentationsreform"  blieb  also 
ein  Menschenalter  hindurch  die  große  Frage  der  inneren 
Politik.  Nach  verschiedenen  Vorschlägen  einigte  man 
sich  endlich  im  Jahre  1863  um  den  von  der  Regierung 
zuletzt  vorgelegten,  und  1865  wurde  die  neue  Reichstags- 
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Ordnung  von  den  Ständen  endgültig  angenommen,  1866 
vom  Könige  sanktioniert. 

Nach  dieser  neuen  Ordnung  wurden  die  vier  alten 
Stände  durch  zwei  Kammern  ersetzt,  beide  durch  Wahl 
gebildet.  Dabei  wurde  bestimmt,  daß  die  Mitglieder  der 
ersten  Kammer  von  den  ,, Landstingen",  den  höheren 
kommunalen  Organisationen,  und  den  Stadtverordneten 
der  größten  Städte  auf  je  neun  Jahre  gewählt  werden, 
die  der  zweiten  Kammer  von  allen  Stimmberechtigten  alle 
drei  Jahre  auf  einmal.  Wählbar  zur  ersten  Kammer 
waren  Männer,  die  35  Jahre  alt  waren,  ein  festes  Vermögen 
im  Werte  von  mindestens  80  000  Kr.  besaßen  oder  ein 
Einkommen  von  4000  Kr.  genossen.  Aktives  und  passives 
Wahlrecht  zur  zweiten  Kammer  war  ebenso  an  gewisse 
Vermögensqualifikationen  gebunden,  hauptsächlich  den 
Besitz  von  festem  Vermögen  im  Werte  von  mindestens 
1000  Kr.  oder  ein  jährliches  Einkommen  von  800  Kr. 
Für  das  Stimmrecht  war  ein  Alter  von  21  Jahren,  für 
Wählbarkeit  25  Jahre  vorgeschrieben.  Mitglieder  dieser 
Kammer  bezogen  Diäten  (1200  Kr.),  die  der  ersten  nicht. 
Durch  diese  Bestimmungen  wurde  die  erste  Kammer  eine 
Vertretung  hauptsächlich  der  höheren  Klassen,  die  zweite 
der  Mittelklassen,  besonders  der  Bauern. 

Die  im  Jahre  1909  durchgeführten  Reformen,  die 
hauptsächlich  Wahlrecht  und  Wählbarkeit  sowie  Wahl- 
modus  betreffen,  haben  eine  starke  Demokratisierung  des 
Reichstages  herbeigeführt.  Die  für  die  Wählbarkeit  zur 
ersten  Kammer  geltenden  ökonomischen  Bedingungen  sind 
zu  50,000  Kr.  festes  Vermögen  oder  3,000  Kr.  Einkommen 
herabgesetzt  worden,  dazu  die  Dauer  der  Mandate  von  neun 
auf  sechs  Jahre.  Schließlich  werden  Diäten  für  diese  Kammer 
wie  für  die  zweite  gegeben.  Für  die  Wahl  zur  zweiten  Kairi- 
mer  ist  allgemeines  Stimmrecht  eingeführt  worden,  freilich 
mit  einer  Erhöhung  des  Alters  der  Stimmberechtigten  auf 
24  Jahre.    Desgleichen  ist  das  kommunale  Stimmrecht,  wo- 
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von  die  Zusammensetzung  der  Landstinge  und  der  Stadt- 
verordnetenversammlung abhängt,  in  hohem  Grade  demo- 
kratisiert worden.  Endlich  ist  ein  Proportionalwahlsystem 
eingeführt  worden  sowohl  für  die  politischen  Wahlen  zu 
den  beiden  Kammern  wie  für  die  kommunalen  zu  Landsting 
und  Stadtverordnetenversammlung. 

Es  ist  eine  gewaltige  Umgestaltung  des  Reichstages, 
die  auch  durch  diese  Reform  herbeigeführt  worden  ist, 
eine  Umgestaltung,  die,  wie  gesagt,  mit  seiner  Demo- 
kratisierung identisch  ist.  Das  allgemeine  Stimmrecht 
zur  zweiten  Kammer  öffnet  Tor  und  Tür  den  Arbeitern, 
die  übrigens  schon  vorher  mit  30  Repräsentanten  in  der- 
selben vertreten  waren,  und  die  Herabsetzung  des  Zensus 
für  die  erste  Kammer,  aber  noch  mehr  die  Einführung 
von  Diäten  auch  für  diese  Kammer,  verschaffen  den 
Mittelklassen  eine  neue  starke  Vertretung. 

Wie  groß  diese  Reform  in  bezug  auf  die  Zusammen- 
setzung des  Reichstages  und  infolgedessen  das  politische 
Leben  auch  sein  mag,  so  ändert  sie  doch  in  keiner  Weise 
die  Grundlagen  der  Verfassung.  Der  bestehende  Dualismus 
und  das  Verhältnis  zwischen  König  und  Reichstag  wird 
davon  rechtlich  gar  nicht  berührt.  Die  Stellung  der  Krone 
ist  ebensowenig  durch  die  Reformen  des  Reichstages  im 
Jahre  1866  und  zuletzt  1909  wie  durch  die  des  Staatsrates, 
wovon  oben  die  Rede  war  (S.  61  f.),  verfassungsmäßig  ver- 
ändert worden.  Ob  dennoch  faktisch  Verschiebungen  in 
dem  Verhältnis  der  beiden  Staatsmächte  (unmittelbaren 
Staatsorgane),  König  und  Reichstag,  infolge  dieser  Re- 
formen eingetreten  sind  oder  eintreten  werden,  hängt 
wesentlich  von  der  Persönlichkeit  des  Monarchen  ab. 

§  50. 

Der  Reichstag  versammelt  sich  in  der  Haupt- 
stadt des  Reiches,  ausgenommen  in  den  Fällen,  wo 
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dies  durch  das  Anrücken  des  Feindes,  durch  eine 
Seuche  oder  andere  ebenso  wichtige  Hindernisse 
unmöglich,  oder  für  die  Freiheit  und  Sicherheit  des 
Reichstages  gefährlich  wird.  In  diesen  Fällen 
kommt  es  dem  Könige  zu,  in  Übereinstimmung 
mit  den  vom  Reichstage  delegierten  Bevollmächtig- 
ten der  Reichsbank  und  der  Reichsschuldenver- 
waltung einen  andern  Ort  für  die  Versammlung 
des  Reichstages  zu  bestimmen  und  anzukündigen. 

In  früheren  Zeiten  wurden  die  Reichstage  an  dem 
Orte  abgehalten,  den  der  König  im  Einzelfalle  für  geeignet 
hielt,  AllmähHch  jedoch  befestigte  sich  der  Gebrauch, 
sie  nach  Stockholm  einzuberufen.  Die  Reichstagsordnung 
1723,  §  I,  schreibt  auch  vor,  daß  das  geschehen  soll,  wenn 
nicht  ,, hochwichtige  Ursachen"  es  erfordern,  daß  ein 
anderer  Ort  gewählt  wird.  Die  Regierungsform  von  1772 
(§  38)  stellt  jedoch  diese  Sache  wieder  dem  Könige  anheim. 
Zweimal  trat  darauf  auch  der  Fall  ein,  daß  der  Reichstag 
nach  anderen  Orten  berufen  wurde,  1792  nach  Gefle  und 
1800  nach  Norrköping.  Beide  Male  geschah  dies,  um  die 
Stände  dem,  wie  man  meinte,  schädlichen  Einfluß  der 
Hauptstadt  zu  entziehen  und  ihre  Beschlüsse  leichter  in 
die  gewünschte  Richtung  lenken  zu  können.  Die  Erinnerung 
an  diese  kürzlich  stattgefundenen  Begebenheiten  ver- 
anlaßten  diesen  Paragraphen.  Übrigens  bedeutet  er  eine 
natürliche  Rückkehr  zu  den  Bestimmungen  der  Frei- 
heitszeit. 

Seit  der  Einführung  der  neuen  Staatsform  wurde  der 
Reichstag  nur  zweimal  in  einer  anderen  Stadt  als  Stockholm 
abgehalten,  nämlich  1810  und  18 12  in  Örebro,  in  beiden 
Fällen  weil  man  Beeinflussungen  durch  die  in  der  Haupt- 
stadt weilenden  fremdländischen  Diplomaten   befürchtete. 
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§  51. 

In  den  Fällen,  wo  der  König  oder  der  Regent 
oder  der  Staatsrat  den  Reichstag  einberuft,  soll  die 
Eröffnung  desselben  auf  einen  Tag  nach  dem 
siebenten  und  vor  dem  zwanzigsten  Tage,  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  wo  die  Einberufung  in  den 
öffentlichen  Zeitungen  bekannt  gemacht  wurde, 
festgesetzt  werden. 

Dieser  Paragraph  gehört  mit  der  Bestimmung  in  §  49 
zusammen,  wo  von  der  Zeit,  zu  welcher  der  Reichstag 
zusammentreten  soll,  die  Rede  ist.  Wie  im  letzteren  Para- 
graphen erwähnt,  versammelte  sich  ursprünglich  der 
Reichstag  nur  auf  die  Einberufung  seitens  des  Königs 
oder  an  seiner  Stelle  des  Rates.  Nachdem  nun  aber  die 
Zeit  für  den  Zusammentritt  des  ordentlichen  Reichstages 
ohne  besondere  Einberufung  gesetzlich  festgesetzt  worden, 
kommt  diese  nur  noch  in  der  vorgeschriebenen  Weise  bei 
außerordentlichen  Reichstagen  vor.  Seit  1809  ist  die  Zeit 
zwischen  der  Einberufung  und  der  Eröffnung  des  Reichs- 
tages auf  weniger  als  die  Hälfte  der  ursprünglichen  redu- 
ziert worden. 

Wie  verfahren  werden  soll,  wenn  der  Staatsrat  wider 
Vermuten  es  unterlassen  sollte,  für  gewisse  Fälle  den 
Reichstag  einzuberufen,  wird  in  §  95  bestimmt. 

§  52. 

Die  Sprecher  und  stellvertretenden  Sprecher  der 
Kammern  werden  vom  König  ernannt. 

Diese  Bestimmung  scheint  nicht  recht  mit  der  Stellung, 
die  der  Reichstag  in  Schweden  einnimmt,  übereinzu- 
stimmen.    Sie  hat  jedoch  ihren  historischen  Grund. 
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Die  Könige  waren  es,  die  den  Reichstag  ins  Leben 
gerufen  hatten,  und  die  daher  auch  lange  Zeit  ihre  Zu- 
sammensetzung bestimmten.  Gustav  Adolf  gab  den  Zu- 
sammenkünften der  Stände  eine  feste  Grundlage  durch  die 
Reichstagsordnung  von  1617  und  die  Ritterhausordnung 
von  1626.  Die  Folge  davon  war,  daß  der  König  die  Sprecher 
(Präsidenten)  der  Stände  ernannte.  Die  übrigen  Ver- 
trauensposten besetzten  sie  selbst,  außer  dem  Sekretär  des 
Bauernstandes,  den  gleichfalls  der  König  ernannte.  Bei 
der  großen  Umwälzung  1719  wurde  dies  natürlich  geändert. 
Sämtliche  Stände  dürfen  nun  selbst  ihre  Sprecher  wählen. 
Der  Sekretär  des  Bauernstandes  wurde  indessen  auch  jetzt 
noch,  ohne  diesen  zu  fragen,  aber  nicht  vom  Könige,  son- 
dern von  den  Sprechern  der  vier  Stände  gewählt.  Gustav  III., 
der  alles  wieder  so  herstellen  wollte,  wie  es  vor  1680  ge- 
wesen war,  ließ  auch  1778  das  Recht  des  Königs  wieder- 
erstehen, die  Sprecher  zu  ernennen,  außer  für  den  Stand 
der  Geistlichen,  dessen  Sprecher  selbstverständlich  der 
Erzbischof  sein  sollte. 

Das  ausgeprägte  Parteiwesen,  das  zuletzt  in  Fragen 
dieser  Vertrauensposten  geherrscht,  und  die  Kämpfe,  die 
deren  Besetzungen  oft  herbeigeführt  hatten,  ließen  die 
Rückkehr  zu  alten  Gebräuchen,  in  diesem  Falle  wie  auch 
in  anderen,  als  eine  Erleichterung  fühlen.  Sicherlich  waren 
es  auch  Erinnerungen  dieser  Art,  die  es  bewirkten,  daß 
ohne  Einwendungen  von  irgendeiner  Seite  im  Jahre  1809 
dieselben  Bestimmungen  beibehalten  wurden. 

In  den  Jahren  1862/63  wurde  es  auch  dem  Bauern- 
stande überlassen,  selbst  seinen  Sekretär  zu  wählen.  Und 
seit  1865/66,  wo  die  vier  Stände  von  den  zwei  Kammern 
abgelöst  wurden,  ist  • —  abgesehen  von  der  äußeren  Form 
für  die  Ernennung  der  Präsidenten  —  keine  Änderung  in 
dieser  Sache  geschehen,  nur  daß  im  Jahre  1897  i""»  §  33 
der  Reichstagsordnung  die  Bestimmung  eingeführt  wurde, 
daß  die  Kammer  im  Verhinderungsfalle  sowohl  des  Präsi- 
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denten  als  des  Vizepräsidenten  „eines  der  übrigen  Mit- 
glieder der  Kammer  zum  stellvertretenden  Sprecher 
wählen  sollte,  bis  die  Verhinderung  nicht  mehr  bestehe." 

§  53- 

Der  ordentliche  Reichstag  hat  für  die  Vor- 
bereitung der  Angelegenheiten  folgende  Ausschüsse 
zu  ernennen:  einen  Konstitutionsausschuß,  einen 
Etatsausschuß,  einen  Ausschuß  für  die  Bewilli- 
gungen, einen  Bankausschuß,  einen  Ausschuß  für 
die  Gesetzgebung  und  einen  Ausschuß  für  die  Land- 
wirtschaft, mit  der  Zusammensetzung  und  den 
Aufgaben,  wie  sie  die  Reichstagsordnung  bestimmt. 

Bei  den  außerordentlichen  Reichstagen  sollen 
nicht  mehr  Ausschüsse  ernannt  werden,  als  zur 
Vorbereitung  der  dabei  zu  behandelnden  Angelegen- 
heiten erforderlich  sind. 

§  54. 
Verlangt  der  König  vom  Reichstage  besondere 
Abgeordnete,  um  mit  ihm  über  Angelegenheiten 
zu  beraten,  die  er  geheim  zu  halten  wünscht,  so 
werden  diese  Abgeordneten  von  den  Kammern 
gewählt;  sie  dürfen  aber  keine  Beschlüsse  fassen, 
sondern  dem  Könige  nur  ihre  Meinung  über  die 
Angelegenheiten  kundgeben,  die  er  ihnen  mitteilt. 
Sie  müssen  den  Eid  der  Verschwiegenheit  ablegen, 
wenn  der  König  es  verlangt. 

Während  in  den  nächst  vorhergehenden  Paragraphen 
(§§    49  —  52)    über    den  allgemeinen    Charakter  und   die 
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Konstituierung  des  Reichstages  gehandelt  wird,  enthalten 
diese  beiden  Paragraphen  Bestimmungen  über  die  Organi- 
sation zur  Vorbereitung  der  Reichstagsgeschäfte.  Diese 
Organisation  hängt  aufs  engste  mit  der  ganzen  Aufgabe 
und  Stellung  des  Reichstages  im  Staate  zusammen.  Von 
der  Art  und  Beschaffenheit  der  Ausschußeinrichtung  hängt 
es  in  hohem  Grade  ab,  welche  Rolle  die  Volksvertretung 
im  Staatsleben  spielt.  Solange  das  Ausschußwesen  wenig 
entwickelt  ist,  bleibt  die  Macht  der  Vertretung  gewöhnlich 
nur  gering  oder,  wenn  diese  auch  potentiell  allmächtig  ist 
wie  in  England,  die  unmittelbare  Machtausübung  derselben 
unbedeutend.  Die  Ausschüsse  sind  die  Organe  der  Ver- 
tretung. Ohne  sie  vermag  diese  selbst  nichts  auszurichten, 
aber  mit  einem  stark  entwickelten  Ausschußwesen  kann 
sie  zum  regierenden  Reichstag  werden.  Die  Verfassungs- 
geschichte keines  anderen  Landes  lehrt  dies  so  deutlich 
wie  die  Schwedens. 

Die  schwedische  Ausschußeinrichtung  ist  gleich  dem 
Reichstag  selbst  eine  Frucht  der  geschichtlichen  Ereignisse. 
Weder  die  Reichstagsordnung  von  1617  noch  die  Regierungs- 
form von  1634  erwähnen  dieselbe.  Aber  1627,  als  Gustav 
Adolf  in  Erwägung  zog,  ob  Schweden  in  den  damaligen 
Krieg,  später  der  dreißigjährige  genannt,  eingreifen  solle, 
verlangte  er  von  den  versammelten  Ständen  einen  ,, ge- 
heimen Ausschuß",  dem  er  die  Sache  zu  gemeinsamer 
Beratung  vorlegen  wollte.  Von  jener  Zeit  an  wurde  regel- 
mäßig ein  solcher  geheimer  Ausschuß  bei  den  Reichs- 
tagen eingesetzt.  Die  Bauern  waren  gewöhnlich  davon 
ausgeschlossen,  obwohl  sie  1627  daran  teilgenommen 
hatten.  Ein  anderer  gemeinsamer  Ausschuß  war  der 
Bankausschuß,  der  im  Jahre  1664  gebildet  wurde,  als  die 
Stände  die  von  Palmstruch  im  Jahre  1657  gegründete 
Bank  übernahmen,  auch  diesmal  ohne  Hinzuziehung  der 
Bauern,  weil  diese  sich  nämlich  nicht  an  der  Garantie  für 
die  Bank  beteiligten. 
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Außerdem  kamen  in  dieser  Zeit  Ausschüsse  von  jedem 
einzelnen  Stande  vor,  besonders  in  Steuerfragen,  ferner 
Deputationen  zur  Führung  von  Verhandlungen  zwischen 
den  Ständen.  Diese  letzteren  Deputationen  wurden  natür- 
lich von  den  betreffenden  Ständen  selbst  gewählt.  Aber 
sowohl  die  die  Stände  gemeinsam  betreffenden  Ausschüsse 
als  auch  die  für  andere  allgemeine  Angelegenheiten  wurden, 
außer  während  der  Vormundschaftsregierung,  gewöhnlich 
vom  Könige  besetzt.  Sie  kamen  auch  auf  seine  Initiative 
hin  zustande. 

Dies  änderte  sich  vollständig,  als  die  Stände  selbst  die 
Zügel  der  Regierung  in  die  Hand  nahmen.  Schon  in  der 
Regierungsform  von  1720,  noch  mehr  aber  in  der  Reichs- 
tagsordnung von  1723,  tritt  die  Ausschußeinrichtung  als 
eine  feste  Institution  hervor.  ,, Damit  nun  die  Reichstags- 
angelegenheiten so  zweckentsprechend  und  eilig  als  möglich 
ausgearbeitet  werden,  was  am  besten  durch  gewisse  Depu- 
tationen geschehen  kann,  so  haben  die  Stände  gemeinsam 
zu  beschließen,  wie  viele  Deputationen  dazu  erwählt 
werden  und  welche  Mitgliederanzahl  sie  haben  sollen" 
(R.  O.,  §  14).  Zwei  Ausschüsse  außer  dem.  ,, geheimen" 
werden  näher  erwähnt  —  ein  Ausschuß  für  die  Entgegen- 
nahme und  Verteilung  aller  einkommenden  Sachen 
(Urskiljningsdeputation)  und  in  einer  für  die  Expedition  der 
Beschlüsse  (Expeditionsdeputation) .  Aber  dazu  kommen  noch 
eine  Menge  anderer  Ausschüsse  oder  Deputationen,  wie  sie 
gewöhnlich  genannt  werden,  während  der  geheime  Ausschuß 
sich  wieder  in  meb  rere  gleichfalls  geheimeDeputationen  teilte. 

Alle  diese  Ausschüsse  waren  für  die  Stände  gemeinsam; 
doch  nahmen  die  Bauern  im  allgemeinen  nicht  an  dem 
großen  geheimen  Ausschuß  teil.  Die  Ausschüsse  wurden, 
wie  begreiflich,  von  den  Ständen  selbst  eingesetzt,  gewöhn- 
lich durch  Elektoren,  wobei  der  Adel  doppelt  so  viele 
Mitglieder  wie  die  übrigen  Stände  jeder  für  sich  erwählte. 
Aber  dies  bedeutete  nicht  allzuviel,  weil  die  Abstimmung 
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im  Ausschuß  standesweise  vor  sich  ging  —  eine  Ein- 
richtung, die  erst  1823  ganz  aufgehoben  wurde.  Dank 
dieser  weitläufigen  Ausschußeinrichtung  war  es  den  Ständen 
der  Freiheitszeit  möglich,  ihre  Herrschaft  auszuüben  und 
regierender  Reichstag  zu  werden. 

Nach  1772  werden  die  Ausschüsse  wieder  vom  Könige 
abhängig,  aber  die  Stände  dürfen  doch  die  Mitglieder  der- 
selben erwählen.  Die  Regierungsform  bestimmt  in  §  47 
ganz  kurz  darüber:  ,,Die  Reichsstände  haben  die  Befugnis, 
diejenigen  zu  ernennen,  die  im  Ausschuß  sitzen  sollen, 
und  mit  denen  Seine  Königl.  Majestät  die  Angelegenheiten 
überlegen  will,  die  geheim  zu  halten  ihm  notwendig  er- 
scheint." 1809  wurde  die  Ausschußeinrichtung  als  feste 
Organisation  des  Reichstages  für  die  Ausführung  seiner 
Aufgaben  wieder  eingeführt. 

Ein  für  den  schwedischen  Reichstag  und  dessen  Aus- 
schußeinrichtung charakteristischer  Zug  ist,  wie  schon 
erwähnt,  die  Gemeinsamkeit  der  Ausschüsse  zuerst  für  die 
vier  Stände  und  jetzt  für  die  beiden  Kammern.  Während 
der  Zeit  des  Ständereichstages  hat  dieser  Umstand  der 
Isolierung  der  Stände  entgegengearbeitet  und  den  Charakter 
des  Reichstages  als  einheitliches  Staatsorgan  befestigt. 
In  der  Gegenwart  werden  durch  diese  Einrichtung  die 
Gegensätze  zwischen  den  beiden  Kammern  gemildert  und 
dadurch  die  Aussicht  auf  einträchtige  und  fruchtbare  Arbeit 
erhöht.  Außer  den  oben  genannten  festen  Ausschüssen 
gibt  es  seit  1866  auch  sog.  gelegentliche,  wie  unten  näher 
besprochen  wird,  die  jede  Kammer  für  sich  erwählt  und 
die  also  nicht  gemeinsam  sind. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  äußeren  Entwicklung  des 
Ausschußwesens  ging  auch  sein  inneres  Wachstum,  was 
Machtvollkommenheit  und   Arbeitsverteilung  anbelangt. 

Der  erste  Ausschuß  war  nur  beratend,  wie  das  der 
Reichstag  ursprünglich  selbst  war.  Aber  im  Anschluß  an 
die  sog.  Ausschußtage,  welche  seit  dem  Anfang  des  17.  Jahr- 
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Hunderts  (bis  1660)  statt  der  beschwerlichen  allgemeinen 
Reichstage  häufig  angewendet  wurden,  erkannte  man  dem 
geheimen  Ausschuß  bald  das  Recht  zu,  an  Stelle  der  Stände 
Beschlüsse  zu  fassen.  Die  übrigen  Ausschüsse  hatten  die 
Aufgabe,  nur  die  Angelegenheiten  vorzubereiten  oder  das 
Prüfungsrecht  der  Stände  auszuüben.  In  der  Freiheitszeit 
rissen  die  Ausschüsse  noch  andere  Befugnisse  an  sich. 
Der  geheime  Ausschuß  übte  die  Regierungsmacht  aus,  und 
die  Justizdeputation  fungierte  als  allerhöchster  Gerichtshof. 
Die  Regierungsform  von  1772  machte  diesen  Abenteuer- 
lichkeiten ein  Ende  und  beschränkte  in  hohem  Grade  das 
Ausschuß wesen,  versuchte  aber  gleichzeitig  das  Beschluß- 
recht der  Ausschüsse  gesetzlich  festzustellen.  So  heißt  es 
im  §  47  nach  der  Bestimmung  über  die  Einsetzung  des 
Ausschusses:  ,,Und  es  seien  diesen  Personen  alle  Rechte 
übertragen,  die  die  Reichsstände  selbst  innehaben;  aber 
alle  Sachen,  die  nicht  brauchen  geheimgehalten  zu  werden, 
sollen  den  Plena  der  Reichsstände  mitgeteilt  und  ihnen 
zur  Beratung  überwiesen  werden."  Diese  Bestimmungen 
verfolgten  den  Zweck,  es  dem  Könige  zu  erleichtern,  den 
Reichstag  nach  seinem  Willen  zu  lenken. 

Die  Erfahrungen,  die  man  sowohl  in  dieser  Zeit  wie 
auch  in  der  Freiheitszeit  gemacht  hatte,  veranlaßten  1809 
die  gänzliche  Aufhebung  des  Beschlußrechts  der  Ausschüsse, 
außer  in  zwei  Fällen  —  des  Rechtes  des  Verfassungs- 
ausschusses, gegen  den  Staatsrat  Klage  zu  erheben,  und 
des  Bankausschusses  in  Bankfragen  —  und  ihre  Befugnis 
wurde  auf  die  Prüfung  und  Vorbereitung  der  Angelegen- 
heiten und  das  Stellen  von  Anträgen  in  einigen  Fällen 
beschränkt.  Die  ,, verstärkten  Ausschüsse",  die  nach  der 
Reichstagsordnung  von  18 10  (§  73  und  75)  mit  demselben 
Recht  wie  der  Reichstag  in  Fragen,  in  denen  die  Stände 
verschiedene  Beschlüsse  gefaßt  hatten,  entscheiden  durften, 
waren  eher  eine  Form  für  gemeinsame  Abstimmung  (vgl. 
unten  §§  69 — 71)   als  Ausschüsse. 
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Auch  die  Organisation  des  Ausschußwesens,  betreffs 
der  Arbeitsaufgaben  und  der  Art  der  Angelegenheiten,  hat 
erst  allmählich  die  für  Schweden  gegenwärtig  eigentüm- 
liche Form  erhalten.  Ursprünglich  wurden  die  Ausschüsse 
nur  für  je  eine  einzelne  Frage  eingesetzt,  so  wie  es  jetzt 
häufig  der  Fall  ist  in  einigen  ausländischen  Parlamenten. 
Später  wurden  Ausschüsse  für  gewisse,  beständig  wieder- 
kehrende Angelegenheiten  eingerichtet,  wie  außer  der 
Budgetaufstellung  und  der  Bank  für  Handel  und  Industrie, 
für  Bergbau  und  Fischerei,  für  Militärwesen,  Zollwesen  usw. 
Diese  Art,  die  Ausschußeinrichtung  zu  ordnen,  dürfte 
heutzutage  die  gewöhnlichst  vorkommende  sein.  Durch 
die  Gruppierung  und  Systematisierung  der  Angelegenheiten 
gelangt  man  auf  diesem  Wege  dahin,  daß  die  Ausschüsse 
den  Regierungsdepartements  entsprechen,  ungefähr  so  wie 
die  Sache  zurzeit  in  Frankreich  geordnet  ist. 

Schließlich  können  auch  die  Ausschüsse  nach  den 
eigenen  Befugnissen  des  Reichstages  eingerichtet  werden. 
Diesen  Weg  hat  man  in  Schweden  eingeschlagen.  Der 
Anfang  dazu  wurde  in  der  Freiheitszeit  gemacht,  als  Aus- 
schüsse nach  all  den  oben  erwähnten  Prinzipien  eingesetzt 
wurden.  1809  nahm  man  dieses  Prinzip  allein  zur  Richt- 
schnur und  ordnete  die  Ausschüsse  ausschließlich  danach 
an.  Dies  stimmt  auch  am  besten  zu  der  selbständigen 
Stellung,  die  der  schwedische  Reichstag  einnimmt.  Sämt- 
liche Ausschüsse  entsprechen  demgemäß  je  einem  Para- 
graphen in  der  Regierungsform  und  den  dort  behandelten 
Befugnissen  des  Reichstages  —  der  Konstitutionsausschuß 
den  §§  81  —  84  und  105-107,  der  Etatsausschuß  den 
§§  58,  59,  62,  66 — 69,  der  Bewilligungsausschuß  den 
§§60  und  61,  der  Bankausschuß  dem  §  72,  der  Gesetz- 
ausschuß dem  §  87  und  der  allgemeine  Petitions-  und 
Ökonomieausschuß  dem  §   89. 

Die  Änderungen,  die  1866  vorgenommen  wurden,  als 
der  Petitions-  und  Ökonomieausschuß  durch  die  ,,gelegent- 
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liehen  Ausschüsse"  für  jede  Kammer  ersetzt  wurde,  ebenso 
1909,  als  der  Landwirtschaftsausschuß  (§  77  entsprechend) 
ins  Leben  gerufen  wurde,  um  die  Arbeitsbürde  der  Etats- 
und Gesetzausschüsse  zu  erleichtern,  haben  nur  wenig  die 
historische  Grundlage  des  schwedischen  Ausschußwesens 
erschüttert.  Aber  in  gewissem  Grade  weichen  sie  doch 
davon  ab.  Vor  allen  Dingen  ist  es  die  große  Arbeit,  die 
das  freie  Antragsrecht  dem  Reichstage  a,ufbürdet,  welche 
diese  Veränderungen  veranlaßt  hat  und  möglicherweise 
noch  andere  erfordern  wird.  Wichtig  ist  es,  daß  dabei 
nicht  der  charakteristische  Zug  des  schwedischen  Aus- 
schußwesens —  die  Gemeinsamkeit  der  Ausschüsse  für 
beide  Kammern  und  ihr  Parallelismus  zu  den  Befugnissen 
des  Reichstages  —  aus  Unachtsamkeit  und  ohne  zwingende 
Gründe  hintangesetzt  wird. 

Wie  ein  Doppelgänger  des  ersten  Ausschusses  von  1627 
treten  uns  endlich  im  §  54  die  ,, besonderen  Deputierten" 
entgegen  oder,  wie  es  in  der  Reichstagsordnung  von 
1810,  §  35,  hieß,  ,,ein  geheimer  Ausschuß",  der  auf 
Wunsch  des  Königs  gewählt  werden  soll,  um  mit  ihm  die 
Angelegenheiten  zu  beraten,  ,,die  er  geheim  zu  halten 
wünscht".  Dies  ist  der  Urtypus  der  ganzen  schwedischen 
Ausschußeinrichtung.  Aber  damit  dieser  Ausschuß  nicht 
wieder  in  die  auch  von  Gustav  IIL  gerne  gesehenen 
Traditionen  der  Freiheitszeit  zurückfallen  könne,  heißt 
es  mit  Nachdruck:  ,,sie  dürfen  aber  keine  Beschlüsse 
fassen,  sondern  dem  Könige  nur  ihre  Meinung  —  — 
kundgeben". 

Bei  mehr  als  einer  Gelegenheit  ist  diese  alte  Ein- 
richtung, wo  der  König  und  die  Vertreter  des  Volkes  zur 
Beratung  zusammenkommen,  in  Anwendung  gekommen. 
Das  letztemal  geschah  dies  1905  bei  Gelegenheit  der 
schwedisch-norwegischen  Unionskrisis. 

F  a  h  1  b  e  c  k ,  Die  Regierungsform  Schwedens  1 1 
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§  55. 

Der  Reichstag,  die  Kammern  oder  die  Aus- 
schüsse des  Reichstages  dürfen  in  Gegenwart  des 
Königs  über  keinen  Gegenstand  beraten  oder  Be- 
schluß fassen. 

Die  Reichstagsordnung  von  1617  bestimmte,  daß, 
nachdem  die  Stände,  entweder  jeder  für  sich  in  ihrem 
Zimmer  oder  vereinigt,  über  die  Antworten  beratschlagt 
hatten,  die  sie  auf  die  Darlegungen  des  Königs  geben 
sollten,  sie  diese  persönlich  dem  König  abzugeben  und 
auch,  falls  sie  sich  über  keine  gemeinsame  Antwort  einigen 
konnten,  vor  ihm  ihre  verschiedenen  Meinungen  zu  ver- 
teidigen hatten.  Diese  Bestimmung  wurde  jedoch  bald 
durch  die  einer  schriftlichen  Mitteilung  ersetzt,  so  daß 
schon  vor  der  Freiheitszeit  dies  der  einzige  Weg  für  Ver- 
handlungen zwischen  dem  König  und  den  Ständen  war. 
Nichtsdestoweniger  wurde  in  die  Königsgelübde,  die  zu 
jener  Zeit  verlangt  und  geleistet  wurden,  der  Passus  ein- 
gerückt, daß  der  König  ,,bei  den  Reichstagen  und  Zu- 
sammenkünften der  Stände  auf  keine  Weise  in  ihre  De- 
liberationen  eingreifen  dürfe".  Gustav  III.  führte  indes 
die  veraltete  unmittelbare  Verhandlung  nicht  nur  mit  den 
Ausschüssen,  sondern  auch  mit  den  einzelnen  Ständen 
und  dem  ganzen  Reichstage  wieder  ein,  besonders  bei  dem 
verhängnisvollen  Reichstage  im  Jahre  1789,  wo  er  sich 
auf  diese  Weise  die  Zustimmung  zu  seinen  Wünschen 
erzwang  und  die  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  durch- 
führte. 

Der  Eindruck  dieser  verfassungswidrigen  Handlungs- 
weise war  noch  1809  so  stark,  daß  man  durch  eine  be- 
sondere Bestimmung  die  Möglichkeit  einer  Wiederholung 
verhindern  zu  müssen  meinte. 
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§  56. 

In  der  Reichstagsordnung  wird  bestimmt,  in 
welcher  Ordnung  die  Vorschläge  des  Königs  und 
die  Anträge  der  Reichstagsabgeordneten  in  den 
Kammern  zur  Verhandlung  kommen  sollen. 

Dieser  Paragraph  gehörte  mit  seinem  ursprünglichen 
Inhalt  eigentlich  zur  Reichstagsordnung.  Er  enthielt 
nämHch  Bestimmungen  darüber,  daß  Anträge  im  Reichs- 
tage nicht  sogleich  zur  Verhandlung  kommen  dürfen, 
sondern  einem  Ausschuß  übergeben  werden  müssen,  um 
dort  vorbereitet  zu  werden.  Als  aber  im  Jahre  1809  die 
Regierungsform  abgefaßt  wurde,  existierte  noch  nicht  die 
neue  Reichstagsordnung,  die  erst  im  Jahre  darauf  ins 
Leben  trat.  Diese  Tatsache  erklärt  es,  warum  in  den  Be- 
stimmungen der  Regierungsform  nicht  bloß  von  der  kon- 
stitutionellen Stellung  und  Befugnis  des  Reichstages  die 
Rede  ist,  sondern  auch  von  Dingen,  die  seine  innere  Organi- 
sation und  Arbeitsweise  berühren. 

Die  neue  Formulierung  von  1865/66  beschränkt  sich 
darauf,  die  Worte  —  ,, allgemeine  Anträge,  die  in  den 
Plena  der  Reichsstände  gestellt  werden"  —  näher  zu  er- 
klären und  im  übrigen  auf  die  Reichstagsordnung  zu  ver- 
weisen. Damit  wird  eine  konstitutionelle  Praxis  und  zu- 
gleich eine  geschichtliche  Tatsache  von  großer  Bedeutung 
angedeutet. 

Die  einzigen  Angelegenheiten,  die  ursprünglich  bei  den 
Reichstagen  vorkamen,  waren  die  Propositionen  oder  Vor- 
schläge des  Königs.  Aber  schon  zeitig  begannen  zwar  nicht 
einzelne  Reichstagsabgeordnete,  wohl  aber  die  verschie- 
denen Stände,  dem  König  ihre  , .Beschwerden",  d,  h.  ihre 
Wünsche  um  Erleichterung  der  Steuern  und  Lasten  usw., 
vorzulegen.  Diese  Petitionen  enthalten  nicht  selten  Vor- 
schläge von  großer  allgemeiner  Tragweite.     So  z.  B.   das 
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Gesuch  der  niederen  Stände  um  Reduktion  des  Krongutes 
auf  den  Reichstagen  von  1650  und  1655.  Schon  im  17.  Jahr- 
hundert zielt  also  das  von  den  Ständen  ausgeübte  Petitions- 
recht auf  ein  Antragsrecht  ab,  nicht  bloß  in  den  Ständen, 
wo  es  stets  jedem  Reichstagsabgeordneten  frei  stand,  ver- 
schiedene Sachen  zur  Sprache  zu  bringen,  sondern  auch 
beim  Reichstage  durch  Kommunikation  der  Stände  unter- 
einander. Mit  der  Freiheitszeit  tritt  natürlich  diese  Ent- 
wicklung als  vollständig  fertiges  Recht  zutage. 

,,Auf  dem  Reichstage",  heißt  es  in  der  Reichstags- 
ordnung von  1723,  §  13,  ,, nehmen  die  Stände  nicht  nur 
das  zur  Behandlung  vor,  was  der  König  durch  Propositionen 
oder  auf  andere  Weise  schriftlich  vorlegt,  sofern  diese 
mit  dem  Rate  des  Reichsrates  ausgefertigt  und  gebührend 
kontrasigniert  sind,  sondern  auch  alles  das,  was  die  Stände 
selbst  für  den  allgemeinen  Zustand  und  die  Wohlfahrt  des 
Reiches  für  notwendig  erachten."  Zu  jener  Zeit  geschah 
es,  daß  das  Antragsrecht  des  einzelnen  Abgeordneten  in 
die  politischen  Gewohnheiten  des  schwedischen  Volkes  Ein- 
gang fand  und  den  Platz  in  der  Verfassung  erhielt,  den  es 
jetzt  einnimmt.  Gustav  III.  hätte  wohl  gern  1772  die 
Reichstagsangelegenheiten  auf  die  Vorschläge  beschränkt, 
die  er  selbst  stellen  wollte,  wie  man  aus  §  38  der  Regierungs- 
form ersehen  kann:  ,,Die  Reichsstände  sollen  es  nicht 
unterlassen,  wenn  Seine  Königl.  Majestät  sie  einberuft,  zu 
der  Zeit  und  an  dem  Orte,  der  ihnen  angegeben  wird,  zu- 
sammenzutreten, um  dort  mit  Seiner  Königl.  Majestät 
über  die  Gegenstände  zu  beraten,  wegen  welcher  Seine 
Königl.  Majestät  sie  beruft."  Aber  §  42  zeigt,  daß  er  es 
damals  nicht  wagte,  den  Gedanken  auszuführen.  Dies 
geschah  erst  1789  durch  die  Vereinigungs-  und  Sicherheits- 
akte, wo  es  heißt:  ,,Auf  den  Reichstagen  sollen  von  den 
Reichsständen  nur  die  Gegenstände  behandelt  werden,  die 
der  König  proponiert,  so  wie  es  vor  1680  gebräuchlich  war" 
(§6).     Aber  sowohl  die  Regierungsform  von  1809  als  die 


i65 


Reichstagsordnung  von  1810  knüpfen  ohne  weiteres  an 
den  in  der  Freiheitszeit  herrschenden  Gebrauch  an,  und 
die  folgende  Zeit  hat  ihn  nur  befestigt. 

Die  Mitglieder  des  Reichstages  können  innerhalb  der 
in  der  Reichstagsordnung,  verschieden  für  die  verschiedenen 
Gegenstände,  bestimmten  Zeitgrenzen  Anträge  stellen, 
welche  und  wie  viele  sie  wollen.  Die  Anträge  der  einzelnen 
Abgeordneten  haben  ferner  ganz  dasselbe  Anrecht  auf 
Behandlung  wie  die  Propositionen  des  Königs  und  nehmen 
durch  ihre  Menge  und  ihren  Umfang  die  Aufmerksamkeit 
und  Arbeit  des  Reichstages  ungefähr  in  demselben  Maße 
in  Beschlag  wie  diese.  Ja,  zeitweise  haben  sie  die  letzteren 
in  bezug  auf  Gesetzinitiative  und  Reformvorschläge  völlig 
überflügelt.  Vielleicht  wichtiger  noch  ist,  daß  sie  sich 
auch  auf  Subventionsfragen  und  Staatsausgaben  ohne  jed- 
welche  Begrenzung  beziehen  dürfen.  Dies  ist  ein  für 
Schweden  eigentümliches  Verhältnis  und  kommt  nicht  in 
anderen  monarchischen  Ländern  in  dieser  Weise  vor.  Es 
läßt  sich  indessen  aus  unserer  älteren  Verfassungsgeschichte 
und  der  führenden  Stellung  erklären,  die  der  Reichstag 
einst  im  Staate  eingenommen  hat. 

Das  freie  Antragsrecht  und  der  Anspruch  der  Anträge 
auf  gleiche  Behandlung  wie  die  Propositionen  Seiner  Königl. 
Majestät  geben,  wenn  auch  nicht  der  Form  nach,  so  doch 
in  Wirklichkeit,  den  stärksten  Ausdruck  für  den  Dualismus 
ab,  der  durch  unsere  Verfassung  hindurchgeht.  Durch 
diese  unbegrenzte  Initiative  wird  der  Reichstag  ein  voll- 
kommen ebenbürtiger  Faktor  gegenüber  der  Königsmacht 
in  bezug  auf  Reformen  und  die  ganze  Entwicklung  des 
Volkes. 

§  57. 

Das  uralte  Recht  des  schwedischen  Volkes,  sich 
selbst  zu  besteuern,  wird  vom  Reichstage  allein 
ausgeübt. 
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Auf  welche  Weise  die  Gemeinden  sich  zur 
Bestreitung  ihrer  besonderen  Bedürfnisse  besteuern 
dürfen,  wird  durch  die  Kommunalgesetze,  welche  vom 
König  und  Reichstag  in  Gemeinschaft  erlassen 
werden,  bestimmt. 


Hiermit  beginnt  die  große  Abteilung  der  Regierungs- 
form (§§  57 — 80),  die  von  den  Steuern,  dem  Staatshaushalt 
und  den  Finanzen  handelt.  Die  Macht  des  Reichstages  ist 
in  diesen  Dingen  sehr  groß,  aber  doch  nicht  alleinbestim- 
mend, außer  in  gewissen  bestimmten  Fällen.  Zu  diesen 
gehört  nicht  das  Steuerwesen,  trotz  des  Wortlautes  dieses 
Paragraphen. 

Das  Steuerwesen  hat  in  den  meisten  Ländern  die 
,, Unruhe"  in  dem  Uhrwerke  des  Verfassungslebens  gebildet. 
Die  Krone  brauchte  Geld,  und  dazu  mußte  der  Beistand 
des  Volkes  in  Anspruch  genommen  werden.  Aber  sei  es 
nun,  daß  die  neuen  Steuern  wohl  oder  übel  erhalten  oder 
auch  dem  Volke,  ohne  es  zu  fragen,  auferlegt  wurden, 
immer  hat  dies  auf  die  Verfassung  zurückgewirkt.  Nirgends 
zeigt  sich  diese  Entwicklung  so  klar  wie  in  England.  Das 
englische  Parlament  hat  auf  diesem  Wege  Schritt  für 
Schritt  die  große  Macht,  die  es  besitzt,  sich  von  der  Krone 
erkauft  oder  erkämpft.  Auch  in  Schweden  haben  zuweilen 
ungesetzliche  Besteuerung  oder  andere  Unregelmäßigkeiten 
dieser  Art  politische  Umwälzungen  oder  Konflikte  hervor- 
gerufen. Aber  abgesehen  von  diesen  Begebenheiten  hat 
die  Besteuerung  keine  bedeutende  Rolle  bei  der  Entwicklung 
der  Verfassung  in  unserem  Lande  gespielt.  Der  Reichstag, 
dessen  Entstehung  und  dessen  Rechte  der  Krone  gegenüber 
sonst  hiermit  zusammenzuhängen  pflegen,  ist  in  Schweden 
ziemlich  unabhängig  von  den  Besteuerungsfragen  ent- 
standen und  zur  Entwicklung  gelangt. 
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Der  Grund  dieser  Verhältnisse  lag  darin,  daß  sowohl 
die  Einkünfte  und  das  Besteuerungsrecht  der  Krone  als 
auch  auf  der  anderen  Seite  die  Pflichten  der  Untertanen 
und  die  Formen  der  Bewilligung  neuer  Steuern  schon  seit 
den  ältesten  Zeiten  gesetzlich  festgestellt  waren  und  darum 
gewöhnlich  keinen  Anlaß  zu  Streitigkeiten  zu  geben 
brauchten. 

Die  Einkünfte  der  Krone  bestanden,  soweit  wie  wir 
zurückblicken  können,  einesteils  in  dem  Ertrage  ihrer 
Güter  (Uppsala  Öd)  und  den  sog.  Regalien  (Anteil  an 
Strafgeldern,  an  den  dem  Staate  anheimgefallenen  Gütern 
usw.),  andernteils  in  Steuern.  Die  erstgenannte  Erwerbs- 
quelle kann  hier  beiseite  gelassen  werden.  Die  Steuern 
wieder  bestanden  aus  zwei  Arten :  festen  Steuern,  die  zu 
den  ordentlichen  Einkünften  der  Krone  gerechnet  wurden 
(R.-F.  §  59),  und  Bewilligungen,  früher  Hilfen  genannt, 
jetzt  auch  außerordentlichen  Abgaben  (R.-F.  §  64).  Beide 
Arten  treten  schon  im  alten  Reichsgesetz  als  ganz  deutlich 
getrennte  Formen  der  Besteuerung  hervor  (Königsrecht  V). 
Die  ersteren  wurden  ,, jährliche  gesetzliche  Steuern"  ge- 
nannt; von  den  letzteren  wird  gesagt,  daß  in  gewissen 
Fällen  überlegt  werden  soll,  ,, welche  Hülfe  das  Volk  dem 
Könige  geben  soll  oder  will'*.  Die  jährlichen  gesetzlichen 
Steuern  waren  feste,  hauptsächlich  auf  Landbesitz  ruhende 
Abgaben,  welche  vielleicht  in  gewissen  Landschaften,  die 
bei  der  Zusammenlegung  des  Reiches  als  erobert  angesehen 
wurden,  von  dem  König  in  Uppsala  auferlegt  worden 
waren,  oder  sonst  wohl  einstmals  freiwillig  von  dem  Be- 
steuerten bewilligt  wurden,  später  aber  fortdauerten,  ohne 
die  besondere  Zustimmung  des  Betreffenden.  Die  Be- 
willigungen dagegen  waren  für  gewisse  Fälle  —  das  Reichs- 
gesetz zählt  deren  fünf  auf  —  und  später  für  gewisse  Zeit 
von  dem  Steuerpflichtigen  bewilligte  Abgaben.  Die  Be- 
schaffenheit und  der  Betrag  dieser  beiden  Arten  von 
Steuern   haben   sich   mit   der   Zeit   verändert.      Auch   ihr 
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verschiedener  Charakter  ist  zeitweise  in  Frage  gestellt 
worden,  hat  sich  aber  bis  auf  unsere  Zeit  behauptet. 

Die  festen  Steuern  sind  somit  bei  verschiedenen  Ge- 
legenheiten ungesetzlich  vermehrt  worden,  besonders  die 
damit  zusammenhängende  Verpflichtung,  Tagwerk  zu 
leisten;  auch  versuchte  man  sie,  gleich  den  Bewilligungen, 
beweglich  und  unbestimmt  zu  machen.  Solche  Vorgänge 
waren  die  erste  Ursache  des  großen  Volksaufstandes  unter 
Engelbrecht.  Später  sind  neue  feste  Steuern  aus  Be- 
willigungen entstanden,  wie  z.  B.  aus  den  Landzugsabgaben, 
Viehgeldern,  Bauhilfen,  Mahlsteuern  (1625  bewilligt  und 
zwei  Jahre  später  in  eine  Kopfsteuer  umgewandelt)  usw., 
dies  alles  aber  mit  der  Zustimmung  der  Stände.  Indessen 
machte  die  in  Zusammenhang  mit  der  Reorganisation  des 
Heerwesens  geschehene  Fixierung  der  fiskalischen  Natur  der 
verschiedenen  Landgüter  zu  Karls  XL  Zeit  allen  Änderungen 
der  festen  Steuern  ein  Ende,  bis  sie  in  unseren  Tagen  1885 
bis  1904  beinahe  vollständig  abgeschafft  wurden.  Von  diesen 
Steuern  besteht  nun  nur  noch  die  oben  genannte  Kopfsteuer. 

Die  bewegliche  Besteuerung,  die  ,, Bewilligungen", 
haben  eine  ganz  andere  Geschichte.  Obwohl  ursprünglich 
nur  zu  einer  gelegentlichen  Hilfe  bestimmt,  wurden  sie  in 
neuerer  Zeit  beständige  Steuerquellen.  Die  Bedürfnisse 
des  Reiches  während  der  Großmachtszeit  Schwedens 
machten  diese  notwendig.  Aber  sie  wurden  nur  für  einen 
bestimmten  Fall  oder  auf  gewisse  Zeit  gegeben,  etwa  für 
ein  Jahr,  später  für  zwei  oder  drei  Jahre,  und  mußten 
dann  jedesmal  von  der  Krone  aufs  neue  gefordert  und  von 
den  Besteuerten  bewilligt  werden.  Zuweilen  wurde  darin 
Brauch  und  Gesetz  übertreten.  Vor  allen  Dingen  war 
dies  der  Fall  unter  Karl  XH.,  als  Steuern  und  mit  diesen 
gleichgestellte  Extraaushebungen  von  Mannschaften  aus- 
geschrieben wurden,  ohne  die  Stände  zu  befragen.  Dies 
trug  mehr  als  alles  andere  zum  Sturze  der  Gewaltherrschaft 
nach  dem  Tode  des  Königs  und  zur  Usurpation  der  gesamten 
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Staatsmacht  durch  die  Stände  bei.  Später  versuchte 
Gustav  III.  das  freie  Bewilligungsrecht  des  Reichstages  zu 
beschränken,  indem  er  solche  Steuern  auf  unbestimmte 
Zeit  verlangte,  ohne  jedoch  vor  1789  damit  Erfolg  zu  haben. 
Einige  noch  bestehende  Paragraphen  in  der  Regierungsform 
(§§  61,  73  und  74)  legen  von  alledem  Zeugnis  ab.  Nach  1809 
haben  die  Bewilligungen  immer  mehr  an  Bedeutung  ge- 
wonnen und  machen  jetzt,  hundert  Jahre  später,  beinahe 
die  einzige  Quelle  der  Besteuerung  aus. 

Die  Ordnung  für  die  Bewilligung  von  neuen  Steuern 
war,  wie  gesagt,  im  Reichsgesetze  bestimmt.  Dies  sollte 
von  jeder  Landschaft  (Lagsaga)  für  sich,  von  zwölf  von 
der  Thingsgemeinde  dazu  ausersehenen  Männern,  sechs 
Bauern  und  sechs  Adligen,  unter  dem  Präsidium  des 
Bischofs  geschehen.  Diese  Ordnung  bestand  weiter,  auch 
nachdem  der  Reichstag  eingerichtet  worden,  durch  die 
unter  den  Vasakönigen  so  gebräuchlichen  Provinzialtage, 
eine  Art  Ableger  der  eben  erwähnten  alten  Einrichtung. 
Seitdem  diese  Provinzialtage  im  Jahre  1660  verboten  und 
die  letzten  1679  während  des  Krieges  mit  Dänemark  ab- 
gehalten wurden,  ist  der  Reichstag  die  einzige  zuständige 
Behörde  für  die  Steuer be willigung. 

Aber  noch  eine  Entwicklung  in  betreff  dieser  Steuern 
stand  bevor.  Auf  den  Reichstagen  wurden  die  Steuern 
ursprünglich  standesweise  bewilligt,  so  daß  jeder  Stand 
besondere  Steuerbewilligungen  auf  sich  nahm  und  nicht 
—  wie  der  Grundsatz  in  der  Freiheitszeit  formuliert  wurde  — 
von  den  übrigen  Ständen  darin  überstimmt  werden  konnte. 
Mit  der  Zeit  wurden  aber  die  Bewilligungen,  eine  nach  der 
anderen,  ,, allgemein"  in  dem  Sinne,  daß  sie  von  der  Mehrheit 
der  Stände,  in  dem  betreffenden  Ausschuß  oder  auch  im 
Plenum,  bestimmt  und  dabei  auf  die  verschiedenen  Stände 
und  Klassen  verteilt  wurden.  Dieser  Grundsatz  wurde 
jedoch  erst  mit  der  Einführung  der  neuen  Staatsform  1809 
vollkommen  anerkannt. 
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Das  hier  Angeführte  zeigt,  daß  das  im  vorliegenden 
§  57  erwähnte  Besteuerungsrecht,  welches  der  Reichstag 
allein  ausübt,  sich  nicht  auf  die  festen,  sog.  ordentlichen 
Steuern,  gewöhnlich  auch  Grundsteuer  genannt,  welche 
stets  vom  König  und  Reichstag  zusammen  bestimmt, 
eventuell  abgeschafft  worden  sind,  bezieht,  sondern  nur 
auf  die  Bewilligungen  oder,  wie  es  in  §  73  heißt,  ,, neuen 
Auflagen",  über  die  der  Reichstag  allein  waltet.  Es  zeigt 
ferner,  daß  die  Worte  ,,der  Reichstag  allein"  oder,  wie  der 
Ausdruck  ursprünglich  lautete,  ,,die  Reichsstände  allein 
beim  allgemeinen  Reichstage",  sich  nicht  gegen  die  Krone, 
sondern  gegen  die  mit  dem  Reichstage  früher  konkurrieren- 
den Provinzialtage  und  Ausschußreichstage  richten.  Der 
Anlaß  dazu,  daß  man  1809  den  Reichstag  als  die  einzige 
steuerbewilligende  Behörde  so  stark  betonte,  lag  nämlich 
in  den  Begebenheiten,  die  sich  zwanzig  Jahre  früher  zu- 
getragen hatten,  und  in  der  Verfassung,  die  man  auf- 
heben wollte. 

Gustav  III.  hatte  1789  im  Sinne,  auch  in  diesem  Falle 
die  Verhältnisse  älterer  Zeiten  wiederherzustellen.  Man 
bemerkt  dies  noch  in  der  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte, 
§  5,  wo  es  heißt:  ,,Wie  die  rechte  Freiheit  darin  besteht, 
dem  Reiche  freiwillig  zu  geben,  was  es  zu  seinem  Unter- 
halte nötig  hat,  so  hat  das  schwedische  Volk  das  unstreitige 
Recht,  mit  dem  Könige  zu  beraten,  abzupassen,  abzu- 
schlagen und  übereinzukommen."  Der  ursprüngliche  Vor- 
schlag zu  der  erwähnten  Akte  handelte  aber  von  einer 
Ausschußsitzung  von  112  Mitgliedern  zu  dem  Zwecke, 
Steuern  zu  bewilligen.  Dieser  wurde  gestrichen,  und  an 
seine  Stelle  wurden  die  angeführten,  vieldeutigen  Worte 
gesetzt,  die  nicht  klar  ausdrückten,  wer  eigentlich  im 
Namen  des  schwedischen  Volkes  über  die  Steuerangelegen- 
heiten beschließen  sollte.  Deshalb  wollte  man  dies  ein 
für  allemal  in  dem  vorliegenden  Paragraphen  deutlich 
aussprechen. 
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Eine  im  Jahre  1865  aus  sprachlicher  Ursache  vor- 
genommene Änderung  des  Wortlautes  des  Paragraphen 
machte  den  oben  angedeuteten  Sinn  der  Worte:  ,,der 
Reichstag  allein"  unklar.  Aber  der  Zusatz  über  das 
Besteuerungsrecht  der  Kommunen  für  eigene  Zwecke  läßt 
den  ursprünglichen  Gedanken  wieder  hervortreten,  obwohl 
sicher  ohne  die  Absicht  des  Gesetzgebers.  Denn  man  hatte 
nun  vergessen,  daß  der  Reichstag  einstmals  Konkurrenten 
bei  der  Steuerbewilligung  gehabt  hatte.  Schon  1834  mußte 
sogar  Hans  Järta  daran  erinnern,  daß  der  Paragraph 
gerade  sich  auf  diesen  Umstand  bezog  und  nicht  auf  das 
Besteuerungsrecht  im  allgemeinen  oder  auf  die  Rechte  der 
Krone  in  bezug  auf  die  feste  sog.  Grundsteuer.  Seitdem 
indessen  diese,  bis  auf  die  winzige  Kopfsteuer  (auf  jede 
erwachsene  Person,  20  Öre  für  Frauen,  40  Öre  für  Männer), 
gänzlich  abgeschafft  wurde,  kann  der  Reichstag  faktisch 
als  alleinberechtigt,  die  Steuern  sowohl  zu  bestimmen  als 
aufzuheben,  gelten.  Denn  diese  sind,  mit  der  erwähnten 
unbedeutenden  Ausnahme,  nun  bloß  Bewilligungen, 
über  welche  der  Reichstag  nach  §  60  allein  zu  be- 
schließen  hat. 

Damit  ist  eine  vielhundertjährige  Entwicklung  bis  auf 
weiteres  abgeschlossen. 

§  58. 

Jedem  ordentlichen  Reichstage  läßt  der  König 
eine  Übersicht  der  Finanzlage  des  Staates  in  allen 
ihren  Zweigen,  sowohl  der  Einkünfte  als  Ausgaben, 
der  Forderungen  und  Schulden  vorlegen.  Sollten 
durch  Traktate  mit  auswärtigen  Mächten  irgend- 
welche Summen  dem  Reiche  zukommen,  so  muß 
gleichfalls  dem  Reichstag  darüber  Rechnung  ab- 
gelegt werden. 
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§  59- 

Im  Zusammenhang  mit  der  Übersicht  des  Zu- 
standes  und  der  finanziellen  Bedürfnisse  des  Reiches 
stellt  der  König  dem  Reichstage  zur  Überlegung 
anheim,  auf  welche  Weise  durch  Bewilligungen  für 
die  Bedürfnisse,  welche  die  ordentlichen  Einkünfte 
überschreiten,  Vorsorge  getroffen  werden  soll. 

Diese  beiden  Paragraphen  gehören  zusammen.  Sie 
handeln  von  dem  Recht  und  der  Pflicht  des  Königs,  das 
Budget  aufzustellen  und  dem  Reichstage  vorzulegen.  Es 
ist  eine  lange  Entwicklung,  die  sich  auch  in  ihnen  abspiegelt. 

Gustav  Vasa,  der  Wiederhersteller  des  Reiches,  suchte 
auch  in  die  Staatshaushaltung  Ordnung  zu  bringen  und 
richtete  darum  die  ,, Kammer"  ein,  der  die  Sorge  für  das 
Finanzwesen  des  Reiches  obliegen  sollte.  Die  Reformation 
und  der  Rezeß  von  Westeräs  1527  hatten  der  Krone  große 
Reichtümer  zugeführt,  die  nun  verwaltet  werden  und  dem 
Reiche  zugute  kommen  sollten.  Während  der  darauf 
folgenden  120  Jahre  (1560  bis  1680)  wurde  die  schwedische 
Großmachtstellung  begründet  und  befestigt.  Die  be- 
deutenden Mehrausgaben,  die  dies  mit  sich  brachte,  machten 
es  schwer,  eine  feste  Etatsregulierung  zustandezubringen 
und  zu  behalten.  Erst  seitdem  die  große  Reduktion 
die  Krone  wieder  mit  Gütern  und  Steuern  bereichert 
und  Karl  XL,  der  Ökonom  auf  dem  Throne,  die  Staats- 
kasse in  die  Hand  genommen  hatte,  konnte  ein  fester 
Haushaltsplan  aufgestellt  werden.  Die  Finanzverwaltung 
wurde  nun  dem  Kammerkollegium  abgenommen  und  der 
im  Jahre  1680  errichteten  Generalstaatskasse  überwiesen, 
und  1696  wurden  die  Ausgaben  (für  Hofhaushaltung,  für 
Besoldung  von  Ämtern  und  Kollegien  usw.)  den  dazu 
angewiesenen    Einkünften    in    einem    genau    berechneten 
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Reichshaushaltsetat  gegenübergestellt,  dem  ersten  dieser 
Art,  der  längere  Zeit  bestehen  blieb. 

Dieser  erhielt  sich  nämlich  während  der  folgenden 
hundert  Jahre  als  Normaletat,  ungeachtet  der  vielen  und 
großen  Abweichungen  von  demselben,  die  nicht  nur  während 
der  Tage  des  großen  Unfriedens  und  der  gewaltsamen 
Finanzpolitik  Görtzs  (17 15  bis  1718),  sondern  später  auch 
oft  vorkamen.  Sowohl  die  Regierungsformen  der  Freiheits- 
zeit wie  auch  die  vom  Jahre  1772  legen  der  Aufstellung 
des  Budgets  diesen  Etat  zugrunde,  der  nicht  überschritten 
oder  vermehrt  werden  dürfe,  ,,wenn  nicht  Seiner  Königl. 
Majestät  und  des  Reiches  unumgänglicher  Dienst  und  ihr 
Bestes  dies  erfordern."  Wie  wenig  die  ,, machthabenden" 
Stände  der  Freiheitszeit  und  ebenso  Gustav  III.  sich  durch 
diese  Vorschrift  gebunden  fühlten,  ist  genügend  bekannt. 
Die  Folgen  zeigten  sich  auch  in  beständigem  Defizit  im 
Budget  und  zunehmender  Schuldenlast,  die  eine  Zeitlang 
als  ein  besonderer  ,, außerordentlicher  Etat"  in  den  Reichs- 
etat eingestellt  wurde.  1778  wurde  ein  neuer  Reichsetat 
ohne  diesen  Zusatz  aufgestellt,  indem  die  Schulden  für 
sich  eine  Verwaltung  erhielten,  die  bis  in  unsere  Tage 
fortbesteht.  Im  übrigen  aber  wurde  die  alte  Aufstellung 
in  ihren  Hauptzügen  beibehalten.  Erst  1809/10  wurde  der 
Reichsetat  auf  ganz  neue  Grundlage  gestellt,  in  acht  Haupt- 
titel und  einige  andere  Posten  geteilt,  aber  ohne  die  alte 
Einteilung  in  ordentliche  und  außerordentliche  Etats.  Die 
jetzige  Aufstellung  in  zehn  Haupttiteln  nach  den  (acht) 
Regierungsdepartements  nebst  einem  Hof-  und  einem 
Pensionsbudget  wurde  1840/41  mit  der  Umgestaltung 
des  Staatsrats  und  mit  der  Departementalregierung  ein- 
geführt. 

Während  in  die  Reichshaushaltung  auf  diese  Weise 
allmählich  Ordnung  und  gesetzliche  Bestimmungen  ein- 
geführt wurden,  wechselte  mit  der  Staatsform  auch  die 
Macht  über  diese  und  das  Finanzwesen. 
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In  früheren  Zeiten  stand  es  der  Krone  zu,  nicht  nur 
die  Ausgaben  zu  bestimmen  und  den  Etat  aufzustellen, 
sondern  auch  frei  über  die  ordentlichen  Einnahmen  zu 
verfügen.  Die  Aufgabe  des  Reichstages  beschränkte  sich 
darauf,  die  zufälligen  Steuern  und  ,, Hilfen**,  die  man 
brauchte,  zu  bewilligen.  In  der  Freiheitszeit  nahmen  die 
Stände  alles  selbst  in  die  Hand  und  überließen  Seiner 
Königl.  Majestät  oder  vielmehr  der  Generalstaatskasse 
nichts  anderes,  als  nach  ihrer  Anweisung  das  Budget  auf- 
zustellen und  ins  Werk  zu  setzen.  Als  Gustav  III.  wieder 
das  Prärogativ  der  Krone  in  dieser  Sache  an  sich  nahm, 
konnte  er  doch  nicht  den  Gebrauch  vor  1680  aufnehmen 
und  das  Budget,  ohne  die  Stände  zu  hören,  selbst  aufstellen 
lassen.  Aber  er  beschränkte  die  Rechenschaftsablage  auf 
den  geringstmöglichen  Grad.  Die  Regierungsform  1772 
(§  50)  sagt  darüber  ganz  summarisch:  ,,Der  Zustand  der 
Finanzen  soll  dem  Ausschuß  der  Stände  vorgezeigt  werden, 
damit  sie  ersehen  können,  daß  die  Gelder  zum  Dienste  und 
Besten  des  Reiches  angewandt  worden  sind."  Nach  1789 
wurde  diese  Rechenschaftsablage  noch  knapper.  Darum 
war  es  notwendig,  diese  sonst  selbstverständliche  Sache 
ausdrücklich  festzustellen,  wie  es  in  §  58  geschieht.  Dabei 
wird  besonders  an  Subsidien  erinnert,  über  welche  GustavIII. 
niemals  den  Städten  Rechenschaft  abgelegt  hatte,  die  aber 
in  der  damaligen  Finanzregulierung  oft  einen  bedeutenden 
Raum  einnahmen,  besonders  unter  den  baren  Einkünften. 

Schweden  empfing  zum  ersten  Male  finanzielle  Unter- 
stützung im  Jahre  1631,  als  Gustav  Adolf  einen  Bund  mit 
Frankreich  gegen  den  Kaiser  einging.  Dieser  zufällige 
Beitrag  zur  Ausführung  einer  gemeinsamen  Politik  ent- 
wickelte sich  dann  zu  festen  Subsidien,  welche  das  Land 
mit  kleineren  Unterbrechungen  während  der  Zeit  der 
Karle,  bis  1778,  genoß,  wo  Frankreich  die  ordentlichen 
Subsidien  einzog.  Die  sogenannten  außerordentlichen 
dauerten  noch  eine  Zeitlang  fort.     Unter  der  wechselnden 
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auswärtigen  Politik,  die  Gustav  III.  und  später  Gustav  IV. 
Adolf  führte,  wurden  Subsidien  auch  anderswo  gesucht 
und  bewilligt,  so  zuletzt  1805  und  1807  von  England,  das 
Napoleon  ebenso  durch  Geld  wie  mit  Waffen  bekämpfte. 

Die  Bestimmung  über  die  Rechenschaftsablage  der 
Subsidien  hatte  also  1809  seine  völlige  Berechtigung.  Aber 
obgleich  seitdem  keine  fremde  Hilfe  dieser  Art  mehr  in 
Anspruch  genommen  wurde,  wird  das  Gebot  darüber 
immerfort  in  den  Instruktionen  für  die  Staatsrevisoren, 
zuletzt  in  der  vom  Jahre  1893,  wiederholt.  So  lebt  das 
Vergangene  noch  in  der  Verfassung  fort,  auch  nachdem  es 
nur  noch  zu  einer  Erinnerung  geworden  ist. 

,,Auf  welche  Weise  durch  Bewilligungen  für  die  Be- 
dürfnisse, welche  die  ordentlichen  Einkünfte  überschreiten, 
Vorsorge  getroffen  werden  soll  " —  in  diesen  Worten  des 
§  59  tritt  der  uralte  Unterschied  wieder  hervor  zwischen 
den  festen,  ordentlichen  Einnahmen  der  Krone  und  den 
außerordentlichen  Abgaben  und  Hilfen,  die  für  besondere 
Zwecke  gefordert  und  bewilligt  werden  konnten.  Die 
ordentlichen  Einnahmen  gründen  sich  auf  uraltes  Recht 
der  Krone,  wie  wir  gesehen  haben,  oder  von  König  und 
Reichstag  gemeinsam  gegebene  Gesetze  oder  endlich  auf 
den  Ertrag  der  der  Krone  gehörigen  Güter,  vom  Könige 
durch  administrative  Verordnungen  geregelt.  Die  Be- 
willigungen werden  vom  Reichstag  allein  beschlossen  in 
der  Weise,  wie  es  §  60  vorschreibt,  und  sind  gewöhnlich 
an  bestimmte  Zeit  gebunden  (vgl.  §  61). 

Bei  der  Einführung  der  neuen  Staatsform  1809  waren 
Einkünfte  der  erstgenannten  Art  die  vornehmlichste  Er- 
werbsquelle der  Krone,  die  Bewilligungen  dagegen  nur  die 
notwendige  Ergänzung  derselben.  Dadurch,  daß  nach  §  60 
die  meisten  Einnahmen,  die  aus  barem  Gelde  bestanden, 
in  die  Kategorie  der  Bewilligungen  überführt  wurden,  ver- 
mehrte sich  diese  Art  von  Einnahmen  bedeutend.  Dennoch 
überwogen  aber  noch  immer  die  ordentlichen  Einkünfte. 
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Im  Reichsetat  von  1810  wurden  diese  zu  i  339  536  Reichs- 
taler Banko  berechnet;  die  speziellen  Bewilligungen  (Zoll, 
Post,  Akzise  und  Stempelgelder)  wurden  zu  i  437  349  auf- 
geführt, und  die  allgemeine  Bewilligung  (Einkommen-  und 
Vermögenssteuer)  sollte  2,5  Mill.  Reichstaler  Banko 
betragen.  Aber  zu  den  ordentlichen  Einkünften  müssen 
auch  die  in  natura  eingehenden  Bezahlungen  für  das 
Heerwesen  und  andere  auf  ,,Kantonierung"  und  anderen 
Naturalleistungen  beruhende  Besoldungen  und  Ausgaben 
gerechnet  werden.  Diese  Einnahmen,  die  nicht  im  Etat 
verzeichnet  sind,  waren  wahrscheinlich  bedeutend  größer 
als  die  darin  bezifferten. 

Das  Verhältnis  zwischen  den  verschiedenen  Arten  der 
Einkünfte,  den  festen  und  den  vom  Reichstage  bewilligten, 
ist  während  des  letztvergangenen  Jahrhunderts  ganz  und 
gar  vertauscht  worden.  Allerdings  sind  anstatt  der  ein- 
gegangenen Grundsteuern  und  Naturalabgaben  andere 
Erwerbsquellen  derselben  Art  eröffnet  worden,  in  den 
Eisenbahnen  und  Telegraphen  und  den  immer  ergiebiger 
werdenden  Staatswäldern,  Wasserfällen  und  Erzfeldern. 
Denn  der  Ertrag  alles  Eigentums  des  Staates  wird  zu  dem 
ordentlichen  Einkommen  gerechnet.  Aber  dieser  Ertrag 
ist  gering  im  Vergleich  mit  den  großen  Summen,  die  jene 
Bewilligungen  einbringen.  Der  Reichsetat  für  1910  beträgt 
in  ,, ordentlichen"  Einnahmen  rund  36,2  Millionen  Kronen, 
in  ,, Bewilligungen"   172,9  MilUonen  Kronen. 

Welchen  bedeutenden  Einfluß  auf  die  rein  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  diese  Entwicklung  des  Finanz- 
wesens ausüben  mußte,  liegt  offen  zu  Tage.  Wir  kommen 
darauf  weiter  unten  zurück. 

§   60. 

Als  Bewilligungen  sind  die  Einkünfte  des  Zolls, 
der  Akzise,  der  Post,  des  Stempels  und  der  Haus- 
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bedarfs-Branntweinsteuer,  ferner  auch  die  allge- 
meine Einkommen-  und  Vermögenssteuer,  die  jeder 
Reichstag  zu  bewilligen  hat,  gerechnet.  Keine  öffent- 
lichen Abgaben,  von  welcher  Benennung  oder 
welcher  Beschaffenheit  sie  auch  sein  mögen,  dürfen 
ohne  die  Erlaubnis  des  Reichstages  erhöht  werden, 
ausgenommen  allein  die  Zölle  für  die  Ein-  und 
Ausfuhr  des  Getreides.  Ebensowenig  darf  der 
König  die  Einkünfte  des  Staates  verpachten,  noch 
Monopole  schaffen,  sei  es  zu  seinem  Gewinn  und 
dem  des  Staates,  sei  es  zugunsten  einzelner  Per- 
sonen oder  Korporationen. 

Dieser  Paragraph,  der,  wie  auch  der  folgende,  einen 
Eckstein  in  der  Verfassung  bildet,  enthält  in  seiner  Haupt- 
sache eine  Neuerung.  Unter  ,, Bewilligung"  verstand  man, 
wie  vorn  gesagt,  ursprünglich  nur  die  Hilfen,  die  die  Stände 
für  besondere  Fälle  oder  gewisse  Zeiten  übernommen 
hatten,  um  damit  ,, Seiner  Königl.  Majestät  unter  die  Arme 
zu  greifen",  wie  es  zu  heißen  pflegte.  Das  ist  nach  dem 
jetzigen  Wortlaute  ,,die  allgemeine  Einkommen-  und  Ver- 
"  mögenssteuer,  die  jeder  Reichstag  zu  bewilligen  hat". 
Aber  außer  diesen  werden  hier  als  Bewilligung  Zölle  (ur- 
sprünglich sowohl  See-  als  Landzöüe)  und  Akzisen,  Post- 
gebühren und  Stempelgelder  sowie  die  Branntweinsteuer 
gerechnet.     Darin  besteht  die  Neuerung. 

Von  diesen  neuen  Bewilligungen  waren  von  jeher  die 
Seezölle  das  Eigenrecht  der  Krone  gewesen,  mit  dem  die 
Stände  nichts  zu  schaffen  hatten.  Das  in  dem  Königs- 
gelübde Gustav  Adolfs  gegebene  Versprechen,  weder  ,, Gebote 
noch  Verbote  zu  erlassen",  unter  anderem  betreffs  der 
Zölle,  ist,  wie  verschiedenes  andere  in  diesen  Gelübden, 
niemals  erfüllt  worden.  Die  Forderung  der  Stände  beim 
Fahl  b  eck,   Die   Regierungsform   Schwedens  I2 
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Reichstage  vom  Jahre  1664,  an  der  Bestimmung  des  damals 
geheirri  gehaltenen  Zolltarifs  teilnehmen  zu  dürfen,  wurde 
von  der  Vormundschaftsregierung  abgewiesen,  weil  der  Zoll 
für  ausländische  Waren,  der  Seezoll,  ,,als  Seiner  Königl. 
Majestät  proprie  Regale  von  Dessen  immediate  eigener 
Disposition  abhinge,  zur  Erhöhung  und  Erniedrigung, 
wie  die  Zeiten  solches  diktieren  möchten".  Während  der 
Freiheitszeit  wurde  der  Zoll  wie  alles  andere  von  den 
Ständen  allein  bestimmt  —  §  5  der  R.-F.  von  1720  sagt 
dies  ausdrücklich  —  aber  dieser  Umstand  verwandelte  ihn 
nicht  in  eine  Bewilligung.  Gustav  III.  stellte  auch  darin, 
wie  in  allen  anderen  Dingen,  das  Prärogativ  der  Krone 
wieder  her. 

Posttaxen  und  Postgelder  waren  ebenfalls,  von  der 
Zeit  an,  wo  ein  öffentliches  Postwesen  eingeführt  wurde, 
im  Jahre  1636,  ein  Sonderrecht  der  Krone.  Denn  die  Post 
war  ursprünglich  eingerichtet  worden,  um  des  Königs 
eigene  Gebote  und  Befehle  zu  überbringen.  Bei  Karls  XII. 
vielfachen  Kontributionen  kam  es  indessen  vor  (1710), 
daß  auch  die  Erhöhung  der  Postabgaben  unter  den  Steuer- 
quellen aufgezählt  wurden.  Dasselbe  geschah  auch  zu- 
weilen in  späteren  Fällen,  aber  dies  veränderte  nicht  die 
Natur  der  Postabgaben. 

Landzölle  und  Verkaufsakzisen  nahmen  eine  Mittel- 
stellung ein.  Sie  wurden  von  den  Ständen  1622  bewilligt, 
,,zu  entrichten  für  alle  eßbaren,  verschleißbaren  und  ver- 
brauchbaren Waren,  die  auf  den  Markt  und  die  Messen 
geführt  werden".  Doch  zum  Unterschied  von  den  eigent- 
lichen Bewilligungen  bleiben  sie  dann  unverändert  bestehen, 
ohne  zeitliche  Begrenzung  und  ohne  erneuten  Beschluß 
des  Reichstages,  außer  wenn  eine  Erhöhung  in  Frage 
kommen  sollte.  Bei  dem  im  Jahre  1664  stattfindenden 
Reichstage  verspricht  auch  die  Vormundschaftsregierung 
ausdrücklich,  diese  Zölle  nicht  ohne  die  Zustimmung  der 
Stände  zu  erhöhen.    Sie  werden  also  nicht  in  feste  Steuern 
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umgewandelt,  wie  es  mit  so  vielen  anderen  in  dieser  Zeit 
gegebenen  Bewilligungen  geschah,  und  werden  nicht  nur 
in  Karls  XII.  Steuerverordnungen,  sondern,  was  die  Land- 
zölle betrifft,  auch  ein  paarmal  in  den  Bewilligungs- 
verordnungen der  Freiheitszeit  erwähnt  (1743  und  später). 
Von  Akzisen  ist  in  diese  nur  die  auf  Branntwein  auf- 
genommen. 

Die  Charta-sigillata-Abgabe  wurde  von  den  Ständen 
1660  für  die  Unterhaltung  des  Rechtswesens  ,,bis  zum 
nächstfolgenden  Reichstag"  bewilligt  und  dann  auch  auf- 
gehoben. 1686  übernehmen  die  höheren  Stände  diese 
Abgabe  wieder  ,,auf  einige  Jahre".  Sie  bleibt  aber  von 
nun  an  stehen  und  wird  nicht  mehr  in  den  Bewilligungs- 
verordnungen der  Freiheitszeit  erwähnt.  Anders  verhält 
es  sich  mit  den  Branntweinabgaben.  Sie  fangen  als  Akzise 
1638  an  und  sind  als  solche  sowohl  in  die  Akzisenver- 
ordnung von  1686  wie  in  die  von  1731  aufgenommen. 
Im  Jahre  1752  stehen  sie  aber  in  der  Bewilligungsverordnung 
dieses  Jahres  —  die  erste,  die  in  Artikel  abgeteilt  ist  — 
und  sie  verbleiben  darauf  als  fester  Posten  unter  den 
Bewilligungen,  bis  das  BrannbA^einbrennen  eine  Zeitlang 
vom  Jahre   1775  an  Regal  wird. 

Die  Aufnahme  der  Hausbrennerei  unter  die  Be- 
willigungen in  §  60  ist  also  ohne  weiteres  eine  Folge  ihrer 
früheren  Stellung.  Dies  war  nicht  der  Fall  bei  den  übrigen 
aufgezählten  Abgaben.  Allerdings  war  der  alte  Unter- 
schied zwischen  anderen  Abgaben  oder  Steuern  und  der 
eigentlichen  Bewilligung  während  der  Freiheitszeit  ver- 
dunkelt, wo  die  Stände  gleiche  Macht  über  beide  ausübten, 
und  zuweilen  alles  als  ,, bewilligt"  bezeichnet  wurde,  aber 
die  gustavianische  Verfassung  hatte  wieder  die  Bestimmung 
über  Zoll  und  Post  in  die  Hand  des  Königs  gelegt.  Es 
war  also  nicht  unmittelbare  Tradition,  die  die  Gesetzgeber 
von  1809  veranlaßte,  diese  unter  die  Bewilligungen  ein- 
zureihen. 

12* 
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Was  sie  damit  bezweckten,  geht  indessen  aus  den 
übrigen  Sätzen  des  Paragraphen  hervor. 

„Keine  öffentlichen  Abgaben,  von  welcher  Benennung 
oder  welcher  Beschaffenheit  sie  auch  sein  mögen,  dürfen  ohne 
die  Erlaubnis  des  Reichstages  erhöht  werden,  ausgenommen 
allein  die  Zölle  für  die  Ein-  und  Ausfuhr  des  Getreides." 
Diese  Worte  beziehen  sich  auf  alle  anderen  allgemeinen 
Abgaben,  die  als  indirekte  Steuern  betrachtet  werden 
konnten.  §  §  57  und  73  verhindern,  daß  neue  direkte  Steuern, 
ohne  die  Erlaubnis  des  Reichstages,  erhoben  werden. 
Man  wollte  sich  zu  gleicher  Zeit  auch  gegen  Steuerbelastung 
auf  indirektem  Wege  schützen.  Das  ist  wohl  die  nächste 
Veranlassung  zu  diesem  Paragraphen  und  seiner  Auf- 
zählung von  neuen  Bewilligungen. 

Der  Besteuerungsgesichtspunkt  ist  indessen  nicht  der 
einzig  bestimmende  für  diesen  Paragraphen  gewesen.  In 
diesem  Falle  wären  nicht  die  Postgebühren  unter  die  Be- 
willigungen gerechnet  worden.  Wenn  auch  die  Krone 
durch  die  Post  Einkommen  hat,  so  verstößt  es  doch  ganz 
und  gar  gegen  die  Natur  der  Postgebühren  —  als  Ent- 
schädigung für  geleistete  Dienste  —  sie  als  Steuerquelle 
zu  betrachten.  Die  letzten  Worte  des  Paragraphen:  ,, eben- 
sowenig darf  der  König  die  Einkünfte  des  Staates  ver- 
pachten, noch  Monopole  schaffen,  sei  es  zu  seinem  Gewinn 
und  dem  des  Staates,  sei  es  zugunsten  einzelner  Personen 
oder  Korporationen* \  deuten  auch  einen  andern  Gedanken- 
gang an.  Dieser  war,  wie  dies  aus  §  3  des  oben  genannten 
Verantwortlichkeitsgesetzes  für  die  Staatsräte  deutlich 
hervorgeht,  der,  daß  die  Einkünfte  der  Krone  nicht  auf 
diesem  Wege  ohne  Wissen  und  Erlaubnis  der  Stände  sollten 
vermehrt  werden  können.  Eine  besondere  Veranlassung 
zu  dieser  Bestimmung  gaben  freilich  die  traurigen  Er- 
fahrungen, die  man  kürzlich  mit  dem  Branntweinmonopol 
gemacht  hatte,  das  Gustav  III.  eingeführt  hatte,  mehr  um 
der   Krone  Einkünfte  zu  verschaffen,   als  in  der  Absicht, 
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das  verderbliche  Hausbedarfsbrennen  zu  verhindern.  Auch 
die  Zollverpachtung,  die  zuletzt  im  Jahre  1803  auf  10  Jahre 
erneuert  worden  war,  sah  das  Volk  nicht  mit  günstigen 
Blicken  an.  Die  Hauptsache  war  jedoch,  daß  der  Reichstag 
auf  diese  Weise  die  Bestimmung  über  die  baren  Einkünfte 
der  Krone  in  die  Hand  bekam.  Jedenfalls  ist  es  dies,  das 
dem  Paragraphen  seine  tiefe  staatsrechtliche  Bedeutung 
verleiht. 

Die  direkten  Steuern,  außer  den  allgemeinen  Be- 
willigungen, bestanden  noch  1809  meist  aus  Natural- 
leistungen, wie  in  §  59  erwähnt  ist.  Die  Zoll-,  Akzis-,  Post- 
und  Branntweinabgaben,  die  hier  aufgezählt  werden, 
brachten  klingende  Münze  ein.  Solange  die  Krone  frei 
über  diese  Einkommen  verfügen  durfte,  war  sie  vom 
Reichstage  unabhängig  und  konnte  die  Regierung  nach 
ihrem  Belieben  führen.  Dieser  Umstand  war  für  die  1789 
eingeführte  Selbstherrschaft  kennzeichnend  gewesen  und 
hatte  unter  anderem  auch  die  spätere  unglückliche  aus- 
wärtige Politik  möglich  gemacht.  Dergleichen  sollte  nun 
für  alle  Zeiten  verhindert  werden.  Darum  wurden  sämtliche 
.derartigen  Einkünfte  in  Bewilligungen  umgewandelt  und 
ganz  und  gar  in  die  Hände  des  Reichstages  gelegt.  Zu 
gleicher  Zeit  wurde  das  Verbot  hinzugefügt,  einzelnen 
Personen  durch  Privilegien  irgendeinen  Anteil  an  den 
Einkünften  des  Staates  zu  überlassen,  wie  dies  früher 
gebräuchlich  war,  wodurch  sie  der  Kontrolle  und  Ver- 
fügung des  Reichstages  entzogen  wurden.  Das  Versprechen, 
dieses  Verbot  zu  halten,  war  übrigens  der  Bürgerschaft 
bei  der  Durchführung  der  Vereinigungs-  und  Sicherheits- 
akte im  Jahre  1789  gegeben  worden. 

Die  angeführten  Umstände  erklären  die  an  sich  so 
merkwürdigen  Bestimmungen  im  §  60.  Denn  es  erscheint 
ja  eigentlich  als  in  sich  widersprechend,  daß  die  Krone, 
die  unumschränkt  die  auswärtige  Politik  des  Landes  leitet, 
rechtlich  keinen  Einfluß  auf  einen  so  wichtigen  Teil  der- 
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selben,  wie  die  Handels-  und  Zollpolitik,  haben  sollte. 
Allerdings  darf  der  König  die  Getreidezölle  erhöhen  und 
erniedrigen  und  auch,  nach  einer  gutgeheißenen  Deutung 
ex  contrario,  andere  Zölle  und  Abgaben  ermäßigen. 
In  der  ersten  Zeit  nach  der  Einführung  der  neuen  Ordnung 
verfuhr  er  auch  sonst  ziemlich  frei  mit  denselben,  was 
jedoch  schon  1823  geändert  wurde.  Dies  war  indessen  nur 
ein  geringer  Ersatz  für  die  wirkliche  Teilnahme  an  der 
Bestimmung  über  die  erwähnten  Einkünfte  der  Krone  und 
für  den  bestimmenden  Einfluß  auf  die  Handelspolitik  des 
Landes.  Nur  einmal,  beim  Abschluß  des  französischen 
Traktates  im  Jahre  1865,  hat  übrigens  die  Befugnis,  die 
Zölle  zu  senken,  größere  Bedeutung  gehabt.  Nach  der 
Einführung  jährlicher  Reichstage  kann  indessen  diese 
Befugnis  außer  in  betreff  der  Getreidezölle  als  abgeschafft 
betrachtet  werden. 

Als  Mittel,  um  den  wirksamen  Einfluß  des  Reichstages 
auf  den  Gang  des  Staatslebens  zu  sichern,  sind  indessen 
die  Bestimmungen  im  §  60,  wie  schon  angedeutet,  wohl 
geeignet.  Der  König  soll  das  Reich  allein  regieren,  heißt 
es  in  §  4.  Auch  andere  Paragraphen  verbieten  dem  Reichs- 
tag aufs  nachdrücklichste,  unmittelbar  in  die  Regierung 
einzugreifen.  Aber  keine  Reichsregierung  kann  ohne  die 
in  diesem  Paragraphen  behandelten  Bewilligungen  bestehen. 
Der  König  kann  also,  dank  diesem  Paragraphen,  nicht  die 
Regierung  in  eine  Richtung  lenken,  die  bestimmt  gegen 
den  Willen  und  die  Wünsche  des  Volkes  streitet. 

Dies  ist  der  tiefere  Inhalt  des  §  60.  Er  bildet  ein 
wichtiges  Glied  in  der  Kette  der  Gesetzbestimmungen,  die 
dem  Reichstage  ein  weites  Feld  einräumten  nämlich  den 
Staatshaushalt,  auf  dem  er  ungefähr  ebenso  selbständig 
herrscht  wie  der  König  auf  seinem  Gebiete.  Der  für  unsere 
Verfassung  bemerkenswerteste  Zug,  der  durchgehende 
Dualismus,  hat  hier  eine  seiner  stärksten  Stützen. 
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Verschiedene  Änderungen  betreffs  der  Bewilligungen 
sind  während  des  vergangenen  Jahrhunderts  vorgenommen 
worden.  Landzölle  und  Verkaufsakzisen,  gegen  die  schon 
1809  die  neuen  ökonomischen  Lehren  sich  ausgesprochen 
hatten,  wurden  kurz  darauf  abgeschafft  (die  Landzölle  1810 
und  die  letzten  Reste  der  Verkaufsakzisen  1862).  Aber 
neue  bedeutende  Bewilligungen  sind  hinzugekommen, 
durch  die  Rübenzuckerfabrikations-,  Punsch-  und  ^alz- 
steuern,  alle  eine  Art  Akzisen,  ferner  die  im  Jahre  1902 
beschlossene  neue  Einkommensteuer,  1909  zu  Einkommens- 
und Vermögenssteuer  erweitert,  welche  der  Reichstag  ,,als 
Bewilligung"  genehmigte.  Sowohl  dadurch  als  auch  in 
Folge  der  sich  steigernden  Einnahmen  aus  den  Zöllen 
und  der  Branntweinsteuer  sind  die  Bewilligungen,  wie  unter 
§  59  angemerkt  worden  ist,  bedeutend  gewachsen,  während 
zu  gleicher  Zeit  die  alten  auf  dem  Grundbesitz  ruhenden 
Steuern  abgeschrieben  wurden.  Die  Einkünfte  der  Krone 
bestehen  nun  zum  größten  Teile  aus  freiwilligen  Steuern 
des  Reichstages  —  ein  Umstand,  der  diesem  Paragraphen 
noch  größere  Bedeutung  verleiht. 

§  61. 

Alle  Abgaben,  die  der  Reichstag  unter  den  im 
vorhergehenden  Paragraphen  erwähnten  Benen- 
nungen bewilligt  hat,  sind  bis  zum  Schlüsse  des 
Jahres  zu  entrichten,  in  dessen  Verlauf  die  Be- 
willigungen vom  Reichstage  aufs  neue  festgestellt 
werden. 

Dieser  Paragraph  enthält  einen  notwendigen  Zusatz 
zu  dem  vorhergehenden. 

Die  besonderen  Hilfeleistungen,  die  das  Volk,  dem  alten 
Reichsgesetz  gemäß,  dem  Könige  gewähren  sollte,  waren 
nur   für  gewisse  bestimmte  Fälle  vorgesehen.    Einer  von 
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diesen  war  der  Krieg.  Bei  den  langwierigen  und  zahlreichen 
Kriegen  nach  der  Zeit  Gustav  Vasas  wiederholten  sich 
infolgedessen  die  Bewilligungen  für  diesen  Zweck  jährlich. 
Im  Anfang  dachte  man  jedoch  nicht  daran,  sie  auf  eine 
bestimmte  Zeitdauer  zu  beschränken.  Dadurch  wurden 
so  viele  Bewilligungen  in  diesem  Zeiträume  in  feste  Steuern 
umgewandelt.  Aber  schon  vor  der  Mitte  des  17.  Jahr- 
hunderts sah  man  die  Gefahr  dieses  Verfahrens  ein,  und 
nun  begannen  die  Stände,  genau  die  Zeitdauer  für  jede 
neue  Bewilligung  festzustellen.  Gewöhnlich  galten  sie  für 
ein  oder  zwei  Jahre,  zuweilen  auch  bis  zum  ,, nächsten 
Reichstage".  Während  der  Regierung  Karls  XII.,  wo 
beinahe  gar  keine  Reichstage  abgehalten  wurden,  führte 
dieser  Umstand  dazu,  daß  das  Bewilligungsrecht  selbst  in 
Gefahr  geriet. 

Die  Stände  der  Freiheitszeit  versäumten  deshalb  nie, 
in  den  Königsgelübden,  Regierungsformen  und  Bewilligungs- 
verordnungen einzuschärfen,  daß  die  bewilligten  Steuern 
und  Abgaben  nicht  ,,auf  längere  Zeit  ausgeschrieben  und 
eingefordert  werden  sollen,  als  v/ie  wir  sie  nach  dem  buch- 
stäblichen Wortlaut  gutgeheißen  und  bewilligt  haben" 
(Bewilligungsverordn.  vom  22.  Mai  1719).  Gewöhnlich 
war  diese  Zeit  angesetzt  ,,bis  zum  Schlüsse  des  Jahres, 
wo  der  nächste  Reichstag  aufhören  würde",  zuweilen  aber 
auch  auf  eine  gewisse  Anzahl  von  Jahren  —  dies  besonders 
bei  den  vielen  Hilfen  bei  Krönungen,  Hochzeiten  und 
Begräbnissen,  die  die  Stände  damals  bewilligten.  Dasselbe 
war  der  Fall  bei  den  Steuern,  die  auch  in  der  darauffolgenden 
Zeit  für  dieselben  Zwecke  bewilligt  wurden  (1773  Krönungs- 
und Beerdigungs-,  1792  Hochzeitssteuer).  Dagegen  heißt 
es  seit  1772  bei  den  gewöhnlichen  Bewilligungen,  mit  ihren 
zahlreichen  Artikeln,  kurz  und  gut:  ,,bis  zum  nächsten 
Reichstage."  Aber  darin  lag  nun  wieder  eine  Gefahr, 
indem  die  Regierungsform  von  1772  keine  bestimmte  Zeit 
für  die  Einberufung  des  Reichstages  kannte.     Schon  beim 
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Reichstage  1786  war  dies,  wie  schon  an  anderer  Stelle 
erwähnt,  einer  der  Anlässe  zur  Verstimmung  zwischen 
Gustav  III.  und  den  Ständen.  Er  erklärte,  daß  die  Fest- 
stellung einer  bestimmten  Zeit  für  den  Verfall  der  Be- 
willigungen einen  Eingriff  in  das  Recht  des  Königs,  den 
Reichstag  nacii  eigenem  Gutbefinden  einzuberufen  (R.-F. 
§  38),  bedeute.  Der  Konflikt  wurde  damals  durch  das 
Nachgeben  der  Stände  beigelegt.  Aber  er  verblieb  in  Wirk- 
lichkeit ungelöst,  bis  er  1809  durch  die  Bestimmungen 
dieses  Paragraphen  für  immer  beseitigt  wurde. 

Nach  dem  ursprünglichen  Wortlaut  sollte  eine  jede 
der  in  §  60  aufgezählten  Bewilligungen  aufs  neue  von 
jedem  zusammentretenden  Reichstage  beschlossen  werden. 
Dieses  Verfahren  wurde  auch  stets  beibehalten,  wenn  es 
sich  um  ,,die  allgemeine  Bewilligung"  handelte,  ebenso 
wie  jetzt  bei  den  1902  und  1909  hinzugekommenen  neuen 
Einkommens-  und  Vermögenssteuern.  Aber  über  die 
übrigen  Bewilligungen,  Zoll,  Akzise,  Post  usw.,  einigten 
sich  die  Stände  1853/54  dahin,  daß  sie  ohne  förmlichen 
Beschluß  fortdauern  sollten,  wenn  keine  Änderung  an 
denselben  vom  Reichstage  vorgenommen  worden  wäre. 

§   62. 

Nachdem  die  Finanzbedürfnisse  des  Staates  vom 
Reichstage  geprüft  worden,  bleibt  es  diesem  über- 
lassen, eine  dementsprechende  Bewilligung  zu 
votieren,  und  zugleich  festzustellen,  wie  besondere 
Summen  davon  zu  besonderen  Zwecken  ange- 
wandt werden  sollen,  und  diese  Summen  unter  den 
bestimmten  Haupttiteln  auf  das  Budget  zu  bringen. 

Dieser  Paragraph  schließt  sich  zunächst  an  §  58 
und  59  an.    Dort  wird  von  dem  Anteil  des  Königs  an  der 
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Regulierung  des  Etats  gesprochen,  hier  wird  über  die 
darauffolgende  Behandlung  desselben  durch  den  Reichs- 
tag bestimmt. 

Die  ursprüngliche  Fassung  gibt  den  Etatsausschuß  als 
denjenigen  an,  der  dem  Reichstage  den  Vorschlag  zum 
Budget  vorlegt.  Dies  wurde  dem  Wortlaute  nach  1866 
geändert,  aber  die  Sachlage  blieb  unverändert,  indem  der 
Etatsausschuß  noch  immer  die  Vorschläge  den  Kammern 
zum  Beschluß  unterbreitet.  Dies  ist  indessen  bei  allen 
anderen  Sachen,  die  der  Reichstag  zu  erledigen  hat,  auch 
der  Fall,  sei  es,  daß  sie  durch  Propositionen  Seiner  Königl. 
Majestät  oder  durch  Anträge  einzelner  veranlaßt  werden. 
Obwohl  dieses  Verfahren  zunächst  eine  Folge  der  Organi- 
sation der  Reichstagsarbeit  ist,  so  empfängt  man  doch  dadurch 
einen  lebhaften  Eindruck  von  der  souveränen  Selbständig- 
keit des  Reichstages  auf  seinem  Gebiete.  Er  nimmt  zur 
Behandlung  und  Beschlußfassung  nur  die  Vorschläge 
seiner  eigenen  Delegationen  auf. 

Wenn  nun  der  Etatsausschuß  an  der  Hand  der  Pro- 
positionen Sr.  Königl.  Majestät  und  nach  eingehender 
Prüfung  der  Bedürfnisse  des  Staates  Vorschläge  zum  Etat 
gemacht  hat,  ist  es  Sache  des  Reichstages,  den  endgültigen 
Beschluß  zu  fassen,  d.  h.  die  vorgeschlagenen  Ausgaben 
gutzuheißen  oder  abzulehnen.  Es  ist  vorher  gesagt  worden, 
daß  das  Recht  des  Reichstages,  die  Staatsausgaben  zu  be- 
stimmen, mit  der  Freiheitszeit  begann,  später  aber  wieder 
bestritten  und  endlich  erst  auf  diese  Weise  gesetzlich  fest- 
gelegt wurde.  Wie  man  sich  1809  diese  Prüfung  der  Aus- 
gaben vorstellte,  ist  nicht  ganz  klar.  Wahrscheinlich 
meinte  man  damit  nur,  daß  der  Reichstag  das  Recht  hat, 
sich  betreffs  früher  bewilligter  Ausgaben  für  ,, notwendige 
Einziehungen  und  Besparungen"  auszusprechen,  ohne 
jedoch  selbst  solche  vornehmen  und  bei  neuen,  von  Seiner 
Königl.  Majestät  vorgeschlagenen,  nach  Belieben  verfahren 
zu  können.     Dagegen  hat  man  sicher  nicht  gedacht,  daß 
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der  Reichstag  Ausgaben  beschließen  könnte,  die  der  König 
nicht  verlangt  hat. 

Die  Traditionen  der  Freiheitszeit  lebten  indessen  weiter 
und  entwickelten  sich  in  diesem  Punkte  dahin,  daß  der 
Reichstag  nicht  nur  neue,  vom  König  begehrte  Mittel  ver- 
weigern oder  herabsetzen  —  was  selbstverständlich  ist  — 
sondern  sie  zuweilen  auch  erhöhen,  ja  selbst  über  in  dem 
Budgetvorschlage  nicht  vorgesehene  Aasgaben  beschließen 
kann.  Diese  Entwicklung  ist  eine  Frucht  des  unbeschränk- 
ten Antragsrechts,  das  schon  beim  Reichstage  1809  seinen 
Anfang  nahm.  Seitdem  ist  der  Gebrauch,  daß  auf  den 
Antrag  eines  einzelnen  die  von  der  Regierung  beanspruchten 
Geldbewilligungen  erhöht  und  neue  gewährt  werden  können, 
immer  gewöhnlicher  geworden  und  bildet  eine  nicht  un- 
bedenkliche Gefahr  für  die  Staatswirtschaft  und  das  gegen- 
seitige Machtverhältnis  zwischen  König  und  Reichstag. 
Allerdings  besitzt  ja  der  König  das  Recht  der  Prüfung 
und  ist  nicht  verpflichtet,  dergleichen  Zusätze  zu  dem  von 
ihm  vorgeschlagenen  Etat  anzunehmen.  Aber,  wie  leicht 
begreiflich  ist,  kann  er  es  selten  verweigern. 

Durch  die  Abgeneigtheit,  neue  fortdauernde  Ausgaben 
definitiv  in  den  Etat  aufzunehmen,  entstand  weiter  der 
Gebrauch,  daß  solche  nicht  selten  gleichsam  nur  zum 
Versuch  bewilligt  wurden,  um  wieder  eingezogen  zu  werden, 
wenn  der  Reichstag  dies  für  nötig  fand.  Dies  geschah  im 
Zusammenhang  mit  der  Errichtung  eines  ,, außerordent- 
lichen Etats"  für  gelegentliche  Ausgaben  neben  dem 
ordentlichen  Etat.  Zufällige  Ausgaben  oder  im  allgemeinen 
solche,  die  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  galten,  waren  im 
Reichsetat  des  Jahres  18 10  teilweise  dem  achten  Haupttitel 
zugewiesen,  teilweise  außerhalb  der  Haupttitel  aufgeführt. 
Seitdem  indessen  ein  außerordentlicher  Etat,  nach  denselben 
Haupttiteln  freilich  verteilt,  1828  für  diese  Ausgaben  ein- 
gerichtet wurde,  wurden  auch  andere  neu  hinzugekommene 
Ausgaben,  die  nicht  vorübergehend  waren,  in  diesen  Etat 
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aufgenommen.  Ja,  oft  war  es  sogar  die  Regel,  daß  neue 
Ausgaben  von  beständiger  Art  den  außerordentlichen  Etat 
passieren  mußten,  um  in  den  ordentlichen  zu  gelangen. 
Der  Charakter  der  Unbeständigkeit,  der  natürlich  den 
Ausgaben  für  zufällige  Zwecke  anhaftete,  wurde  in  der 
Weise  auf  alle  anderen,  die  in  jenen  Etat  aufgenommen 
wurden,  übertragen,  daß  sie  zu  Geldbewilligungen  wurden, 
die  der  Reichstag  ohne  weiteres  streichen  durfte. 

Indessen  hat  sich  dadurch  nicht  nur  bei  einzelnen 
Schriftstellern,  sondern  zuweilen  auch  beim  Reichstage  die 
Auffassung  geltend  gemacht,  daß  in  der  eben  erwähnten 
Hinsicht  kein  Unterschied  zwischen  ,, ordentlichen"  und 
,, außerordentlichen"  Ausgaben  existiert,  sondern  daß  der 
Reichstag  die  Befugnis  hat,  an  den  bestimmten  ordentlichen 
Ausgaben  wie  an  den  anderen  Änderungen  vorzunehmen, 
event.  sie  einzuziehen.  Diese  Auffassung  hatte  man  jedoch 
im  Jahre  1809  nicht,  wenn  auch  der  Etatsausschuß  bei  der 
Aufstellung  des  Etats  von  18 10  auf  ausdrücklichen  Befehl 
Karls  XIII.  dergleichen  Einziehungen  vornahm.  Diese 
Etatsregulierung,  die  erste  unter  den  neuen  Verhältnissen, 
wich  auch  in  anderer  Beziehung  von  der  später  bestimmten 
guten  Ordnung  ab,  z.  B.  als  man  die  Sanktion  Seiner  Königl. 
Majestät  für  dieselbe  verlangte.  Man  darf  sie  deshalb  nur 
mit  Vorbehalt  als  Stütze  für  ein  geltendes  Recht  anführen. 
Die  Praxis  der  folgenden  Zeit  spricht  ganz  überwiegend 
gegen  eine  solche  Auffassung  von  dem  Rechte  des  Reichs- 
tages, über  die  ,, ordentlichen"  Ausgaben  auf  die  angedeutete 
Weise  zu  bestimmen. 

Parallel  mit  der  oben  erwähnten  Entwicklung  und 
den  Entwicklungstendenzen,  die  allerdings  nicht  immer 
ohne  Kampf  vor  sich  gingen,  läuft  eine  andere  Entwicklung, 
die  gleichfalls  den  staatsrechtlichen  Charakter  der  Aus- 
gaben und  der  dazu  gehörenden  Geldbewilligungen  betrifft. 
Dieselben  sind  geteilt  v/orden,  so  daß  wir  nun  außer  den 
schon  erwähnten  ,, ordentlichen"  und  ,, außerordentlichen" 
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Ausgabeposten  ,, bestimmte"  solche  und  „Vorschlagsaus- 
gabeposten" mit  und  ohne  Begrenzung  des  Betrages  be- 
sitzen, sowie  „Reservationsausgabeposten",  die  alle  ver- 
schieden sind  in  betreff  ihrer  Disposition.  Diese  Teilung 
war  eine  Folge  des  Streites  um  die  Verwendung  der  Er- 
sparnisse und  der  infolgedessen  andauernden  Spezialisierung 
des  Reichsetats,  die  seit  1809  stattfand. 

Zu  den  Aufgaben  des  Reichstages  bei  der  Prüfung  der 
Bedürfnisse  der  Staatshaushaltung  gehört  schließlich  auch 
die  Berechnung  der  Einkünfte.  Diese  wird  nicht  besonders 
im  Paragraphen  erwähnt,  aber  die  Etatsregulierung  fordert 
notwendig  eine  Einnahmeberechnung,  die  der  Reichstag 
also  —  nach  den  Vorschlägen  Seiner  Königl.  Majestät  — 
vornehmen  muß. 

In  den  Worten:  ,,so  bleibt  es  diesem  überlassen,  eine 
dementsprechende  Bewilligung  zu  votieren"  kommt  das 
Beschlußrecht  bezüglich  der  Bewilligungen,  das  in  den 
§§60  und  61  nur  erst  angedeutet  ist,  zu  direktem  Aus- 
druck. Der  Reichstag  kann  sich  indessen  nicht  weigern, 
eine  Bewilligung  zu  votieren,  die  zur  Bestreitung  not- 
wendiger Staatsausgaben  dient.  Sollte  dies  wider  alles 
Vennuten  eintreffen,  so  gelten  die  frühere  Etatsregulierung 
und  ihre  Bewilligungen  weiter,  wie  es  §  109  besagt.  Das 
Recht  des  Reichstages,  allein  in  dieser  Sache  zu  beschließen, 
enthält  also  nicht  eine  Gewaltherrschaft.  Er  hat  die  Macht- 
befugnis, aber  nur,  um  sie  zum  Besten  des  Staates  zu  ge- 
brauchen, nicht  zum  Mißbrauch. 

,,Und  zugleich  festzustellen,  wie  besondere  Summen 
davon  zu  besonderen  Zwecken  angewandt  werden  sollen, 
und  diese  Summen  unter  bestimmten  Haupttiteln  auf  das 
Budget  zu  bringen."  Diese  etwas  unklaren  und  unbestimm- 
ten V/orte  erinnern  daran,  daß  die  Bewilligungen  ursprüng- 
lich für  gewisse  Zv\recke  sowohl  gefordert  als  gegeben 
wurden,  z.  B.  für  die  Einlösung  Älfsborgs  (1613),  oder 
die  Erba,uung  des  Stockholmer  Schlosses,  oder  zur  Krönung 
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eines  Königs  usw.  Seitdem  indessen  in  dem  Normaletat 
vom  Jahre  1696  alle  Ämter  und  Kollegien  ihre  bestimmten 
ordentlichen  Einkünfte  in  Renten  und  Naturalleistungen 
angewiesen  erhielten,  diese  aber  nicht  immer  für  ihre 
Zwecke  reichten,  nahm  man  das  Fehlende  aus  den  Be- 
willigungsmitteln. Dieses  Verfahren  hängt  mit  dem  Natural- 
haushalt  früherer  Zeiten  zusammen,  wonach  die  meisten 
Ausgaben  durch  Anweisungen  auf  bestimmte  Einkünfte 
bestritten  wurden,  so  z.  B.  die  Besoldungen  der  Beamten 
durch  Amtswohnung  und  Steuern  von  gewissen  Gebieten, 
Sportein  usw.  Die  Bewilligungen  wurden  dadurch  wirklich 
zu  der  ,, Ergänzungssumme"  für  die  ordentlichen  Einkünfte, 
die  nötig  war,  um  die  Ausgaben  in  jedem  Zweige  der  Ver- 
waltung zu  decken.  Als  dann  von  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  an  die  alte  Ordnung  mit  den  Anweisungen 
abgeschafft  wurde  und  der  Ausgaben-  und  Einkommenetat 
ausschließlich  durch  Geldabgaben  direkt  von  der  Staats- 
kasse reguliert  wurde,  hörte  auch  die  Verteilung  der  Be- 
willigungen für  besondere  Gegenstände  und  auf  besondere 
Haupttitel  auf. 

Wichtiger  jedoch  als  die  hier  erwähnte  rein  finanzielle 
Umwandlung  der  Etatsregulierung  war  eine  andere  von 
überwiegend  staatsrechtlicher  Natur  —  nämlich  die  Speziali- 
sierung der  Ausgabeposten  für  je  ihren  bestimmten  Gegen- 
stand, die  infolge  jener  Bestimmung  stattgefunden  hat. 
Wir  werden  bei  der  Besprechung  des  §  65  darauf  zurück- 
kommen. 

§  63. 

Außerdem  sollen,  für  unvorhergesehene  Fälle, 
zwei  getrennte  und  ausreichende  Fonds  geschaffen 
und  zur  Auszahlung  durch  die  Reichsschulden- 
verwaltung angewiesen  werden;  der  eine  derselben 
soll  fällig  werden,  wenn   der    König,    nachdem    er 
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das  Gutachten  des  gesamten  Staatsrates  darüber 
eingeholt  hat,  ihn  zur  Verteidigung  des  Reiches 
oder  anderen  höchst  wichtigen  und  dringenden 
Zwecken  für  unumgänglich  notwendig  erachtet; 
über  den  zweiten  kann  der  König  bei  Kriegsgefahr 
verfügen,  nachdem  er  den  Staatsrat  in  pleno  darüber 
vernommen  und  den  Reichstag  einberufen  hat. 
Die  versiegelte  Anweisung  des  Reichstags  für  letztere 
Summe  darf  nicht  eher  geöffnet  und  die  Summe 
von  den  Bevollmächtigten  des  Reichsschulden- 
kontors  nicht  eher  ausgezahlt  werden,  als  die 
Einberufung  des  Reichstages  in  den  öffentlichen 
Zeitungen  bekannt  gemacht  worden  ist. 

Als  die  Stände  beim  Reichstag  von  1693  den  Bescheid 
erhielten,  daß  für  den  Augenblick  keine  Bewilligung  für 
nötig  gehalten  würde,  erklärten  sie,  daß  Seine  Königl. 
Majestät  die  Macht  haben  solle,  ohne  sie  darüber  vernommen 
zu  haben,  bei  Beginn  und  während  der  Dauer  eines  Krieges 
Kontributionen  zu  erheben,  sowie  auch  Anleihen  aufzu- 
nehmen, für  welche  sie  sich  einzustehen  verpflichteten. 
Dieser  Beschluß  legte  den  formellen  Grund  zu  den  viel- 
fachen Kontributionen  Karls  XII.  und  seinen  großen 
Schulden.  Die  Regierungsformen  und  die  Königsgelübde 
der  Freiheitszeit  verbieten  dies  natürlich  in  starken  Worten 
(R.-F.  1719,  §  5;  Königsgel.  1719,  §  10  usw.).  Da  aber 
die  Stände  nicht  immer  versammelt  waren,  und  es  während 
der  Zeit  zu  Feindlichkeiten  kommen  konnte,  so  gab  man 
dem  Könige  das  Recht,  mit  dem  Rate  des  Rates  Ver- 
teidigungsanstalten zu  treffen  ,,und  die  dazu  notwendigen 
und  unvermeidlichen  Steuern  auszuschreiben",  bis  die 
Stände  des  Reiches  zusammenkommen  könnten  (R.-F. 
1720,  §  6).    Außerdem  bestimmte  man  im  Reichsetat  eine 
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jährliche  Summe  für  Extraausgaben,  ,,über  die  von  S.  K.  M. 
mit  dem  Rate  des  Rates  verfügt  werden  könne,  wobei 
darauf  geachtet  werden  solle,  daß  die  Ausgaben  sich  immer 
nach  den  Einnahmen  richten"   {§  31). 

Gustav  III.  dehnte,  wie  man  sich  wohl  denken  kann, 
die  Machtbefugnis  des  Königs  in  beiden  Fällen  aus.  Be- 
treffs neuer  Steuern  für  ,,den  unglücklichen  Fall,  daß  das 
Reich  mit  Heeresmacht  angegriffen  werde",  heißt  es,  daß, 
,, sobald  der  Krieg  zu  Ende  ist,  die  Stände  zusammentreten, 
und  die  neuen  Steuern,  die  des  Krieges  wegen  auferlegt 
worden  waren,  sofort  aufhören  sollen"  (R.-F.  1772,  §  45). 
Und  die  für  die  jährlichen  Extraausgaben  bestimmte 
Sum.me  ,,soIl  nach  S.  K.  M.  Befehl  angewiesen  werden,  je 
nach  den  Instruktionen,  den  Königl.  Erlässen  und  Ver- 
ordnungen ,  die  schon  ausgefertigt  worden  sind ,  oder 
künftig  ausgefertigt  werden"   (§  24), 

Diese  Bestimmungen  ließen  dem  Könige  in  einer  Weise 
freie  Hände,  die  für  das  Bewilligungsrecht  des  Reichstages 
und  für  eine  geordnete  Staatswirtschaft  nichts  weniger  als 
glücklich  war.  Aber  auch  die  Bestimmungen  der  Freiheits- 
zeit waren  wenig  befriedigend.  Die  Anordnung  mit  den 
beiden  Kreditiven,  jedes  dem  Betrage  nach  bestimmt,  muß 
deshalb  als  eine  glückliche  Lösung  des  Problems  angesehen 
werden,  der  Krone  augenblickliche  Hilfe  für  unvorher- 
gesehene Ereignisse,  Krieg  oder  andere,  zu  bereiten  und 
zu  gleicher  Zeit  das  Recht  des  Reichstages  zu  wahren  und 
die  Etatsregulierung  ungestört  zu  lassen. 

§  64. 
Die  ordentlichen  Hilfsquellen  und  Einnahmen 
des  Reiches,  sowie  die  Summen,  die  nach  dem  oben 
Gesagten  unter  der  Benennung  außerordentliche 
Abgaben  oder  Bewilligungen  für  die  Staatshaus- 
haltung vom  Reichstag  bestimmt  sind,  werden  zur 
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Disposition  des  Königs  gestellt,  um  für  die  Bedürf- 
nisse Vorsorge  zu  treffen,  welche  vom  Reichstage 
anerkannt  worden  sind  und  mit  dem  von  ihm  auf- 
gestellten Ausgabenetat  übereinstimmen. 

§  65. 

Die  genannten  Einkünfte  dürfen  nicht  ander- 
weitig verwendet  werden,  als  vorgeschrieben  ist. 
Die  Mitglieder  des  Staatsrates  sind  dafür  verant- 
wortlich, wenn  eine  Abweichung  davon  stattfindet, 
ohne  daß  sie  beim  Protokoll  dagegen  Vorstellungen 
gemacht  und  dasjenige  angeführt  haben,  was  der 
Reichstag  in  diesem  Falle  verordnet  hat. 

Diese  Paragraphen  gehören  zusammen.  Aber  sie 
behandeln  zwei  ganz  verschiedene  Dinge.  Das  eine  ist, 
daß  sämtliche  Bewilligungen  und  Einkünfte  des  Staates 
„zur  Disposition  des  Königs"  stehen,  d.  h.  nur  auf  seinen 
Befehl  erhoben  und  für  ihre  betreffenden  Zwecke  ver- 
wendet werden  können.  Dies  erscheint  selbstverständlich. 
Der  König  allein  besitzt  die  exekutive  Macht  und  muß  also 
allein  über  die  zur  Führung  der  Regierung  angewiesenen 
Mitte!  disponieren  können.  Aber  die  Stände  der  Freiheits- 
zeit hatten  oft  selbst  die  Regierung  in  die  Hand  genommen 
und  dabei  durch  direkte  Befehle  an  die  Etatsverwaltung 
die  Auszahlung  der  Staatsgelder  angeordnet.  Dergleichen 
ist  mit  einem  gesunden  Staatswesen  unvereinbar  und  mußte 
in  Zukunft  verhindert  werden.  Dahin  zielt  die  Bestimmung 
in  §  64. 

Aber  zu  gleicher   Zeit  heißt  es,   daß  die  Mittel  dem 

Könige  zur  Disposition  stehen,   ,,um  für  die   Bedürfnisse 

Vorsorge   zu    treffen,    welche   vom    Reichstage   anerkannt 

worden  sind  und  mit  dem  von  ihm  aufgestellten  Ausgaben- 
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etat  übereinstimmen"  (§  64).  Auch  „dürfen  sie  nicht 
anderweitig  verwendet  werden,  als  vorgeschrieben  ist", 
oder  als  wie  ,,der  Reichstag  in  diesem  Falle  verordnet  hat" 
(§  65).  Hatte  die  erstgenannte  Bestimmung  den  Übergriff 
der  Stände  während  der  Freiheitszeit  im  Auge,  so  sind 
die  beiden  letzteren  gegen  den  Mißbrauch  der  Königsmacht 
während  der  folgenden  Zeit  gerichtet.  Gustav  III.  meinte 
sowohl  vor  als  nach  1789  allein  über  die  Ausgaben  des 
Reiches  und  die  Anwendung  der  Staatsmittel  bestimmen 
zu  dürfen.  Die  Stände  bezeigten  ihren  Unwillen  darüber 
bei  verschiedenen  Gelegenheiten  und  verlangten  das  Recht, 
an  der  Disposition  der  Mittel  für  die  Bedürfnisse  des  Staates 
teilzunehmen.  Der  kurzgefaßte  Ausweis  über  die  Ver- 
waltung der  Staatsmittel,  von  welchem  die  Regierungs- 
form 1772,  §  50  (siehe  oben  unter  §  58)  spricht,  konnte 
sie  nicht  befriedigen,  die  sie  neulich  die  einzige  Macht  im 
Staate  gewesen  waren.  Er  war  übrigens  auch  an  und  für 
sich  unzureichend. 

Der  rote  Faden  in  der  Neugestaltungsarbeit  von  1809 
—  das  Bestreben,  die  beiden  Extreme,  zwischen  denen  das 
Staatswesen  kurz  vorher  umhergeworfen  worden  war,  zu 
vermeiden  —  kommt  auch  hierin  zum  Vorschein. 

Indessen  ist  in  diesem  Falle  wie  auch  in  anderen  das 
Recht  des  Reichstages,  die  Etatsregulierung  zu  handhaben, 
nicht  bei  den  ursprünglichen  Bestimmungen  stehen  ge- 
blieben. Eine  Spezialisierung  des  Ausgabenetats  ist  zu- 
stande gekommen,  die  bei  weitem  alles  übertrifft,  was  man 
sich  1809  in  dieser  Beziehung  gedacht  hat.  Nach  dem 
Wortlaute  des  §  62  war  gemeint,  daß,  nachdem  der  Reichs- 
tag die  verschiedenen  Ausgabenposten  geprüft  hat,  die 
Geldbewilligungen  für  dieselben  in  einer  Summe  für  jeden 
der  acht  Haupttitel,  in  welche  das  Budget  eingeteilt  war, 
gegeben  werden  sollen,  ohne  weitere  Verteilung,  was  also 
dann  die  Aufgabe  des  Königs  blieb.  Im  Reichstagsbeschluß 
vom    II.   April    1810  wird  dies  auch  ausdrücklich  gesagt. 


—     195     — 

Es  folgt  aber  auch  mit  gewisser  Notwendigkeit  aus  der 
Bestimmung,  daß  ein  ordentlicher  Reichstag  nur  alle  fünf 
Jahre  zusammenkommen  sollte.  Man  konnte  nicht  solange 
alles  voraussehen,  was  Ausgaben  erfordern  konnte,  und 
gestand  darum  dem  König  innerhalb  gewisser,  ziemlich 
weiter  Grenzen  das  Verfügungsrecht  über  die  angewiesenen 
Mittel  zu. 

Aber  die  Worte  im  §  62  sind  vieldeutig,  und  die  hier 
besprochenen  Paragraphen  enthalten  freilich  nur  allgemeine, 
aber  kategorische  Bestimmungen,  daß  die  Mittel  zu  den 
vom  Reichstag  anerkannten  Bedürfnissen  angewendet 
werden  sollen,  ferner,  daß  die  Mitglieder  des  Staatsrates 
verantwortlich  seien  für  jegliche  Abweichung  von  dem, 
,,was  der  Reichstag  in  diesem  Falle  verordnet  hat".  Dieses 
letztere  wird  nochmals  ausdrücklich  in  dem  Verantwort- 
lichkeitsgesetz für  die  Mitglieder  des  Staatsrates  vom 
10.  Februar  1810  eingeschärft.  Eine  Auslegung  dieser 
Bestimmungen,  die  das  Bewilligungsrecht  des  Reichstages 
auf  jeden  einzelnen  Posten  ausdehnte,  lag  also  im  Bereiche 
der  Möglichkeit. 

Besondere  Umstände  begünstigten  diese  Auslegung. 
Vor  allen  Dingen  sind  dabei  die  in  der  Reichstagsordnung 
von  1810  im  §  68  erwähnten  Staatsrevisoren  zu  nennen, 
die  dazu  eingesetzt  werden  sollten,  um  zwischen  den 
Reichstagen  die  Rechnungen  des  Staatshaushaltes,  der 
Bank  und  des  Reichsschuldenkontors  zu  prüfen.  Und 
nach  den  Instruktionen  von  18 12  soll  die  Machtbefugnis 
dieser  Revisionen  dieselbe  Ausdehnung  haben  wie  die, 
welche  dem  Etatsausschuß  zukam,  also  den  Staatshaushalt 
,,in  allen  seinen  Teilen"  betreffen,  ein  Umstand,  der  lange 
Gegenstand  des  Streites  war.  Eine  andere  Ursache  zur 
Spezialisierung  des  Budgets  waren  die  Ersparnisse,  die  nicht 
selten  bei  den  verschiedenen  Posten  entstanden.  Ursprüng- 
lich pflegte  der  König  frei  über  dieselben  zu  verfügen,  ob- 
wohl nur  in  ein  und  demselben  Haupttitel.    Dieser  Brauch 
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wurde  indes  mit  Eifer  von  der  während  der  späteren  Re- 
gierungsjahre Karl  Johanns  entstandenen  „Opposition", 
die  vom  Ritterhause  geleitet  wurde,  bekämpft. 

Der  Streit  um  die  Spezialisierung  des  Budgets  und  um 
das  Prüfungsrecht  der  Staatsrevisoren  wurde  1841  beendet 
durch  das  Schreiben  des  Reichstages  vom  12.  Mai  betreffs 
der  Ersparnisse,  das  das  Recht  des  Königs,  mit  denselben  frei 
zu  verfahren,  bedeutend  beschränkte,  und  durch  das  Königl. 
Zirkular  vom  14.  August,  welches  den  Beamten  die  Pflicht 
auferlegt,  die  Revisoren  des  Reichstages  in  alle  Rechen- 
schaften Einsicht  nehmen  zu  lassen.  Durch  diese  ver- 
schiedenen Maßregeln,  besonders  aber  die  erstere,  wurde 
der  König  betreffs  der  Ausgaben  auch  in  unbedeutenden 
Details  von  der  Zustimmung  des  Reichstages  abhängig. 
Besonders  galt  dies  von  der  Einrichtung  neuer  Ämter, 
warum  es  sich  bei  dem  Streit  zunächst  gehandelt  hatte, 
aber  es  ging  viel  weiter  und  betrifft  jetzt  alle  Regierungs- 
geschäfte von  irgend  welcher  Bedeutung,  die  eine  Ausgabe 
erfordern. 

Übersieht  man  die  Entwicklung,  die  die  Etatsregu- 
lierung seit  dem  Jahre  1809  erfahren  hat  —  durch  das 
Anwachsen  der  Bewilligungen  nach  §  60,  die  Initiative 
des  Reichstages  in  Fragen  der  Staatsausgaben  und  die 
Spezialisierung  des  Budgets  —  so  findet  man,  daß  dadurch 
eine  gewaltige  Verschiebung  in  der  gegenseitigen  Macht- 
stellung zwischen  König  und  Reichstag  stattgefunden  hat. 
Der  Reichstag  kann  nun  als  ziemlich  alleinherrschend 
auf  diesem  Gebiete  bezeichnet  werden,  innerhalb  der 
Grenzen  freilich,  die  die  Regierungsform  im  übrigen  be- 
stimmt. Was  §  4  von  der  ausschließlichen  Ausübung  der 
Regierungsgewalt  durch  den  König  sagt  —  ,,in  der  Weise, 
wie  die  Regierungsform  es  vorschreibt"  —  das  gilt  auch 
von  dem  Recht  des  Reichstages,  über  die  Finanzen  und  den 
Staatshaushalt  zu  bestimmen.  Aber  sein  Einfluß  auf  das 
Staatsleben  ist  dadurch  gewaltig  gestiegen.    Was  die  großen 
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Reformen,  denen  die  Verfassung  von  1809  unterzogen 
worden  ist,  nicht  herbeigeführt  haben,  weder  die  Um- 
gestaltung des  Reichstages  noch  die  des  Staatsrates,  das 
hat  diese  im  stillen  geschehene  Entwicklung  auf  dem 
Gebiete  des  Budgets  erreicht.  Die  Krone  hat  dadurch  an 
Selbständigkeit  und  Macht  faktisch  viel  verloren,  der 
Reichstag  viel  gewonnen. 

Und  doch  kann  man  nicht  sagen,  daß  diese  Entwicklung 
von  der  Verfassung  abweicht  oder  gegen  ihren  Grund- 
gedanken verstößt.  Schon  die  Form,  die  die  Etatsregulierung 
erhalten  hat,  weist  darauf  hin.  Sie  wird  nämlich  nicht  wie 
ein  Gesetz  durch  gemeinsamen  Beschluß  von  König  und 
Reichstag  festgestellt,  sondern  kommt  auf  den  Vorschlag 
des  Königs  durch  den  Beschluß  des  Reichstages  zustande. 
Dies  gibt  der  Etatsregulierung  geltende  Kraft.  Eine  Be- 
stätigung oder  Sanktion  kommt  gar  nicht  in  Frage,  sondern 
es  gilt  das,  was  ,,der  Reichstag  in  diesem  Falle  verordnet  hat." 

Der  Grundsatz  der  Machtverteilung,  auf  dem  die  Ver- 
fassung von  1809  beruht,  tritt  jetzt  in  voller  Klarheit  her- 
vor. Vor  hundert  Jahren  war  die  Krone  nicht  nur  dem 
Namen  nach  die  erste  Staatsmacht,  sondern  auch  in  Wirk- 
lichkeit. Die  gleiche  Machtverteilung  zwischen  ihr  und 
dem  Reichstag  existierte  mehr  im  Prinzip  als  in  der  Realität. 
Das  ist  jetzt  geändert  worden.  Das  Gleichgewicht  ist 
völlig  hergestellt,  wenn  nicht  sogar  nach  der  anderen  Seite 
hin  verrückt.  Dies  ist  der  Kernpunkt  der  Entwicklung. 
Sie  stellt  große  Ansprüche  an  die  Mäßigung  des  Reichs- 
tages. Diese  Mäßigung  wurde  auch  nicht  verleugnet,  weder 
von  den  Reichsständen  von  1809  noch  von  den  Kammern 
von  1866.  Möge  man  dies  auch  von  den  neuen  Kammern, 
die  im  Jahre  1909  bestätigt  wurden,  sagen  können. 

§  66. 
Das    Reichsschuldenkontor    verbleibt   unter    der 
Leitung,  Aufsicht  und  Verwaltung  des  Reichstages; 
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und  da  derselbe  die  Verantwortung  für  die  Schulden 
des  Reiches,  die  unter  der  Verwaltung  des  Reichs- 
schuldenkontors stehen,  auf  sich  genommen  hat, 
so  soll  er,  nachdem  die  Lage  und  die  Bedürfnisse 
des  Kontors  gehörig  festgestellt  worden  sind,  durch 
eine  besondere  Bewilligung  die  Mittel  beschaffen, 
die  zur  Bezahlung  dieser  Schulden  notwendig  be- 
funden werden,  damit  der  Kredit  des  Reiches  auf- 
recht erhalten  und  gewahrt  werde. 

§  67. 

Der  Stellvertreter  des  Königs  bei  dem  Reichs- 
schuldenkontor wohnt  den  Sitzungen  der  Bevoll- 
mächtigten nur  dann  bei,  wenn  diese  den  Wunsch 
ausdrücken,  mit  ihm  in  Beratung  zu  treten. 

§  68. 

Die  zum  Reichsschuldenkontor  gehörenden  und 
für  dasselbe  veranschlagten  Mittel  sollen  unter 
keinem  Vorwande  und  unter  keiner  Bedingung  zu 
anderen  Zwecken  verwendet  werden,  als  wozu  sie 
der  Reichstag  bestimmt  hat.  Jede  Verfügung,  die 
dagegen  streitet,  ist  kraftlos. 

Diese  drei  Paragraphen,  66  bis  68,  behandeln  die 
Reichsschulden,  die  etwas  anderes  sind  als  die  Schulden 
des  Reichshaushaltsetats,  die  im  §  58  erwähnt  und  die 
—  übrigens  unbedeutend  —  zu  dem  unter  der  Leitung 
des  Königs  stehenden  allgemeinen  Staatshaushalt  gehören. 
Denn  dieser,  d.  h.  das  Budget  und  seine  Verwaltung,  und 
die    Reichsschuldenverwaltung    sind    verschiedene    Dinge. 
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Hier  werden  über  das  Reichsschuldenwesen  und  die  Be- 
hörde, die  dessen  Verwaltung  unter  sich  hat,  Bestimmungen 
getroffen,  während  von  dem  Recht,  für  Rechnung  des 
Staates  Anleihen  aufzunehmen,  im  §  76  die  Rede  ist. 
Beides  aber,  sowohl  die  Belastung  des  Reiches  mit  Schulden 
als  auch  deren  Verwaltung,  kommen  allein  dem  Reichs- 
tage zu. 

Dies  ist  wieder  ein  für  die  Verfassung  Schwedens 
eigentümlicher  Zug.  Aber  er  wird  durch  seine  Geschichte 
erklärt.  Die  Reichsschulden  haben  nämlich  eine  bedeut- 
same Rolle  in  der  späteren  Entwicklung  der  Verfassung 
gespielt,  eine  bei  weitem  größere  als  Besteuerung  und 
Steuerrecht. 

Die  Entstehung  des  Reichsschuldenwesens,  getrennt 
von  dem  Budget,  als  ein  besonderer  Zweig  des  Staatshaus- 
haltes geht  in  Karls  XI.  Zeit  zurück.  Damals  wurde  der 
Grund  dazu  gelegt,  nicht  mit  Absicht,  aber  infolge  der  Art 
und  Weise,  wie  die  Staatsschulden  liquidiert  und  wie  das 
übrige  Finanzwesen  des  Reiches  geregelt  wurde. 

Kurz  nach  dem  Ende  des  dänischen  Krieges  1679 
wurde  die  Schuld  der  Krone  zu  ungefähr  44  Millionen 
Daler  in  Silber  berechnet,  eine  für  die  damalige  Zeit  be- 
deutende Summe.  Ein  Hauptziel  der  Haushaltungskunst 
Karls  XI.  war,  diese  Schuld  abzuzahlen,  was  ihm  auch 
zum  großen  Teil  gelang.  Die  Schuld  war  bei  seinem  Tode 
auf  11^/2  Millionen  heruntergebracht  worden.  Dies  war 
auf  zwei  Wegen  geschehen:  teils  durch  Kürzung  und 
Streichung  der  Ansprüche  inländischer  Personen  in  Zu- 
sammenhang mit  der  großen  Reduktion,  teils  durch  be- 
sondere von  den  Ständen  bewilligte  Mittel.  Zu  gleicher 
Zeit  wurde  der  Reichshaushalt  sowohl  in  Ausgaben  als 
Einnahmen  ganz  unabhängig  von  der  Schuldenlast  des 
Staates  geordnet  und  schließlich  in  dem  Reichsetat  von  1696 
zusammengefaßt.  Damit  war  eine  Scheidung  durch- 
geführt zwischen  der  Verwaltung  der  Reichsschulden  und 
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des  übrigen  Staatshaushalts,  die  mit  kurzer  Unterbrechung 
bis  zu  unseren  Tagen  bestanden  hat. 

Denn  wie  auch  die  Zeiten  wechselten  und  die  Staats- 
schulden wuchsen,  so  wollte  man  doch  den  wohlgeordneten 
Plan  von  1696  des  gewöhnlichen  Budgets  nicht  verrücken. 
Die  Staatsschuld  wurde  außerhalb  desselben  gehalten  und 
mußte  daher  besonders  verwaltet  werden.  Schon  ein  Jahr 
nach  dem  Tode  Karls  XII.,  wo  man  außer  dem  Münzwesen 
auch  die  wieder  bedeutend  angewachsene  Reichsschuld 
(60  bis  70  Millionen  Daler  schwed.  M.)  zu  ordnen  ver- 
suchen mußte,  richtete  man  also  für  diesen  Zweck  ein 
,,Comptoir  der  Reichsstände"  ein.  Allerdings  wurde  dieses 
bei  dem  Reichstag  von  1765/66  mit  der  Generalstaats- 
kasse, die  die  übrigen  Finanzen  der  Krone  und  das  Budget- 
wesen unter  sich  hatte,  vereinigt,  weil  die  rücksichtslose 
Art  und  Weise  der  Hutpartei,  Schulden  zu  machen,  die 
Verwaltung  des  Kontors  in  Mißkredit  gebracht  hatte.  Aber 
Gustav  III.  mußte  1777  wiederum  die  Verwaltung  der 
Reichsschuld  einer  besonderen  Kommission  überweisen; 
und  im  Jahre  1789  war  er,  um  die  Garantie  der  Stände 
für  die  während  des  Krieges  mit  Rußland  und  Dänemark 
bedeutend  vergrößerten  Schulden  zu  erlangen,  genötigt, 
die  Verwaltung  derselben  wieder  ihnen  zu  übergeben.  Das 
noch  bestehende  Reichsschuldenkontor  wurde  nun  ein- 
gerichtet ,,zur  Erleichterung  Unserer  vielen  wichtigen  und 
dringenden  Sorgen",  wie  es  hieß.  Aber  diese  Worte  ver- 
decken schlecht  die  Niederlage,  die  diese  Anordnung  in 
sich  birgt,  mitten  in  dem  sonst  siegreichen  Verfassungs- 
kampf des  Königs,  der  mit  dei  Vereinigungs-  und  Sicher- 
heitsakte endete. 

Eine  ursprünglich  administrative  und  finanzielle 
Trennung  wurde  auf  diese  Weise  in  eine  staatsrechtliche 
verwandelt.  Die  Anregung  zu  dieser  Verwandlung  war 
übrigens  schon  gewissermaßen  in  ,,den  besonderen  Be- 
willigungen"   früherer    Zeiten,    die    oben    unter    §    60    er- 
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wähnt  wurden,  zu  finden.  Denn  von  der  Zeit  an,  da  man 
mit  einer  geordneten  Verwaltung  der  Reichsschuld  be- 
gonnen hatte,  wurden  von  den  Ständen  Bewilligungen  zu 
eben  diesem  Zwecke,  ohne  Vermischung  mit  solchen,  die 
für  die  gewöhnlichen  Bedürfnisse  des  Etats,  Krieg  u.  a. 
gegeben  wurden,  verlangt.  Zuletzt  geschah  dies  auf  dem 
Reichstage  in  Norrköping  1800,  wo  eine  große  Schätzung 
alles  Eigentums  mit  darauf  folgender  Besteuerung  be- 
schlossen wurde.     Auf  diesen  Gebrauch  gehen  die  Worte 

in  §  66  zurück:    ,,so  soll  der  Reichstag durch 

eine  besondere  Bewilligung  die  Mittel  beschaffen,  die  zur 
Bezahlung  dieser  Schulden  notwendig  befunden  werden." 
Auch  die  Garantie  für  die  Reichsschuld,  die  die  Stände 
während  der  Freiheitszeit  natürlich  übernommen  hatten, 
konnte,  als  sie  im  Jahre  1789  wieder  gefordert  und  ge- 
geben wurde,  zur  Übernahme  der  Verwaltung  derselben 
von  den  Ständen  führen.  §  66  weist  ganz  deutlich  auf  den 
Zusammenhang  des  einen  Umstandes  mit  dem  andern 
mit  den  Worten  hin:  ,,und  da  der  Reichstag  die  Verant- 
wortung für  die  Schulden  des  Reiches,  die  unter  der  Ver- 
waltung des  Reichsschuldenkontors  stehen,  auf  sich  ge- 
nommen hat." 

Auf  diese  eben  angedeutete  Weise  wurde  ein  wichtiges 
Gebiet  des  Staatshaushalts,  das  der  Reichstag  ganz  allein 
beherrscht,  geschaffen,  und  die  §§  67  und  68  bezeugen 
den  Eifer,  mit  dem  man  1809  jeglicher  Beeinträchtigung 
in  dieser  Beziehung  vorbeugen  wollte.  Und  davon  ging 
man  auch  künftighin  nicht  mehr  ab,  obwohl  der  Staat 
lange  Zeit,  von  1815  bis  1857,  so  gut  wie  gar  keine  Schulden 
mehr  hatte,  die  besonderen  Bewilligungen  für  die  Reichs- 
schuld aufhörten  und  alle  Steuereinkünfte  seit  1873  der 
Generalstaatskasse  überwiesen  wurden.  Das  Reichs- 
schuldenkontor ist  dadurch  eine  kräftige  Stütze  für  den 
Dualismus  in  der  Verfassung  geworden.  Bemerkenswert 
ist  es  nur,  daß  diese  Stütze  lange  Jahre  vor  1809  existierte 
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und  ihre  Entstehung  nur  einer  rein  technisch-finanziellen 
Anordnung  verdankt.  Wir  werden  finden,  daß  etwas 
Ähnliches  auch  bei  der  Reichsbank  und  ihrer  Verwaltung 
der  Fall  ist. 

Der  Dualismus  in  der  Verfassung  vom  Jahre  1809 
hat  mehrere  Wurzeln,  die  sich  tief  in  unsere  Geschichte 
erstrecken. 

§  69. 

Wenn  die  Anträge  des  betreffenden  Ausschusses 
über  die  Feststellung  des  Etats  oder  über  die  dem 
entsprechende  Summe  der  Bewilligungen  oder  über 
die  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Reichsschulden- 
kontors oder  über  die  Bestimmungen  für  die  Leitung 
und  Verwaltung  dieses  Kontors  dem  Reichstag  vor- 
gelegt werden,  so  soll,  was  die  Behandlung  der 
von  den  Ausschüssen  abgegebenen  Vorschläge  be- 
trifft, nach  den  Vorschriften  der  Reichstagsordnung 
verfahren  werden.  Fassen  aber  die  Kammern  ab- 
weichende Beschlüsse,  die  sich  nicht  ausgleichen 
lassen,  so  stimmen  sie  nochmals  getrennt  über  die 
Beschlüsse,  die  jede  von  ihnen  vorher  gefaßt  hat,  ab. 
Die  Stimmen  der  beiden  Kammern  werden  dann 
zusammengezählt  und  diejenige  Meinung,  welche 
die  Mehrzahl  für  sich  hat,  wird  als  Beschluß  des 
Reichstages  angesehen. 

§  70. 

Wenn  über  Fragen,  welche  die  Leitung  und 
Verwaltung  oder  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
der    Reichsbank    oder    die    Decharge    der    Bevoll- 
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mächtigten  derselben  betreffen,  die  Kammern  ab- 
weichende Beschlüsse  fassen,  so  sollen  sie,  wie 
im  vorhergehenden  Paragraphen  angegeben,  jede 
für  sich  darüber  abstimmen. 


§  71. 

Auf  dieselbe  Weise  wird  verfahren,  wenn  die 
Kammern  sich  über  die  Grundlage  einer  Bewilligung 
und  ihre  Auslegung,  über  die  Verteilung  der  Be- 
willigung und  ihre  Erhebung  nicht  einigen  können. 

In  diesen  drei  Paragraphen,  69  —  71,  wird  die  Auf- 
gabe gelöst,  in  einem  Reichstage  mit  vier,  später  mit 
zwei  gleichberechtigten  Kammern  einen  gemeinsamen 
Beschluß  in  den  Fragen,  die  entschieden  werden  müssen 
und  nicht  unerledigt  bleiben  dürfen,  zuwegezubringen. 

Schon  seit  der  Zeit,  wo  die  Stände  einberufen  wurden, 
um  eigene  Beschlüsse  zu  fassen  —  nicht  nur,  um  solche 
zu  erfahren  oder  durch  den  Rat  und  Zustimmung  die  Maß- 
regeln des  Königs  zu  unterstützen  —  war  das  Zustande- 
kommen eines  einheitlichen  Beschlusses  der  vier  Stände 
oft  eine  schwierige  Sache.  Gustav  II.  Adolf  suchte  die 
äußeren  Formen  dabei  durch  seine  sog.  Reichstagsordnung 
von  1617  zu  regeln.  Diese  fußt  jedoch  auf  der  älteren 
Auffassung,  die  den  Reichstag  nur  als  Ratgeber  kennt. 
Die  Stände  können  vor  dem  Könige  ihre  Ansichten  über 
die  Vorschläge  der  Krone,  wenn  sie  abweichend  sind, 
verteidigen,  ,, damit  man  sie,  nachdem  die  Gründe  und 
Gegengründe  gehört  worden,  besser  miteinander  ver- 
gleichen und  sehen  kann,  welche  den  besten  Grund  hat; 
dabei  soll  man  versuchen,  sie  zu  vereinigen,  geht  dies 
nicht,  wird  S.  K.  M.  davon  nehmen,  was  am  besten  ist." 
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Wenn  aber  der  Reichstag  schon  zur  Zeit  dieses  Königs 
anfing,  selbständig  sowohl  in  Bewilligungs-  als  anderen 
Fragen  zu  beschließen,  so  mußten  andere  Formen  ange- 
wendet werden.  Gewöhnlich  pflegte  dann  der  Rat  mit 
den  verschiedenen  Ständen  zu  verhandeln,  um  auf  diese 
Weise  einen  gemeinsamen  Beschluß  zu  erzielen.  Bei 
Bewilligungen  und  Beihilfen  jedoch  verlangte  man  in  der 
Regel  keinen  gemeinsamen  Beschluß,  sondern  jeder  Stand 
für  sich  gab  seine  besondere  Bewilligung,  obwohl  der 
Beschluß  darüber  in  den  gemeinsamen  Reichstagsabschied 
eingerückt  wurde,  oft  von  einem  Nebenabschied  jedes 
einzelnen  Standes  begleitet.  Die  Stände  begannen  jedoch 
bald  miteinander  gegenseitig  zu  verhandeln,  sowohl  über 
Bewilligungen  als  über  andere  Dinge.  Dieses  Verfahren 
wurde  schon  während  der  ersten  Vormundschaftsregierung 
(1632 — 44)  das  übliche  für  das  Zustandekommen  der 
Reichstagsbeschlüsse  dieser  Zeit.  Der  ,, geheime  Ausschuß" 
war  der  eigentliche  Schauplatz  dieser  Verhandlungen  und 
dadurch  auch  für  die  Beschlüsse  des  Reichstages. 

Als  nun  die  Stände  nach  dem  Tode  Karls  XII.  die 
Macht  im  Staate  an  sich  rissen  und  regierende  Stände 
wurden,  mußten  die  Formen  für  die  Beschlußfassung  noch 
mehr  entwickelt  und  befestigt  werden.  Schon  die  neue 
Reichstagsordnung  bestimmt  darüber  in  §  17:  ,,Bei  den 
Sachen,  die  bei  sämtlichen  Ständen  zur  Behandlung  kom- 
men, soll  jeder  Stand  für  sich  sein  besonderes  Votum  ab- 
geben, wodurch  der  Beschluß  in  jeder  Sache  von  den  vier 
Stimmen  der  Stände  abhängt;  das,  worüber  sie  entweder 
einstimmig  übereingekommen  sind,  oder  wofür  die  meisten 
Stände  gestimmt  haben,  ausgenommen  Beschlüsse  über 
die  Freiheit  der  Reichsstände  und  die  wohlerworbenen 
Privilegien  jedes  einzelnen  Standes,  die  alle  vier  Stimmen 
haben  müssen,  soll  stets  als  der  Beschluß  der  Stände  gelten, 
wogegen  der  Stand,  der  eine  abweichende  Ansicht  hat, 
sich   dann   auf   keinerlei   Weise   auflehnen   darf."      Wenn 
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verschiedene  Meinungen  geäußert  werden,  gilt  also  der 
Beschluß  dreier  Stände  als  der  des  Reichstages,  außer  wo 
es  sich  um  Fragen  ,,der  Freiheit  der  Reichsstände"  und  der 
Standesprivilegien  handelt.  Hieraus  entwickelte  sich  der 
Grundsatz,  daß  man  die  Einwilligung  aller  vier  Stände  bei 
den  Fragen,  die  die  Grundgesetze  berühren,  verlangte, 
—  was  1766  gesetzlich  bestätigt  wurde  —  ebenso  betreffs  Be- 
willigungen. Denn  drei  Stände  dürfen  nicht  den  vierten 
Stand  besteuern,  wie  damals  gesagt  wurde.  Nur  auf  dem 
Wege  der  Verhandlung,  ,, durch  unsere  errichtete  Ver- 
einigung", wie  es  oft  hieß,  konnte  ein  gemeinsamer  Be- 
schluß darin  herbeigeführt  werden.  Daß  es  aber  zuweilen 
ein  schweres  Stück  Arbeit  war,  besonders  die  Zustimmung 
der  Bauern  zu  Bewilligungen  und  Beihilfen  zu  erhalten, 
beweisen  die  Reichstagsakten  jener  Zeit  genugsam.  Das 
Beschlußrecht  der  Stände  hatte  indessen  zum  großen  Teil 
der  geheime  Ausschuß  an  sich  gerissen,  wo  gleichwohl 
jeder  Stand  für  sich  abstimmte.  In  den  Beschlüssen  der 
Reichstage  wurden  jedoch  jetzt  nicht  diejenigen  der  ein- 
zelnen Stände  erwähnt,  sondern  alles  geht  unter  dem 
Namen  der  Reichsstände.  Diese  Bestimmungen  über  die 
Beschlüsse  wurden  in  der  Hauptsache  von  Gustav  HI.  auf 
dem  Reichstage  1786  anerkannt,  ungeachtet  er  selbst  am 
liebsten  zu  den  einfachen  Regeln  des  Jahres  1617  zurück- 
gekehrt wäre. 

Im  Jahre  1809  erhielt  die  vorhergehende  Entwicklung 
in  dieser  Sache  ihren  natürlichen  Abschluß.  Das  Resultat 
geht  am  deutlichsten  aus  den  Bestimmungen  in  §  75  der 
Reichstagsordnung  von  18 10  hervor,  wo  es  heißt:  ,,Die 
Annahme,  Aufhebung,  Veränderung  oder  Erklärung  der 
Grundgesetze  erfordert  den  übereinstimmenden  Beschluß 
sämtlicher  Reichsstände  und  die  Sanktion  des  Königs. 
Für  Beschlüsse  in  allen  übrigen  Angelegenheiten,  die  Fälle 
ausgenommen,  über  die  in  der  Regierungsform  §§  66,  69, 
70,   71   und  72  besonders  bestimmt  wird,  gilt,  außer  der 
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Einwilligung  des  Königs,  die  Meinung  dreier  Stände; 
sollten  aber  zwei  Stände  gegen  zwei  stehen,  so  verfällt 
die  Frage,  und  es  verbleibt  bei  der  früheren  Bestimmung 
darüber,  ohne  daß  sie  aufs  neue  auf  demselben  Reichstage 
zur  Behandlung  aufgenommen  werden  kann.  Ist  jedoch 
die  Frage  so  beschaffen,  daß  sie  nicht  unerledigt  bleiben 
darf,  wird,  wie  im  §  73  verordnet  ist,  verfahren."  Und 
im  §  73  jener  Reichstagsordnung  wird  vorgeschrieben,  daß, 
wenn  bei  abweichenden  Meinungen  der  Stände  der  Ver- 
such zum  Ausgleiche  fruchtlos  war,  derjenige  Ausschuß, 
zu  dessen  Gebiet  der  Fall  gehört,  verstärkt  werden  soll, 
,,so  daß  die  Mitgliederanzahl  jeden  Standes  dreißig  beträgt, 
die  gemeinsam  und  nicht  nach  Ständen  über  die  Streit- 
frage abstimmen  —  —  und  mit  dem  Recht  der  Reichs- 
stände über  dieselbe  zu  entscheiden  haben.*' 

Es  sind  zwei  bedeutsame  Neuerungen,  die  hiermit  in 
die  Verfassung  eingeführt  werden,  aber  beide  sind  organisch 
aus  dem  Bestehenden  erwachsen.  Die  eine  ist,  daß  die 
Bewilligungen  nicht  mehr  von  jedem  einzelnen  Stande, 
sondern  von  der  Gesamtheit  der  Stände  beschlossen  werden 
sollen,  die  zweite  ist  die  gemeinsame  Abstimmung, 
Die  Erinnerung  an  die  Schwierigkeiten,  die  man  früher  ge- 
habt hatte,  zu  einem  Beschluß  zu  gelangen,  besonders  in 
ökonomischen  Fragen,  hatte  also  den  Gedanken  gemein- 
saam  zu  votieren,  aber  nicht  in  den  Ständen,  ebensowenig 
in  den  gewöhnlichen  Ausschüssen,  denen  man  ihr  früheres 
Beschlußrecht  genommen  hatte,  sondern  in  einem  verstärkten 
Ausschuß  reifen  lassen.  Dabei  aber  beging  man  den  Fehler, 
die  Fälle,  wo  eine  solche  Abstimmung  stattfinden  sollte, 
nicht  genügend  abzugrenzen,  nämlich  zu  Fragen,  die  der 
Natur  der  Sache  nach  nicht  unerledigt  bleiben  dürfen,  wie 
die  Regelung  der  Finanzen  und  andere  dahingehörige. 
Auch  wurde  die  neue  Einrichtung  mit  der  alten,  aus  der 
sie  hervorging  und  die  sie  ersetzen  sollte  —  dem  Ausgleich 
—   vermengt.      Dies   alles   verursachte    viel    Streit   in    der 
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folgenden  Zeit.  Es  wurde  daher  als  ein  großer  Gewinn 
betrachtet,  als  1865/66  die  gemeinsame  Abstimmung  auf 
die  in  diesen  Paragraphen  angegebenen  Fälle  beschränkt 
und  damit  vereinfacht  wurde. 

Von  den  Angelegenheiten,  zu  welchen  die  gemeinsame 
Votierung,  gemäß  der  ursprünglichen  Fassung  dieser 
Paragraphen  und  der  Reichstagsordnung  von  1810,  an- 
gewendet werden  soll,  waren  ,,die  Bewilligungsfragen"  die 
wichtigsten.  Vor  allen  Dingen  war  es  notwendig,  mit  den 
alten  Grundsätzen,  die  früher  im  Gebrauch  waren,  und 
die  während  der  Freiheitszeit  Sanktion  erhalten  hatten,  zu 
brechen.  Der  Konstitutionsausschuß  vom  Jahre  1809 
äußert  darüber  ,, seine  Hoffnung,  daß  künftig  keine  be- 
sondere Besteuerung  einzelner  Stände  vorkommen,  sondern 
daß  die  Bewilligungsmaßregeln  allgemein  werden  sollen." 
Und  in  der  alten  Fassung  des  §  71  wird  ausdrücklich  der 
Fall  erwähnt,  daß  ,, wider  Erwarten  irgendein  Reichsstand 
sich  allein  der  Beteiligung  an  der  festgesetzten,  vom  Be- 
willigungsausschuß vorgeschlagenen  Bewilligungssumme  zu 
entziehen  versuchen  sollte."  Um  eine  Wiederholung  dieses 
Verfahrens  zu  verhindern,  mußten  sowohl  die  Verteilung 
der  Bewilligungen  auf  die  Steuerpflichtigen  als  die  Gründe 
dafür  der  gemeinsamen  Votierung  unterstellt  werden.  Die 
vorgeschriebene  Art  und  Weise  dieses  Verfahrens  zeigt 
indessen,  wie  vorsichtig  man  den  neuen  Grundsatz  zur 
Anwendung  kommen  ließ. 

Ein  anderer  Gegenstand  gemeinsamer  Votierung  ist 
ferner  ,,die  dementsprechende  Summe  der  Bewilligungen" 
(§  69),  oder  ,,die  Summe,  die  durch  Bewilligungen  auf- 
gebracht werden  soll,"  der  kein  Stand  sich  entziehen  darf, 
wie  in  den  §§70  und  71  ursprünglich  gesagt  wurde.  Diese 
verschiedenen  Worte  zeigen,  daß  man  1809  nur  an  die 
sog.  allgemeine  Bewilligung  (die  Einkommen-  und  Ver- 
mögenssteuer) dachte,  nicht  an  die  übrigen  in  §  60  auf- 
gezählten sog.  speziellen  Bewilligungen,  wie  Zölle,   Post- 
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gelder  usw.  Man  hatte  die  Erfahrungen  früherer  Zeiten 
vor  Augen  und  faßte  die  Paragraphen  danach  ab.  Aber 
die  neuen  Bewilligungen  waren  nicht  ausdrücklich  von 
der  gemeinsamen  Votierung  ausgenommen,  darum  wurden 
sie  ohne  weiteres  ganz  wie  die  allgemeine  behandelt.  Zölle 
und  Portoabgaben  sind  folglich  auch  dieser  Votierung 
unterworfen,  wenn  sie  auch  nicht  zu  den  Angelegenheiten 
gehören,  ,,die  nicht  unerledigt  bleiben  dürfen."  Die  ge- 
meinsame Votierung  hat  also  in  diesem  Falle  größere  An- 
wendung gefunden,  als  man  anfänglich  dachte. 

Die  Angabe  der  Bewilligungssumme  setzt  schließlich 
die  Feststellung  der  Ausgaben  und  die  Berechnung  der 
Einnahmen  voraus.  Beide  Dinge  werden  unter  der  Be- 
zeichnung ,, Feststellung  des  Etats"  zusammengefaßt  und 
unterliegen  also  der  gemeinsamen  Votierung,  mit  der 
Einschränkung  für  ordentliche  Ausgaben  und  Einnahmen, 
wie  sie  bei  den  §§62  und  59  angedeutet  wurde.  In  der 
Reichstagsordnung  von  1866,  §  65,  werden  alle  hier  ge- 
nannten Gegenstände  einer  solchen  Votierung  in  die 
Worte:  ., Staatsausgaben  oder  Bewilligungen"  zusammen- 
gefaßt. Außerdem  soll,  falls  nötig,  über  die  Angelegen- 
heiten des  Reichsschuldenkontors  und  der  Reichsbank 
gemeinsame  Votierung  stattfinden. 

In  den  übrigen  Fällen,  wo  ein  gemeinsamer  Beschluß 
notwendig  ist,  wie  bei  der  Wahl  der  verschiedenen  Ver- 
trauensmänner des  Reichstages,  werden  Komitees  ein- 
gesetzt, welche  statt  der  Stände,  gegenwärtig  statt  der 
Kammern,  abstimmen. 

§   72. 

Die  Reichsbank  verbleibt  unter  der  Garantie 
des  Reichstages  und  wird  durch  Bevollmächtigte 
nach  dem  vom  König  und  Reichstag  gemeinsam 
gegebenen  Gesetz  verwaltet. 
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Bevollmächtigte  der  Reichsbank  sollen  sieben 
sein,  von  denen  der  König  für  drei  Jahre  einen  nebst 
einem  Stellvertreter  ernennt,  während  die  übrigen 
sechs  Bevollmächtigten  und  drei  Stellvertreter  vom 
Reichstag  auf  die  Zeit  und  in  der  Weise,  wie  es 
die  Reichstagsordnung  bestimmt,  gewählt  werden. 
Der  vom  König  ernannte  ordentliche  Bevollmäch- 
tigte soll  Vorsitzender  der  Bevollmächtigten  sein, 
darf  aber  keine  andere  Befassung  mit  der  Ver- 
waltung der  Reichsbank  haben.  Der  Bevollmäch- 
tigte, dem  der  Reichstag  die  Decharge  verweigert 
hat,  soll  sein  Amt  niederlegen.  Die  vom  König 
für  den  Bevollmächtigten  oder  seinen  Stellvertreter 
erlassene  Ernennung  kann  widerrufen  werden,  wenn 
es  der  König  für  gut  befindet. 

Die  Reichsbank  allein  hat  das  Recht,  Papier- 
geld auszugeben,  welches  als  Reichsmünze  aner- 
kannt wird.  Dieses  Papiergeld  soll  auf  Verlangen 
von  der  Bank  zu  seinem  Nennwert  mit  Gold  ein- 
gelöst werden. 

Neben  der  Generalstaatskasse  und  dem  Reichsschulden- 
kontor steht  als  ein  dritter  selbständiger  Zweig  der  schwe- 
dischen Finanzverwaltung  die  Reichsbank.  Auch  diese 
hat  nicht  geringen  Einfluß  auf  die  Ausbildung  der  Ver- 
fassung geübt. 

Die  Vorläuferin  der  Reichsbank  ist  die  von  Palmstruch 
1656  mit  König!.  Privilegium  ,,nach  löblichen  Beispielen 
anderer  Staaten"  errichtete  Wechsel-  und  Leihbank,  Als 
diese  nach  kurzer  Zeit  in  bedrängte  Lage  geriet,  hielten 
die  Stände  1668  bei  S.  K.  M.  darum  an,  sie  zu  übernehmen, 
was  mit  folgenden  Worten  bewilligt  wurde:  ,, darum  haben 
F  a  h  1  b  e  c  k ,   Die   Regierungsform  Schwedens  14 
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Wir für  gut  gefunden allergnädigst  den 

sämtlichen  Reichsständen  die  oben  erwähnte  Wechsel-  und 
Leihbank  in  Auftrag  zu  übergeben  und  zu  überlassen, 
daß  sie  sich  derselben  annehmen  und  über  deren  Errichtung, 
Anlegung  und  Verwaltung  derartig  verordnen  und  be- 
schließen mögen,  wie  sie  es  zur  Beförderung  dieser  Ein- 
richtung und  zum  allgemeinen  Besten  für  nützlich  und 
ratsam  halten."  Zu  gleicher  Zeit  wurden  der  Bank  als 
,, Kasse"  der  Krone  alle  Mittel,  die  nach  Stockholm  ein- 
bezahlt wurden,  und  die  die  Regierung  nicht  unmittelbar 
brauchte,  zugesichert.  Auch  die  Mündelgelder  sollten  ihr 
anvertraut  werden. 

Somit  hatte  Schweden  eine  Nationalbank  erhalten,  die 
hundert  Jahre  die  einzige  im  Reiche  verblieb.  Eigentüm- 
lich war  es,  daß  sie  den  Reichsständen  zu  eigen  gehörte 
und  ganz  und  gar  unter  ihre  Verwaltung  und  Fürsorge 
gestellt  wurde.  Dies  war  indessen  eine  Folge  der  Art  und 
Weise  der  Fundierung  de-'selben.  Kein  Kapital  wurde 
dabei  als  Grundfonds  eingesetzt,  aber  die  Stände  über- 
nahmen sowohl  für  die  in  die  Bank  eingelegten  Gelder  wie 
überhaupt  für  alle  Verbindlichkeiten  derselben  die  Ver- 
antwortung. Sie  ernannten  sofort  sechs  Bevollmächtigte 
und  erließen  die  weitläufige  ,, Bankordnung"  vom  22.  Sep- 
tember 1668  für  die  Leitung  und  Verwaltung  der  Bank. 
Die  Bauern,  welche  sich  dahin  äußerten,  ,, keinen  Begriff 
von  Bankgeschäften  zu  haben  und  nichts  damit  zu  schaffen 
haben  zu  wollen",  wurden  von  jeder  Befassung  mit  der 
Bank,  sowie  auch  vom  Bankausschuß  bei  den  Reichstagen 
ausgeschlossen.  Und  dabei  blieb  es  bis  zum  Reichstage 
in  Norrköping  im  Jahre  1800,  wonach  die  Bauern  gegen 
die  Übernahme  derselben  Verantwortlichkeit  wie  die  drei 
höheren  Stände  an  der  Verwaltung  der  Reichsbank  teil- 
nehmen durften. 

Die  Bank  der  Reichsstände  hat  besonders  zur  Frei- 
heitszeit bedeutend  dazu  beigetragen,  sowohl  die  schwachen 
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Finanzen  des  Reichs  als  auch  die  Ökonomie  des  Landes 
zu  stützen.  Aber  das  Papiergeld,  dessen  Anwendung  man 
vom  Jahre  1701  an  rechnen  kann,  wurde  auch  hier  wie 
anderswo,  als  es  zuerst  in  Gebrauch  kam  und  die  Hoffnung, 
Kapital  schaffen  zu  können,  erweckte,  eine  Quelle  großen 
Unheils.  Schon  1745,  als  die  Hutpartei  die  Staatsgeschäfte 
leitete,  konnte  die  Bank  ihre  Noten  nicht  mehr  einlösen, 
und  im  Jahre  1776  kam  es  zu  der  ersten  ,, Realisation", 
d.  h.  Bankrott,  und  die  Banknoten  wurden  auf  50  % 
herabgesetzt. 

Das  zweite  Fallit  kam  zumeist  als  Folge  der  großen 
Vorschüsse  an  die  Krone  während  der  Zeit  Gustav  IV. 
Adolfs  (1802 — 1808)  und  endete  1834,  wo  die  Bank- 
noten mit  37^/2%  ihres  Wertes  eingelöst  wurden.  Die 
seit  1789  von  dem  Reichsschuldenkontor  ausgegebenen 
sog.  Reichsschuldbanknoten,  die  zur  Deckung  der  Staats- 
schulden dienten,  brachten  gleichzeitig  nur  25  "^q.  In- 
dessen sah  man  schon  1809  die  Zweckwidrigkeit  des  Be- 
stehens von  zweierlei  Arten  Papiergeld,  die  beide  als  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  galten,  ein.  Darum  der  letzte  Satz 
in  diesem  Paragraphen.  Doch  wurde  diese  Bestimmung 
nicht  so  aufgefaßt,  daß  sie  der  Reichsbank  das  Monopol 
der  Banknoten  gewährte,  denn  während  der  Zeit  von  1831 
bis  1903  gab  es  Privatbanken,  die  das  Recht,  Papiergeld 
auszugeben,  hatten.  Aber  seitdem  dieses  Recht  im  letzt- 
genannten Jahre  aufgehoben  wurde,  besitzt  die  Reichs- 
bank tatsächlich  das  erwähnte  Monopol. 

Die  Verwaltung  der  Reichsbank  verblieb  ungestört  in 
den  Händen  der  Stände,  sogar  in  den  Zeiten  des  Absolutis- 
mus, wo  sie  sonst  beiseite  geschoben  wurden.  1809  nahmen 
sie,  wie  natürlich  war,  ihr  Recht  in  dieser  Sache  wahr 
und  haben  auch  nachher  mit  ängstlicher  Fürsorge  dasselbe 
bewacht.  Erst  in  der  Gegenwart  (1897)  wurde  die  Mit- 
wirkung der  Krone  bei  der  Verwaltung  der  Reichsbank 
in  der  Weise,  wie  es  die  jetzige  Fassung  des  Paragraphen 
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angibt,  zugelassen.  Aber  dies  verhindert  nicht,  daß  die 
Reichsbank  noch  immer  dem  Reichstage  allein  untersteht 
und  durch  die  von  ihm  gewählten  Vertrauensmänner,  die 
sechs  Bevollmächtigten,  verwaltet  wird.  Die  ebenfalls  im 
Jahre  1897  erlassene  Bestimmung,  daß  jährlich  zwei  der 
Bevollmächtigten  für  drei  Jahre  und  nicht  wie  früher  bei 
jedem  ordentlichen  Reichstag,  d.  h.  seit  1866  jährlich, 
gewählt  werden  sollen,  beabsichtigt  nur,  der  Zentralbank 
des  Landes  eine  größere  Sicherheit  und  eine  mehr  bank- 
mäßige Leitung  zu  verschaffen. 

Die  Reichsbank  bildet  so  fortdauernd  ein  Glied  in  dem 
Dualismus  der  Verfassung.  Aber  gleich  dem  Reichs- 
schuldenkontor ist  sie  nicht  eine  Frucht  desselben,  sondern 
hat  im  Gegenteil  denselben  vorbereitet.  Die  Grundpfeiler 
dieses  Dualismus  haben  wir  früher  kennen  gelernt  in  dem 
alleinigen  Bestimmungsrecht  des  Reichstages  über  die 
hauptsächlichsten  Einkünfte  der  Krone,  die  Bewilligungen, 
und  in  seiner  großen  Macht  über  das  Budget,  ferner  in  dem 
unbeschränkten  Antragsrecht.  Aber  die  Reichsschulden- 
verwaltung und  die  Reichsbank  liefern  ihm  nicht  un- 
wichtige Stützen.  Wir  werden  später  sehen,  daß  derselbe 
sich  auch  noch  auf  andere  Umstände  gründet. 

§   73. 

Keine  neuen  Auflagen,  Aushebungen  von  Sol- 
daten oder  Requisition  von  Geld  und  Waren  dürfen 
künftig  ohne  den  freien  Willen  und  die  Zustimmung 
des  Reichstages  in  der  oben  erwähnten  Ordnung 
weder  angeordnet  noch  ausgeführt  oder  gefordert 
werden. 

§  74- 

Von  dem  Tage  an,  wo,  gemäß  dem  Beschlüsse 
des  Königs  im  Staatsrat  und  nach  der  Ausfertigung 
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der  Reichstagseinberufung,  die  Kriegsmacht  des 
Reiches  oder  ein  Teil  derselben  mobil  gemacht  wird, 
sei  es  zur  Aufrechterhaltung  der  Neutralität  des 
Reiches,  sofern  diese  bei  einem  Kriege  zwischen 
fremden  Mächten  von  einem  der  Kriegführenden 
bedroht  oder  gekränkt  werden  sollte,  oder  zur  Ab- 
wehr eines  befürchteten  oder  begonnenen  Angriffes, 
bis  zu  dem  Tage,  wo  die  Kriegsmacht  wieder  auf 
Friedensfuß  gesetzt  werden  soll,  hat  der  König  in 
der  Ordnung,  auf  die  Weise  und  unter  den  Be- 
dingungen, sowie  mit  der  Entschädigungspflicht 
für  den  Staat,  wie  sie  in  dem  vom  König  und 
Reichstag  gemeinsam  gestifteten  Gesetz  bestimmt 
werden,  von  Kommunen  oder  Privatpersonen  die 
Lebensmittel  und  andere  Dienstleistungen  zu  fordern, 
die  am  Orte  erhältlich  und  die  zur  Befriedigung 
solcher  notwendigen  Bedürfnisse  des  Heeres  er- 
forderlich sind,  die  auf  keine  andere  Weise  ge- 
nügend schnell  befriedigt  werden  können. 

Die  Kriege,  die  Schweden  geführt,  haben  dem  Volke 
schwere  Bürden  auferlegt,  die  es  meist  mit  großer  Opfer- 
willigkeit getragen  hat.  Man  verlangte  bloß,  ohne  Zwang 
geben  zu  dürfen,  was  die  Sicherheit  des  Landes  beanspruchte. 
Eine  ausdrückliche  Versicherung  in  dieser  Hinsicht  wurde 
zum  ersten  Male  in  der  neueren  Zeit  von  dem  jungen 
Gustav  Adolf  mit  den  bekannten  Worten  in  seinem  Königs- 
gelübde gegeben:  ,,Wir  wollen  auch  keine  Ge-  und 
Verbote  ergehen  lassen  oder  Verordnungen  geben,  was  das 
ganze  Reich  betrifft,  weder  über  Kriegsbeihilfen,  Abgaben, 
Zölle  oder  Wechsel  oder  andere  Auflagen,  noch  Aus- 
hebungen zum  Schutz  und  zur  Verteidigung  des  Reiches 
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ohne  Wissen  und  Rat  des  Reichsrates  und  Einwilligung 
derer,  die  es  angeht." 

Was  Gustav  Adolf  betrifft,  war  eine  solche  Ver- 
sicherung weniger  notwendig.  Aber  sie  befestigte  doch  den 
Grundsatz,  daß  Kriegsbeihilfen  und  Aushebungen  ebenso 
wie  andere  Auflagen  nur  mit  der  Einwilligung  der  davon 
Betroffenen  verlangt  und  gegeben  werden  sollten.  Die 
Errichtung  des  stehenden  Heeres  auf  Grundlage  eines 
Stellungs-  und  Kantonierungswesens,  das  sog.  I  n  d  e  1  - 
ningsverket,  in  der  Zeit  Karls  XL,  das  die  so  be- 
schwerlichen Aushebungen  ersetzen  sollte,  geschah  auch 
mit  der  Einwilligung  der  Gemeinden. 

In  zwei  Zeitabschnitten  der  späteren  Geschichte 
Schwedens  ist  man  nichtsdestoweniger  davon  abgewichen, 
sowohl  was  Geld  als  Mannschaft  betrifft.  Das  erstemal 
geschah  dies  während  der  langen  Kriege  Karls  XII.  Die 
Regierungsformen  und  Königsgelübde  der  Freiheitszeit 
wiederholen  deshalb  die  Versicherung  von  1611  beinahe 
wörtlich,  und  auch  die  Regierungsform  von  1772,  §  45 
sagt  das  Nämliche.  Aber  hier  wird  nach  der  erwähnten 
Versicherung  folgender  Passus  hinzugefügt:  ,,Doch  soll 
bei  dem  unglücklichen  Ereignis,  daß  das  Reich  mit  Heeres- 
macht angegriffen  wird,  eine  Ausnahme  geschehen;  dann 
hat  S.  K.  M.  das  Recht,  die  Maßregeln  zu  ergreifen  und  die 
Schritte  zu  tun,  die  die  Sicherheit  des  Reiches  und  die 
Wohlfahrt  der  Untertanen  erfordern;  sobald  aber  der  Krieg 
aufhört,  sollen  die  Stände  zusammenkommen,  und  die 
neuen  Auflagen,  die  des  Krieges  wegen  auferlegt  waren, 
sogleich  aufhören." 

Das  zweite  Mal,  wo  solche  Maßregeln  vorgenommen 
wurden,  war  im  Jahre  1808,  als  Schweden  treulos  von 
seinen  Nachbarn  überfallen  wurde.  Gustav  IV.  Adolf 
überschritt  indessen  nach  der  eben  angeführten  Bestimmung 
nicht  sein  Recht,  als  er,  ohne  die  Stände  zu  befragen, 
Mannschaften    aushob,    die    Reserve    von    1808,    die    eine 
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traurige  Berühmtheit  erlangte,  und  dem  Lande  Kriegs- 
steuer, zum  letzten  Male,  am  7.  Januar  1809  auferlegte. 
Aber  derartiges  sollte  nun  nicht  mehr  geschehen  dürfen. 

Das  alte  Verbot  gegen  solche  Auflagen  und  Aus- 
hebungen wird  deshalb  in  §  73  wiederholt.  Die  neuen 
Bestimmungen  des  §  63  betreffs  der  Kreditive  machten 
es  übrigens  unnötig  an  dem  Recht  des  Königs,  in  Kriegsfällen, 
ohne  die  Stände  zu  befragen,  derartige  Anstalten  vorzu- 
nehmen, festzuhalten. 

Aber  gleichzeitig  damit,  daß  §  73  diese  aus  älteren 
Zeiten  herstammenden  Bestimmungen  auffrischt,  legt  er 
den  Schlußstein  zu  dem  neuen  Gebote  von  der  Macht  des 
Reichstages  über  die  Besteuerung.  Er  ist  also  eine  nähere 
Auslegung  und  Erweiterung  des  §  57,  was  das  Recht, 
neue  Steuern  aufzuerlegen,  betrifft.  Denn  dieses  Recht 
kommt  nach  §  73  allein  dem  Reichstage  zu. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  allgemeinen  Regel  wird 
indessen  in  §  74  vorgesehen  und  rechtlich  bestätigt.  Denn 
die  Verpflegung  und  der  Transport  der  Truppen  in  der 
Zeit  des  Krieges  und  um  das  Land  zu  schützen,  machen 
es  oft  notwendig,  von  der  Bevölkerung  der  Umgegend 
Lebensmittel  und  andere  Dienstleistungen  zu  verlangen. 
Solche  Requisitionen  sind  in  früheren  Zeiten  als  selbst- 
verständlich betrachtet  worden,  und  sind  auch  in  den 
Bestimmungen  der  Freiheitszeit  über  das  Recht  des  Königs, 
wenn  das  Reich  mit  Krieg  überzogen  wird,  auf  eigene 
Hand  die  notwendigen  Steuern  ausschreiben  zu  dürfen, 
mit  einbegriffen  (R.-F.  1720,  §  6).  Auch  war  es  alter 
Brauch,  zu  bezahlen,  was  auf  diese  Weise  gefordert 
wurde.  Aber  eine  ausdrückliche  Vorschrift  darüber  kommt 
nicht  in  den  früheren  Regierungsformen  vor. 

Nach  der  ursprünglichen  Fassung  desselben  Para- 
graphen sollte  die  Bezahlung  ,,nach  dem  festgesetzten 
Marktpreis  und  unter  Zuschlag  der  Hälfte  des  Betrages" 
geschehen.    Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  wurden  im 
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Zusammenhang  mit  der  großen  Umgestaltung  des  Heer- 
wesens, die  1894  beschlossen  wurde,  in  die  vom  König 
und  Reichstag  gemeinsam  gegebenen  Requisitionsgesetze 
vom  24.  Mai  1895  aufgenommen. 

§  75- 

Die  Marktpreise  werden  jedes  Jahr  von  Depu- 
tierten festgesetzt,  welche  nach  der  vom  Reichstag 
eigens  vorgeschriebenen  Ordnung  gewählt  werden. 
Was  diese  in  jener  Beziehung  festsetzen,  ist  zu  be- 
folgen, es  sei  denn,  daß  eine  Abänderung  nach- 
gesucht und  in  vorgeschriebener  Form  gewährt 
worden  wäre. 

Ein  wunderlicher  Paragraph  in  dem  ersten  Grund- 
gesetz des  Reiches!  Man  wäre  versucht  zu  glauben,  daß 
er  nur  als  Erklärung  des  im  vorhergehenden  Paragraphen 
erwähnten  Marktpreises  gemeint  ist.  Sonst  könnte  man 
meinen,  daß  er  eher  zu  den  Bestimmungen  im  §  113  über 
die  Taxierungsbeamten  gehört.  Aber  er  erinnert  an  Ver- 
hältnisse, die  eine  tiefgehende  Bedeutung  für  das  schwe- 
dische Volk  lange  Zeit  gehabt  und  noch  im  Jahre  1809 
hatten  und  kann  schon  aus  diesem  Grunde  seinen  Platz 
in  der  Verfassung  behaupten. 

Die  ordentliche  Haushaltung  des  Reiches  war  ur- 
sprünglich eine  vollständige  Naturalwirtschaft.  Die  Krone 
erhielt  von  den  Steuerpflichtigen  die  jährlichen  gesetzlichen 
Prästanda  an  Vv^aren  und  Dienstleistungen  und  mußte 
damit  ihre  Ausgaben  bestreiten,  vor  allen  Dingen  die 
Besoldungen  der  Beamten.  Ja,  auch  die  Bewilligungen 
für  außerordentliche  Ausgaben,  wie  die  Abzahlung  der 
Schulden,  Krönungsfestlichkeiten  usw.  wurden,  was  das 
gemeine  Volk  betrifft,  meist  in  natura  gezahlt  —  ,,da  zur- 
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zeit  das  Geld  hierzulande  sehr  knapp  ist",  wie  es  gelegent- 
lich der  Auflage,  die  1526  zur  Bezahlung  der  Lübecker 
Schuld  gefordert  wurde,  hieß. 

Eine  unangenehme,  aber  unvermeidliche  Folge  dieses 
Wirtschaftssystems  war,  daß  es  die  Steuerpflichtigen  in 
unmittelbare  Berührung  mit  den  Unterhaltungsberechtigten 
brachte.  Die  Bauern  in  jeder  Gegend  mußten  ihre  Ab- 
gaben und  Dienste  bei  den  dortigen  Beamten  oder  An- 
stalten (Festungen,  Schlösser  usw.)  erlegen,  und  diese 
erhielten  , .Anweisung"  auf  die  ersteren.  Jahrhundertelang 
lebte  dieser  Gebrauch  fort,  nicht  selten  zu  großer  Bedrückung 
der  Steuerpflichtigen.  Denn  der  Inhaber  der  Anweisung 
konnte  diese  auf  vielfache  Weise  quälen,  nicht  am  wenigsten 
dadurch,  daß  er  den  steuerpflichtigen  Bauer  vor  die  Wahl 
stellte  zwischen  einem  langen  Transport  der  bestimmten 
Kontribution  nach  einer  entfernten  Handelsstadt  oder  einem 
unberechtigt  hohen  Lösegelde.  Nichts  hat  die  Gemüter 
so  erregt  und  unter  dem  Volke  Unzufriedenheit  gegen  die 
Beamten  und  Herren  erweckt,  wie  diese  Art  und  Weise, 
Steuern  und  Löhne  zu  bezahlen.  Die  Klagen  darüber  waren 
ein  immer  wiederkehrender  Punkt  in  den  Beschwerden  der 
Bauern  bei  den  Reichstagen. 

Als  allmählich  die  verbesserten  Kommunikationen 
und  der  reichlichere  Geldvorrat  den  Übergang  zur  Geld- 
wirtschaft erlaubten,  wurden  auch  die  Steuern  in  Geld 
umgewandelt  und  die  Anweisungen  eingestellt.  Aber  es 
dauerte  beinahe  zwei  und  ein  halbes  Jahrhundert,  von  der 
Zeit  Gustav  Adolfs  bis  zu  unseren  Tagen  (1869),  bis  dieser 
Übergang  ganz  durchgeführt  war.  Eine  Hauptfrage  dabei 
war  die,  nach  welchen  Gründen  die  Umwandlungen  ge- 
schehen sollten,  also  welche  Preise  für  die  Steuergegen- 
stände angesetzt  werden  sollten.  In  früherer  Zeit  waren 
es  die  Landesgouverneure,  die  diese  Preise,  Marktpreise, 
wie  sie  genannt  wurden,  bestimmen  sollten.  1731  aber 
wurde  auf  die  Beschwerden  der  Ritterschaft  und  des  Adels 
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hin  verfügt,  daß  „bei  Feststellung  der  Markttaxen  zwei 
Mitglieder  jedes  Standes  in  die  Residenz  des  Landesgouver- 
neurs berufen  werden  sollen,  um  darüber  gehört  zu  werden; 
auch  soll  man  dabei  beachten,  daß  diese  Berufenen  zur 
Hälfte  aus  Personen  bestehen,  die  die  Kontribution  emp- 
fangen, zur  anderen  Hälfte  aus  denen,  die  dieselbe  zahlen". 

1809  wurde  hierin  nur  die  Änderung  getroffen,  daß, 
wie  dieser  Paragraph  sagt,  die  Stände  allein  bestimmen 
sollen,  wie  diese  Deputierten  gewählt  werden.  Zu  gleicher 
Zeit  fiel  die  Teilnahme  des  Landesgouverneurs  an  der 
eventuellen  Abstimmung  fort.  Im  übrigen  blieb  alles  un- 
gefähr, wie  es  früher  gewesen  war,  bis  zu  den  Jahren 
1865/66.  Auch  die  Abstimmung  unter  den  Deputierten 
geschah  bis  1854  nach  Ständen,  wobei  bei  gleicher  Stimmen- 
anzahl der  Mittelwert  der  vorgeschlagenen  Preise  gelten 
sollte,  ein  Verfahren,  das  m.an  schon  im  Mittelalter  an- 
wendete. 

Die  tiefere  Ursache  dieses  Paragraphen,  für  den  kein 
Vorbild  in  älteren  Verfassungen  vorlag,  ist  in  dem  Ge- 
danken zu  suchen,  daß  die  Besteuerung,  gleichwie  sie  vom 
Volke  in  ihren  wichtigsten  Teilen  beschlossen  wird,  so  auch 
von  demselben  durch  seine  erwählten  Vertrauensmänner 
in  ihrer  praktischen  Anwendung  überwacht  werden  soll. 

§   76. 

Der  König  kann  ohne  die  Zustimmung  des 
Reichstages  keine  Anleihen  aufnehmen,  weder  im 
In-  noch  im  Auslande,  noch  darf  er  den  Staat  mit 
neuen  Schulden  belasten. 

Dieser  Paragraph  gehört  mit  den  §§66  68  über 
das  Reichsschuldenkontor  zusammen,  kann  aber  auch 
hier  unter  den  übrigen  Bestimmungen  über  Auflagen  und 
Kontributionen  seinen  Platz  behaupten. 


219       — 

Vor  1809  konnte  der  König,  ausgenommen  natürlich 
während  der  Freiheitszeit,  stets  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit für  die  Rechnung  des  Staates  Anleihen  auf- 
nehmen und  Schulden  machen.  Auch  die  Bezahlung  der- 
selben bewerkstelligte  er  auf  eigene  Faust,  solange  die 
Mittel  dazu  reichten.  Wenn  solche  fehlten,  wurden,  neben 
den  von  den  Landschaftsgemeinden,  später  von  dem 
Reichstag  verlangten  Steuerbewilligungen,  verschiedene 
Auswege  versucht.  Gustav  Vasa  griff  zu  dem^  Eigentum 
der  Kirchen,  um  die  große  Schuld  an  Lübeck  zu  bezahlen, 
und  als  dies  nicht  reichte,  auch  zu  den  überflüssigen 
Kirchenglocken  der  Gemeinden.  Aber  daraus  entstanden 
Unruhen,  die  zur  Vorsicht  mahnten.  Später,  im  Dreißig- 
jährigen Kriege,  wurden  die  Güter  und  Steuerzinsen  der 
Krone  verkauft  oder  verpachtet,  um  die  Anleihen,  die  man 
machen  mußte,  zu  decken.  Aber  diese  Quelle  versiegte 
bald  und  führte  ebenfalls  zu  Streitigkeiten  bei  den  Reichs- 
tagen (1650  und  1655).  Karl  XL  endlich  benutzte  zu 
demselben  Zwecke  die  Mittel,  die  die  große  Reduktion  der 
•Krone  zuführte.  Aber  seit  dieser  Zeit  blieb,  wie  schon 
oft  früher,  nichts  anderes  übrig,  als  bei  den  Ständen  be- 
sondere Bewilligungen  zu  fordern,  um  die  Schulden  ab- 
zahlen zu  können,  wenn  nicht  —  wie  unter  Karls  XIL 
späteren  Regierungsjahren  —  Zwangsanleihen  aufgenom- 
men wurden.  Zuletzt  mußte  Gustav  IIL  den  Ständen  die 
ganze  Verwaltung  der  Schulden  überlassen,  um  sie  1789 
dazu  zu  bewegen,  die  Verantwortung  für  die  Schuld,  die 
er  dem  Reiche  aufgeladen,  zu  übernehmen. 

Damit  wurde  allerdings  nicht  deutlich  ausgesprochen, 
daß  der  König  dem  Recht,  auf  eigene  Hand  das  Reich 
mit  Schulden  zu  belasten,  entsagte,  aber  der  Gedanke  lag 
nahe.  Und  1809  wurde  dieser  verwirklicht  als  ein  Moment 
in  der  damals  stattgefundenen  Teilung  der  Macht  zwischen 
König  und  Reichstag.  Dieser  erhielt  nun  allein  das  Recht, 
Anleihen  aufzunehmen  und  das  Reich  mit  neuen  Schulden 
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ZU  belasten.  Dies  wird  nicht  direkt  in  §  76  gesagt,  aber 
es  versteht  sich  von  selbst,  da  nicht  nur  das  Kontor  des 
Reichstages  die  Schulden  verwaltet,  wozu  vor  allem  die 
Anleihen  gehören,  sondern  auch  dieser  die  Verantwortung 
dafür  übernimmt  (§  66). 

Der  König  hat  rechtlich  nichts  mehr  mit  dieser  Sache 
zu  tun  und  braucht  nicht  einmal  die  Beschlüsse  des  Reichs- 
tages darin  zu  sanktionieren.  Dennoch  pflegt  von  der  Zeit 
an,  wo  Schweden  wieder  diesen  Weg  betreten  mußte 
(von  1850  ab),  indem  es  für  die  Anlegung  der  Eisenbahnen 
fremdes  Geld  brauchte,  der  Reichstag  seinen  Bevoll- 
mächtigten beim  Reichsschuldenkontor  vorzuschreiben,  die 
Bestätigung  S.  K.  M.  über  ,,die  Beschlüsse  und  Bestim- 
mungen, die  vom  Reichstag  über  die  betreffenden  Anleihen 
mitgeteilt  werden,"  einzuholen.  Dies  ist  aber  jetzt  dahin 
geändert  worden,  daß  die  Bevollmächtigten,  wenn  neue 
Anleihen  vom  Reichstag  beschlossen  worden  sind,  behufs 
Bestätigung  ,,S.  K.  M.  die  Beschlüsse,  die  über  diese  An- 
leihen (von  den  Bevollmächtigten)  gefaßt  werden,  unter- 
breiten sollen,  mit  der  Bitte,  daß  S.  K.  M.  der  neuen  An- 
leihe gnädigst  seine  Garantie  geben  wolle".  Diese  ist 
freilich  nur  eine  Formalität,  aber  eine  sehr  wichtige. 
Denn  in  den  Augen  des  Auslandes  —  und  dieses  ist  der 
hauptsächlichste  Darlehnsgeber  —  ist  es  der  König  und 
nicht  der  Reichstag,  der  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
des  schwedischen  Staates  gewährleistet. 

§  77. 

Die  Domänen  und  Pachtgüter  des  Staates  mit 
dazu  gehörigen  Höfen  und  Grundstücken,  die  Wälder, 
Parke,  Gehege  und  Wiesen,  die  Lachs-  und  anderen 
Fischereien  des  Staates,  sowie  alle  übrigen  Grund- 
stücke   der    Krone    dürfen    ohne    die    Zustimmung 
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des  Reichstages  vom  König  weder  verkauft,  noch 
verpfändet,  noch  verschenkt  oder  auf  andere  Weise 
der  Krone  entfremdet  werden.  Sie  sollen  nach  den 
vom  Reichstag  festgesetzten  Bestimmungen  ver- 
waltet werden.  Indes  können  die  Personen  und 
Gemeinden,  welche  sich  gegenwärtig  im  Besitze 
oder  in  Nutznießung  solchen  Staatseigentums  be- 
finden, auch  ferner  im  Genüsse  der  Rechte  ver- 
bleiben, die  ihnen  gesetzmäßig  zukommen.  Auch 
können  wie  bisher  neu  bebaute  oder  urbar  zu 
machende  Ländereien  in  den  Staatswaldungen  ver- 
kauft werden. 

,,Uppsala  Öd"  und  die  Güter  der  Krone  werden  oft 
in  den  alten  Gesetzen  erwähnt.  Die  Bestimmung  für  die 
Königswahl  im  Upplandsgesetz  schließt  mit  den  Worten: 
,,da  ist  er  zu  dem  Uppsala  Öd  berechtigt  erklärt".  Dies 
beweist,  welchen  Wert  man  schon  damals  auf  die  Staats- 
güter legte.  Und  die  folgende  Zeit  hat  sie  nicht  weniger 
hoch  geschätzt.  Um  die  Staatsgüter  und  deren  Besitz 
dreht  sich  ein  großer  Teil  der  inneren  Geschichte  Schwedens. 
Vor  allen  Dingen  war  dies  eine  mächtige  Triebfeder  bei  der 
sozialen  Entwicklung  unseres  Landes. 

Die  Grundzüge  des  Rechts  betreffend  die  Staatsgüter 
findet  man  schon  in  den  alten  Reichsgesetzen.  Der  König 
darf  ,,von  Uppsala  Öd,  den  Gütern  der  Krone  und  von 
den  jährlichen  gesetzlichen  Steuern  leben",  lautet  ein  Satz 
in  dem  Königseide.  Ein  anderer  bestimmt,  daß  er  sich 
hüten  solle,  ,,sie  zu  vermindern  zu  Ungunsten  des  nach 
ihm  kommenden  Königs,  denn  dieser  hat  das  Recht,  das 
Fehlende  wiederzunehmen.  Sonst  würde  bald  das  König- 
tum eine  Grafschaft  oder  noch  Geringeres  werden"  (Königs- 
gesetz V).     Diese  hier  ausgesprochenen  Grundsätze  haben 
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seitdem  bestanden,  trotz  der  wechselnden  Schicksale,  der 
die  Staatsgüter  und  ihre  Anwendung  im  Laufe  der  Zeiten 
unterworfen  waren.  Ein  beredtes  Zeugnis  davon  aus  der 
Großmachtszeit,  wo  die  Krongüter  ganz  besonders  viel 
in  Anspruch  genommen  wurden,  ist  der  Ausspruch  des 
Bauernstandes  beim  Reichstage  1650:  ,,Wenn  auch  der 
König  nun  das  Reich  und  die  Rechte  desselben  erben 
kann,  so  sollen  doch  die  Güter  und  Besitztümer  der  Krone 
das  Eigentum  des  Staates  bleiben,  die  von  einzelnen  Per- 
sonen auf  keine  andere  Weise  begehrt  noch  besessen 
werden  dürfen  als  zu  Lehn  und  Lösen  (Ablösung)." 

Das  anfänglich  sicher  sehr  große  Krongut  wurde 
während  der  Herrschaft  der  Großen  im  Mittelalter  bedeutend 
verringert.  Wohl  nahm  Margareta  einen  Teil  davon  1396 
zurück,  und  ebenso  Karl  Knutson  1454,  aber  die  Kirche 
und  die  Großen  behielten  doch  das  meiste.  Mit  zu  dem 
ersten,  was  König  Gösta  (Gustav  Vasa)  vornahm,  als  er 
zur  Regierung  kam,  gehörte  die  Anfrage  an  den  Rat  und 
die  Stände  (Vadstena  1524),  ,,ob  S.  K.  M.  mit  dem  Lehen 
der  Krone  frei  walten  und  schalten  dürfe,  wie  das  Gesetz- 
buch dies  vorschreibt  und  ein  vollwaltender  Herr,  un- 
gekränkt von  jedermann,  zu  tun  pflegt".  Die  Reformation 
mit  dem  Wästeräser  Rezeß  von  1527  vermehrte  dann  ,.die 
Lehen  der  Krone"  ganz  bedeutend,  indem  sie  zu  gleicher 
Zeit  die  politische  Macht  der  Kirche  brach.  Alles,  was  die 
Kirchen  und  Klöster  von  den  Königen  geschenkt  be- 
kommen hatten,  und  zuweilen  noch  mehr  wurde  nun  der 
Krone  zurückgegeben,  die  dadurch  12 — 13  000  neue  Grund- 
stücke erhielt. 

Aber  das  Aufsteigen  Schwedens  zur  Großmacht  forderte 
ungeheure  Opfer,  und  die  Staatsgüter  mußten  angegriffen 
werden,  um  sie  tragen  zu  helfen.  Eine  große  Anzahl  dieser 
Güter  wurde  verkauft  oder  verpachtet,  und  Königin  Christina 
schenkte  auch  mit  großer  Freigebigkeit  viele  fort.  Der 
Rückschlag    erfolgte    indes    unmittelbar,    erst    durch    die 
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kleine  Reduktion  im  Jahre  1655,  dann  durch  die  große 
von  1680  ab.  Auch  Karl  XI.  frug  1682  bei  dem  Rat  und 
den  Ständen  über  sein  Recht  an,  „inwieweit  der  König, 
kraft  des  4.  Kap.  in  dem  Königsgesetz,  berechtigt  sei,  Lehen 
zu  verleihen,  und  ob  er,  nach  §  5  im  selben  Kapitel,  bei 
großer  Not  des  Reiches  die  rechtliche  Macht  habe,  die- 
selben zurückzunehmen,  um  über  sie  zum  Besten  des 
Vaterlandes  zu  verfügen".  Darauf  wurde  der  Krone  das 
meiste,  was  ihr  abhanden  gekommen  war,  wiedergegeben. 
Infolgedessen  haben  die  Staatsgüter  nach  der  Beendigung 
der  Reduktion  zur  Zeit  Karls  XII.  zum  zweiten  Male  in 
der  neueren  Zeit  einen  ungeheuren  Zuwachs  erhalten. 
Der  Staat  besaß  nun  ungefähr  den  dritten  Teil  des  be- 
bauten Landes. 

Aber  kaum  war  die  Reduktion  vollbracht,  als  zum 
dritten  Male  in  der  schwedischen  Geschichte  die  Ver- 
äußerung der  Staatsgüter  vorgenommen  wurde. 

Dies  geschah  durch  die  im  Jahre  1723  beginnenden 
Güter  verkaufe  und  dieses  Mal  unwiderruflich,  denn  durch 
diese  veräußerte  die  Krone  gegen  ein  unbedeutendes  Ab- 
lösungsgeld für  alle  Zeiten  ihre  Güter  an  die  darauf  seß- 
haften Bauern.  Von  den  etwa  21  000  oder  22  000  Gütern, 
die  die  Krone  bei  Karls  XII.  Tode  besaß,  sind  ihr  zurzeit 
nicht  ganz  5000  geblieben.  Die  Bauern  Schwedens  sind 
auf  diese  Weise  der  Erbe  sowohl  der  kirchlichen  als  der 
weltlichen  Reduktion  geworden.  Gegen  diese  Veräußerung 
der  Staatsgüter  ist  deshalb  nichts  anzumerken,  weil  sie 
dem  auf  eigenem  Grunde  sitzenden  Bauernstande  die  zur 
damaligen  Zeit  notwendige  Stütze  verlieh. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  der  Veräußerung  der 
der  Krone  gehörenden  Wälder,  die  später  stattfand.  Durch 
die  Reichstagsbeschlüsse  von  1810,  1818  und  1823  wurden 
die  alten  Kronwälder  in  den  südlichen  und  mittleren  Teilen 
des  Landes,  zum  großen  Schaden  des  Staates,  preisgegeben. 
Und  ebenso  wurde  mit  dem  lappländischen  und  nordlän- 
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dischen  Ödlande  verfahren,  die  als  herrenloser  Boden,  nach 
des  alten  König  Göstas  Ausspruch,  der  Krone  gehörten. 
Sie  sind  durch  Fahrlässigkeit  bei  der  ersten  Vermessung 
und  Verteilung  in  den  1850  er  Jahren  und  später  Eigentum 
der  Bauern  geworden,  um  aber  meistenteils  in  den  Besitz 
der  Sägemühlenindustrie,  die  sie  besser  zu  benutzen  ver- 
steht, überzugehen. 

Man  verstand  im  Jahre  1809  ebensowenig  wie  viele 
Jahre  später  die  Bedeutung  der  Staatswälder  für  die  Krone. 
Der  Anlaß,  weshalb  diese  Bestimmung  in  die  Regierungs- 
form aufgenommen  wurde,  war  deshalb  nicht  besondere 
Fürsorge  für  die  Staatseigentümer  oder  die  Furcht,  daß 
dieselben  der  Krone  abhanden  kommen  könnten  —  man 
glaubte  damals  vielmehr,  daß  alles  Eigentum  und  alle 
Wirtschaft  besser  in  den  Händen  von  Privaten  aufgehoben 
wäre.  Die  Absicht  bei  dem  Paragraphen  war,  auch  diese 
Einkommensquelle  dem  Reichstage  zu  erschließen  und  da- 
durch seine  Macht  über  die  Staatshaushaltung  noch  mehr 
zu  befestigen. 

§  78. 
Kein   Teil   des   Reiches   darf   davon   durch   Ver- 
kauf, Verpfändung,  Verschenkung  oder  auf  andere 
ähnliche  Weise  abgetrennt  werden. 

§  45  erinnert  an  die  Erbteilung  von  Land  und  Reich, 
die  einige  Male  in  Schwedens  Geschichte  vorgekommen  ist, 
ferner  an  die  Lehen,  durch  welche  der  Unterhalt  fürstlicher 
Personen  in  älteren  Zeiten  bestritten  wurde,  die  aber  seit 
1650  eingeschränkt  und  später  durch  Apanagen  ersetzt 
worden  sind. 

Die  hier  angeführte  Bestimmung  hat  einen  anderen 
Ursprung  und  einen  anderen  Zweck.  Im  Jahre  1809  ver- 
pfändete   Gustav    IV.    Adolf    die    Stadt    Wismar    mit    dem 
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Amte  Poel  und  Neukloster  auf  hundert  Jahre  an  Mecklen- 
burg-Schwerin für  die  Summe  von  i  250  000  Reichstaler 
Hamburger  Banko.  Die  Absicht  bei  diesem  Handel  war 
eine  sehr  löbliche.  Es  galt  Mittel  für  die  unter  §  72  er- 
wähnte Einlösung  des  entwerteten  Papiergeldes  zu  be- 
schaffen. Aber  der  Ausweg,  sich  durch  Verpfändung  oder 
Verkauf  irgendeines  Teils  des  Reiches  Geld,  wenn  es  auch 
noch  so  nötig  war,  zu  verschaffen,  war  gefährlich.  Darum 
strich  man  auch  die  Worte,  mit  denen  der  entsprechende 
Paragraph  bei  dem  Hakanssonschen  Vorschlag  zur  Re- 
gierungsform eingeleitet  wurde:  ,,ohne  die  Einwilligung 
der  Reichsstände".  Man  wollte  unter  keiner  Bedingung 
zulassen,  daß  ein  Teil  des  Reiches  auf  diese  Weise  abge- 
sondert wurde,  um  so  mehr  als  man  sich  sagen  mußte, 
daß  eine  Zerstückelung  desselben  auf  anderem  Wege  bevor- 
stand, —  wie  es  auch  durch  den  harten  Frieden  von 
Fredrikshamn  den  17.  September  1809  geschah,  der  Finn- 
land, das  Kolonisationsland  der  schwedischen  Kultur,  vom 
Mutterlande  losriß. 

§  79- 

1.  Keine  Veränderung  des  Reichswappens  oder 
der  Flagge  darf  ohne  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages vorgenommen  werden. 

2.  Auch  darf  keine  Veränderung  der  Reichs- 
münze hinsichtlich  des  Schrotes  und  Kornes,  der 
Erhöhung  oder  Erniedrigung  ohne  die  Einwilligung 
des  Reichstages  stattfinden.  Das  Recht  des  Königs, 
Münzen  schlagen  zu  lassen,  bleibt  aber  dadurch 
ungeschmälert. 

Der     ursprüngliche     Wortlaut     dieses     Paragraphen, 
welchen  man  in  Abschnitt  2   des  gegenwärtigen  wieder- 
Fahlbeck,   Die   Regierungsform  Schwedens  15 
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findet,  stammt  aus  der  Regierungsform  vom  Jahre  1719 
her  (§  9),  aus  der  er  mit  geringer  Veränderung  in  die 
Regierungsform  von  1720  (§  9)  und  1772  (§  44)  und 
zuletzt  in  die  vorliegende  überging.  Die  Veranlassung 
dazu  gab  die  Prägung  von  Notmünzen  durch  Karl  XII. 

Die  Münzverschlechterung  war  in  allen  Ländern  in 
früheren  Zeiten  ein  oft  in  Anspruch  genommener  Ausweg, 
dem  Staate  zufällige  Aushilfe  zu  bereiten.  Denn  zum 
Finanzgeschäft  von  Dauer  taugt  ein  solches  Verfahren 
nicht.  Auch  in  Schweden  ist  dergleichen  vorgekommen, 
aber  meistens  nicht  auf  betrügliche  Weise,  sondern  offen 
und  mehr  einer  Zwangsanleihe  gleichend. 

Als  solche  können  nämlich  Karls  XII.  vielfache  Not- 
münzen betrachtet  werden,  die  indessen  auf  ihren  halben 
Wert  1719  herabgesetzt  und  1724  ganz  annulliert  wurden. 
Die  Papiergeldpresse  übernahm  dann  eine  Zeitlang  die 
Rolle  des  Münzwesens,  um  minderwertige  Bezahlungs- 
mittel  zu  schaffen.  Aber  auch  dies  geschah  in  gutem 
Glauben.  Schlimmer  war  es,  daß  der  Rat  in  seiner  Not 
eine  wirkliche  Münzfälschung  während  des  Krieges  mit 
Pommern  (1757 — 1762)  vornahm.  Dergleichen  war  nicht 
seit  den  Tagen  Johanns  III.  vorgekommen  und  wurde 
auch  jetzt  nur  in  geringem  Umfange  getrieben  und  auf 
den  Kriegsschauplatz  beschränkt. 

Der  im  Jahre  1900  vorgeschlagene  und  1903  ange- 
nommene erste  Absatz  dieses  Paragraphen  wurde  veranlaßt 
durch  Oskars  II.  Sanktion  des  Beschlusses  des  norwegischen 
Stortings  im  Jahre  1899,  das  seit  1844  darin  befindliche 
Unionszeichen  aus  Norwegens  Flagge  zu  entfernen.  Diese 
Bestimmung  ist  die  einzige  Erinnerung  an  die  Vereinigung 
Norwegens  mit  Schweden,  die  die  Regierungsform  jetzt 
noch  enthält.  Sie  ist  ferner  ein  Zeugnis,  wie  historische 
Ereignisse  noch  immer  in  Paragraphen  der  Verfassung 
umgesetzt  werden. 
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§   8o. 

In  bezug  auf  die  Anschaffung  und  Versorgung 
von  Mannschaften  für  die  Kavallerie  und  Infanterie, 
wie  auch  für  die  Flotte  verbleibt  es  bei  den  auf  dem 
Lande  und  in  den  Städten  errichteten  Verträgen, 
welche  in  ihren  Grundzügen  unverrückt  bestehen 
bleiben  sollen,  bis  der  König  und  der  Reichstag  gemein- 
schaftlich darin  Änderungen  für  notwendig  halten. 
Keine  neue  oder  vermehrte  Truppenaushebung  darf 
vorgenommen  werden,  sofern  nicht  der  König  und 
der  Reichstag  gemeinsam  darüber  beschließen. 

Sollte  durch  die  Aufhebung  des  Einteilungs- 
wesens eine  andere  Grundlage  für  die  Ordnung  der 
Kriegsmacht  zu  Land  und  See  geschaffen  werden, 
so  kann  eine  Änderung  dieses  Gesetzes  nur  durch 
gemeinsamen  Beschluß  des  Königs  und  des  Reichs- 
tages vorgenommen  werden. 

Der  Grund  für  die  ganze  Organisation  des  Volkes  war 
in  ältesten  Zeiten  die  Heerordnung.  Die  Einteilung  des 
Landes  in  Kreise  (härad,  hundare  und  roslag)  ist  noch 
heute  Zeuge  davon.  Aber  auch  später,  als  Magnus  Laduläs 
das  Heerwesen  1280  auf  den  Rußdienst  (Reiterdienst) 
begründete,  wurde  dieser  gewissermaßen  das  Gerüst  für 
den  Bau  der  Gesellschaft  bis  zum  Einbruch  der  neueren 
Zeit,  wo  das  Fußvolk  immer  mehr  zur  Geltung  kam.  Da- 
mit hatte  das  Heerwesen  seine  alte  Bedeutung  für  die  Glie- 
derung des  Volkes  verloren.  Die  Mannschaften  mußten 
für  den  Krieg  besonders  eingeübt  werden.  Die  ungeübten 
Bauernheere,  die  zur  Zeit  Engelbrechts  und  auch  noch 
der  Sture  kämpften  und  siegten,  taugten  nicht  mehr. 
So  war   die  Frage  der  Errichtung  eines  stehenden  Heeres 
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in  Schweden  wie  im  übrigen  Europa  eine  Forderung 
der  Zeit. 

Gustav  Vasa  machte  den  Anfang  dazu  dadurch,  daß 
er  auf  den  Gütern  der  Krone  so  viel  Kriegsvolk  unterhielt, 
wie  er  anwerben  konnte.  Aber  dieser  Ausweg  reichte 
nicht  zu  während  der  folgenden  großen  Kriege.  Aus- 
hebungen waren  nun  der  einzige  Ausweg,  Mannschaften 
zu  erhalten,  und  Naturalleistungen  der  Gemeinden  die 
einzige  Möglichkeit,  sie  zu  unterhalten.  Die  Regierungs- 
form von  1634  enthält  in  den  §§31  und  32  die  allgemeinen 
Bestimmungen  über  die  Heerordnung  Schwedens  zu  jener 
Zeit.  Die  Einrichtung  des  Einteilungswesens  durch  Karl  XI. 
1682  war  also  im  Grunde  genommen  nur  die  gesetzliche 
Festlegung  der  schon  lange  bestehenden  Verhältnisse. 
Das  eigentlich  Neue  dabei  war,  daß  sowohl  die  Bauern 
in  jeder  Provinz  wie  auch  die  Städte  sich  durch  förm- 
lichen Kontrakt  verpflichteten,  beständig  eine  bestimmte 
Anzahl  Mannschaft  zu  stellen  und  zu  unterhalten , 
während  ihnen  dafür  zugesichert  wurde,  von  Aushebungen 
,, sowohl  jetzt  wie  in  kommenden  Zeiten  vollständig  frei 
zu  sein". 

Während  der  langdauernden  Kriege  Karls  XII.  wurde 
dieses  Übereinkommen  nicht  aufrechterhalten,  sondern 
neue  Aushebungen  mußten  vorkommen.  Denn  die  Not 
bricht  Eisen.  Aber  als  nach  seinem  Tode  die  neue  Staats- 
form eingeführt  wurde,  nahm  man  eine  kurze  Bestimmung 
darüber  in  das  Grundgesetz  auf.  Die  Formulierung,  die 
die  Bestimmung  in  der  Regierungsform  von  1720  (§  25) 
erhielt,  hat  sich  beinahe  unverändert  bis  auf  unsere  Tage 
erhalten.  Nur  der  letzte  Satz  des  ersten  Abschnitts:  , .keine 
neue  oder  vermehrte  Truppenaushebung  darf  vorgenommen 
werden,  sofern  nicht  der  König  und  der  Reichstag  gemein- 
sam darüber  beschließen",  wurde  1809  hinzugefügt.  Die 
Extraaushebung  für  den  Krieg  von  1808  veranlaßte 
diesen   Zusatz. 
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Die  französische  Revolution  hatte  indes  schon  zu  der 
Zeit,  als  das  alte  Einteilungswesen  aufs  neue  festgesetzt 
wurde,  die  Anregung  zu  einem  ganz  neuen  Heerwesen, 
das  auf  der  allgemeinen  Wehrpflicht  aufgebaut  war,  ge- 
geben. Im  Jahre  1812  mußte  Schweden,  wenn  auch  nur 
in  geringem  Maße,  die  neuen  Prinzipien  anerkennen,  in- 
dem es  neben  dem  stehenden  Heere  eine  Art  Wehrpflicht 
aller  Männer  (almänna  beväringen)  einführte.  Aber  man 
kam  nicht  weiter  als  zu  dem  ersten  unbedeutenden  Ansatz. 
Schweden  geriet  sowohl  durch  den  Verlust  Finnlands  und 
seiner  deutschen  Besitzungen  als  auch  durch  seine  Ver- 
einigung mit  Norwegen  1814  in  politische  Windstille. 
Währenddessen  schlummerte  jedes  Interesse  für  aus- 
wärtige Politik  und  damit  auch  das  für  die  Entwicklung 
und  Verbesserung  der  Verteidigung. 

Nach  den  großen  Kriegen  für  die  Einigung  Deutsch- 
lands (1864 — 1871)  führten  die  Bestrebungen,  auch 
Schweden  eine  neue  Heeresverfassung  zu  geben,  zur  Ein- 
führung des  letzten  Passus  in  diesem  Paragraphen  (1876). 
Dabei  beabsichtigte  man,  einer  eventuellen  neuen  Heeres- 
verfassung dieselbe  gesetzliche  Geltung  zu  verschaffen, 
wie  sie  das  Einteilungswesen  hatte.  Es  dauerte  jedoch 
bis  zum  Jahre  1901,  ehe  wir,  nach  vergeblichen  Ver- 
suchen, das  alte  auszubessern,  zu  dem  neuen  Prinzip  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  und  längeren  Übungszeit  als  der 
einzigen  Grundlage  des  Heerwesens  übergingen. 

Kein  Paragraph  der  Regierungsform  hat  eine  so  große 
Rolle  im  politischen  Leben  des  schwedischen  Volkes  in 
letzter  Zeit  gespielt  wie  dieser.  Denn  gleich  nach  der 
Einführung  der  neuen  Repräsentation  1866  war  die  Um- 
bildung des  Heerwesens  und  die  Aufhebung  der  mit  diesem 
zusammenhängenden  Grundsteuern  die  Frage,  die  den 
meisten  Streit  bei  den  Reichstagen  veranlaßte.  Auch  in 
Zukunft  wird  wohl  das  Verteidigungswesen  einen  Zank- 
apfel zwischen  den  Parteien  ausmachen. 
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§  8i. 

Diese  Regierungsform  sowie  die  anderen  Grund- 
gesetze des  Reiches  können  nur  durch  einen  Be- 
schluß des  Königs  und  zweier  ordentlicher  Reichs- 
tage geändert  oder  aufgehoben  werden. 

Die  Beschlüsse,  welche  der  Reichstag  auf  die 
Vorschläge  des  Königs  in  betreff  der  Grundgesetze 
faßt,  werden  ihm  in  der  Weise,  wie  die  Reichstags- 
ordnung es  vorschreibt,  mitgeteilt.  Nimmt  der 
Reichstag  einen  in  demselben  gestellten  Antrag  in 
bezug  auf  die  Grundgesetze  an,  so  wird  dieser 
Beschluß  dem  Könige  unterbreitet,  welcher  vor 
dem  Schlüsse  des  Reichstages  das  Gutachten  des 
gesamten  Staatsrates  darüber  einholen  und  dem 
Reichstage,  im  Thronsaale,  entweder  seine  Zu- 
stimmung oder  die  Gründe  seiner  Ablehnung  des 
Beschlusses  mitteilen  wird. 

§  82. 

Was  betreffs  Änderungen  der  Grundgesetze  der 
Reichstag  in  verfassungsmäßiger  Ordnung  beschlos- 
sen und  der  König  genehmigt,  oder  der  König  vor- 
geschlagen und  der  Reichstag  angenommen  hat, 
besitzt  grundgesetzliche  Kraft. 

§  83. 

Keine  für  die  Zukunft  gültige  Auslegung  der 
Grundgesetze  darf  festgesetzt  werden,  sofern  nicht 
das  für  die  Abänderung  dieser  Gesetze  vorge- 
schriebene Verfahren  befolgt  wird. 
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§  84. 
Die  Grundgesetze  sollen  nach  ihrem  Wortlaute 
in  jedem  einzelnen  Fall  angewendet  werden. 

§§  8i — 84  enthalten  die  wichtigen  Bestimmungen 
über  die  Grundgesetzgebung  und  -erklärung. 

Eine  bestimmte  Unterscheidung  zv/ischen  den  Ver- 
fassungsgesetzen und  dem  allgemeinen  Gesetze  kam  erst 
ziemlich  spät  zustande.  Die  beiden  Reichsgesetze  sowohl 
als  das  Stadtgesetz  und  noch  früher  auch  einige  Land- 
schaftsgesetze enthielten  staatsrechtliche  Bestimmungen, 
neben  denen  über  die  bürgerlichen  Rechte.  Aber  auch  das 
Königsgesetz  (konungabalken),  in  dem  diese  Bestimmungen 
gesammelt  waren,  hatte  neben  den  Verfassungsbestim- 
mungen viele  andere. 

Als  das  Königreich  von  Gustav  Vasa  durch  die  Wieder- 
herstellung des  Erbreiches  und  durch  die  Reformation  neu 
begründet  wurde,  wich  das  gültige  Staatsrecht  immer 
mehr  von  dem  Königsgesetz  in  dem  allgemeinen  Reichs- 
^gesetze  ab.  König  Gustavs  Testament,  das  die  Teilung 
des  Reiches  zwischen  die  Söhne  unter  der  Oberhoheit  des 
ältesten  anordnete,  vermehrte  die  Unordnung,  so  daß 
man  bald  nicht  wußte,  welches  die  richtige  Verfassung 
des  Landes  war.  Dies  wurde  als  ein  schwerer  Mißstand 
empfunden,  wie  die  Einleitungsworte  zu  der  Regierungs- 
form von  1634  zeigen.  Denn  da  wird  —  außer  ,,der  un- 
gewissen, zu  Streitigkeiten  Anlaß  gebenden  Königswahl'* 
und  der  Uneinigkeit  in  Religionsfragen  —  als  die  dritte 
der  Ursachen,  welche  alles  Unglück  über  Schweden  in 
früheren  und  späteren  Zeiten  heraufbeschworen  hatten, 
genannt:  ,, teilweise  und  besonders,  weil  die  Regierung 
(Verfassung)  des  Reiches,  und  was  damit  zusammenhängt, 
nicht  in  einer  gewissen  Form  niedergelegt  worden  ist". 

Darum  wurde  auf  Gustav  Adolfs  Veranstaltung  eine 
,, Regierungsform"    und    ,,Ordonantia"    gegeben,    die    vom 
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Rate  und  den  Ständen  gebilligt  und  bestätigt  wurde. 
Diese  Regierungsform  von  1634  enthält  das  Recht  und 
die  Organisation  des  neuen  konstitutionellen  Königtums 
und  schreibt  zugleich  weitläufig  vor,  was  beim  Tode  eines 
Königs  und  während  der  Unmündigkeit  des  Nachfolgers 
zu  geschehen  habe.  Sie  hebt  nicht  ausdrücklich  das  alte 
Königsgesetz  auf,  sondern  weist  im  Gegenteil  in  bezug  auf 
das  Recht  des  Königs,  das  Reich  zu  regieren,  darauf  hin; 
aber  in  Wirklichkeit  will  sie  nicht  nur  dessen  Bestimmungen 
ergänzen,  sondern  in  den  meisten  Fällen  ersetzen.  Kurz 
darauf  wird  auch  von  den  Ständen  bei  der  seit  lange  beab- 
sichtigten Revision  des  alten  Gesetzbuches  ausgesprochen, 
daß  das  jus  publicum,  ,,im  Königsgesetz  und  in  verschie- 
denen Beschlüssen  der  Stände  gegeben,  ganz  und  gar 
daraus  exzipiert  und  entfernt  werden  soll"  (Reichstags- 
beschluß 1668,  §  3).  Mar  war  sich  also  damals  schon 
ganz  klar  über  den  Unterschied  zwischen  jus  privatum 
und  jus  publicum  und  wünschte  sie  auch  im  Texte  aus- 
einandergehalten zu  sehen. 

Weder  diese  Regierungsform  noch  der  1660  abgefaßte 
Nachtrag  zu  derselben,  das  Additament,  erhielt  jedoch  die 
Anerkennung  der  Monarchen  bei  ihrem  Antritt  der  Re- 
gierung. Die  Ratsübermacht  in  der  Regierungsform  und 
der  Einfluß  der  Stände  im  Additament  erschienen  ihnen 
sicher  zu  stark  darin  betont.  Aber  beide  wurden  als  ein 
subsidiäres  Recht  neben  dem  Königsgesetz  betrachtet. 
Dies  veränderte  sich  indessen,  als  die  Stände  im  Jahre  1680 
auf  Karls  XI.  Frage,  ,, inwiefern  die  Regierungsform  und 
ihr  Additament,  welche  der  Minorennität  als  Form  und 
Instruktion,  nach  der  die  Regierung  geführt  werden  sollte, 
galt,  nun  auch  von  Uns,  als  volljährigem  regierendem 
König,  als  solche  betrachtet  werden  müsse",  die  aus- 
weichende Antwort  gaben,  daß  dies  durchaus  nicht  nötig  sei, 
sondern  daß  der  König  sowohl  die  Regierungsform  als  das 
Additament  nach  Belieben  verändern  könne  und  er  ,, keiner 
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anderen  Regierungsform  verpflichtet  wäre  als  nur  dem 
Gesetze  Schwedens  und  seinen  gesetzlichen  Bestimmungen". 
Diese  Erklärung  öffnete  der  Alleinherrschaft  Tür  und  Tor, 
die  nun  mit  dem  alten  Königsgesetze  und  den  Reichstags- 
beschlüssen von  1680  und  1682  als  Ausgangspunkt  ein 
neues  Staatsrecht  zu  schaffen  bedacht  war.  Dieses  wurde 
jedoch  nie  fertig  und  als  Gesetz  bestätigt,  ehe  die  Staats- 
form 171 9  verändert  wurde.  Von  dieser  Zeit  an  war  die 
Verfassung  stets  in  einer  besonderen  Regierungsform 
niedergelegt,  getrennt  von  dem  allgemeinen  Gesetze,  was 
auch  dann  in  der  Bestätigung  des  neuen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  vom  Jahre  1734  mit  Nachdruck  hervorge- 
hoben wurde. 

Zum  Unterschiede  von  England  hat  Schweden  also 
stets  eine  geschriebene  Verfassung  gehabt,  obwohl  sie  erst 
in  der  Neuzeit,  getrennt  vom  bürgerlichen  Gesetze,  in  be- 
sondere Urkunden  zusammengefaßt  wurde,  die  gemeinsam 
den  Namen  Fundamentalgesetze  oder  schwedisch 
Grundgesetze  führen. 

Seit  der  Zeit,  wo  das  Staatsrecht  auf  diese  Weise  von 
dem  bürgerlichen  geschieden  wurde,  erschien  die  Gesetz- 
gebung jener  Art  wie  von  einer  besonderen  Weihe  umgeben. 
Im  Anfang  äußerte  sich  dies  darin,  daß  das  Gesetz  als 
unwiderruflich  erklärt  wurde.  In  der  Regierungsform 
von  1634  wird  darüber  gesagt,  daß  es  ,,eine  Ordnung  und 
ein  Gesetz  sein  soll,  die  fortan  in  ewige  Zeiten  gehalten 
und  beobachtet  werden  sollen"  —  was  jedoch  nicht  ver- 
hinderte, daß,  als  es  das  nächstemal  zu  einer  Vormünder- 
regierung kam  (1660),  nicht  gar  zu  streng  mit  dieser 
Vorschrift  verfahren  wurde.  Ebenso  erklärten  die  Stände 
1719,  daß  sie  ,,zum  ewigen  Bestehen  diese  Ordnung  und 
dieses  Gesetz  von  der  richtigen  Regierung  hier  im  Reiche 
gegeben  haben."  Vorsichtigerweise  fügen  sie  sogleich 
hinzu:  ,,doch  behalten  wir  uns  vor,  wenn  in  Zukunft 
irgendeine  Erklärung,  Verbesserung  oder  Änderung  darin 
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notwendig    wäre,    dies    auf    dem    allgemeinen    Reichstage 
auszuführen.'* 

Später  wurden  diese  sich  widersprechenden  Grund- 
sätze in  eine  neue  Ordnung  für  Abänderungen  der  Ver- 
fassung umgewandelt. 

Zum  Teil  war  es  Furcht  vor  dem  Hofe  und  dessen 
Plänen  zur  Stärkung  der  Königsmacht,  aber  noch  mehr 
trugen  äußere  Einflüsse  dazu  bei,  daß  dieselben  Stände  in 
dem  bedeutsamen  Aktenstück  vom  12.  November  1766 
,,von  der  richtigen  Bewerkstelligung  der  Gesetze"  (§  11) 
als  unwiderruflichen  Beschluß  aussprachen:  ,, Alles,  was 
die  Reichsstände  zukünftig  für  notwendig  halten,  in  den 
Grundgesetzen  über  ihre  Ausübung  zu  erklären,  hinzu- 
zufügen, zu  verändern  und  zu  verbessern,  soll  erst  beim 
Reichstage,  wo  dergleichen  zur  Erwägung  kommt,  gut  und 
gründlich  ausgearbeitet  und  vorgeschlagen  w^erden;  es  soll 
dann  aber  nicht  sogleich  als  ein  angenommenes  Gesetz 
zur  Anwendung  gelangen,  sondern  erst  beim  nächstfolgen- 
den Reichstage  endgültig  geprüft  werden,  und  die  Ver- 
besserungen, die  mit  den  vier  Stimmen  der  Reichsstände 
durch  einstimmige  Einwilligung  angenommen  und  ge- 
billigt worden  sind,  sollen  dann  in  Zukunft  unwiderruflich 
bestehen  bleiben  und  befolgt  werden." 

Es  ist  eine  demütigende  Tatsache,  daß  dieser  an  und 
für  sich  vortreffliche  Grundsatz  in  das  schwedische  Staats- 
recht durch  den  russischen  Minister  des  Auswärtigen  ein- 
geführt werden  sollte.  Um  sowohl  in  Schweden  wie  in 
Polen  das  Ständeregiment  aufrechtzuerhalten,  erdachte 
Panin  diese  Art  und  Weise,  um  übereilte  Verfassungs- 
veränderungen zu  verhindern,  und  Osterman,  der  russische 
Gesandte  in  Stockholm,  ließ  es  durch  seine  besoldeten 
Freunde  unter  den  Ständen  zu  einem  Reichstagsbeschluß 
erheben. 

Im  Jahre  1772  verfielen  diese  Regeln  für  die  Grund- 
gesetzgebung, wie  das  meiste,  was  die  Freiheitszeit  für  die 
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Verfassung  getan  hatte.  An  ihrer  Stelle  wurde  nach  älterem 
Muster  die  neue  Regierungsform  ,,als  ein  unwiderrufliches 
und  heiliges  Grundgesetz"  erklärt  —  um  jedoch  als  solches 
nicht  länger  als  bis  zum  Jahre  1789  Bestand  zu  haben. 
In  dem  damals  herausgegebenen  Nachtrage  zu  derselben 
wird  diese  Erklärung  dahin  gesteigert  (§  8),  daß  ,, diese 
Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  von  allen  Königen 
Schwedens  bei  ihrem  Regierungsantritt  eigenhändig  unter- 
zeichnet werden,  und  kein  Vorschlag  oder  Versuch  zur 
geringsten  Änderung,  Erklärung  oder  Verbesserung  ihres 
buchstäblichen  Inhalts  erlaubt  sein  soll." 

Aber  die  Geschichte  machte  zwanzig  Jahre  später 
wiederum  dieses  Gebot  von  der  Unveränderlichkeit  der 
Verfassung  zuschanden.  Man  griff  statt  dessen  wieder  auf 
die  zur  Freiheitszeit  aufgestellte  besondere  Form  für  die 
Veränderung  der  Grundgesetze  zurück,  verschärfte  sie  aber 
so,  wie  es  §§  81  und  84  in  ihrer  ursprünglichen  Fassung 
bestimmten.  Nach  dieser  Fassung,  die  erst  1865,66  zu  der 
jetzigen  geändert  v/urde,  stand  es  dem  Konstitutions- 
ausschuß zu,  Anträge  auf  Änderungen  der  Grundgesetze, 
die  von  einzelnen  Mitgliedern  der  Stände  gestellt  wurden, 
zu  unterdrücken  oder  weiterzugeben.  Nur  was  der  Aus- 
schuß billigte,  die  vom  Könige  vorgelegten  Propositionen 
natürlich  ausgenommen,  kam  vor  die  Stände.  Man  hatte 
in  kurzer  Zeit  so  viele  Umwälzungen  erlebt,  daß  man  nun 
Sicherheit  gewinnen  wollte,  ,,daß  nicht  in  einem  Zustand 
der  Gewalt  oder  der  Volksbewegung  eine  Staatsumwälzung, 
den  Schein  der  Gesetzlichkeit  bewahrend,  durchgesetzt 
werden  könnte"  (Memorial).  Von  den  Bestimmungen  vom 
Jahre  1772  wurden  nur  die  äußeren  Formen  für  die  Gesetz- 
gebung beibehalten,  wie  sie  §  48  der  Regierungsform  jenes 
Jahres  vorschreibt. 

Hinzuzufügen  i^t  noch,  daß  nicht  nur  die  Regierungs- 
form selbst,  sondern  auch  die  übrigen  Grundgesetze,  die 
Reichstagsordnung    von    1810,    die    Sukzessionsordnungen 
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von  1809  und  18 10  und  die  Preßfreiheitsverordnung  von 
1810  ohne  das  im  §  81  bestimmte  Verfahren  angenommen 
wurden.  Aber  dies  geschah,  wie  §  85  in  seiner  ursprüng- 
lichen Fassung  sagt,  und  wie  es  im  Ingreß  noch  heißt, 
gemäß  eines  in  jenem  Paragraphen  bestätigten  Beschlusses. 
Der  Reichstag  von  1809  1810  war  eine  konstituierende 
Volksversammlung,  die,  selbst  ungebunden,  kommenden 
Zeiten  ein  Band  auferlegte. 

Die  Grundgesetze  werden  vom  König  gemeinsam  mit 
dem  Reichstag  gegeben  und  verändert  —  dies  ist  nach  der 
Natur  der  Verfassung  eine  selbstverständliche  Sache.  Aber 
historisch  betrachtet  stellt  sie  das  Resultat  zweier  ent- 
gegengesetzten Rechtszustände  dar,  wo  das  eine  Mal  der 
König  allein,  das  andere  Mal  die  Stände  allein  die  Grund- 
gesetze wie  auch  die  meisten  anderen  Gesetze  gaben.  Wir 
kommen  darauf  bei  §  87  zurück. 

§   85. 

Als  Grundgesetze  werden  betrachtet:  diese  Re- 
gierungsform und  die  Reichstagsordnung,  die  Suk- 
zessionsordnung und  die  Preßfreiheitsverordnung, 
welche  vom  Reichstag  und  dem  König  gemeinsam, 
gemäß  den  Grundsätzen  dieser  Regierungsform, 
angenommen  worden  sind. 

Sieht  man  ab  von  den  Gelübden,  die  im  Mittelalter 
den  Königen  abgezwungen  wurden,  und  ihren  Nachklängen 
in  den  Königseiden  und  Gelöbnissen  der  neueren  Zeit,  die 
beide  nur  für  den  König  galten,  der  sie  abgegeben  hatte, 
so  kann  man  sagen,  daß  Schweden  ursprünglich  nur  ein 
Gesetz  für  das  Staatsrecht  und  die  Verfassung,  nämlich 
das  Königsrecht  im  allgemeinen  Reichsgesetz  (Konunga- 
balken),   hatte.      Seit  das  Erbreich  von  Gustav  Vasa  ein- 
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geführt  wurde,  kamen  die  Erbvereinigungen,  oder  wie  sie 
später  genannt  wurden,  die  Sukzessionsordnungen  neben 
dem  Königsrecht  und  dessen  Ersatz,  den  Regierungsformen, 
hinzu.  Eine  Zeitlang  wurden  auch  die  Beschlüsse  des 
Uppsalaer  Konzils  vom  Jahre  1593  als  ein  Verfassungs- 
gesetz, oder  wie  es  in  dem  Königseide  Karls  XL  heißt, 
als  ,, Fundamentalgesetz"  betrachtet.  Diese  Beschlüsse 
werden  übrigens  in  allen  Regierungsformen,  auch  in  der 
jetzt  geltenden  (§  2),  erwähnt,  sind  aber  seit  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  nicht  als  ein  besonderes  Grundgesetz 
aufgefaßt  worden.  Dagegen  bilden  die  Reichstagsordnungen, 
sowohl  die  erste  von  161 7  wie  noch  mehr  die  zweite  von  1723, 
die  dritte  Art  der  Verfassungsgesetze. 

Gustav  III.  versuchte  1772,  beinahe  alles,  was  die 
Verfassung  betrifft,  in  der  Regierungsform  desselben  Jahres 
zusammenzustellen,  wobei  aber  besonders  die  Bestim- 
mungen über  den  Reichstag  zu  kurz  kamen.  Er  gab  indes 
selbst  ein  anderes  Verfassungsgesetz  in  der  Vereinigungs- 
und Sicherheitsakte,  welche  jedoch  bloß  eine  Verbesserung 
der  ersteren  sein  sollte. 

Bei  der  Einführung  der  neuen  Staatsform  1809  wurden 
der  geschichtlichen  Tradition  gemäß  als  Verfassungsgesetze 
statuiert:  die  Regierungsform,  die  als  ,,das  erste  Grund- 
gesetz des  Reiches  gelten  soll"  (der  Ingreß),  die  Reichs- 
tagsordnung und  die  Thronfolgeordnung.  Aber  dazu  wurde 
als  viertes  noch  die  Preßfreiheitsverordnung  hinzugefügt. 
Dies  ist  eine  Eigentümlichkeit,  zu  der  sich  nichts  Ent- 
sprechendes in  anderen  Ländern  findet.  Die  einzelnen 
Bestimmungen  über  die  Preßfreiheit  gehören  der  Natur 
der  Sache  nach  nicht  zur  Verfassung,  wenn  auch,  wie 
dies  wohl  in  allen  neueren  Konstitutionen  der  Fall  ist, 
die  Preßfreiheit  unter  den  von  der  Verfassung  garantierten 
Freiheiten  und  Rechten  aufgezählt  wiid.  Besondere  Ur- 
sachen, von  denen  die  eine  formeller,  die  andere  reeller 
Natur  war,  haben  es  veranlaßt,   daß  die  Verordnung  über 
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Preßfreiheit  bei  uns  eines  der  Grundgesetze  des  Landes 
wurde. 

In  unserer  ersten  Preßfreiheitsverordnung  vom  2.  De- 
zember 1766  wurde  erklärt,  daß  ,,dem  vollen  Bestand  dieser 
so  vorgeschriebenen  Schreib-  und  Preßfreiheit  die  voll- 
kommene Sicherheit,  die  ein  unwiderrufliches  Grundgesetz 
mit  sich  bringt",  garantiert  werden  soll.  Diese  Versicherung 
stellte  somit  die  ganze  Verordnung  in  die  Kategorie  der 
Grundgesetze.  Dies  gab  die  formelle  Veranlassung  ab, 
weshalb  die  Gesetzgeber  von  1809  die  Preßfreiheitsverord- 
nung unter  die  Grundgesetze  aufnahmen.  Doch  hätte  dies 
nicht  viel  bedeutet,  wenn  sich  nicht  auch  reelle  Beweg- 
gründe zu  einem  derartigen  Verfahren  gefunden  hätten. 
Denn  wie  wir  aus  dem  Ingreß  ersehen,  wurde  damals  reines 
Haus  gemacht,  nicht  nur  für  die  großen  Verfassungs- 
gesetze (R.-F.  1772,  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  1789 
und  R.-O.  1617),  sondern  auch  für  ,,alle  anderen  derartigen 
älteren  und  jüngeren  Gesetze,  Akte,  Verordnungen,  Vor- 
schriften und  Beschlüsse,  welche  unter  dem  Namen  Grund- 
gesetze einbegriffen  gewesen  sind." 

Weiches  dagegen  die  reellen  Beweggründe  zu  dieser 
Ordnung  waren,  darüber  gibt  der  nächstfolgende  Paragraph 
Aufschluß. 

§  86. 

Unter  der  Freiheit  der  Presse  ist  das  Recht 
jedes  Schweden  zu  verstehen,  Schriften  ohne  voraus- 
gehende Hindernisse  von  Seiten  der  öffentlichen 
Behörde  zu  veröffentlichen,  später  nur  vor  dem 
gesetzlichen  Gerichtshof  wegen  ihres  Inhalts  ver- 
folgt und  nur  dann  deswegen  bestraft  werden  zu 
können,  wenn  der  Inhalt  derselben  gegen  ein  aus- 
drückliches Gesetz  verstößt,  welches  erlassen  wird, 


—     239     — 

um  die  öffentliche  Ruhe  zu  wahren,  ohne  der 
öffentlichen  Aufklärung  Hindernisse  entgegenzu- 
setzen. Alle  Urkunden  und  Protokolle,  welche  An- 
gelegenheit sie  auch  betreffen  mögen,  mit  Ausnahme 
der  Protokolle  des  Staatsrates  und  derer,  die  in 
Kommandosachen  in  Gegenwart  des  Königs  auf- 
genommen werden,  dürfen  ohne  Einspruch  durch 
die  Presse  veröffentlicht  werden.  Die  Protokolle 
und  Urkunden  der  Bank  und  des  Reichsschulden- 
kontors in  bezug  auf  Angelegenheiten,  welche  ge- 
heimgehalten werden  sollen,  dürfen  nicht  ver- 
öffentlicht werden. 

Aus  den  Worten  dieses  Paragraphen  erfährt  man,  wie 
es  früher  mit  dem  Rechte,  sowohl  Schriften  herauszugeben 
als  auch  Kenntnis  von  allgemeinen  Urkunden  zu  erhalten 
und  sie  zu  veröffentlichen,  bestellt  war. 

Die  Buchdruckerkunst  wurde  lange  Zeit  bei  uns  wie 
anderswo  als  gefährlich  betrachtet,  weshalb  man  sie  auf 
mannigfaltige  Art  unschädlich  zu  machen  versuchte.  Doch 
erst  in  der  Zeit  des  Absolutismus  wurden  ihr  strenge 
Fesseln  angelegt.  Durch  die  Verordnung  vom  5.  Juli  1684 
wurde  die  Herausgabe  der  Schriften  von  einer  Erlaubnis, 
,,dem  Königl.  Privilegium",  wie  auf  den  Büchern  der 
damaligen  Zeit  steht,  abhängig  gemacht.  Der  Inhalt  mußte 
im  voraus  von  einem  Censor  lihrorum  geprüft,  und  etwaige 
Vergehen  kamen  zur  Verhandlung  und  Aburteilung 
auf  administrativem  Wege  vor  das  Kanzleikollegium. 
Zu  gleicher  Zeit  wurden  nicht  bloxß  alle  Staatsurkunden, 
sondern  auch  die  meisten  vor  den  Behörden  ver- 
handelten Angelegenheiten  den  Blicken  der  Öffentlich- 
keit entzogen.  Infolgedessen  war  auch  die  Veröffentlichung, 
außer  durch  die  betreffende  Behörde  selbst,  verboten.    Die 
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Geheimhaltung  von  dergleichen  Dingen  sah  man  in  jener 
Zeit  als  notwendig  für  das  Wohl  des  Staates  an.  Auch 
die  Stände  der  Freiheitszeit  waren  anfangs  so  überzeugt 
von  der  Richtigkeit  dieser  Maßregel,  daß  1720  in  das 
Grundgesetz  selbst  (R.-F,,  §  48)  ein  Verbot  gegen  die  Aus- 
lieferung der  Protokolle,  die  von  den  Ständen  bei  den 
Reichstagen  oder  Ausschüssen  geführt  wurden,  eingefügt 
wurde.  Dieses  Verbot  wurde  sogar  in  das  Königsgelöbnis 
Friedrichs  1. 1720  (§9)  in  bezug  auf  ihn  selbst  aufgenommen. 
Er  mußte  sich  formell  verpflichten,  die  Auslieferung  der 
genannten  Protokolle  nicht  zu  fordern.  Strenge  Gelübde 
der  Verschwiegenheit  banden  auch  die  Ausschüsse  und 
Deputationen.  Das  ganze  Staatsleben  war  somit  in  einen 
geheimnisvollen  Schleier  eingehüllt,  den  keiner  lüften 
durfte.  Noch  weniger  war  irgendeine  öffentliche  Kritik 
der  Staatsangelegenheiten  erlaubt.  Es  wurde  als  ein 
Majestätsverbrechen  angesehen,  sich  auf  eine  solche  ein- 
zulassen. 

Dieser  Zustand  dauerte  bis  1766,  wo  mit  einem  Schlage 
die  ganze  Ordnung  verworfen  und  eine  vollständige  Schreib- 
und Preßfreiheit  ohne  Privilegien  und  ohne  vorhergehende 
Zensur,  außer  was  religiöse  Schriften  anbelangt,  eingeführt 
wurde.  Und  was  noch  bemerkenswerter  ist,  gleichzeitig 
wurde  volle  Öffentlichkeit  bewilligt  betreffs  aller  öffentlichen 
Urkunden,  ja  sogar  der  im  Rate  geführten  Protokolle,  mit 
alleiniger  Ausnahme  derer,  ,,die  geheime  ministerielle  Fälle 
betreffen"   (Preßfreiheitsverordnung   1766,   §   8). 

Dieser  Umschlag  kam  jedoch  nicht  ganz  unvorbereitet. 
Während  der  Streitigkeiten  der  Stände  auf  dem  Reichs- 
tage 1762  und  der  Bemühungen  der  Mützenpartei  1765, 
die  Schuld  an  der  Mißregierung  des  Landes  der  Hutpartei 
zuzuschieben,  ließ  man  einen  Teil  der  Protokolle  und 
sonstigen  Berichte  drucken,  um  die  Handlungsweise  der 
Gegenpartei  in  den  Augen  des  Publikums  herabzusetzen 
und   die   eigene   zu   rechtfertigen.      Jedoch    war   die   weit- 
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•gehende  Öffentlichkeit,  zu  der  man  gleich  darauf  überging, 
und  die  noch  dazu  durch  die  Heiligkeit  des  Grundgesetzes 
gesichert  wurde,  nicht  nur  eine  außerordentlich  große, 
sondern  auch  eine  unerwartete  Neuheit.  Um  diese  richtig 
zu  verstehen,  muß  man  sich  außer  den  Manövern  der 
Parteien  auch  des  damaligen  Zustandes  und  der  Früchte 
erinnern,  die  das  ganze  Staatswesen  getragen.  Denn  die 
Preßfreiheitsverordnung  vom  2.  Dezember  1766  kann  gleich- 
zeitig als  ein  Bekenntnis  begangener  Fehler  und  als  ein 
Entschluß  zur  Buße  und  Besserung  betrachtet  werden. 

Das  mit  so  großen  Erwartungen  errichtete  Stände- 
regiment —  ,,die  glückselige  Freiheit**,  wie  man  es  zu 
nennen  pflegte  —  war,  wenn  man  dies  auch  nicht  offen 
zu  bekennen  wagte,  vollkommen  mißglückt.  Es  hatte 
zwei  Kriege  über  das  Land  gebracht,  die  mit  demütigenden 
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Friedensschlüssen  endeten,  in  Abo  1743  und  in  Ham- 
burg 1762.  Im  Inneren  hatte  die  ökonomische  Politik  im 
Zeichen  des  Merkantilismus,  die  mit  so  großem  Eifer  in 
Szene  gesetzt  wurde,  nicht  nur  den  Ruin  einzelner  Per- 
sonen, sondern  auch  dem  Gemeinwesen  großen  Schaden 
verursacht.  Aber  noch  schlimmer  war,  daß,  während  der 
Parteistreit  raste,  der  Gemeingeist  sank  und  die  Autorität 
der  Staatsmacht  schwand.  Schon  im  Anfang  der  Hut- 
parteiregierung 1743  äußerte  sich  ein  Mitglied  des  Adels 
dahin:  ,,Ich  weiß  nicht,  ob  unsere  Regierungsweise  eine 
Monarchie,  Aristokratie  oder  Anarchie  ist;  sie  ist  wohl 
eher  eine  Mischung  aller  Arten,  eine  Mischung  Regierender 
und  Gehorchender,  die  den  ersteren  alles  Ansehen  und  den 
letzteren  alle  Gesinnungstreue  und  Ehrfurcht  benommen 
hat.*' 

Zwanzig  Jahre  später  war  es  noch  schlimmer  bestellt. 
Die  Zügel  der  Macht  gingen  nun  auf  die  Gegner,  die  Mützen- 
partei, über.  Ihre  erste  Aufgabe  sollte  sein,  ,,die  Ursachen 
der  schlechten  Wirkung  unserer  guten  Gesetze  zu  unter- 
suchen", um  ,,die  Heilmittel  dagegen  für  die  Zukunft** 
Fahlbeck,  Die  Regierungsform  Schwedens  16 
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zu  finden.  Sie  wollten  nicht  erkennen,  daß  die  Regierung 
der  Stände  selbst  die  größte  Ursache  alles  Übels  war.  Im 
Gegenteil  versuchten  sie  womöglich  noch  mehr,  die  ganze 
Staatsmacht  in  die  Hände  des  Reichstages  zu  sammeln. 
Aber  sie  sahen  ein,  daß  die  ,, Sekretesse"  eine  starkwirkende 
Ursache  zu  Gewalt  und  zu  aller  Mißwirtschaft  war,  denn 
unter  ihrem  Schutze  konnten  die  Fehler  verborgen  werden. 
Darum  sollte  die  Geheimkrämerei  fort  und  alles  der  öffent- 
lichen Kritik  unterworfen  werden.  Diese  Handlung  ver- 
dient ungeteiltes  Lob,  vermochte  aber  nicht  das  Übel  zu 
heilen,  denn  dieses  lag  tiefer.  In  der  darauf  folgenden  Zeit 
zeigte  sich  auch  keine  Besserung.  Ja,  die  vollständige 
Preßfreiheit  schadete  mehr,  als  sie  nützte.  Denn  unter  den 
gewaltsamen  Parteikämpfen  öffnete  sie  nur  dem  Hader 
und  der  Verleumdung  noch  weitere  Wege.  Auch  das  größte 
Übel  des  politischen  Lebens  dieser  Zeit,  die  Bestechung 
mit  fremdem  Gelde,  blühte  mehr  als  je. 

Nach  dem  Jahre  1772  wurde  die  Preßfreiheit  immer 
mehr  beschränkt,  abgesehen  von  der  Reuterholmschen 
Periode  1792 — 1796,  so  daß  1809  beinahe  nichts  mehr  von 
dem  kühnen  Ansatz  zur  Öffentlichkeit  und  zur  Freiheit 
der  Presse,  den  man  im  Jahre  1766  gemacht  hatte,  übrig 
geblieben  war. 

Jedoch  die  Gedanken,  die  die  erste  Preßfreiheits- 
verordnung  veranlaßten,  beseelten  die  Staatsmänner  vom 
Jahre  1809  in  hohem  Grade.  Sie  hatten  selbst  die  un- 
angenehmen Erfahrungen  des  alten  Zwanges  erlebt  und 
glaubten,  daß  wenigstens  eine  der  Ursachen  der  Mißgriffe 
der  Regierung  und  des  Unglückes,  das  kürzlich  das  Reich 
betroffen,  in  dem  Umstand  zu  suchen  sei,  daß  die  Stimme 
des  Volkes  sich  nicht  Gehör  verschaffen  konnte.  Vor 
allen  Dingen  sahen  sie  in  der  Öffentlichkeit  die  besten 
Garantien  für  allgemeines  Recht  wie  für  individuelle  Frei- 
heit. Niemals  haben  wohl  Gesetzgeber  sich,  mehr  auf  die 
öffentliche  Meinung  als  Wächter  des  Gesetzes  und  Stütze 
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der  Verfassung  verlassen  als  die  vom  Jahre  1809.  Sie 
versäumten  auch  nicht,  in  dem  Memorial,  wo  sie  ihre 
Gedanken  über  die  Grundlagen  der  Verfassung  kurz  nieder- 
legten, immer  wieder  diese  Bedeutung  hervorzuheben, 
indem  sie  meinten,  ,,die  früheren  Gesetzgeber  Schwedens 
scheinen  nicht  genügend  die  Wirkung  der  öffentlichen 
Meinung  berücksichtigt  zu  haben."  Die  von  A.  G.  S  i  1  f  v  e  r- 
stolpe  vorgeschlagene  ,, Gesetz-  und  Haushaltungsvorberei- 
tung der  Reichsstände"  wird  auch  von  dem  Wunsche 
hervorgerufen,  die  öffentliche  Meinung  aufzuklären  und 
vorzubereiten.  Denn  diese  und  ihre  Voraussetzung,  die 
vollkommene  Öffentlichkeit,  sei,  wie  man  damals  annahm, 
die  sicherste  Stütze  und  Garantie  für  die  Verfassung. 

Die  Preßfreiheit,  die  durch  diesen  Paragraphen  zum 
Grundgesetze  erhoben  und  später  in  den  Preßfreiheits- 
verordnungen  von  1810  und  1812  entwickelt  wurde,  ist 
auch  einzig  in  ihrer  Art.  Sie  besteht  aus  zwei  verschiedenen 
Dingen  —  aus  allgemeiner  Schreib-  und  Druckfreiheit  und 
aus  dem  Rechte,  von  allen  öffentlichen  Urkunden  und 
Protokollen,  außer  denen,  die  im  Paragraphen  besonders 
ausgenommen  sind,  Kenntnis  zu  nehmen  und  sie  im  Druck 
herauszugeben.  Das  erstgenannte  Recht  existiert  jetzt, 
wenn  auch  in  verschiedenen  Formen,  bei  fast  allen  zivili- 
sierten Völkern.  Das  letztere  dagegen  besteht  auch  heut- 
zutage nur  in  Schweden.  Nirgends  kommt  eine  so  weit- 
gehende Öffentlichkeit  der  Regierung  und  der  Beamten 
in  all  ihrem  Schalten  und  Walten  vor  wie  in  unserem 
Lande.  In  gewissen  Fällen  ist  man  jedoch  zu  Einschrän- 
kungen derselben  gezwungen  worden.  Es  zeigte  sich  näm- 
lich, daß  dadurch  öffentliche  Anstalten  in  Gefahr  kommen 
und  Verhältnisse  Einzelner  verraten  werden  konnten.  Des- 
halb sind  von  dieser  Öffentlichkeit  nach  und  nach  aus- 
genommen worden:  Mobilmachungspläne,  Auszüge  aus 
Kirchenbüchern  über  das  Leben  einzelner  Personen,  Patent- 
gesuche,   gewisse   Bankrapporte,    Steuerdeklarationen   und 
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statistische  Angaben.  Noch  andere  Einschränkungen 
wären  wohl  vonnöten.  Aber  sie  betreffen  nicht  die  Öffent- 
lichkeit in  allgemeinen  Angelegenheiten,  auf  welche  dieser 
Paragraph  hinzielt,  die  einen  der  vielen  eigentümlichen 
Züge  der  Verfassung  von  1809  darstellt. 

Das  Vertrauen  der  Gesetzgeber  zu  der  Öffentlichkeit, 
als  bestem  Schutz  gegen  Gewalt  und  Parteilichkeit  der 
Regierung  und  Verwaltung,  ist  nicht  fehlgeschlagen.  Diese 
Öffentlichkeit  hat  erziehlich  eingewirkt  auf  den  Beamten- 
stand, der  während  der  Freiheitszeit  schwer  von  den  Ge- 
brechen der  Zeit  angegriffen  und  noch  im  Jahre  1809 
keineswegs  gesundet  war.  Dagegen  hat  sich  die  Hoffnung, 
die  ungebundene  Schreib-  und  Preßfreiheit  würde  zu  guten 
Sitten,  zur  Aufklärung  und  Verbesserung  des  Volkes  bei- 
tragen, bis  auf  weiteres  als  eine  Täuschung  erwiesen.  Die 
Preßfreiheit  ist  vielleicht  noch  eher  eine  Waffe  für  die 
bösen  als  für  die  guten  Ideen.  Der  soziale  Kampf,  der 
gegenwärtig  unser  Volk  veruneinigt  und  seine  beste  Kraft 
schwächt,  hat  leider  in  einer  zügellosen  Presse  seinen 
eifrigsten  Förderer  gefunden.  Aber  dieses  Geschick  teilen 
wir  mit  allen  Völkern  abendländischer  Kultur. 

§  87. 

I.  Der  Reichstag  hat  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Könige  die  Befugnis,  bürgerliche  und  Straf- 
gesetze wie  auch  militärische  Strafgesetze  zu  er- 
lassen, solche  abzuändern  und  abzuschaffen.  Der 
König  kann  ohne  die  Zustimmung  des  Reichstages 
und  dieser  ohne  die  des  Königs  keine  neuen  Ge- 
setze erlassen  oder  bestehende  aufheben.  Hierauf 
bezügliche  Anträge  können  in  den  Kammern  des 
Reichstages  gestellt  werden,  und  der  Reichstag  hat 
darüber,  nachdem  er  das  Gutachten  des  betreffenden 
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Ausschusses  vernommen,  zu  entscheiden.  Be- 
schließt der  Reichstag  für  seinen  Teil  ein  neues 
Gesetz  oder  die  Abschaffung  oder  Abänderung  eines 
bestehenden  Gesetzes,  so  wird  der  betreffende  Ent- 
wurf dem  Könige  unterbreitet,  der  das  Gutachten 
des  Staatsrats  und  des  Gesetzesrates  einholt  und, 
nachdem  er  seinen  Entschluß  gefaßt  hat,  dem 
Reichstage  entweder  seine  Zustimmung  oder  die 
Gründe  seiner  Ablehnung  mitteilt.  Wenn  der 
König  verhindert  ist,  vor  dem  Schlüsse  des  Reichs- 
tages seine  Entschließung  zu  fassen  oder  sie  ihm 
mitzuteilen,  so  steht  es  ihm  frei,  den  Entwurf  mit 
unverändertem  Wortlaut  anzunehmen  und  ihn  vor 
Eröffnung  des  nächstfolgenden  Reichstages  ver- 
kündigen zu  lassen.  Wenn  dies  nicht  geschieht, 
so  wird  der  Entwurf  als  abgelehnt  betrachtet,  und 
in  diesem  Falle  hat  der  König  dem  Reichstag  bei 
dessen  nächster  Session  die  Gründe  mitzuteilen,  die 
ihn  verhindert  haben,  dem  Entwurf  seine  Zu- 
stimmung zu  erteilen.  Wenn  der  König  es  für 
nötig  hält,  dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf 
vorzulegen,  so  hat  er  darüber  das  Gutachten  des 
Staatsrats  und  des  Gesetzesrats  einzuholen  und 
seinen  Vorschlag  und  diese  Gutachten  dem  Reichs- 
tag mitzuteilen,  welcher  dann  mit  dem  Vorschlage 
verfährt,  wie  in  der  Reichstagsordnung  vorge- 
schrieben ist. 

2.  Der  Reichstag  hat  auch  das  Recht,  in  Über- 
einstimmung mit  dem  Könige  kirchliche  Gesetze 
zu  erlassen,  zu  ändern  oder  aufzuheben;  in  diesen 
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Fällen  ist  jedoch  auch  die  Zustimmung  der  General- 
synode notwendig.  Über  Gesetzentwürfe  dieser  Art 
ist  ebenfalls  das  Gutachten  des  Staatsrates  und  des 
Gesetzesrates  einzuholen,  wie  es  in  Abschnitt  i  an- 
gegeben ist,  und  es  wird  dem  Reichstag  gleichzeitig 
mit  dem  Antrage  des  Königs  vorgelegt,  wenn  ein 
solcher  gestellt  wird.  Wenn  ein  Gesetzentwurf 
dieser  Art  nicht  als  Gesetz  vor  der  Eröffnung  des 
Reichstages,  welcher  demjenigen  folgt,  der  den 
Entwurf  beantragt  oder  angenommen  hatte,  ver- 
kündigt worden  ist,  so  ist  er  als  verworfen  zu  be- 
trachten, und  der  König  hat  dem  Reichstag  die 
Gründe  mitzuteilen,  weshalb  der  Entwurf  nicht 
angenommen  worden  ist. 

Kein  Volk  hat  in  dei  älteren  Zeit  eine  reichere  Gesetz- 
gebung entwickelt  als  das  schwedische.  Jede  Provinz  (Land- 
schaft) mit  ihrem  eigenen  Gesetzessprecher,  dem  Lagman, 
bildete  sich  ihr  eigenes  Recht.  Dies  geschah  auf  dem  Ting, 
wo  der  Gesetzessprecher  ,,das  Gesetz  erzählte",  d.  h.  das 
bestehende  Recht  vorlas,  und  bei  der  Rechtsprechung, 
wenn  es  nötig  war,  Änderungen  und  Nachträge  vorschlug, 
welche  das  Volk,  wenn  es  damit  einverstanden  war,  annahm. 
Die  zwei,  später  streng  geschiedenen  Momente,  die  der 
Rechtsprechung  und  der  Gesetzgebung,  arbeiteten  damals 
vereint  auf  eine  Weise,  die  jetzt  unbekannt  ist.  Das  Resultat 
dieser  Gesetzgebung  besitzen  wir  zum  größten  Teil  noch 
in  den  Landschaftsgesetzen. 

Als  die  Einheit  des  Reiches  über  die  Selbständigkeit 
der  Landschaften  gesiegt  hatte  und  der  König  der  höchste 
Richter  über  alle  Richter  geworden  war,  wurden  auch  die 
besonderen  Landschaftsgesetze  durch  das  allgemeine  Reichs- 
gesetz ersetzt.    Das  frühere  Band  zwischen  Rechtsprechung 
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und  Gesetzgebung  wurde  dabei  gelöst,  und  der  König  trat 
an  die  Stelle  des  Richters,  wenn  neues  Recht  geschaffen 
werden  mußte.  Und  dies  war  gerade  damals,  als  das 
Christentum  und  die  Kirche  befestigt,  die  neuen  Stände  im 
Gesetz  bestätigt  und  die  Ordnung  des  Wahlreichs  bestimmt 
werden  sollte,  im  höchsten  Grade  notwendig.  Bekannt  ist 
in  dieser  Beziehung  die  gebieterische  Erklärung  Magnus 
Ladulas  in  Skeninge  1285:  ,,Wenn  irgendeine  allgemeine 
oder  einen  Einzelnen  betreffende  Angelegenheit  der  Be- 
richtigung oder  Änderung  bedarf,  wollen  wir,  wiewohl  es 
nicht  vorher  in  den  Gesetzen  vorgesehen  ist,  mit  unserem 
Rat  und  unseren  Männern  darüber  Recht  sprechen,  und 
beim  Ting  vor  allem  Volke  verkündigen  lassen,  daß  es 
dasjenige  halte,  was  wir  gebieten,  und  das  vermeiden  möge, 
was  wir  verbieten."  Auf  diese  Weise  entstand  die  große 
Friedensgesetzgebung  (Königsfriede,  Tingsfriede,  Hausfriede 
und  Weiberfiiede)  und  vieles  andere,  das  später  in  den 
Reichs-  und  Stadtgesetzen  vereinigt  wurde.  Jenes  stellt 
auch  in  dem  Königseide,  Abschnitt  7,  die  zukünftigen 
Normen  für  die  Rechtsentwicklung  und  Gesetzgebung  fest: 
,,Der  König  soll  die  alten  Gesetze  Schwedens  halten,  die 
aus  freiem  Willen  und  mit  der  Einwilligung  des  Volkes 

anerkaimt  und  vom  Könige  bestätigt  worden  sind, 

so  daß  keine  Ungesetzlichkeit  dem  rechten  Gesetze  vor- 
gezogen, und  besonders  kein  fremdes  Recht  in  das  Reich 
ala  für  das  Volk  geltendes  Gesetz  und  Recht  eingeführt 
und  kein  Gesetz  gegeben  werde  ohne  des  Volkes  Ein- 
willigung und  Bejahung." 

Diese  Grundsätze  für  die  Gesetzgebung  wurden  auf- 
rechterhalten, auch  seitdem  der  Reichstag  hinzugekommen 
war  und  die  Befugnisse  der  Landschaftsgemeinden  in  dieser 
Beziehung  übernommen  hatte.  Gustav  Adolfs  Königseid 
bekräftigte  sie  mit  den  bekannten  Worten:  ,,Zum  sechsten 
wollen  wir  weder  ein  neues  Gesetz  geben  oder  ein  solches 
den  Ständen  aufdrängen,  noch  irgendein  althergebrachtes 
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Gesetz  abändern,  unterdrücken  oder  gar  abschaffen,  ohne 
die  Zustimmung,  Einwilligung  und  Bejahung  des  hoch- 
wohlgeborenen  Herzogs  Johann,  des  Rats  und  sämtlicher 
Stände  ganz  nach  dem  Gesetze  und  dem  Eide  des  Königs." 
Kurz  und  bündig  wird  das  Gesetzgebungsrecht  dieses  Zeit« 
abschnittes  in  den  von  früheren  Zeiten  hei  stammenden 
Richterregeln  des  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuches  vom 
Jahre  1734  wiedergegeben:  ,, Dasjenige,  das  der  König 
aus  guten  Gründen  will,  und  dem  das  Volk  beistimmt,  soll 
als  Gesetz  gerechnet  werden." 

Während  der  Vormundschaftsregierung  nach  Karl  X., 
wo  die  Stände  begannen,  sich  zu  einer  mit  der  Krone 
gleichgestellten  Macht  emporzuarbeiten,  wuchs  auch  ihr 
Anteil  an  der  Gesetzgebung.  Auf  den  Reichstagen  von 
1660,  1664  und  1668  hielten  sie  bei  der  Krone  um  Gesetzes- 
vorschläge in  verschiedenen  Angelegenheiten  an  und  baten, 
nachdem  sie  diese  durchgesehen  und  mit  Anmerkungen 
versehen  hatten,  daß  die  Verordnungen,  nachdem  S.  K.  M. 
gnädigst  die  Anmerkungen  geprüft,  zur  Befolgung  anbe- 
fohlen würden.  Dies  geschah  nicht  nur,  wo  es  sich  um 
allgemeine  Gesetze  handelte,  wie  Schiffahrtsgesetze,  Re- 
visionsbestimmungen, Wechselverordnungen,  Duellverbote, 
sondern  auch  betreffs  der  zu  der  sog.  ökonomischen  Gesetz- 
gebung des  Königs  gehörenden  Angelegenheiten,  z.  B.  Ver- 
ordnungen gegen  Luxus,  für  Wirtshäuser  und  Gasthöfe, 
über  Maß  und  Gewicht  usw.  Die  Stände  nahmen  in  jener 
Zeit  an  der  Gesetzgebung  in  gleicher  Weise  wie  eine  neu- 
zeitliche Volksvertretung  teil,  zwar  ,,nach  der  uns  ge- 
gebenen Erlaubnis",  wie  es  in  den  Reichstagsbeschlüssen 
heißt,   faktisch  aber  mit  vollkommener  Selbständigkeit. 

Von  dieser  Zeit  an  schlägt  die  Entwicklung  der  Gesetz- 
gebung, wie  die  ganze  der  Verfassung,  andere  Bahnen  ein. 
Dabei  geht  die  erstere  Hand  in  Hand  mit  der  letzteren  bei 
allen  Wechselfällen. 
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Karl  XL,  beeinflußt  durch  die  damaligen  politischen 
Ideen  von  der  Alleinherrschaft  der  Monarchen,  wollte  sich 
nicht  in  die  unter  der  Vormundschaftsregierung  ange- 
nommenen Gebräuche  und  den  zunehmenden  Einfluß  der 
Stände  fügen.  Beim  Reichstage  1682  stellte  er  daher  an 
sie  die  bekannten  Fragen:  ,, Inwiefern  jemand  berechtigt 
sein  kann,  Regeln  aufzustellen  oder  Klage  zu  erheben  über 
die,  welche  erlassen  worden  sind?  Dann  auch,  wie  weit 
jemand  befugt  sein  kann,  zu  verlangen,  daß  über  die  Maß- 
regeln, die  von  S.  K.  M.  vorher  getroffen  und  abgemacht 
sind,  nachher  noch  überlegt  werden  soll?  Oder  auch,  ob 
S.  K.  M.  Gesetze,  Bestimmungen,  Reglemente  und  Ver- 
ordnungen geben  darf,  oder  ob  diese  ohne  die  Zustimmung 
der  Stände  kraftlos  sein  sollen?"  Die  Stände  antworteten 
nach  dem  Wunsche  des  Königs  und  überließen  somit  die 
ganze  Gesetzgebung  diesem,  doch  verlangten  sie,  daß  er 
bei  Veränderungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzes 
,,als  ein  gnädiger  König  gnädigst  geruhen  möge,  den 
Ständen  davon  Mitteilung  zu  machen,  da  dies  sie  alle 
gemeinsam  anginge." 

Von  dieser  Übertreibung  springt  man  1719  in  die 
entgegengesetzte  über.  Ulrika  Eleonora  verspricht  also, 
,, immer  mit  sämtlichen  Reichsständen  zu  stimmen,  die 
als  machthabend  jetzt  und  künftighin  solche  Beschlüsse, 
Bestimmungen  und  Verordnungen  über  sich  und  das  Reich 
treffen  können,  die  sie  für  das  allgemeine  Wohl  und  Glück 
des  Reiches  am  geeignetsten  halten."  Dasselbe  geloben 
alle  folgenden  Monarchen  der  Freiheitszeit.  Nun  haben  die 
Stände  die  ganze  Gesetzgebung  übernommen  und  gestatten 
nur,  daß  S.  K.  M.  zwischen  den  Reichstagen,  wenn  es  ,,die 
unumgängliche  Wohlfahrt  des  Reiches"  erfordeit,  ,, einige 
Bestimmungen,  Reglemente  und  Verordnungen"  erlassen 
dürfe,  die  von  den  Ständen  bei  dem  nächsten  Reichstage 
„nachgesehen  und  verfassungsgemäß  angenommen  werden, 
sofern  sie  als  ein  allgemeines  beständiges  Gesetz  in  Kraft 
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und  Ausübung  gelten  sollen"  (R.-F.  171 9  und  1720,  §  4), 
Der  Anteil  des  Königs  an  der  Gesetzgebung  war  darauf 
beschränkt,  daß  er  ,, seinen  Hohen  Namen"  unterschreiben 
und  unter  diesem  „alle  Beschlüsse,  Bestimmungen  und 
Verordnungen  über  sich  und  das  Reich,  die  die  Stände  für 
das  allgemeine  Beste  und  für  das  Glück  und  die  Sicherheit 
des  Reiches  am  dienlichsten  halten,  ergehen  lassen  dürfe" 
(R.-O.  1723,  §  20).  Der  Deutlichkeit  wegen  wird  in  der 
Preßfreiheitsverordnung  1766,  §  2,  als  unwiderrufliches 
Grundgesetz  wiederholt:  ,,daß  keine  andere  Macht  das 
Recht  hat,  Gesetze  zu  geben  oder  zu  verändern,  als  die 
gesetzlich  versammelten  Reichsstände."  Diese  gingen  darin 
sogar  so  weit,  daß  z.  B.  Instruktionen  für  die  Kollegien 
und  Behörden,  die  der  Natur  der  Sache  nach  dem  Ver- 
ordnungsrecht des  Königs  zukamen,  von  ihnen  aufgesetzt 
wurden.  Und  zwar  geschah  dies  schon  beim  Reichstage 
von  1723. 

Gustav  III.  suchte  1772  das  Gleichgewicht  auf  dem 
Gebiete  der  Gesetzgebung  zwischen  König  und  Ständen 
wieder  herzustellen  durch  Bestimmungen  über  gleiches 
Recht  für  beide,  neue  Gesetze  vorzuschlagen,  anzunehmen 
oder  zu  verwerfen  (R.-F.  1772,  §§  40 — 42).  Aber  1789 
verloren  die  Stände  ihre  Initiative  bei  den  Angelegenheiten 
dei  Gesetzgebung,  da  nun  ,,bei  den  Reichstagen  keine 
anderen  Gegenstände  von  den  Ständen  verhandelt  werden 
dürfen,  als  die  der  König  vorschlägt"  (Vereinigungs-  und 
Sicherheitsakte,  §  6).  Erst  im  Jahre  1809  wurde  die  Teil- 
nahme des  Reichstages  an  der  Gesetzgebung  wieder  her- 
gestellt, und  nun  nach  dem  Geiste  der  Verfassung  in  ziem- 
lich gleiche  Teile  zwischen  König  und  Reichstag  abgemessen. 

Gemäß  diesem  §  87  nehmen  also  König  und  Reichstag 
mit  gleichem  Recht  an  der  Gesetzgebung  auf  folgenden 
Gebieten  teil:  dem  der  allgemeinen  bürgerlichen  und  Straf- 
gesetze, auch  der  Strafgesetze  für  die  Kriegsmacht  (1882 
hinzugekommen),    schließlich    auch    des    Kirchengesetzes, 
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obwohl  hierzu  auch  die  Einwilligung  der  Generalsynode 
erforderlich  ist.  Auf  gleiche  Weise  teilen  König  und 
Reichstag  die  Gesetzgebung  in  allen  Fragen,  die  die  Grund- 
gesetze (§  8i),  die  Kommunalgesetze  (§  57),  die  Grund- 
prinzipien der  Reichsbank  (§  72),  die  Kriegsmacht  und 
Requisitionen  für  dieselbe  (§§80  und  74),  das  Münzwesen 
und  die  Reichsfahne  (§  79)  betreffen;  ferner  in  allem, 
was  der  König  nach  §  89  dem  Reichstage  zur  Mitbestimmung 
überlassen  will.  Diese  Gleichberechtigung  des  Königs  und 
des  Reichstages  ist  jedoch  im  gegenwärtigen  Falle  mehr 
scheinbar  als  wirklich,  infolge  der  Formen  für  die  Aus- 
übung der  Gesetzgebung.  Die  Regierung  arbeitet  die 
Gesetzvorschläge  aus,  gewöhnlich  auch  die,  wozu  der 
Reichstag  die  Initiative  genommen  hat,  und  der  Reichstag 
prüft  dieselben.  Dieses  Verfahren  gibt  dem  Reichstag  das 
letzte  Wort  und  verleiht  ihm  tatsächlich  die  Übermacht, 
indem  bei  der  Prüfung  der  Gesetzvorschläge  oft  bedeutende 
Änderungen  von  ihm  gemacht  werden,  welche  der  König, 
um  nicht  das  ganze  Gesetz  zu  gefährden,  ohne  weiteres 
sanktionieren  muß. 

Außer  dieser  gemeinsamen  Gesetzgebung  hat  sowohl 
der  König  wie  der  Reichstag  jeder  für  sich  sein  weit- 
greifendes Gebiet,  über  welches  sie  mit  Ausschließung  der 
anderen  Partei  allein  bestimmen,  wie  wir  unter  §  89  sehen 
werden.  Dies  ist  ein  abermaliges  Zeugnis  dafür,  daß  die 
Machtverteilung  einen  beständig  wiederkehrenden  Grund- 
satz in  der  Verfassung  bildet.  Ein  anderes  gibt  der  in  den 
Jahren  1865/66  zugefügte  Abschnitt  bezüglich  der  General- 
synode, nach  dessen  Bestimmung  diese  bei  Kirchengesetzen 
das  Recht  der  Gesetzgebung  mit  König  und  Reichstag  teilt. 

Diese  in  Abschn.  2  erwähnte,  jedes  fünfte  Jahr  zu- 
sammentretende Generalsynode  (Kyrkomötet)  wurde 
1862/63  eingerichtet,  zum  Teil  als  Ersatz  für  die  Ver- 
tretung der  Geistlichen  bei  den  Reichstagen,  deien  Ver- 
schwinden man  bei  der  Einführung  einer  neuen  Reichstags- 
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Ordnung  voraussetzte.  Aber  noch  mehr  beabsichtigte  man 
mit  dieser  Einrichtung,  ein  selbständiges  Organ  für  die 
schwedische  Staatskirche  zu  schaffen.  Der  Gedanke  an 
ein  solches  war  alt,  denn  schon  Gustav  Adolf  und  Axel 
Oxenstierna  wollten  ein  Consistorium  regni  gründen,  das 
aus  Geistlichen  und  Laien  bestehen  sollte.  Dies  kam  je- 
doch niemals  zustande,  infolge  der  Abneigung  der  Geist- 
lichen gegen  jegliches  Laienelement  und  ihres  Wunsches, 
ein  nur  aus  Geistlichen  zusammengesetztes  Konsistorium 
zu  bilden.  Die  Erfüllung  dieses  Wunsches  wurde  jedoch 
verhindert  durch  das  auf  Karls  XL  Anregung  ausgearbeitete 
Kirchengesetz  von  1686.  Damit  verfiel  der  Gedanke  an 
eine  besondere  kirchliche  Repräsentation,  bis  er  in  der 
ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  wieder  auftauchte, 
veranlaßt  durch  die  religiösen  Bewegungen  jener  Zeit  und 
das  abnehmende  Interesse  für  die  Staatskirche.  Man  wollte 
dieser  nun  durch  die  Errichtung  eines  neuen  Organs,  der 
Generalsynode,  die  zu  gleichen  Teilen  aus  Geistlichen  und 
Laien  besteht,  eine  Stütze  bereiten. 

Wie  aus  dieser  Bestimmung  und  §  114  hervorgeht, 
nimmt  die  Generalsynode  eine  gleiche  Stellung  ein  wie 
König  und  Reichstag,  was  die  Gesetzgebung  kirchlicher 
Angelegenheiten  und  geistlicher  Privilegien,  deren  es  je- 
doch keine  mehr  gibt,  betrifft.  Aber  die  Existenz  und  also 
auch  die  rechtliche  Machtvollkommenheit  der  ganzen 
Institution  ist  allein  von  König  und  Reichstag  abhängig. 

§   88. 

Bei  der  Erklärung  der  bürgerlichen,  kriminalen 
und  kirchlichen  Gesetze  wird  auf  dieselbe  Weise 
verfahren  wie  bei  der  Stiftung  eines  neuen  Gesetzes 
dieser  Art.  Die  Erklärung  des  wahren  Sinnes  eines 
Gesetzes,  die  der  König  in  der  Zeit  zwischen  den 
Reichstagen    durch    den    höchsten    Gerichtshof    als 
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Antwort  auf  die  an  ihn  gestellten  Anfragen  gegeben 
hat,  können  von  dem  nächsten  Reichstag  verworfen 
werden,  ebenso  können  diejenigen  Erklärungen,  die 
sich  auf  kirchliche  Gesetze  beziehen,  von  der 
nächsten  Generalsynode  verworfen  werden.  Die  auf 
diese  Weise  verworfenen  Erklärungen  haben  keine 
Gültigkeit  mehr  und  dürfen  weder  beobachtet,  noch 
von  den  Gerichtshöfen  angewandt  und  zitiert  werden. 

Dieser  Paragraph  ist  in  seinem  ersten  Satz  eine  un- 
mittelbare Fortsetzung  des  vorhergehenden.  In  dem 
folgenden,  was  die  Erklärung  von  „dem  wahren  Sinne 
eines  Gesetzes"  anbelangt,  ist  er  als  ein  Abschluß  des  §  19 
anzusehen.  Wie  schon  bei  diesem  erwähnt  wurde,  wird 
hierdurch  nur  eine  uralte  Praxis  bestätigt.  Zum  ersten 
Male  wurde  diese  Praxis  gesetzlich  festgelegt  in  der  Re- 
gierungsform von  17 19  (§  2),  wo  es  heißt:  ,,So  hat  auch 
S.  K.  M.  in  allen  Fällen  die  Wahrheit  ausfindig  zu  machen 

das  Gesetz,  wo  es  dunkel  und  zweifelhaft  ist,  nach 

seinem  rechten  Sinne  zu  erklären,  und  in  solchen  Fällen, 
über  die  es  kein  Gesetz  gibt,  auf  Anfragen  mit  dem  Rat 
des  Rates  ein  solches  festzusetzen  und  zu  verordnen." 
Die  Stände  prüften  dann  durch  ihren  Justizausschuß  die 
getroffenen  Entscheidungen  und  gaben  oder  nahmen  als 
letzte  Instanz  ihnen  die  Gesetzeskraft.  Von  da  rührt  diese 
Bestimmung  her. 

Seit  im  Jahre  1863  die  Generalsynode  eingeführt 
wurde,  hat  diese  dieselbe  Befugnis  in  Fragen  des  Kirchen- 
gesetzes wie  in  anderen  Fällen  der  Reichstag. 

§  89. 

In  den  Kammern  des  Reichstages  dürfen  An- 
träge gestellt  werden  betreffs  der  Abänderung,  Er- 
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klärung  und  Abschaffung  von  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, die  sich  auf  die  allgemeine  Verwaltung 
des  Reiches  beziehen;  ferner  betreffs  der  Stiftung 
neuer  Gesetze  dieser  Art,  sowie  betreffs  der  Grund- 
lagen für  die  Organisation  öffentlicher  Anstalten 
jeder  Art.  In  diesen  Dingen  soll  sich  jedoch  der 
vom  Reichstage  zu  fassende  Beschluß  darauf  be- 
schränken, dem  König  Vorstellungen  zu  machen 
und  Wünsche  auszudrücken,  die  er  nach  Anhörung 
des  Staatsrates  berücksichtigen  kann,  soweit  er  sie 
für  das  Reich  für  zuträglich  erachtet.  Wenn  der 
König  den  Reichstag  beauftragt,  gemeinsam  mit 
ihm  über  eine  Frage  der  allgemeinen  Verwaltung 
zu  entscheiden,  so  wird  auf  dieselbe  Weise  verfahren, 
wie  im  §  87  Abschn.  i  in  bezug  auf  Gesetzentwürfe 
angegeben  ist. 

Dieser  Paragraph  handelt  zunächst  von  dem  Recht 
des  Reichstages,  in  solchen  Dingen  zu  petitionieren,  die 
außerhalb  des  ihm  zuständigen  Gebietes  der  Gesetzgebung 
liegen,  und  die  ausschließlich  dem  Könige  überlassen  sind. 
Die  Petitionen  waren  für  den  Reichstag  die  erste  Form  des 
selbständigen  Auftretens,  gewöhnlich  von  jedem  einzelnen 
Stande  für  sich  ausgeübt,  in  sog.  Beschwerden.  Lange 
Zeit  blieben  sie  auch  die  einzige,  bis  zum  Jahre  1634 
jedenfalls  die  bedeutsamste  Äußerung  seiner  Initiative. 

Als  die  Staatsmänner  vom  Jahre  1809  die  Grenzen 
betreffs  der  Machtvollkommenheit  zwischen  dem  König  und 
dem  Reichstage  festlegten,  behielten  sie  dem  ersteren  die 
sog.  ökonomische  Gesetzgebung  vor.  Daraus  folgte,  daß 
der  Reichstag  in  Angelegenheiten,  die  zu  diesem  Gebiete 
gehörten,  keine  andere  Macht  hat,  ,,als  Vorstellungen  zu 
machen    und    Wünsche    auszudrücken."        Eine    genaue 
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Definition  dieses  Gebietes  in  der  Gesetzgebung  wird  weder 
hier  noch  anderswo  gegeben.  In  der  Reichstagsordnung 
von  1810,  §  34,  wird  als  Gegenstände  dieser  Gesetzgebung 
alles  genannt,  „was  zu  der  allgemeinen  Haushaltung  des 
Reiches  und  zu  den  öffentlichen  Einrichtungen,  wie  Er- 
ziehungs-  und  Unterrichtswesen,  allgemeine  Armenpflege, 
Ackerbauwesen,  Bergwerke  usw.  gehört."  Viele  Versuche 
sind  gemacht  worden,  dieselben  näher  zu  bestimmen,  aber 
ohne  rechten  Erfolg.  Dies  bedeutet  jedoch  wenig.  Man 
hat  eine  ausgebildete  Praxis,  der  man  folgt,  und  irrt  sich 
deshalb  bei  der  Ausübung  niemals  in  dem,  was  zum 
„ökonomischen  Gesetz"  gehört  oder  nicht. 

Das  dem  Könige  nach  diesem  Paragraphen  zukommende 
Recht,  auf  eigene  Hand  Verordnungen  zu  erlassen  und 
Gesetze  zu  geben,  ist  für  die  schwedische  Verfassung  im 
höchsten  Grade  charakteristisch.  Aber  es  ist  keine  Neuheit. 
Im  Gegenteil  reicht  es  so  weit  in  die  Vergangenheit,  wie  wir 
überhaupt  Kunde  haben,  zurück  und  ist  formell  nie  außer 
Gebrauch  gekommen,  wie  auch  die  Stellung  der  Königs- 
macht im  Laufe  der  Zeiten  gewechselt  hat.  Die  Wurzeln 
desselben  pflegt  man  teils  in  dem  von  Magnus  Ladulas 
unter  §  87  angeführten  Gebote  über  die  Gesetzgebung  in 
neuen  Dingen  zu  suchen,  teils  in  der  allgemeinen  Macht 
des  Königs  über  die  innere  und  äußere  Verwaltung  des 
Reiches.  So  gehörten  z.  B.  Ein-  und  Ausfuhrzölle  früher 
zu  dieser  Gesetzgebung  und  ferner  vieles  andere,  was  als 
der  Verwaltung  zugehörend  oder  als  ein  Sonderrecht  der 
Krone  betrachtet  wurde.  Schließlich  haben  die  Beschwerden, 
die  massenweise  bei  jedem  Reichstage  vor  dem  Jahre  1809 
vorkamen,  und  die  Resolutionen,  die  der  König  darauf 
gab,  dieselbe  bedeutend  gefördert.  Ja  sogar  während  der 
ersten  Jahre  der  Freiheitszeit  hat  noch  S.  K.  M.  auf  letzt- 
genannte Weise  selbständig  Verordnungen  geändert,  aber 
schon  in  der  Reichstagsordnung  von  1723,  §  13,  wird  dem 
ein  Ende  gemacht. 
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Der  eigentliche  Grund  für  diese  Gesetzgebung  liegt 
jedoch  in  der  Reichsregierung  selbst  und  der  Verwaltung. 
Besonders  in  früherer  Zeit,  wo  aller  Handel  und  Wandel 
in  so  hohem  Grade  auf  Konzessionen  der  öffentlichen  Be- 
hörden und  Privilegien  beruhte,  mußten  die  Vorkehrungen 
der  Regierung  für  allgemeine  und  einzelne  Ordnung  die 
Form  von  Verordnungen  annehmen.  Dies  ist  auch  heute 
noch  der  Fall,  trotz  der  Gewerbe-  und  aller  anderen  Frei- 
heiten. Das  gesellschaftliche  Leben  erfordert  Ordnung  und 
feste  Regeln  auf  allen  Gebieten,  und  Aufgabe  der  Regierung 
bleibt  es,  für  diese  zu  sorgen.  Die  Schlußworte  des  Para- 
graphen: ,,Wenn  der  König  den  Reichstag  beauftragt, 
gemeinsam  mit  ihm  über  eine  Frage  der  allgemeinen  Ver- 
waltung zu  entscheiden",  deuten  auch  an,  daß  man  hier 
die  letzte  Ursache  dieser  Gesetzgebung  zu  suchen  hat. 
Übrigens  sind  bedeutende  Verschiebungen  in  bezug  auf 
die  ökonomische  Gesetzgebung  des  Königs  in  letzter  Zeit 
vorgekommen.  Vieles,  was  früher  darin  einbegriffen  war, 
gehört  jetzt  der  dem  König  und  Reichstag  gemeinsamen 
Gesetzgebung  an,  wie  z.  B.  die  Kommunalgesetze,  Gesetze 
für  die  Kriegsmacht  usw.  Aber  anderseits  eröffnet  die 
Entwicklung  immer  neue  Bahnen  für  die  ordnende  Tätigkeit 
der  Regierung,  und  dadurch  auch  für  diese  Gesetzgebung. 

Dem  Rechte  des  Königs,  allgemeine  Verordnungen 
auszufertigen  und  somit  selbständig  die  Gesetzgebung  zu 
handhaben,  entspricht,  wie  dies  im  §  87  schon  angedeutet 
ist,  für  den  Reichstag  ein  gleiches  Recht,  das  allerdings 
seinem  Umfange  nach  mehr  begrenzt,  aber  in  seinen 
Wirkungen  nicht  weniger  bedeutsam  ist.  Die  Steuer-  und 
Zollgesetzgebung  und  alles  andere,  das  die  Bewilligungen 
(§  60)  betrifft,  ist  ganz  überwiegend  seine  Sache.  Und 
wenn  auch  die  Bewilligungen  unter  anderen  Formen  als 
den  bei  der  Gesetzgebung  sonst  gültigen  festgestellt  werden, 
so  sind  die  Beschlüsse  darüber  doch  Akte  der  Gesetzgebung. 
Der  Reichstag  gibt  ferner  Verordnungen  und  Reglemente 
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für  die  Reichsbank  und  das  Reichsschuldenkontor,  wie  auch 
Instruktionen  für  den  Justizanwalt  und  die  Staatsrevisoren. 
Es  herrscht  also  ein  bemerkenswerter  Parallelismus 
auf  dem  Gesetzgebungsgebiete  zwischen  König  und  Reichs- 
tag. Das  meiste  üben  sie  gemeinsam  aus,  aber  ein  nicht 
geringer  Teil  ist  einem  jeden  von  ihnen  ohne  Einmischung 
des  anderen  vorbehalten,  auch  selbst  dann,  wenn  bei  der 
Anwendung  des  Gesetzes  eine  gegenseitige  Mitwirkung  oft 
vonnöten  ist.  Die  selbständige  Gesetzgebung  des  Reichs- 
tages ist  indes,  im  Gegensatz  zu  der  in  diesem  Paragraphen 
erwähnten  des  Königs,  eine  Neuheit.  Allerdings  hatte  ja 
der  Reichstag  während  der  Freiheitszeit  die  Gesetzgebung, 
wie  das  meiste  der  Regierungsgeschäfte,  in  seiner  Hand, 
aber  seit  1772  hatte  dies  aufgehört.  Die  Wiederherstellung 
des  Rechtes  des  Reichstages,  in  gewissen  Fällen  allein 
Gesetze  geben  zu  dürfen,  war  eine  Folge  des  in  der  Ver- 
fassung von  1809  durchgeführten  Dualismus,  welcher  in 
dieser  Form  selbst  eine  Neuheit  war. 

§  90- 
Fragen  in  bezug  auf  die  Ernennung  und  Ab- 
setzung von  Beamten  und  öffentlichen  Angestellten, 
in  bezug  auf  Entschließungen  und  Erlasse  der 
Regierung  oder  die  Urteile  der  Gerichtsbehörden, 
in  bezug  auf  die  Verhältnisse  von  Privatpersonen 
oder  Korporationen,  oder  in  bezug  auf  die  Aus- 
führung eines  Gesetzes  oder  einer  Verordnung  oder 
auf  die  Verwaltung  können  den  Beratungen  und 
der  Prüfung  des  Reichstages,  der  Kammern  oder  der 
Ausschüsse  nur  in  den  Fällen  und  in  der  Weise, 
wie  es  die  Grundgesetze  wörtlich  vorschreiben, 
unterstellt  werden. 

F  a  h  1  b  e  c  k ,    Die  Regierungsform  Schwedens  17 
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Ein  historischer  Paragraph  —  allerdings  nicht  in  dem 
Sinne,  daß  ähnliche  Bestimmungen  in  den  früheren  Re- 
gierungsformen vorgekommen  wären,  wohl  aber,  daß  er 
durch  historische  Erfahrungen  entstanden  ist. 

Durch  Erinnerungen  aus  der  Freiheitszeit  veranlaßt, 
ist  dieser  Paragraph  unmittelbar  gegen  deren  Stände- 
herrschaft gerichtet.  Alle  Verbote,  die  er  enthält,  gelten 
Handlungen,  die  die  Stände  sich  erlaubt  hatten.  Schon 
das  allgemeine  Prüfungsrecht,  das  die  Stände  der  Freiheits- 
zeit ausübten,  und  welches  nicht  nur  den  Rat  und  die 
Regierung,  sondern  auch  sämtliche  Behörden  umfaßte, 
verschaffte  ihnen  die  Möglichkeit,  sich  in  alle  Regierungs- 
angelegenheiten einzumischen.  Besonders  wurde  dies 
Verfahren  befördert  durch  Bestimmungen  wie  die  folgende: 
,, Sobald  die  Stände  zusammenkommen,  ist  es  nötig  (bei 
Stellenbesetzungen)  nachzufragen,  ob  jemand  Schaden  ge- 
litten hat"  (R.-F.  1720,  §  40),  und  zu  untersuchen,  ,,wie 
von  der  Justizrevision  das  Recht  gesprochen  worden  ist" 
(R.-O.  1723,  §  13),  ferner  auch  selbst  diejenigen  An- 
gelegenheiten zu  erledigen,  ,,die  kein  Forum  oder  Kollegium 
entscheiden  konnte"  (R.-O.,  §  15).  Die  Machtvollkommen- 
heit, die  die  Reichstagsordnung  den  Ausschüssen  zuer- 
kannte, gab  übrigens  oft  Gelegenheit  zur  Einmischung 
dieser  auf  allen  Gebieten  der  Verwaltung  und  der  Rechts- 
pflege. In  der  ersten  Zeit,  ehe  noch  das  Ausschußwesen  zu 
seiner  vollen  Ausbildung  gelangt  war,  hielt  sich  diese  Ein- 
mischung in  verhältnismäßig  engen  Grenzen.  Aber  bald 
nahm  sie  einen  Umfang  an,  der  nichts  unberührt  ließ. 

Ein  besonders  erwünschter  Gegenstand  zum  unmittel- 
baren Eingreifen  der  Stände  waren  Fragen  in  bezug  auf 
Ein-  und  Absetzung  der  Beamten.  Und  dies  ging  schließ- 
lich so  weit,  daß  sie  nicht  nur  Beamte  ein-  und  absetzten, 
sondern  auch  (auf  dem  Reichstag  von  1771/72)  eine  vom 
König  erlassene  Ernennung  förmlich  aufhoben.  Ein 
anderes    Gebiet,    das    fleißig    betreten    wurde,    waren    die 
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Entscheidungen  der  Gerichte  und  Gerichtsbehörden. 
Justiz-  und  Protokolldeputationen  waren  die  Werkzeuge 
bei  diesen  Eingriffen,  durch  welche  die  Stände  die  Urteile 
des  obersten  Gerichtshofes  änderten  und  sich  selbst  zu 
einem,  über  dem  Königlichen  stehenden,  allerhöchsten 
Gerichtshof  erhoben.  Und  auf  gleiche  Weise  wurde  in 
bezug  auf  die  Interessen  von  Privatpersonen  oder  Korpo- 
rationen verfahren.  Die  Stände  erteilten  Privilegien,  er- 
laubten Verpachtungen  und  Verkäufe  oder  machten  sie 
nach  Belieben  rückgängig,  hoben  geltende  Gesetze  für 
einzelne  Fälle  auf  usw.  Die  Stände  der  Freiheitszeit  übten 
—  abgesehen  davon,  daß  sie  oft  die  Grenzen  aller  Gesetze 
überschritten  — -  eine  selbständige  Regierungsmacht  neben 
und  oft  auch  über  der  des  Königs  aus. 

Die  Erinnerung  an  diese  Mißverhältnisse  war  noch 
im  Jahre  1809  frisch  in  aller  Gedächtnis.  Nichts  erschien 
ihnen  dringender,  als  die  Wiederholung  derselben  zu  ver- 
hindern. Schon  §  89  bekam  eine  dahinzielende  Abfassung, 
aber  dazu  wird  in  diesem  Paragraphen  ein  ausdrückliches 
Verbot  gegen  jedes  unbefugte  Eingreifen  auf  dem  Gebiete 
der  Regierung  hinzugefügt.  Und  so  wichtig  erschien  dies, 
daß  man  nicht  nur  in  diesem  §  90  ein  solches  Verbot  aus- 
sprach, sondern  es  für  besondere  Fälle  in  den  §§104  und  107 
hervorhob  und  es  noch  in  mehreren  Paragraphen  der 
Reichstagsordnung  vom  Jahre  1810  (§§  29,  30  und  in- 
direkt §  42)  wiederholte.  , 

§  91- 

In  dem  im  §  39  erwähnten  Falle,  wo  der  König 
bei  Unternehmung  einer  Reise  über  zwölf  Monate 
außerhalb  des  Reiches  verweilt,  soll  der  Regent 
oder  der  Staatsrat,  wenn  dieser  die  Regierung  führt, 
den  Reichstag  einberufen  und  binnen  fünfzehn 
Tagen  nach   Ablauf  der  erwähnten   Zeit   die   Ein- 

17* 
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berufung  in  den  öffentlichen  Zeitungen  bekannt 
machen.  Wenn  hierauf  der  König,  davon  in  Kennt- 
nis gesetzt,  dennoch  nicht  in  das  Reich  zurückkehrt, 
so  soll  der  Reichstag  in  bezug  auf  die  Regierung 
diejenigen  Maßregeln  treffen,  die  er  für  die  zweck- 
dienlichsten hält. 

§  92. 

Auf  dieselbe  Weise  soll  verfahren  werden,  wenn 
der  König  derartig  erkrankt  ist,  daß  er  über  zwölf 
Monate  sich  nicht  mit  den  Regierungsangelegen- 
heiten beschäftigt  hat. 

Karls  XII.  lange  Abwesenheit  vom  Reiche  gab  Ver- 
anlassung zu  §  91.  Beim  §  39  ist  erwähnt,  wie  die  Ver- 
fassungen der  Freiheitszeit  sich  zu  dieser  einzig  dastehenden 
Begebenheit  verhielten.  Sie  verboten  dem  König  ganz 
einfach  außer  Landes  zu  reisen  ,,ohne  die  Zustimmung 
und  Erlaubnis  der  Stände".  Auch  Gustav  III.  konnte  an 
diesem  Ereignis  und  der  erwähnten  Bestimmung,  die  eine 
Folge  davon  war,  nicht  vorübergehen,  obwohl  er  sie  auf 
den  Fall  beschränkte,  daß  der  König  ,,ein  Fremdling", 
d.  h.  nicht  von  schwedischer  Geburt  sei.  Es  wäre  sonderbar 
gewesen,  falls  die  Gesetzgeber  vom  Jahre  1809  diese  Sache 
mit  Stillschweigen  übergangen  hätten.  Die  Episode  in 
Bender  vor  hundert  Jahren  (1709 — 1713)  hatte  sich  allzu 
tief  in  das  Gedächtnis  des  schwedischen  Volkes  eingeprägt, 
als  daß  dies  möglich  gewesen  wäre. 

§  92  dagegen  wurde  durch  die  Erfahrungen  veranlaßt, 
die  man  bei  der  häufig  vorkommenden,  langwierigen 
Regierungsunfähigkeit  sowohl  Friedrichs  I.  als  besonders 
Gustav  IV.  Adolfs  gemacht  hatte. 
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Wenn  also  keine  Ungewißheit  über  die  Ursachen 
dieser  Bestimmungen  bestehen  kann,  so  war  dies  indessen 
der  Fall  betreffs  ihres  Inhalts  und  ihres  Zweckes.  Denn 
was  bedeutet  die  Bestimmung:  ,,So  soll  der  Reichstag  in 
bezug  auf  die  Regierung  diejenigen  Maßregeln  treffen,  die 
er  für  die  zweckdienlichsten  hält."  Die  Urkunden  schweigen 
darüber,  was  die  Grundgesetzgeber  sich  dabei  dachten. 
Man  erinnert  sich  dabei  unwillkürlich  an  das  Gebot  des 
alten  Västgötagesetzes:  ,,Die  Svear  haben  das  Recht,  den 
König  zu  erwählen  und  auch  fortzujagen**,  ein  Gebot,  das 
in  anderer  Form  mehreremal  in  der  Geschichte  Schwedens 
Anwendung  gefunden  hat,  und  zuletzt  auf  eine  geradezu 
klägliche  Weise  in  den  Königsgelübden  der  Freiheitszeit 
wiederkehrt.  So  erklären  die  Monarchen,  daß  ,,die  Stände 
ganz  und  gar  von  ihrem  Huldigungs-  und  Treueid  befreit 
sein  sollen,  falls  sie  finden,  daß  ich  meinerseits  Gelöbnisse 
und  Versicherungen  übertreten  habe,  die  ich  hiermit  den 
Ständen  ablege,  oder  gegen  das  handle,  was  die  Stände 
ferner  für  die  Aufrechterhaltung  ihrer  Religion,  Wohlfahrt 
und  Sicherheit  für  nötig  halten"  (K.-V.-S.  1720,  §  22 
und  1751   §  23). 

§  92  zeigt  indessen,  daß  die  Gedanken  nicht  in  dieser 
Richtung  gingen.  Die  Bestimmung  gilt  gleicherweise  für 
Krankheit  des  Königs  wie  für  seine  Abwesenheit.  Auch 
der  Ausdruck  ,, Regierungsangelegenheiten"  oder,  wie  es 
in  dem  Vorschlage  von  Häkansson  hieß,  ,, Regimentsleitung" 
beweist,  daß  es  sich  nicht  um  eine  solche  Umwälzung,  wie 
die  Absetzung  des  Königs  und  eine  eventuelle  Verfassungs- 
änderung handeln  kann,  sondern  nur  um  die  Führung  der 
Regierung.  Endlich  ist  auch  der  Umstand,  daß  diese 
beiden  Paragraphen  mit  ungefähr  denselben  Worten  in 
dem  genannten,  auf  den  Auftrag  von  Herzog  Karl  aus- 
gearbeiteten und  von  demselben  gutbefundenen  Vorschlag 
vorkommen,  ausschlaggebend  in  dieser  Sache.  Man  wollte 
durch  diese  Bestimmung  nur  eine  Wiederholung  des  Provi- 
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soriums  der  Regierung,  ohne  die  Mitwirkung  der  Stände, 
verhüten,  was  zur  Zeit  Karls  XII.  und  erst  kürzlich  im 
vorhergehenden  Jahre  vorgekommen  war. 

Der  unbestimmte  Wortlaut  der  Paragraphen  veranlaßte 
indessen  die  Krone  bei  der  Revision  gewisser  Abschnitte  der 
Regierungsform,  die  im  Jahre  1812  beantragt  wurde,  auch 
die  Änderung  dieser  beiden  Paragraphen  zu  verlangen. 
§  91  wurde  in  diesem  Antrag  dahin  geändert,  daß,  wenn 
ein  mündiger  Thronfolger  existierte,  dieser  die  Regierung 
nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  sogleich  als  König  an- 
treten solle,  und  wenn  der  Thronfolger  noch  unmündig 
wäre,  Vormünder  für  ihn  ernannt  werden  sollen,  um 
während  der  Zeit  seiner  Unmündigkeit  die  Regierung  zu 
führen.  §  92  wurde  ganz  gestrichen.  Dieser  Vorschlag 
wurde  18 12  vorläufig  genehmigt,  aber  der  nächstfolgende 
Reichstag  1815  verwarf  denselben,  jedoch  was  §  92  betrifft, 
nur  infolge  der  Vota  der  beiden  höheren  Stände. 


§  93 

Wenn  der  König  stirbt  und  der  Thronfolger 
noch  minderjährig  ist,  so  soll  der  Staatsrat  den 
Reichstag  einberufen.  Diese  Einberufung  soll 
binnen  fünfzehn  Tagen  nach  dem  Tode  des  Königs 
in  den  öffentlichen  Zeitungen  bekannt  gemacht 
werden.  Der  Reichstag,  ohne  an  ein  etwaiges 
Testament  des  verstorbenen  Königs  in  bezug  auf 
die  Regierung  gebunden  zu  sein,  hat  das  Recht, 
einen,  drei  oder  fünf  Vormünder  zu  ernennen,  die 
die  Regierung  bis  zur  Großjährigkeit  des  Königs 
in  seinem  Namen  und  nach  den  Bestimmungen  des 
g:egenwärtigen  Grundgesetzes  zu  führen  haben. 
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§  94- 

Wenn  das  Unglück  eintreffen  sollte,  daß  die 
Dynastie,  der  das  Recht  der  Thronfolge  zusteht,  in 
ihrer  männlichen  Linie  erlischt,  so  soll  der  Staatsrat 
binnen  der  im  vorhergehenden  Paragraphen  fest- 
gesetzten Frist  nach  dem  Tode  des  letzten  Königs 
den  Reichstag  einberufen.  Der  Reichstag  soll  dann 
eine  neue  Dynastie  unter  Beibehaltung  dieser  Re- 
gierungsform erwählen. 

§  95. 
Wenn  wider  Erwarten  der  Regent  oder  der 
Staatsrat  in  den  in  den  vier  vorhergehenden  Para- 
graphen erwähnten  Fällen  es  unterlassen  sollten, 
den  Reichstag  sofort  einzuberufen,  so  haben  die 
Hofgerichte  die  unweigerliche  Pflicht,  die  offiziellen 
-Bekanntmachungen  zu  erlassen,  damit  sich  der 
Reichstag  versammeln  kann,  um  seine  und  des 
Reiches  Rechte  zu  wahren  und  zu  verteidigen. 
Dieser  Reichstag  versammelt  sich  dann  am  zwanzig- 
sten Tage  nach  demjenigen,  an  welchem  der  Regent 
oder  der  Staatsrat  zuletzt  die  Einberufung  hätte 
erlassen  sollen. 

Diese  drei  Paragraphen  behandeln  eine  Sache,  die  zur 
Sprache  zu  bringen  die  schwedische  Verfassung  besondere 
Ursache  hat.  Schon  im  Mittelalter  kamen  Vormundschafts- 
regierungen vor  (1290  und  131 9).  Aber  im  allgemeinen 
Reichsgesetz  war  dieser  Fall  nicht  vorgesehen.  Dagegen 
verdankte  der  erste  Ersatz  des  Königsgesetzes,  die  Re- 
gierungsforrn  von    1634,   wie  schon  erwähnt,   dieser  Ver- 
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anlassung  seine  Entstehung.  Sie  behandelt  darum  weit- 
läufig die  Fälle,  wie  nach  dem  Tode  des  Königs,  bei  der 
Unmündigkeit  des  Thronfolgers,  oder  bei  der  Notwendig- 
keit, eine  neue  Dynastie  zu  wählen,  die  Regierung  geführt 
werden  solle.  Seitdem  ist  das  Reich  verschiedene  Male 
in  eine  derartige  Lage  gekommen.  Denn  Schweden  hat 
öfter  als  andere  monarchische  Staaten  das  Unglück  gehabt, 
daß  seine  großen  Könige  meistenteils  jung  gestorben  sind, 
unmündige  Nachkommen  hinterlassend,  und  daß  die 
Dynastien  ausstarben.  Die  Regierungsformen  von  1719 
und  1720  ebenso  wie  die  von  1772  enthalten  darum  mehr 
oder  weniger  ausführliche  Bestimmungen  für  diese  Fälle. 
Dabei  ist  auch  der  Fall  vorgesehen  (§  95),  daß  der  Regent 
oder  Staatsrat  nicht  sofort  den  Reichstag  einberufen  ließe. 
Dieser  Fall  wurde  1719,  weil  man  gerade  damals  der- 
gleichen Ereignisse,  auf  welche  diese  Paragraphen  sich 
beziehen,  erlebt  und  diskutiert  hatte,  in  die  Regierungsform 
aufgenommen   und   kommt  dann   in   allen   folgenden   vor. 

Eine  weitere  Erfahrung,  die  §  93  berührt,  ist  die,  daß 
der  König  durch  ein  Testament  über  die  Reichsregierung 
nach  seinem  Tode  verfügt  hat.  Jedoch  nur  das  erstemal, 
wo  dieser  Fall  eintraf  und  es  sich  um  das  Testament  Gustav 
Vasas  handelte,  ist  dasselbe  unangetastet  gelassen  worden. 
Aber  weder  Karls  X.  Verfügungen  dieser  Art,  noch  auch 
das  Testament  des  eigenmächtigen  Karl  XI.  sind,  was  die 
Reichsregierung  anbetrifft,  befolgt  worden.  Gustav  III. 
nahm  in  die  Regierungsform  selbst  (§  37)  eine  Bestimmung 
auf,  daß,  falls  der  König  testamentarische  Dispositionen 
über  die  Regierung  des  Reiches  während  der  Unmündigkeit 
des  Thronfolgers  getroffen  hätte,  diese  aufrechterhalten 
werden  sollten. 

Diese  Verfügungen  standen  natürlich  nicht  in  Ein- 
klang mit  der  neuen  Verfassung,  und  es  mußte  ihnen  daher 
für  die  Zukunft  alle  Kraft  und  Wirkung  benommen  werden. 
Aber  die  Bestimmungen  darüber  legen,  wie  diese  sämtlichen 
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Paragraphen,  wiederum  ein  Zeugnis  von  vergangenen  Zeiten 
und  Geschehnissen  ab. 

§   96. 

Jeder  ordentliche  Reichstag  ernennt  einen  ge- 
setzeskundigen und  als  vollkommen  ehrenhaft  be- 
kannten Mann,  welcher  in  der  Eigenschaft  als 
Justizanwalt  des  Reichstages  und  nach  Instruk- 
tionen, die  dieser  ihm  erteilt,  den  Auftrag  erhält, 
die  Befolgung  der  Gesetze  von  seiten  der  Richter 
und  Beamten  zu  überwachen,  und  diejenigen, 
welche  in  der  Ausübung  ihrer  Amtsverrichtungen, 
sei  es  aus  Gunst  oder  Parteilichkeit  oder  einem 
anderen  Motive  Ungesetzlichkeiten  begehen,  oder 
die  gehörige  Erfüllung  ihrer  Pflichten  vernach- 
lässigen, vor  den  zustehenden  Gerichten  nach  den 
gesetzlichen  Formen  zu  verfolgen.  Er  selbst  aber 
soll  in  jeder  Beziehung  derselben  Verantwortlichkeit 
und  denselben  Pflichten  unterworfen  sein,  welche 
das  allgemeine  Gesetz  und  die  Prozeßordnung  für 
Staatsanwälte  vorschreibt. 

§  97- 

Dieser  Justizanwalt  d^  Reichstages,  welcher, 
solange  er  dieses  Amt  bekleidet,  in  jeder  Beziehung 
dem  Justizkanzler  des  Königs  gleichgestellt  ist, 
wird  in  der  von  der  Reichstagsordnung  vorge- 
schriebenen Weise  gewählt.  Gleichzeitig  soll  eine 
Person,  welche  dieselben  Eigenschaften  besitzt,  wie 
sie  von  dem  genannten  Beamten  gefordert  werden. 
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zu  seinem  Nachfolger  ernannt  werden,  für  den  Fall, 
daß  er  sterben  sollte,  ehe  der  nächste  ordentliche 
Reichstag  eine  neue  Wahl  angestellt  hat,  sowie  um 
den  Justizanwalt  während  der  Zeit  zu  vertreten, 
wo  dieser  durch  schwere  Krankheit  oder  andere 
gesetzliche  Abhaltung  an  der  Ausübung  seines 
Amtes  gehindert  ist. 

§  98. 

Wenn,  während  der  Reichstag  versammelt  ist, 
der  Justizanwalt  des  Reichstages  sein  Amt  nieder- 
legt oder  stirbt,  so  setzt  der  Reichstag  unmittelbar 
denjenigen  an  seinen  Platz,  der  zu  seinem  Nach- 
folger bestimmt  ist.  Wenn  während  der  Session 
der  zum  Nachfolger  des  Justizanwalts  des  Reichs- 
tages bestimmte  Beamte  seine  Entlassung  nimmt, 
oder  wenn  er  in  die  Funktionen  des  Justizanwalts 
eintritt,  oder  wenn  er  stirbt,  so  wird,  in  der  oben 
vorgeschriebenen  Weise,  zur  Wahl  einer  anderen 
Person  geschritten,  welche  die  geforderten  Eigen- 
schaften in  sich  vereinigt.  Wenn  einer  der  er- 
wähnten Fälle  in  der  Zeit  zwischen  den  Reichstags- 
sessionen eintritt,  so  wird  das  Recht  des  Reichstages 
in  dieser  Beziehung  von  den  Bevollmächtigten  der 
Reichsbank  und  des  Reichsschuldenkontors  ausgeübt. 

§  99. 

Der  Justizanwalt  des  Reichstages  kann,  wenn 
er  es  für  nötig  hält,  den  Beratungen  und  Urteils- 
findungen   des   Höchsten   Gerichtshofes,    des   Ober- 
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Verwaltungsgerichts,  der  niederen  Justizrevision,  der 
Hofgerichte,  der  Verwaltungskollegien  oder  der  an 
ihrer  Stelle  eingerichteten  Verwaltungsbehörden  und 
aller  unteren  Gerichtshöfe  beiwohnen,  ohne  jedoch 
das  Recht  zu  haben,  seine  Meinung  dabei  zu  äußern. 
Er  hat  auch  die  Befugnis,  in  die  Protokolle  und 
Akten  aller  Gerichtshöfe,  Verwaltungskollegien  und 
Behörden  Einsicht  zu  nehmen.  Die  Beamten  der 
Krone  sind  insgesamt  verpflichtet,  den  Justiz- 
anwalt in  der  Ausführung  seiner  Befehle  zu  unter- 
stützen, und  die  Staatsanwälte  müssen  ihm  auf  sein 
Verlangen  bei  gerichtlichen  Verfolgungen  Beistand 
leisten. 

§  100. 

Der  Justizanwalt  des  Reichstages  hat  jedem 
ordentlichen  Reichstag  einen  Rechenschaftsbericht 
über  die  Art  und  Weise,  wie  er  sein  Amt  verwaltet 
hat,  einzureichen,  den  Zustand  der  Rechtspflege 
im  Lande  darin  darzulegen,  auf  die  Mängel  in  den 
Gesetzen  und  Verordnungen  hinzuweisen  und  Vor- 
schläge zu  deren  Verbesserung  zu  machen. 

Im  Gegensatz  zu  den  nächstvorhergehenden  enthalten 
die  §§  96—100  eine  Neuerung  auf  dem  Gebiete  des  Staats- 
rechtes nicht  nur  für  Schweden,  sondern  für  die  ganze 
Welt.  Denn  ein  Gegenstück  zu  dem  Justizanwalt  (,Justi- 
tieombudsman'*) ,  diesem  modernen  Volkstribun,  gibt  es  in 
keiner  anderen  Verfassung.  Aber  war  auch  das  Amt  des 
Justizanwalts  im  Jahre  1809  eine  Neuheit,  so  kann  man 
doch  seinen  Ursprung  in  der  Vergangenheit,  und  zwar 
natürlich  in  der  Freiheitszeit,  nachweisen.jj 
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Als  die  Reichsstände  im  Jahre  1766  bei  der  großen 
Untersuchung  über  ,,die  geringe  Gesetzesbefolgung"  alle 
möglichen  Heilmittel  dagegen  suchten,  glaubten  sie  ein 
solches  im  Justizkanzleramt,  dem  die  Aufsicht  über  alle 
Richter  und  die  allgemeine  Befolgung  der  Gesetze  oblag, 
zu  finden.  Aber  da  die  geltenden  Beförderungsgesetze, 
„der  Reihe  und  dem  Alter  nach",  dem  Amte  nicht  mit 
Sicherheit  die  möglichst  besten  Vertreter  verschaffen 
konnten,  beschlossen  sie,  fortan  diese  Beamten  selbst  zu 
ernennen,  aber  ,, nicht  für  längere  Zeit  als  bis  zum  nächst- 
folgenden Reichstag,  wo  die  Reichsstände,  nachdem  der 
Justizkanzler  über  sein  Amt  Rechenschaft  abgelegt  hat, 
sich  wieder  zur  neuen  Wahl  anschicken".  Zu  gleicher 
Zeit  befreiten  sie  ihn  von  verschiedenen  Pflichten,  die 
diesem  Beamten  bisher  oblagen,  um  ihn  dadurch  in  den 
Stand  zu  setzen,  mit  größerem  Nachdruck  sein  Amt  als 
Wächter  der  Gesetze  ausüben  zu  können.  Schließlich 
wurde  bestimmt,  ,,daß  ein  jeder  unbehindert  Zutritt  zu 
ihm  haben  solle,  um  sowohl  mündlich  als  schriftlich,  mit 
Beweisen  und  Angabe  der  Ursache  zur  Anklage,  dasjenige 
angeben  zu  können,  was  nach  seiner  Meinung  gesetzes- 
widrig sei,  und  was  von  Beamten  oder  Privatpersonen 
gegen  das  Gesetz  verübt  worden  sei".  König  Adolf  Friedrich 
protestierte  gegen  diesen  neuen  Eingriff  in  sein  schon  vor- 
her stark  beschnittenes  Recht,  Beamte  einzusetzen,  so  daß 
schließlich  zu  dem  berüchtigten  Namensstempel  gegriffen 
werden  mußte,  um  diesem  Beschluß  die  nötige  Sanktion 
zu  geben. 

Zweimal,  1769  und  1771,  wurden  Justizkanzler  von 
den  Ständen  eingesetzt.  Mit  der  Staatsumwälzung  im 
Jahre  1772  wurde  das  Amt  wieder,  mit  geringen  Ab- 
weichungen in  betreff  seiner  Obliegenheiten,  was  es  vorher 
gewesen  war.  Die  Erinnerung  an  die  von  den  Ständen 
ernannten  Justizkanzler  lebte  indessen  1809  noch  fort, 
und   dies   gab   die   äußere  Veranlassung   dazu,   daß   der 
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Reichstag  sich  in  dem  Justizanwalt  seinen  eigenen  Ver- 
treter verschaffte,  obwohl  der  Justizkanzler  des  Königs 
ungefähr  dieselben  Aufgaben  verrichtete.  Die  innere 
Ursache  dieser  bemerkenswerten  Einrichtung,  welche  zwei 
Ämter,  beide  von  ungefähr  gleicher  Kompetenz,  neben- 
einanderstellte, war  politischer  Natur.  Sie  wird  im  Memorial 
des  Konstitutionsausschusses  mit  den  Worten  angegeben: 
,,Eine  wahrhaft  mitbürgerliche  Gesinnung  soll  nicht  länger 
bei  einem  ursprünglich  freien  und  männlichen  Volke  ent- 
behrt werden,  das  eine  von  den  Grundgesetzen  sanktionierte 
Preßfreiheit  genießt,  dessen  Regierungsangelegenheiten 
öffentlich  behandelt  und  beurteilt  werden,  dessen  allgemeine 
und  individuelle  Rechte  durch  einen  von  der  Volksvertretung 
ernannten  Wächter  über  die  Gesetze,  welche  von  Richtern 
und  Beamten  zu  beobachten  sind,  gewahrt  werden."  Die 
Kontrolle  über  die  Befolgung  der  Gesetze  seitens  Richter 
und  Beamten  wird  also  als  Motiv  dieser  Institutionen  an- 
gegeben, war  aber  sicherlich  nicht  das  stärkste  dabei. 
Denn  dazu  hatte  man  ja  die  zur  selben  Zeit  bestätigte 
Preßfreiheit  und  die  Öffentlichkeit,  die  die  sichersten  Mittel 
einer  solchen  Kontrolle  sind.  Die  Hauptsache  war,  daß 
dieser  Wächter  des  Gesetzes  von  der  Volksvertretung  ein- 
gesetzt und  das  Werkzeug  der  Stände  war.  In  der  weit- 
läufigen Diskussion  über  dieses  Amt  wurde  dieser  letzt- 
genannte Gesichtspunkt  aus  leichtbegreiflichen  Gründen 
nicht  so  klar  hervorgehoben.  Aber  einzelne  Äußerungen 
bezeugen  und  der  ganze  Charakter  der  Verfassung  beweist, 
daß  dieser  Gedanke  der  maßgebende  war. 

Der  alles  andere  beherrschende  Zweck  bei  der  Ge- 
staltung des  neuen  Staatswesens  war  die  Wiederherstellung 
des  Gleichgewichtes  zwischen  König  und  Reichstag.  Diese 
wurde  durch  eine  Teilung  der  Staatsmacht  erreicht,  indem 
ein  jeder  von  ihnen  auf  seinem  Gebiete,  soweit  als  mög- 
lich, selbständig  wirken  sollte.  Eine  bedeutende  Verschieden- 
heit bestand  indessen  in  dem  Umstände,  daß,  während  die 
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Königsmacht  stets  wirksam  ist,  der  Reichstag  nur  durch 
lange  Pausen  (von  fünf  Jahren  nach  der  Regierungsform 
von  1809)  unterbrochen  seine  Macht  und  besonders  die 
kontrollierenden  Befugnisse,  die  die  Verfassung  ihm  auf- 
eilegt,  ausüben  kann.  Man  wünschte  die  Kommissionen 
zwischen  den  Reichstagen,  die  die  Freiheitszeit  erfunden 
hatte,  zu  vermeiden,  wollte  aber  doch  gern  eine  Einrichtung 
haben,  die  an  eine  andauernde  Existenz  des  Reichstages 
erinnerte.  Freilich  hatte  man  die  Bevollmächtigten  der 
Reichsbank  und  der  Reichsschuldenverwaltung,  sowie  auch 
die  gleichzeitig  eingerichtete  Etatsrevision,  aber  alle  diese 
waren  von  spezieller  Natur.  Man  brauchte  eine  mehr 
repräsentative  Vertretung  für  den  Reichstag,  in  seiner 
Eigenschaft  als  zweite  Macht  im  Staate.  Dazu  konnte 
sich  nichts  besser  eignen,  als  daß  die  Stände  gleich  dem 
Könige  einen  Kanzler  zur  Überwachung  der  Gesetze  an- 
stellten. 

Das  Amt  des  Justizanwalts  ist  durchaus  nicht  das 
wichtigste  —  denn  seine  Bedeutung  ist,  trotz  seiner  großen 
Popularität  und  der  regen  Inanspruchnahme  seiner  Tätig- 
keit seitens  Einzelner,  in  Wirklichkeit  nicht  groß  —  aber 
vielleicht  der  am  stärksten  hervortretende  Ausdruck  des 
Dualismus  unserer  Verfassung. 

§   loi. 

Sollte  es  wider  Erwarten  eintreffen,  daß  der 
Höchste  Gerichtshof  insgesamt  oder  eines  oder 
mehrere  Mitglieder  desselben  überführt  werden, 
daß  sie  aus  Eigennutz,  Übelwollen  oder  Nachlässig- 
keit ein  derart  unrichtiges  Urteil  gefällt  haben,  daß 
infolge  davon  gegen  den  deutlichen  Inhalt  des  Ge- 
setzes, sowie  gegen  die  tatsächlichen  Beweise  ein 
Individuum  sein  Leben,  seine  persönliche  Freiheit, 
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Ehre  und  Eigentum  verloren  hat  oder  hätte  ver- 
lieren können,  oder  wenn  das  Oberverwaltungs- 
gericht oder  ein  oder  mehrere  Mitglieder  desselben 
bei  der  Prüfung  der  Klagesachen  sich  solche  Dinge 
haben  zu  schulden  kommen  lassen,  so  ist  der  Justiz- 
anwalt des  Reichstages  verpflichtet  und  auch  der 
Justizkanzler  des  Königs  berechtigt,  den  Schuldigen 
vor  dem  unten  bezeichneten  Reichsgericht  zur 
Rechenschaft  zu  ziehen  und  seine  Bestrafung  nach 
den  Gesetzen  des  Reiches  zu  bewirken. 

§  102. 

Dieser  Gerichtshof,  Reichsgericht  genannt,  soll 
in  diesem  Falle  aus  dem  Präsidenten  des  Svea- 
Hofgerichtes\  welcher  den  Vorsitz  zu  führen  hat, 
aus  den  Präsidenten  sämtlicher  Verwaltungskollegien 
des  Reiches,  bei  Klage  gegen  den  Höchsten  Gerichts- 
hof aus  vier  der  ältesten  Regierungsräte,  wenn  das 
Oberverwaltungsgericht  aber  angeklagt  ist,  aus  vier 
der  ältesten  Justizräte,  dazu  in  beiden  Fällen  aus 
dem  höchsten  Befehlshaber  der  Truppen,  welche 
die  Garnison  der  Hauptstadt  bilden,  dem  höchsten 
anwesenden  Befehlshaber  des  bei  der  Hauptstadt 
stationierten  Teiles  der  Flotte,  aus  den  zwei  ältesten 
Hofgerichtsräten  und  dem  ältesten  Mitgliede  sämt- 
licher Verwaltungskollegien  des  Königreichs  zu- 
sammengesetzt werden.  Wenn  der  Justizkanzler 
des  Königs  oder  der  Justizanwalt  des  Reichstages 
sich    für    befugt    erachten,    gegen    den    Höchsten 

^   Svea-Hofgericht  =  Gerichtshof  der  zweiten  Instanz  zu  Stockholm. 
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Gerichtshof  oder  das  Oberverwaltungsgericht  ins- 
gesamt oder  gegen  einzelne  Mitglieder  derselben  vor 
dem  Reichsgericht  Anklage  zu  erheben,  so  hat  er 
vom  Präsidenten  des  Svea-Hofgerichtes,  in  seiner 
Eigenschaft  als  Vorsitzendem  des  Reichsgerichtes, 
zu  verlangen,  daß  er  denjenigen  oder  diejenigen, 
welche  unter  Anklage  gestellt  werden  sollen,  auf 
gesetzliche  Weise  vorladen  lasse.  Der  Präsident 
hat  hierauf  Maßregeln  zur  Einberufung  des  Reichs- 
gerichts zu  ergreifen,  welches  die  Vorladung  aus- 
zufertigen und  die  Angelegenheit  nach  den  gesetz- 
lichen Formen  weiter  zu  verfolgen  hat.  Wenn  er 
wider  Erwarten  dies  unterlassen,  oder  wenn  einer 
der  anderen,  oben  bezeichneten  Beamten  sich  wei- 
gern sollte,  seinen  Sitz  im  Reichsgericht  einzu- 
nehmen, so  trifft  sie  die  Strafe,  welche  nach  dem 
Gesetze  über  diejenigen  verhängt  wird,  die  vorsätz- 
lich ihre  Amtspflichten  vernachlässigen.  Wenn 
eines  oder  mehrere  Mitglieder  des  Reichsgerichts 
durch  gültige  Ursache  verhindert  sind,  oder  nach 
dem  Gesetze  abgelehnt  werden  müssen,  so  ist  den- 
noch das  Gericht,  sofern  es  aus  zwölf  Personen 
besteht,  kompetent.  Wenn  der  Präsident  des  Svea- 
Hofgerichtes  durch  gültige  Ursache  verhindert  oder 
ablehnbar  ist,  so  nimmt  der  älteste  im  Dienste  be- 
findliche Präsident  der  Verwaltungskollegien  seine 
Stelle  ein.  Ist  die  Untersuchung  beendigt  und  das 
Urteil  nach  dem  Gesetze  gefällt,  so  muß  es  dieses 
Gericht  in  öffentlicher  Sitzung  verkündigen.  Nie- 
mand hat  das  Recht,  dieses  Urteil  zu  ändern,  jedoch 
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bleibt  es  dem  Könige  unbenommen,  zu  begnadigen, 
aber  die  Begnadigung  darf  sich  nicht  auf  die  Wieder- 
anstellung des  Verurteilten  im  Staatsdienste  er- 
strecken. 

Hiermit  beginnt  eine  neue  Abteilung,  die  §§  loi — 107 
umfassend.  Sie  behandeln  die  äußersten  kon- 
stitutionellen Garantien.  Die  Bestimmun- 
gen über  den  Justizanwalt,  §§  96 — 100,  sind  gleichsam 
eine  Einleitung  hierzu,  denn  dieser  bildet  in  gewissem  Sinne 
ein  Glied  in  den  erwähnten  Garantien.  Die  vier  folgenden 
§§  loi — 104  handeln  in  dieser  Beziehung  von  dem  Höchsten 
Gerichtshof  (und  dem  Oberverwaltungsgericht) ,  wobei  auch 
die  Organisation  des  Reichsgerichts,  des  letzten  Rechtsmittels 
zur  Verwirklichung  der  Garantien,  bestimmt  wird.  Die 
drei  letzten  §§  105 — 107  sind  dem  Staatsrate  und  seiner 
Verantwortlichkeit  gewidmet. 

In  dieser  Sache  sowohl  wie  betreffs  des  Justizanwalts 
bewegen  sich  die  Gesetzgeber  auf  neuem  Boden.  Darum 
haben  auch  in  der  Verfassung  von  1809  nirgends  die  da- 
maligen Wünsche  und  Theorien  eine  so  große  Rolle  gespielt 
wie  bei  diesen  Dingen.  Aber  auch  hier  fehlen  weder  die 
Anlehnung  an  frühere  Erfahrungen,  noch  direkte  An- 
knüpfungen an  vorhergehende  Rechtsinstitute. 

Der  Höchste  Gerichtshof  war  im  Jahre  1809  eine 
neue,  kaum  zwanzigjährige  Einrichtung.  Durch  die 
§§  17 — 23  wurde  er  im  Grundgesetz  bestätigt,  sowohl  was 
seine  Organisation  als  was  die  Art  und  Weise  seiner  Arbeit 
betrifft,  und  durch  §  36  wurden  seine  Mitglieder  wie  die 
übrigen  Richter  für  unabsetzbar  erklärt.  Es  heißt  hierüber 
im  Memorial  des  Konstitutionsausschusses:  ,,Der  Aus- 
schuß findet,  daß  die  Gerichtsbarkeit  des  Königs  von  einem 
höchsten  Gerichtshof  ausgeübt  werden  soll,  dessen  Mit- 
glieder, um  selbständig  wirken  zu  können,  nicht  vom 
Könige  abgesetzt  werden  dürfen."  Dies  bedeutet  freilich 
F  a  h  1  b  e  c  k  ,    Die   Regierungsform  Schwedens  l8 
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nur  eine  Bestätigung  der  Anordnung  Gustavs  III.  im 
Jahre  1789,  durch  welche  alle  Richter  für  unabsetzbar 
erklärt  wurden.  Aber  im  Gegensatz  zu  früheren  Verhält- 
nissen, die  man  noch  in  frischer  Erinnerung  bewahrte, 
waren  diese  Bestimmungen  lauter  Neuheiten.  Solange 
das  Urteil  des  Königs  von  der  Abteilung  des  Rates,  der 
sog.  Justizrevision,  gegeben  wurde,  waren  die  Richter 
ebenso  wie  die  übrigen  Ratsherren  dem  König,  und  während 
der  Freiheitszeit  den  Ständen,  für  ihre  ganze  Amtstätigkeit 
verantwortlich.  Sie  konnten  auch  abgesetzt  werden, 
während  der  Freiheitszeit  formell  allerdings  nur  nach 
Untersuchung  und  Urteil,  tatsächlich  aber  wann  immer 
die  Parteiinteressen  es  erheischten.  Dies  wurde  nun  alles 
geändert.  Darum  galt  es  etwas  ausfindig  zu  machen,  das 
diesen  Gerichtshof,  die  letzte  Instanz  der  Rechtspflege, 
dennoch  einer  wirksamen  Kontrolle  unterwarf  und  die 
notwendige  Garantie  gegen  Versehen  und  Verständnis- 
losigkeit  gab.  Dies  wurde  zunächst  erreicht  durch  die 
in  §  10 1  festgelegte  Verantwortung  für  unrichtiges  Urteil 
infolge  von  ,, Eigennutz,  Übelwollen  oder  Nachlässigkeit", 
wobei  der  Vertrauensmann  des  Reichstages,  der  Justiz- 
anwalt, in  erster  Reihe  eingreifen  soll.  Eine  zweite  Art 
und  Weise,  diese  Garantie  zu  erlangen,  finden  wir  im  §  103, 
durch  die  dort  vorgeschriebene  ,,Opinionskommission". 

Das  in  §  102  bestimmte  Reichsgericht,  ohne  welches 
die  gesetzliche  Verantwortung  fruchtlos  wäre,  hatte  mehr 
unmittelbare  Vorbilder.  Aber  diese  beziehen  sich  nur 
auf  politische  Vergehen.  So  schreibt  die  Regierungsform 
von  1634,  §  9,  vor,  daß,  ,,wenn  sich  jemand  von  so  hohem 
Range  oder  in  einer  so  hohen  Angelegenheit  vergehen  sollte, 
daß  es  den  König  und  die  Majestät  der  Krone  anginge", 
ein  Reichsgericht,  zusammengesetzt  aus  dem  Rate,  den 
vier  Hofgerichten,  den  Landesgouverneuren  und  einem 
Bürgermeister  von  den  sechs  bedeutendsten  Städten  des 
Reiches,    darüber   zu    Gericht   sitzen    sollte.      Aber    dieses 
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Reichsgericht  scheint  nur  an  Stelle  der  Stände  eingesetzt 
zu  sein,  die  gemäß  den  Traditionen  von  den  Zeiten  der 
Söhne  Gustav  Vasas  her  die  Richter  in  solchen  Angelegen- 
heiten waren.  In  der  Freiheitszeit  sollte  nach  der  Reichs- 
tagsordnung von  1723  (§  13)  der  geheime  Ausschuß  oder 
irgendeine  andere  Deputation  oder  gewöhnlich  eine  be- 
sondere Kommission,  die  die  Stände  dazu  einsetzten,  der- 
artige Fälle  untersuchen  und  beurteilen  —  was  häufig 
genug  vorkam.  Gustav  III.  dagegen  verbot  alle  Kom- 
missionen und  Deputationen  m.it  Urteilsrecht  oder  extra- 
ordinäre Gerichtshöfe,  mochten  sie  vom  König  oder  von 
den  Ständen  eingesetzt  sein,  ,,als  ein  Beförderungsmittel 
zur  Alleinherrschaft  und  Tyrannei",  und  stellte  aufs  neue 
feste  Formen  für  ,,ein  Gericht  des  Reiches"  her  (R.-F.  1772, 
§  16).  Es  sollte  eingesetzt  werden,  wenn  ,,ein  einzelner  von 
Allerhöchster  Geburt  oder  ein  Ratsherr  oder  auch  ein  ganzes 
Kollegium  sich  derart  verginge,  daß  es  den  König  oder  die 
Majestät  der  Krone  beträfe,  und  die  Schuldigen  weder  vom 
Hofgericht  noch  vom  Rate  verurteilt  werden  können." 
Der  Vorsitzende  in  diesem  Gericht  sollte  der  König  selbst 
sein,  oder  an  seiner  Stelle  der  Kronprinz  oder  der  Erste  der 
Erbfürsten  oder  auch  das  älteste  Mitglied  des  Rates.  Bei- 
sitzer waren  alle  die  höchsten  Beamten,  vom  Rate  an- 
gefangen. 

Dieses  Reichsgericht  war  das  Vorbild  für  das  im  §  102 
bestimmte,  obwohl  Befugnis  und  Arbeitsweise  andere  sind. 


§   103. 

Der  ordentliche  Reichstag  ernennt  alle  drei 
Jahre  in  der  Weise,  wie  die  Reichstagsordnung  es 
vorschreibt,  eine  Kommission,  welche  den  Auftrag 
hat,  ihr  Urteil  darüber  abzugeben,  ob  alle  Mit- 
glieder des  Höchsten  Gerichtshofes  und  des  Ober- 

18* 


—    276    — 

Verwaltungsgerichtshofes  ihre  wichtigen  Stellen  bei- 
zubehalten verdienen,  oder  ob  sich  solche  unter 
ihnen  befinden,  welche,  ohne  daß  sie  erwiesener- 
maßen sich  Fehler  oder  Verbrechen  hätten  zu- 
schulden kommen  lassen,  Fälle,  von  denen  der 
vorhergehende  Paragraph  handelt,  dennoch  ihres 
Amtes  enthoben  zu  werden  verdienen.  Wenn  diese 
Kommission  nach  Abstimmung  in  der  in  der 
Reichstagsordnung  vorgeschriebenen  Weise  ent- 
scheidet, daß  eines  oder  mehrere  Mitglieder  des 
Höchsten  Gerichtshofes  oder  des  Regierungsgerichtes 
des  Vertrauens  des  Reichstages  für  verlustig  erklärt 
werden  sollen,  so  ist  es  oder  sind  sie  darauf  vom 
Könige,  bei  dem  der  Reichstag  dies  zu  melden  hat, 
ihres  Amtes  zu  entheben.  Jedoch  soll  der  König 
ihm  oder  ihnen  eine  jährliche  Pension  bis  zum 
halben  Betrage  ihres  bisherigen  Gehalts  gewähren. 

§  104. 

Der  Reichstag  darf  nicht  die  Entscheidungen 
des.  Höchsten  Gerichtshofes  oder  Oberverwaltungs- 
gerichtes einer  detaillierten  Untersuchung  unter- 
ziehen, noch  darf  eine  allgemeine  Beratung  darüber 
in  der  Kommission  stattfinden. 

Die  nächsten  Veranlassungen  zur  Einrichtung  der  für 
Schweden  eigentümlichen  Institution,  von  welcher  diese 
beiden  Paragraphen  handeln,  die  sog.  Opinionskommission, 
waren  drei.  Das  Memorial  des  Konstitutionsausschusses 
gibt,  nachdem  es  die  Unabsetzbarkeit  der  Justizräte  er- 
mähnt hat  (s.  oben  S.  273) ,  die  erste  Ursache  folgendermaßen 
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an:  ,, Diese  höchste  Richtermacht  soll  jedoch  nicht  als 
eine  unumstößliche  Korporation,  als  ein  Staat  im  Staate, 
errichtet  werden.  Man  hat  daher  für  nötig  befunden, 
daß  nicht  nur  die  Mitglieder  desselben,  die  für  nachge- 
wiesene Fehler  belangt  werden  können,  nach  dem  Gesetz 
verurteilt  werden,  sondern  daß  die  Reichsstände  bei  jedem 
Reichstage  auch  eine  gewisse  Anzahl  von  Mitgliedern,  die 
durch  Alter,  Kränklichkeit  oder  andere  dergleichen  Ur- 
sachen unvermögend  geworden,  ihren  hohen  Beruf  würdig 
zu  erfüllen,  oder  solche,  die  nicht  mehr  das  allgemeine 
Vertrauen  genießen,  von  ihren  Ämtern  verabschieden 
können."  Eine  zweite  in  der  Diskussion  über  §  103  an- 
geführte Veranlassung  dieser  Einrichtung  war,  daß  die 
öffentliche  Meinung,  auf  welcher  das  Bestehen  der  Ver- 
fassung beruhte,  dadurch  eine  weitere  Gelegenheit  erhielt, 
sich  geltend  zu  machen.  Schließlich  dürfte  auch  der  Wunsch 
dazu  beigetragen  haben,  beim  höchsten  Gerichtshof  die- 
selbe doppelte  Verantwortlichkeit  wie  bei  dem  Staatsrat, 
also  neben  der  juridischen  auch  eine  andere,  wenn  auch 
nicht  politische  Verantwortung,  anwenden  zu  können. 

Dieser  Paragraph  war,  ebenso  wie  der  §  96  über  den 
Justizanwalt,  von  Anfang  an  ein  Gegenstand  lebhaften 
Widerspruches.  Auch  die  Krone  schlug  im  Jahre  1812 
dessen  Aufhebung  vor.  Er  hat  indessen  bei  seiner  An- 
wendung bisher  auf  keinerlei  Weise  die  Befürchtungen, 
die  bei  seinem  Entstehen  gehegt  wurden,  bestätigt.  Aber 
ebensowenig  hat  er  sich  als  nötig  erwiesen.  Noch  ist  kein 
Mitglied  des  Höchsten  Gerichtshofes  von  der  Opinions- 
kommission  seines  Amtes  enthoben  worden. 

§  104  enthält  eine  abermalige  Erinnerung  an  den 
im  §  90  ausgesprochenen  allgemeinen  Grundsatz,  daß  der 
Reichstag  seine  Tätigkeit  nicht  über  das  ihm  angewiesene 
Gebiet  hinaus  erstrecken  soll.  Die  folgenschweren  Über- 
griffe, die  die  Stände  der  Freiheitszeit  sich  erlaubten,  als 
der  Justizausschuß,  ja  zuweilen  sie  selbst  sich  zum  aller- 
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obersten  Gerichtshof  aufwarfen,  mahnten  auch  hier,  den 
genannten  Grundsatz  einzuschärfen. 

§   105. 

Auf  jedem  ordentlichen  Reichstage  soll  der 
Konstitutionsausschuß  die  Protokolle  des  Staats- 
rates abverlangen,  doch  sollen  Protokolle  der  in 
§  9  erwähnten  Art  und  Protokolle  in  Kommando- 
angelegenheiten nur  insoweit  verlangt  werden,  als 
sie  allgemein  bekannte  und  vom  Ausschuß  an- 
gegebene Gegenstände  betreffen. 

Dieser  Paragraph  enthält  wieder  eine  dem  schwedischen 
Staatsrecht  eigentümliche  Bestimmung.  In  keinem  anderen 
Lande,  außer  in  Norwegen,  das  hierin  Schweden  nach- 
geahmt hat,  kommt  es  vor,  daß  die  bei  der  Regierung  ge- 
führten Protokolle  für  die  Volksvertretung  zugänglich  sind 
und  von  ihr  geprüft  werden.  Das  englische  Ministerium 
gibt,  wenn  es  dies  für  nötig  erachtet,  ein  sog.  Blaubuch  her- 
aus, das  die  zu  einer  gewissen  Angelegenheit,  meist  der  aus- 
wärtigen Politik,  gehörigen  Urkunden  enthält.  Aber  dies 
ist  eine  ganz  andere  Sache.  In  den  meisten  anderen  Ländern 
kommt  weder  dies  vor,  noch  werden  Protokolle  derselben 
Art  wie  die  für  den  schwedischen  Staatsrat  vorgeschrie- 
benen geführt.  Unter  allen  Umständen  würden  sie  den 
Blicken  der  Volksvertretung  entzogen  sein.  Die  Bestim- 
mung hat  indes,  wie  jeder  andere  bezeichnende  Zug  unserer 
Verfassung,  ihre  Wurzeln  in  früheren  Verhältnissen. 

Wie  bei  §  9  bemerkt  worden,  ist  in  dem  Rate  seit  seiner 
Organisation  als  beständige  Ratskammer  unter  der  Re- 
gierung Gustav  II.  Adolfs  Protokoll  geführt  worden.  Dieser 
Umstand  hätte  jedoch  nicht  zu  veranlassen  brauchen,  daß 
die  Verantwortlichkeit  des  Rates,  als  diese  Gesetz  wuide, 
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die  Form  einer  Protokollsprüfung  annahm.  Das  erstemal, 
wo  von  dieser  Verantwortlichkeit  die  Rede  ist,  im  Addita- 
ment  von  1660,  wird  solcher  Prüfung  keine  Erwähnung 
getan.  Indessen  führte  Karl  XI.  die  Abrechnung  mit  der 
Vormundschaftsregierung  wesentlich  mit  Hilfe  der  Proto- 
kolle aus.  Die  Stände  der  Freiheitszeit  hatten  also  ein 
Vorbild  darin,  sobald  sie  nach  den  Worten  der  Regierungs- 
form „prüfen  sollen,  ob  der  Rat  seine  Ratschläge  zur 
Zufriedenheit  S.  K.  M.,  zum  Emporblühen,  zur  Wohlfahrt 
und  Entwicklung  des  Reiches  wie  zum  Lob  und  zur  Ehre 
seiner  selbst  abgegeben  hat"  (R.-F.  1719,  §  36;  R.-F.  1720, 
§  45).  Der  Wortlaut  der  Reichstagsordnung  von  1723,  §  13, 
läßt  auch  verstehen,  daß  es  so  zugehen  soll.  Da  heißt  es: 
,,Dann  soll  auch  nachgesehen  werden,  wie  der  Reichsrat 
seit  dem  letzten  Reichstage  sowohl  bei  inneren  als  bei 
auswärtigen  Angelegenheiten  seine  Ratschläge  erteilt,  und 
wie  er  sich  verhalten  hat."  Daß  aber  die  Verantwortlichkeit 
in  diese  Form  gekleidet  wurde,  beruhte  doch  zumeist  auf 
dem  Umstände,  daß  dem  Rate  jede  Selbständigkeit  mangelte, 
und  daß  die  Stände  sich  als  seine  ,, Prinzipale"  betrachteten. 
Ebenso  wie  der  Auftraggeber  die  Urkunden  und  Rechen- 
schaften seiner  Bevollmächtigten  prüft,  so  forderten  auch 
die  Stände  Rechenschaft  nach  den  Protokollen  von  dem 
Rate.  Dieses  Verfahren  war  eine  Folge  der  Stellung  des 
Reichstages  als  ,, regierender  Stände". 

Diese  Ordnung  wurde  natürlich  sogleich,  als  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Rates  den  Ständen  gegenüber  1772 
aufhörte,  aufgehoben.  ,, Keine  anderen  Protokolle  als 
solche,  die  Angelegenheiten  betreffen,  welche  S.  K.  M.  mit 
den  Reichsständen  überlegt,  sollen  letzteren  überlassen 
oder  von  ihnen  verlangt  werden",  heißt  es  in  der  Re- 
gierungsform von  1772,  §  49.  Im  Jahre  1809  kehrte  man 
indessen  wiedei  zu  der  althergekommenen  Ordnung  zurück, 
denn  man  kannte  keine  andere  Art  und  Weise,  sein  Ziel 
zu  erreichen,   nämlich   die  Verantwortung  der   Regierung 
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dem  Reichstage  gegenüber  und  eine  sichere  konstitutionelle 
Kontrolle  zu  gewinnen.  Und  dadurch  geschah  es,  während 
die  Macht  des  Reichstages  über  die  Regierung  im  übrigen 
bei  der  neuen  Regierungsform  vorsorglich  ausgeschlossen 
ist,  daß  diese  Erinnerung  an  die  alten  Verhältnisse  un- 
angetastet bestehen  blieb.  Die  Prüfung  der  Staatsrats- 
protokolle durch  den  Konstitutionsausschuß  ist  vielleicht 
der  bedeutungsvollste  Überrest  des  Staatswesens  der  Frei- 
heitszeit, den  unsere  Verfassung  bewahrt  hat. 

§  io6. 

Wenn  der  Ausschuß  findet,  daß  aus  diesen 
Protokollen  hervorgeht,  daß  ein  Mitglied  des  Staats- 
rates oder  ein  gelegentlich  als  Berichterstatter  ver- 
ordneter oder  der  Beamte,  welcher  dem  König  in 
einer  Angelegenheit  des  Militärkommandos  Rat 
erteilt  hat,  offenbar  gegen  das  Grundgesetz  oder 
gegen  andere  in  Kraft  befindliche  Gesetze  gehandelt, 
oder  eine  Übertretung  dieser  Gesetze  angeraten, 
oder  Vorstellungen  gegen  eine  solche  Übertretung 
zu  machen  versäumt,  oder  dieselbe  durch  vorsätz- 
liche Unterdrückung  notwendiger  Aufklärungen 
verursacht  und  begünstigt  hat,  oder  auch,  daß  der 
Vortragende  in  den  Fällen,  welche  durch  den  §  38 
dieser  Regierungsform  vorgesehen  sind,  es  ver- 
säumt hat,  seine  Gegenzeichnung  zu  dem  Beschlüsse 
des  Königs  zu  verweigern,  so  hat  der  Konstitutions- 
ausschuß gegen  den  Schuldigen  durch  den  Justiz- 
anwalt des  Reichstages  vor  dem  Reichsgerichte 
Anklage  erheben  zu  lassen,  in  welchem  Falle  dann 
nach  den  Vorschriften  der  §§   loi   und   102  bezüg- 
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lieh  der  Anklagen  gegen  das  Oberverwaltungsgericht 
verfahren  werden  soll.  Sind  die  Mitglieder  des 
Staatsrates  oder  die  Ratgeber  des  Königs  in  Kom- 
mandoangelegenheiten in  der  Weise,  wie  es  oben 
angegeben  ist,  für  schuldig  befunden,  so  hat  das 
Reichsgericht  sie  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetz 
und  nach  dem  besonderen  Gesetze  abzuurteilen, 
welches  der  König  und  der  Reichstag  betreffs  der 
Verantwortlichkeit  in  solchen  Fällen  erlassen  werden. 

§  107. 

Wenn  der  Konstitutionsausschuß  findet,  daß 
alle  Mitglieder  des  Staatsrates  oder  eines  oder 
mehrere  desselben  bei  Abgabe  ihrer  Gutachten  über 
die  für  das  öffentliche  Wohl  zu  ergreifenden  Maß- 
regeln nicht  die  wahren  Interessen  des  Landes 
wahrgenommen  haben,  oder  daß  ein  Vortragender 
die  Pflichten  dieses  Vertrauenspostens  nicht  mit 
Unparteilichkeit,  Eifer,  Gewandtheit  und  Regsam- 
keit erfüllt  hat,  so  ist  der  Ausschuß  befugt,  dem 
Reichstag  davon  Anzeige  zu  machen,  und  dieser 
kann,  wenn  er  findet,  daß  das  Interesse  des  Reiches 
es  erheischt,  an  den  König  die  schriftliche  Bitte 
richten,  daß  er  geruhen  möge,  den  oder  diejenigen, 
gegen  welche  jene  Anmerkungen  gerichtet  sind, 
ihrer  Stellen  im  Staatsrat  zu  entheben. 

Fragen  dieser  Art  können  auch  in  den  Kam.mern 
des  Reichstages  von  den  Mitgliedern  gestellt  oder 
ihnen  von  anderen  Ausschüssen  als  dem  Kon- 
stitutionsausschusse   vorgelegt    werden,     aber    der 
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Reichstag  darf  nicht  eher  darüber  entscheiden,  als 
bis  er  das  Gutachten  des  letzteren  Ausschusses 
vernommen  hat.  Bei  den  Beratungen  des  Reichs- 
tages darüber  dürfen  die  Entscheidungen  des  Königs, 
welche  die  Rechte  und  Angelegenheiten  von  Privat- 
personen und  Korporationen  betreffen,  nicht  ein- 
mal erwähnt,  geschweige  denn  einer  Untersuchung 
unterzogen  werden. 

Bezüglich  alles  dessen,  was  der  Reichstag  nach 
Prüfung  gutgeheißen  oder  ohne  Einwand  gelassen 
hat,  ist  anzusehen,  daß  dafür  hinsichtlich  des  Ge- 
prüften Entlastung  erteilt  worden  ist,  und  keine 
neue,  eine  Verantwortlichkeit  herbeiführende 
Prüfung  derselben  Angelegenheiten  seitens  eines 
neuen  Reichstags  ist  gestattet;  doch  sollen  trotz 
der  von  den  Ausschüssen  oder  Revisoren  des 
Reichstags  angestellten  generellen  Revision  der 
Verwendung  der  Staatsgelder  die  zuständigen 
Beamten  verpflichtet  sein,  die  spezielle  Revision 
auszuführen,  die  ihnen  kraft  ihres  Amtes  zukommt. 

Mit  diesen  Paragraphen  wird  der  Schlußstein  in  dem 
Baue  der  Garantien  eingefügt,  welche  die  neue  Verfassung 
einerseits  gegen  die  Übergriffe  von  Seiten  des  Königs 
schützen  sollten,  und  die  anderseits  die  Regierung  un- 
beschränkt in  dessen  Hände  legte.  Die  Gesetzgeber  von 
1809  konnten  keinen  direkten  Vorbildern  in  dieser  Sache 
folgen.  Allerdings  war  der  König  vor  dem  Jahre  1680 
faktisch  in  der  Ausübung  der  Regierung  beschränkt,  nicht 
nur  durch  den  Rat,  sondern  in  gewissem  Sinne  auch  durch 
die  Stände.  Aber  man  kam  nicht  dazu,  diese  Praxis  in 
gesetzliche  Form  umzusetzen,  bis  die  Alleinherrschaft  erst 
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des  Königs,  dann  der  Stände,  derartige  konstitutionelle 
Garantien,  obwohl  aus  entgegengesetztem  Grunde,  über- 
flüssig machte.  Auch  die  Verfassung  von  1772  enthält 
keine  Bestimmung  hierüber.  Im  Gegenteil  war  es  gerade 
der  Mangel  derartiger  Garantien,  der  diese  Verfassung  zu 
einem  Scheinkonstitutionalismus  machte,  bereit,  bei  der 
ersten  günstigen  Gelegenheit  sich  in  eine  neue  Allein- 
herrschaft zu  verwandeln,  wie  es  auch   1789  geschah. 

Das  Problem  zu  lösen  hieß  also  Garantien  ausfindig 
zu  machen,  die,  ohne  in  die  Regierung  des  Königs  einzu- 
greifen, sie  doch  den  Gesetzen  und  der  Verfassung  unter- 
zuordnen vermochte.  Dabei  brauchte  man  aber  nicht 
ganz  neue  Bahnen  einzuschlagen.  Die  meisten  dieser 
Garantien  existierten  und  wurden  zu  verschiedenen  Zeiten 
angewendet  —  vor  allen  Dingen  die  Verpflichtung  des 
Königs,  Rat  anzunehmen,  ferner  die  Gegenzeichnung  und 
die  Protokollführung  im  Rate,  schließlich  die  Verantwort- 
lichkeit des  Rates  den  Ständen  gegenüber  und  die  Über- 
lieferung der  Protokolle  an  ihren  Ausschuß  zur  Kenntnis- 
nahme und  Prüfung.  Wir  konnten  beobachten,  wie  bei 
§§  4,  7,  8,  9,  38  und  105  sich  diese  sämtlichen  Elemente 
wie  Glieder  einer  Kette  zusammenfügten.  Nun  blieb,  wie 
gesagt,  nur  noch  übrig,  die  letzte  Hand  an  das  Werk  zu 
legen  und  die  Anwendung  dieser  Garantien  ebenso  wie 
die  Strafe  bei  Verletzung  derselben  gesetzlich  festzulegen. 
Dabei  galt  es  wirklich  etwas  Neues  zu  finden,  denn  die 
Methoden,  die  Karl  XL,  besonders  aber  die  Stände  der 
Freiheitszeit,  in  solchen  Fällen  angewendet,  hatten  sich 
selbst  das  Urteil  gesprochen. 

Das  Resultat  zeigt  sich  in  diesen  zwei  Paragraphen. 

Es  werden  hier  zwei  Arten  der  Verantwortlichkeit 
festgelegt,  die  juridische,  wirkliche  Gesetzüber- 
tretungen betreffend  (§  106),  und  die  politische, 
wo  von  der  Befähigung  bei  der  Ausübung  des  Ratgeber- 
berufes  die    Rede  ist   (§    107),    ein   Unterschied,    den    die 


—     284     — 

politische  Diskussion  in  der  Freiheitszeit  wohl  berührt 
hatte,  aber  niemals  in  Wirklichkeit  umzusetzen  vermochte. 
Die  Ratsherren  waren  Beamte,  die  nur  nach  förmlicher 
Anklage  und  Urteil  von  ihren  Ämtern  geschieden  werden 
konnten,  was  schlecht  mit  dem  damaligen  Parlamentaris- 
mus übereinstimmte  und  stets  Anlaß  zu  großen  Streitig- 
keiten gab.  Darum  war  es  ein  großer  Fortschritt,  als  im 
Jahre  1809  —  allerdings  vorbereitet  durch  Gustavs  III. 
Bestimmungen  über  die  sog.  Vertrauensämter  (R.-F.  1772, 
§  31)  —  die  Staatsräte  Vertrauensbeamte  wurden,  welche, 
wenn  der  König  es  für  recht  fand,  ihres  Amtes  entledigt 
werden  konnten  (R.-F.,  §  35);  ein  anderer  nicht  minder, 
daß  die  konstitutionelle  Verantwortung,  so  wie  angegeben, 
geteilt  wurde.  Derselbe  Gedanke  ist  auch  auf  den  höchsten 
Gerichtshof  übertragen  worden,  indem  §  loi  die  juridische 
Verantwortlichkeit  bestimmt,  während  §  103  von  der 
Opinionskommission  handelt.  Es  herrscht  ein  deutlicher 
Parallelismus  in  diesen  Bestimmungen,  der  von  einem 
zielbewußten  System  zeugt. 

Man  kann  übrigens  auch  nicht  leugnen,  daß  ein 
klarer  und  richtiger  Sinn  in  dieser  Unterscheidung  des  Be- 
griffes Verantwortlichkeit  als  teils  juridisch,  teils  politisch, 
vor  den  Gesetzen  und  vor  der  öffentlichen  Meinung,  liegt. 

Nichtsdestoweniger  begannen  sehr  bald  neben  der 
strikten  Befolgung  dieser  Grundsätze  ganz  andere  Maß- 
regeln sich  geltend  zu  machen.  Hans  Järta  eiferte 
vergebens  dagegen,  indem  er  mit  Beredsamkeit  für  den 
tiefen  Sinn  der  in  den  §§  106  und  107  gegebenen  Be- 
stimmungen eintrat".  Die  Entwicklung  ging  dessenunge- 
achtet ihren  Weg  ruhig  weiter,  ohne  Rücksicht  auf  den 
einen  oder  den  anderen  dieser  Paragraphen.  Das  ge- 
wöhnliche Verfahren  ist  nun  bekanntlich,  daß  sowohl 
etwaige  Vergehen  gegen  die  Gesetze  (§  106)  als  auch  die 
unklugen  Maßnahmen,  gegen  die  der  Konstitutionsaus- 
schuß oder  einzelne  Mitglieder  desselben  etwas  anzumerken 
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haben,  beim  Reichstage  angemeldet  werden,  oder  auch  in 
Form  von  Reservationen  zu  dessen  Kenntnis  gelangen, 
wie  es  gewöhnlich  heißt  ,,nach  §  107**,  aber  ohne  aus- 
drückliche Forderung  einer  strikten  Anwendung  desselben, 
und  ohne  daß  jemand  an  eine  solche  denkt.  Dabei  werden 
aber  die  betreffenden  Anmerkungen  diskutiert  und  in  der 
zweiten  Kammer  sogar  ,,mit'*  oder  ,,ohne  Billigung  zu 
den  Akten  gelegt."  Dieses  streitet  vollkommen  sowohl 
gegen  den  Buchstaben  als  auch  den  Geist  der  genannten 
Paragraphen. 

Aber  wir  begreifen  wohl,  wie  es  hierzu  kommen  konnte. 

Es  war  unmöglich,  wie  §  106  es  verlangt,  den  großen 
Apparat  des  Reichsgerichtes  für  jedes  kleine  Übersehen 
irgendeiner  unbedeutenden  Verordnung,  das  die  Rat- 
geber des  Königs  sich  leicht  bei  ihrer  großen  Arbeit  zu- 
schulden kommen  lassen  konnten,  in  Bewegung  zu  setzen. 
Aber  dies  anderseits  mit  Stillschweigen  zu  übergehen, 
erschien  auch  nicht  richtig.  Ungefähr  dasselbe  hat  dem 
§  107  seine  buchstäbliche  Anwendung  benommen.  Und 
da  diese  nicht  die  Sache  des  Konstitutionsausschusses, 
sondern  des  Reichstages  war,  der  Reichstag  aber  sich  kein 
lichtiges  Urteil  darüber  bilden  konnte,  ob  es  dem  Be- 
treffenden an  Eifer  oder  Befähigung  gefehlt  hatte,  ohne 
ganz  genau  zu  wissen,  was  diesem  zur  Last  gelegt  wurde, 
so  entstand  der  Gebrauch,  in  einer  sog.  Dechargedebatte 
sich  über  die  Regierung  und  ihre  Maßregeln  auszusprechen. 
Die  Entwicklung  seit  dem  Jahre  1809,  besonders  die  jähr- 
lich stattfindenden  Reichstage  und  das  Recht  der  Staats- 
räte, auch  wenn  sie  nicht  Mitglieder  desselben  waren, 
(seit  1866)  sich  dazu  einzufinden,  um  ihre  Maßnahmen 
zu  verteidigen,  machte  die  Bestimmungen  von  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Staatsräte  für  gewöhnliche  Verhältnisse 
überflüssig.  Die  §§  106  und  107  bilden  infolgedessen  nur 
mehr  einen  letzten  Ausweg  in  außerordentlichen  Fällen. 
Darin  besteht  nun  ihre  Bedeutung. 
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Doch  ist  dies  nicht  das  erstemal,  daß  das  lebendige 
Leben  über  den  toten  Buchstaben  des  Gesetzes  siegt  und 
ein  neues  Recht  schafft.  Beachtenswert  ist  es  nur,  daß 
dies  in  einer  so  wichtigen  Sache,  wie  diese,  deren  An- 
ordnung sicherlich  viel  Mühe  gekostet  hatte,  geschehen 
konnte.  Aber  die  Gesetzgebung  stand  hier  nicht  auf 
historischem  Boden;  und  wo  dieser  fehlte,  kam  man, 
selbst  wenn  der  beste  Wille  und  großer  Scharfsinn  dabei 
mitgearbeitet  haben,  zu  kurz.  Bemerkenswert  ist  ferner 
der  Umstand,  daß  diese  unter  Umgehung  des  Gesetzes 
ausgebildete  Praxis  doch  ganz  und  gar  mit  dem  Geiste 
der  Verfassung  übereinstimmt,  zum  großen  Unterschiede 
also  von  den  Formen  für  die  Verantwortlichkeit  der  Re- 
gierung, wie  sie  in  anderen  Ländern  mit  sog.  parlamen- 
tarischer Regierungsweise  vorkommen. 

Zu  dem  vorher  erwähnten  Parallelismus  der  Institute 
und  Satzungen,  der  in  der  Regierungsform  von  1809  so 
oft  vorkommt  (s.  S.  94  f.),  sind  noch  die  Worte  in  §  107 
zu  beachten,  durch  welche  die  Entscheidungen  des  Königs 
zu  diskutieren  verboten  wird.  Sie  erinnern  an  dasselbe 
Verbot  in  §  104  betreffs  der  Entscheidungen  des  Höchsten 
Gerichtshofs  und  jetzt  auch  des  Oberverwaltungsgerichts. 
Beide  Bestimmungen  sind  übrigens  Anwendungen  von  §  90. 

Der  letzte  Abschnitt  des  §  107,  wovon  nur  der  erste 
Teil  die  Verantwortlichkeit  des  Staatsrates  berührt,  stammt 
aus  der  Reichstagsordnung  von  1810,  §  86,  her  und  wurde 
1865/66  hinzugefügt,  j*  ; 

§   108. 

Der  ordentliche  Reichstag  ernennt  alle  drei  Jahre 
in  der  Weise,  wie  es  in  der  Reichstagsordnung  vor- 
geschrieben ist,  sechs  Personen,  die  sich  durch 
Kenntnisse  und  Gelehrsamkeit  auszeichnen,  um  im 
Verein  mit  dem  Justizanwalt  des  Reichstages,   der 
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dabei  den  Vorsitz  führt,  über  die  Freiheit  der  Presse 
zu  wachen.  Diese  Bevollmächtigten,  von  denen  zwei, 
außer  dem  Justizanwalt,  Rechtsgelehrte  sein  müssen, 
haben  folgende  Obliegenheit:  Falls  ein  Schrift- 
steller oder  Buchdrucker  ihnen  vor  dem  Drucke 
eine  Schrift  vorlegt  und  ihr  Gutachten  über  die 
Frage  verlangt,  ob  er  nach  dem  Gesetze  über  die 
Preßfreiheit  wegen  des  Inhalts  der  Schrift  gericht- 
lich verfolgt  werden  kann,  so  ist  der  Justizanwalt 
des  Reichstages  im  Verein  mit  wenigstens  drei 
Bevollmächtigten,  worunter  ein  Rechtsgelehrter  sein 
muß,  verpflichtet,  das  verlangte  Gutachten  schrift- 
lich abzugeben.  Erklären  sie  darin,  daß  das  Werk 
gedruckt  werden  kann,  so  sind  der  Verfasser  und 
der  Drucker  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei,  und 
diese  fällt  auf  die  Bevollmächtigten  zurück. 

Diese  eigentümliche  Einrichtung  hat  keine  Ahnen. 
Sie  kam  zustande  als  ein  Ersatz  für  die  von  A.  G.  Silverstolpe 
vorgeschlagene  Kommission,  ,, Gesetz-  und  Etatsvorbe- 
reitung der  Reichsstände"  benannt,  welche  nicht  den  Bei- 
fall der  Stände  gewann.  Mit  diesem  Vorschlage  beabsich- 
tigte der  Antragsteller,  der  öffentlichen  Meinung  ein  offi- 
zielles Organ  zu  geben,  um  sich  Gehör  zu  verschaffen, 
und  die  neue  Preßfreiheit  unter  den  Schutz  des  Reichstages 
zu  stellen.  Aber  nur  der  letzte  Gedanke  gewann  Beachtung 
und  gab  zu  dem  in  diesem  Paragraphen  vorgeschriebenen 
sog.  Preßfreiheitskomitee  Anlaß.  Möglicherweise  hat  man 
damit  auch  eine  Parallele  und  zugleich  ein  Gegengewicht 
gegen  den  Hofkanzler,  der  im  Namen  des  Königs  die  Auf- 
sicht über  Buchdrucker  und  Preßfreiheit  hatte,  schaffen 
wollen.    Die  Institution,  nur  aus  dei  Eingebung  des  Augen- 
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blicks   hervorgegangen,    war    bisher  ohne  Bedeutung  und 
wird  auch  nie  welche  gewinnen. 

§   109. 

Der  ordentliche  Reichstag  kann,  wenn  es  nicht 
auf  eigenen  Wunsch  geschieht,  nicht  vor  Ablauf 
von  vier  Monaten  nach  seinem  Zusammentritt  auf- 
gelöst werden,  es  sei  denn,  daß  der  König  in  der 
Weise,  wie  es  in  der  Reichstagsordnung  angegeben 
ist,  entweder  für  beide  Kammern  oder  für  eine  der- 
selben neue  Wahlen  anordnet.  In  diesem  Falle 
soll  der  Reichstag,  indem  er  seinen  Charakter  als 
ordentlicher  Reichstag  beibehält,  innerhalb  dreier 
Monate  nach  der  Auflösung,  an  dem  vom  König 
bestimmten  Tage  wieder  zusammentreten,  und  er 
darf  vom  Könige  nicht  eher  wieder  aufgelöst 
werden  als  nach  Ablauf  von  vier  Monaten,  vom 
Beginn  seiner  neuen  Sitzung  an  gerechnet. 

Ein  außerordentlicher  Reichstag  kann  dagegen 
vom  König  aufgelöst  werden,  wenn  er  es  für  gut 
befindet;  die  Auflösung  muß  immer  vor  dem  für 
die  ordentliche  Sitzung  festgesetzten  Zeitpunkt  er- 
folgen. 

Wenn  es  wider  Erwarten  vorkommen  sollte, 
daß  der  Reichstag  bei  seinem  Schlüsse  den  Etat 
der  Ausgaben  noch  nicht  festgesetzt  oder  den 
Betrag  der  zu  erhebenden  Bewilligung  nicht  be- 
stimmt hätte,  so  findet  der  vorige  Etat  und  die 
vorige  Steuerbewilligung  bis  zum  nächsten  Reichs- 
tag   Anwendung.       Wenn    dagegen    die    ganze    Be- 
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willigungssumme  bestimmt  ist,  die  Kammern  je- 
doch über  die  Verteilung  nicht  einig  sind,  so  sollen 
nach  dem  Verhältnis  der  festgesetzten  Bewilligungs- 
summe zu  der  beim  vorigen  Reichstag  verteilten 
die  in  der  letzten  Bewilligungsverordnung  fest- 
gesetzten Artikel  gleichmäßig  erhöht  oder  ver- 
mindert werden.  In  diesem  Falle  beauftragt  der 
Reichstag  seinen  Bevollmächtigten  der  Reichsbank 
und  des  Reichsschuldenkontors,  nach  dem  an- 
gegebenen Grundsatz  eine  neue  Bewilligungsver- 
ordnung auszuarbeiten  und  zu  veröffentlichen. 

Während  der  Entstehungszeit  des  Reichstages  im 
16.  Jahrhundert  und  später,  als  der  König  die  Stände 
nur  für  außergewöhnliche  Fälle  oder  Steuerbewilügungen 
einberief,  wurden  sie  sofort  entlassen,  wenn  die  Sachen, 
■um  deretwillen  sie  zusammenkamen,  erledigt  waren.  Das 
Zusammensein  des  Reichstages  währte  so  kurze  Zeit  als 
möglich.  Hierin  trafen  sich  die  Wünsche  aller  Beteiligten, 
des  Königs,  der  Herrentagsmänner,  wie  sie  damals  genannt 
wurden,  und  derjenigen,  welche  Repräsentanten  gesandt 
und  die  Kosten  ihres  Unterhaltes  zu  bestreiten  hatten. 
Darum  versprach  ja  Gustav  Adolf  161 1:  ,,Wir  wollen 
auch  die  Stände  nicht  mit  vielen  Herrentagen  belästigen." 
Man  war  nicht  sehr  danach  begierig,  zum  Reichstag  ein- 
berufen zu  werden,  und  wollte  so  schnell  als  möglich 
wieder  entlassen  werden. 

Erst  im  Additament  verspürt  man  den  Anfang  einer 
anderen  Auffassung  in  der  Vorschrift  des  §  17,  ,, obgleich 
die  Reichstage  viel  Mühe  und  Kosten  machen",  so  sollten 
sie  doch  alle  drei  Jahre  stattfinden.  Dies  galt  allerdings 
nur  für  ,,die  unmündigen  Jahre  S.  K.  M.",  beweist  aber 
doch,  daß  die  Stände  anfingen,  sich  als  eine  feste  Institution 
Fahlbeck,    Die   Regierungsform  Schwedens  19 
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zu  fühlen  und  nicht  nur  als  eine  zufällige,  auf  den  Ruf  des 
Königs  zusammengekommene  Versammlung.  Die  Zeit 
ihres  Zusammenseins  hing  übrigens  von  dem  Gutbefinden 
des  Königs  ab.  Dies  änderte  sich  natürlich,  als  die  Stände 
die  Herren  im  Staate  wurden.  Nachdem  in  den  Regierungs- 
formen von  1719  und  1720  (§§  36,  45  resp.)  verordnet 
worden  war,  daß  die  Reichstage  alle  drei  Jahre  abgehalten 
werden  sollten,  ,,und  dazwischen,  wenn  entweder  S.  K.  M. 
ihn  einberuft  oder  die  Stände  selbst  in  dem  Reichstags- 
beschluß bestimmen,  zusammengerufen  zu  werden",  be- 
stimmt die  Reichstagsordnung  1723,  §  24,  auch  über  die 
Zeit  ihres  Zusammenseins.  ,,Kein  Reichstag  soll  länger 
bestehen  als  höchstens  drei  Monate,  kann  aber  auch  früher 
geschlossen  werden,  wenn  sämtliche  oder  drei  Stände,  nach 
vorhergegangenem  Übereinkommen  mit  dem  vierten  Stande, 
es  fordern." 

Schon  beim  ersten  darauffolgenden  Reichstage  reichte 
nicht  die  Zeit  von  drei  Monaten  hin,  sondern  es  mußte 
bei  dem  König  um  Verlängerung  der  Zeit  eingekommen 
werden  —  ein  Verlangen,  das  jedoch  nur  eine  Formalität 
bedeutete.  Alle  Reichstage  der  Freiheitszeit  überschritten 
die  festgesetzte  Zeit  und  tagten,  so  lange  es  ihnen  beliebte. 
Die  Bestimmung  über  höchstens  drei  Monate  als  gesetz- 
liche Zeit  für  die  Zusammenkünfte  des  Reichstages  wurde 
in  der  Regierungsform  von  1772,  §  46,  beibehalten,  aber 
Gustav  III.  hielt  streng  darauf,  daß  die  Reichstage  nicht 
zu  lange  dauerten.  Alle  drei  Reichstage  1786,  1789  und 
1792  wurden  vor  dem  Ablaufe  der  festgesetzten  Zeit 
aufgelöst. 

Es  war  deshalb  notwendig,  daß  die  neue  Regierungs- 
form die  Zeitdauer  der  Reichstage  bestimmte.  ,,Der 
Reichstag  soll  nicht  länger  dauern  als  drei  Monate,  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  dem  der  König  die  Reichsstände 
oder  deren  Etatsausschuß  von  dem  Zustand  und  den  Be- 
dürfnissen des  Staatswesens  unterrichten  läßt",   lautet  die 
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ursprüngliche  Fassung  des  Paragraphen.  Und  weiter  hieß 
es:  „Sollten  jedoch  die  Stände  während  des  genannten 
Zeitraumes  noch  nicht  die  Reichstagsangelegenheiten  er- 
ledigt haben,  so  sollen  sie  dies  dem  Könige  mitteilen  und 
beantragen,  daß  der  Reichstag  noch  eine  gewisse  Zeit, 
aber  höchstens  einen  Monat,  über  die  bestimmte  hinaus 
tagen  dürfe,  was  der  König  weder  verweigern  noch  ver- 
hindern darf.**  Diese  Satzungen  beabsichtigten  einerseits, 
dem  Reichstage  eine  gewisse  Dauer  seiner  Sitzung  zu 
sichern,  anderseits  aber  zu  verhindern,  daß  er  zu  lange 
zusammenblieb.  Eigentümlich  ist  dabei,  daß  die  Zeit  so 
knapp  bemessen  wurde,  daß  sie  regelmäßig  weit  über  die 
vorausbestimmten  drei  bis  vier  Monate,  ja  in  einem  Falle 
bis  zu  siebzehn  (1840/41),  ausgedehnt  werden  mußte. 

Die  Änderung  dieser  Bestimmung  zum  gegenwärtigen 
Wortlaut  (1865/66)  hängt  mit  der  Einführung  mehrerer 
neuer  Anordnungen  in  der  Verfassung  zusammen  — 
erstens  dem  Recht  des  Königs,  den  tagenden  Reichstag 
vor  dem  Ablauf  der  gesetzlichen  Termine  aufzulösen  und 
neue  Wahlen  zu  einer  oder  beiden  Kammern  anzuordnen, 
zweitens  dem  Unterschied  zwischen  ordentlichen  und 
außerordentlichen  Reichstagen. 

Diese  Bestimmungen  haben  keine  Vorläufer  im  früheren 
schwedischen  Recht,  sofern  man  nicht  die  anfängliche  Be- 
fugnis des  Königs,  den  Reichstag,  wenn  er  es  für  gut 
befand,  aufzulösen  und  einen  neuen  einzuberufen,  dahin 
rechnen  will.  Durch  die  Bestimmung  über  die  gesetzliche 
Zeit  der  Reichstagssitzungen  ist  indessen  dieses  Recht  in 
seinem  wesentlichsten  Punkte,  betreffs  der  Auflösung, 
aufgehoben  oder  doch  so  beschränkt  worden,  daß  man 
sich  kaum  dessen  erinnerte.  Es  konnte  ja  nicht  zur  An- 
wendung kommen,  ehe  die  bestimmte  Zeit  überschritten 
war.  Dies  stimmte  auch  am  besten  mit  der  ganzen  Stellung 
des  Reichstages  nach  der  Staatsumwälzung  1809  überein. 
Die   Stände   hatten  das   neue   Staatswesen   gegründet  und 
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nahmen  eine  der  Königsmacht  ebenbürtige  Stellung  auf 
den  ihnen  überlassenen  Gebieten  ein.  Ein  Recht  des 
Königs,  den  Reichstag  aufzulösen,  konnte  deshalb  kaum 
anders  bestätigt  werden  denn  als  Abwehrmittel  gegen 
etwaige  Versuche  des  letzteren,  sich  zu  einer  beständigen 
Institution  aufzuschwingen  oder  sonst  seine  Befugnisse 
zu  überschreiten. 

Für  die  im  Jahre  1865  eingeführten  Neuerungen  berief 
man  sich  in  der  Diskussion  über  dieselben  auf  ausländische 
Muster.  Diese  spielten  jedoch  in  Wirklichkeit  eine  unter- 
geordnete Rolle  dabei,  denn  die  Neuerungen  wären  ins 
Leben  gerufen  worden,  auch  wenn  sich  keine  Vorbilder 
dazu  gefunden  hätten.  Alles  folgte  nämlich  mit  zwingender 
Notwendigkeit  aus  einem  einzigen  Umstände  —  den 
jährlich  wiederkehrenden  Reichstagen. 
Dazu  waren  längere  Legislaturperioden  nötig,  denn  man 
konnte  unmöglich  das  Volk  jährlich  mit  neuen  Wahlen 
belästigen.  Die  Wahl  mußte  mindestens  drei  Jahre  Gültig- 
keit haben.  Aber  dadurch  konnte  der  Fall  eintreten,  daß 
der  Reichstag  oder  die  eine  oder  andere  der  Kammern 
nicht  mehr  der  allgemeinen  Stimme  des  Landes  entspräche. 
Darum  mußte  das  Recht,  das  Volk  durch  neue  Wahlen 
seine  Meinung  kundtun  zu  lassen,  in  die  Hände  des  Königs 
gelegt  werden.  Durch  die  bestimmten  jährlichen  Tagungen 
des  Reichstages  entstand  schließlich  der  früher  nicht  ge- 
kannte Unterschied  betreffs  der  Befugnisse  zwischen  ordent- 
lichen und  außerordentlichen  Reichstagen,  wovon  §  49 
spricht.  ■: 

Alle  die  Neuerungen,  die  1866  in  diesen  Paragraphen 
eingeführt  worden  sind,  sind  also  organisch  der  Bestimmung 
der  jährlichen  Reichstage  entsprossen.  Dies  war  eigentlich 
die  große  Neuerung,  aus  der  die  anderen  als  selbstverständ- 
lich hervorgingen.  Sie  ist  durch  die  ganze  politische  und 
soziale  Entwicklung  von  1809 — 1865  vorbereitet,  aber 
auch   durch    fremde   Theorien   und   Muster,   die  also   hier 
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wirklich  auf  die  Verfassung  eingewirkt  haben,  hervor- 
gerufen worden. 

„Wenn  es  wider  Erwarten  vorkommen  sollte,  daß  der 
Reichstag  bei  seinem  Schlüsse  den  Etat  der  Ausgaben  noch 
nicht  festgesetzt,  oder  den  Betrag  der  zu  erhebenden  Be- 
willigung nicht  bestimmt  hätte,  so  findet  der  vorige  Etat  und 
die  vorige  Steuerbewilligung  bis  zum  nächsten' Reichstage 
Anwendung."  Diese  Bestimmung  und  ihre  Fortsetzung 
sind  zunächst  der  Regierungsform  1772,  §  46,  entnommen, 
wo  es  heißt:  ,,Die  Versammlungen  der  Reichsstände  sollen 
nicht  länger  als  höchstens  drei  Monate  dauern,  und  damit 
nicht  das  Land,  wie  es  bisher  geschah,  mit  langen  Reichs- 
tagen belästigt  v/erden  möge,  so  kann  S.  K.  M.  zur  be- 
stimmten Zeit  den  Reichstag  aufheben  und  die  Mitglieder 
nach  Hause  entlassen,  uad  sollte  in  diesem  Falle  keine  neue 
Bewilligung  festgestellt  sein,  so  soll  es  bei  der  alten  bleiben." 
Die  Stände  der  Freiheitszeit  dehnten  stets  die  Reichstage 
am  längsten  aus,  und  besonders  der  von  1771 — 72  wollte 
gar  kein  Ende  nehmen.  Die  Feststellung  der  Bewilligungen 
war  ein  Vorwand,  die  Tagung  in  die  Länge  zu  ziehen. 
Sollte  also  das  Gebot  betreffs  der  Begrenzung  der  Zeit  für 
den  Reichstag  die  erzielte  Wirkung  haben,  so  mußte  die 
Bestimmung  von  der  Steuerbewilligung  hinzugefügt  werden. 

Diese  Bestimmung  wurde  1809  aufgenommen  und 
weiter  ausgebildet.  Die  Gesetzgeber  wollten  dadurch  ver- 
hindern, daß  der  Reichstag,  nach  der  gegenwärtigen  Aus- 
drucksweise, Obstruktion  machen  könnte,  um  seinen  Be- 
stand zu  verlängern,  oder  möglicherweise  durch  Steuer- 
verweigerung den  Staat  in  Gefahr  brächte.  Die  Bestimmung 
ist  also  eine  Sicherheitseinrichtung,  zu  der  die  Erinnerung 
an  das  Verhalten  der  Stände  der  Freiheitszeit  Veranlassung 
gab.  Man  kann  sie  als  eine  Art  konstitutionelle  Garantie 
gegen  Übergriffe  seitens  des  Reichstages  betrachten,  die 
als  ein  Gegenstück  zu  den  gegen  die  Königsmacht  gerich- 
teten Garantien,   wovon   in  vielen   Paragraphen  die  Rede 
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ist,  dasteht.  Aber  sie  kam,  wie  dies  oft  mit  dergleichen 
Sicherheitsvorkehrungen  der  Fall  ist,  bisher  noch  niemals 
zur  Anwendung. 

§    HO. 

Kein  Mitglied  des  Reichstages  darf  wegen  seiner 
Handlungen  oder  Äußerungen  in  seiner  Eigenschaft 
als  solches  unter  Anklage  gestellt  oder  seiner  Frei- 
heit beraubt  werden,  sofern  nicht  die  Kammer, 
deren  Mitglied  er  ist,  durch  einen  ausdrücklichen 
Beschluß,  dem  wenigstens  fünf  Sechstel  der  stim- 
menden Mitglieder  zugestimmt  haben,  solches  er- 
laubt hat.  Kein  Mitglied  des  Reichstages  kann  aus 
dem  Orte,  wo  der  Reichstag  tagt,  verwiesen  werden. 
Sollte  eine  Person  oder  ein  Militär-  oder  Zivilkorps 
oder  eine  Vereinigung  von  Bürgern,  welchen  Namen 
sie  auch  tragen  mag,  aus  eigenem  Antrieb  oder  auf 
Befehl  eines  anderen  es  versuchen,  gegen  den  Reichs- 
tag, dessen  Kammern  oder  Ausschüsse  oder  gegen 
ein  einzelnes  Mitglied  des  Reichstages  Gewalttätig- 
keiten auszuüben,  oder  die  Freiheit  der  Beratungen 
und  der  Beschlußfassung  des  Reichstages  zu  stören, 
so  soll  ein  solches  Vergehen  als  Hochverrat  be- 
trachtet werden,  und  es  dem  Reichstag  anheim- 
stehen, diese  Verbrechen  nach  dem  Gesetze  ver- 
folgen zu  lassen. 

Wenn  ein  Mitglied  des  Reichstages  während  der 
Dauer  der  Sitzungen  oder  auf  der  Hin-  und  Rück- 
reise zum  und  vom  Reichstag,  wenn  der  Zweck  der 
Reise  bekannt  war,  durch  Worte  oder  Handlungen 
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belästigt  wird,  so  sollen  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  über  Gewalttätigkeiten  oder  Beleidigungen 
gegen  königliche  Beamte  im  Dienste  in  Anwendung 
kommen.  Dasselbe  soll  der  Fall  sein,  wenn  die 
Bevollmächtigten,  die  Revisoren  oder  der  Justiz- 
anwalt des  Reichstages,  die  Sekretäre  oder  Kanzlei- 
beamten der  Kammern  und  Ausschüsse  während 
der  Ausübung  ihrer  Funktionen  Gewalttätigkeiten 
oder  Beleidigungen  ausgesetzt  werden. 

§  III. 

Wird  ein  Mitglied  des  Reichstages  eines  schweren 
Vergehens  beschuldigt,  so  darf  es  nur  verhaftet 
werden,  wenn  der  Richter  nach  Untersuchung  der 
Sache  ein  solches  Vorgehen  für  begründet  erachtet, 
ausgenommen  bei  Ergreifung  auf  frischer  Tat; 
wenn  das  Reichstagsmitglied  aber  auf  die  Vorladung 
des  Gerichtshofes  nicht  erscheint,  so  kommen  die 
Bestimmungen  des  allgemeinen  Strafgesetzes  in 
Anwendung.  Ein  Mitglied  des  Reichstages  darf  in 
keinem  anderen  Falle,  als  wie  in  diesem  und  dem 
vorhergehenden  Paragraphen  angegeben  ist,  seiner 
Freiheit  beraubt  werden. 

Die  Bevollmächtigten  der  Reichsbank  und  des 
Reichsschuldenkontors  und  die  Revisoren  des  Reichs- 
tages dürfen  als  solche  nur  von  dem  Reichstage 
und  gemäß  den  von  diesem  ausgehenden  Instruk- 
tionen Befehle  annehmen.  Sie  können  auch  nur 
durch  einen  Beschluß  des  Reichstages  für  ihre 
Handlungen  verantwortlich  gemacht  werden. 
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Diese  Paragraphen  gehen  in  ihren  Hauptteüen  auf  die 
Satzungen  der  Freiheitszeit  zurück,  teils  auf  die  Regierungs- 
form 1720,  §  46,  und  Reichstagsordnung  1723,  §§22  und  23, 
teils  auf  die  Königsgelübde,  Als  diese  Satzungen  angenommen 
wurden,  hatte  man  zur  Genüge  erfahren,  daß  die  Freiheit 
der  Reichstagsmitglieder  bei  dei  Ausübung  ihres  Berufes 
Schutz  gegen  den  König  und  die  Regierung  brauchen 
konnte.  Während  der  Zeit  des  Absolutismus  war  es  ge- 
fährlich gewesen,  seine  Meinung  bei  den  Verhandlungen 
der  Stände  oder  ihrer  Ausschüsse  frei  zu  äußern.  Aber 
der  nun  gegebenen  Zusicherung  der  Redefreiheit  zum  Trotz 
wurde  es  während  der  Freiheitszeit  eher  schlimmer  als 
besser,  obwohl  die  Gefahr,  gerügt  zu  werden,  jetzt  nicht 
vom  Könige,  sondern  von  den  Ständen  selbst  her  drohte. 
Nicht  selten  kam  es  vor,  daß  unbequeme  Standesmitglieder 
durch  Stimmenmajorität  ihres  Reichstagsm.andates  beraubt 
oder  sogar  strenger  für  ihre  Redefreiheit  bestraft  wurden. 
Die  darauffolgende  Zeit  kehrte  die  Dinge  wieder  um,  und 
noch  so  spät  wie  im  Jahre  1800  befahl  der  König  Gustav 
IV.  Adolf  beim  Reichstage  zu  Norrköping  die  gerichtliche 
Verfolgung  von  sechs  Mitgliedern  des  Adels  wegen  Be- 
leidigung des  Landmarschalls  an.  Es  waren  also  im  Jahre 
1809  kürzlich  gemachte  Erfahrungen,  die  zu  derartigen 
Bestimmungen  Anlaß  geben  konnten. 

Auch  der  Reichstag  als  solcher  wurde  für  des  Schutzes 
bedürftig  angesehen.  Die  Stände  der  Freiheitszeit  lebten 
in  fortwährender  Angst  vor  Attentaten  gegen  ihre  Macht, 
sowohl  seitens  einzelner  Personen  als  auch  der  Könige. 
Die  Ereignisse  in  den  Jahren  1772  und  1789  lieferten 
übrigens  genügende  Beweise  dafür,  daß  solche  Bestim- 
mungen nötig,  aber  allerdings  auch  machtlos  waren, 
wenn  die  Stürme  der  Revolution  einmal  losbrachen. 
In  jedem  Falle  war  die  Androhung  der  ganzen  Strenge 
des  Gesetzes  für  alle  und  jeden,  der  es  unternehmen  sollte, 
„gegen  den  Reichstag,  dessen  Kammern  oder  Ausschüsse 
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Gewalttätigkeiten  auszuüben,  oder  die  Freiheit  der  Be- 
ratungen und  der  Beschlußfassung  des  Reichstages  zu 
stören",  hier  an  ihrem  Platze. 

,,Wenn  ein  Mitglied  des  Reichstages  während  der 
Dauer  der  Sitzungen  —  —  durch  Worte  oder  Handlungen 
belästigt  wird"  —  auch  diese  Bestimmung  wurde  nicht  ohne 
Grund  zur  damaligen  Zeit  in  die  Regierungsform  von  1720, 
§  46,  eingeführt.  Und  später  wurde  dieselbe  infolge  der 
gewaltsamen  Parteikämpfe  und  der  Ansprüche  der  Wahl- 
männer, die  sich  zu  Vormündern  ihrer  Repräsentanten 
machen  wollten  (,,die  Prinzipalatsfrage"  s.  S.  144),  ganz 
besonders  notwendig.  Sie  wurde  auch  in  die  Regierungs- 
form 1772,  §  51,  aufgenommen  und  kam  von  dort  aus 
in  die  gegenwärtige. 

Der  erste  Abschnitt  des  §  iii,  der  im  Jahre  1866 
hinzugefügt  wurde,  stammt  aus  der  alten  Reichstagsordnung 
von  1810,  §  78,  wohin  er  aus  der  Reichstagsordnung  1723, 
§  23,  gekommen  war.  Der  letzte  Abschnitt  dieses  Para- 
graphen wurde  dagegen  erst  in  unseren  Tagen  (1897) 
hinzugefügt.  Zuvor  gab  es  keine  derartige  Bestimmung 
über  die  Bevollmächtigten  und  Revisoren  des  Reichstages. 
Der  letzteren  wurde  überhaupt  nicht  Erwähnung  getan. 
Und  doch  sind  alle  diese  Beamten  älter  als  die  gegenv/ärtige 
Verfassung,  obwohl  die  Revisoren  des  Reichstages 
erst  1809    ihren   jetzigen   umfassenden  Auftrag   erhielten. 

Die  Übernahme  der  Bank  durch  die  Stände  1668  gab 
die  erste  Veranlassung  zur  Schöpfung  dieser  Einrichtung. 
Abgesehen  von  der  Freiheitszeit,  wo  die  Stände  natürlich 
die  Aufsicht  über  alles  hatten,  war  die  Überlassung  der 
Staatsschuldenverwaltung  beim  Reichstag  1789  der  nächste 
Schritt  zur  Erweiterung  derselben.  Beim  Reichstage 
von  1800  erhielten  dann  die  Bevollmächtigten  des  Reichs- 
tages das  Recht,  von  dem  Staatshaushalt  Kenntnis  zu 
nehmen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten.  1809 — 10  ge- 
langte  die   Entwicklung   zum   Abschluß,    indem   jetzt   die 
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Prüfung  auch  des  Staatshaushalts  den  Revisoren  der 
eigenen  Institutionen  des  Reichstages,  der  Reichsbank 
und  des  Reichsschuldenkontors,  übertragen  wurde  (R.-O., 
§  68) .  Zunächst  verstand  man  darunter  nur  die  Verwaltung 
der  Generalstaatskasse,  bald  aber  wurden  auch  die  übrigen 
Teile  des  Etatswesens,  überhaupt  die  ganze  Verwaltung, 
der  Prüfung  der  Revisoren  des  Reichstages  unterstellt. 
Dies  geschah  jedoch  nicht  ohne  Widerstand  seitens  der 
Regierung,  wie  bei  §  65  angedeutet  ist,  und  der  Streit 
darum  hielt  lange  das  Mißtrauen  wach,  das  viele  von 
Anfang  an  gegen  diese  Einrichtung  hegten. 

Schon  beim  Reichstage  von  1809  wurde  gegen  die 
Revision  des  Staatshaushalts  durch  die  Stände  von  dem 
Ratsherrn  Korsberger,  hinter  welchem  man  keinen  Ge- 
ringeren als  Hans  Järta  vermutete,   folgendes  angeführt: 

,,Der  detaillierte  Einblick  in  die  Verwendung  der 
Staatsmittel  würde  die  Stände  zu  einer  Prüfung  aller  Maß- 
regeln und  Schritte  der  Regierung  führen,  die  bald  in  solch 
eine  anarchische  Oberverwaltung  übergehen  könnte,  wie 
sie  unsere  Reichotagsurkunden  uns  und  unseren  Nach- 
kommen als  warnende  Exempel  überliefert  haben."  Man 
betrachtete  hier  die  Revision  als  eine  Fortsetzung  der 
Prüfung  des  Etatsausschusses  und  fürchtete,  daß  die 
berüchtigten  Kommissionen  zwischen  den  Reichstagen  der 
Freiheitszeit  aufs  neue  aufleben  könnten.  Um  dieses  zu 
verhindern,  fügte  man  zugleich  in  dem  betreffenden  Para- 
graphen (R.-O.,  §  68)  die  Worte  hinzu:  ,, Jedoch,  was  den 
Staatshaushalt  anbelangt,  ohne  das  Recht,  Vorschriften 
zu  erteilen  oder  Änderungen  zu  beschließen."  In  der 
später  (18 12)  verfaßten  Instruktion  für  die  Revisoren  wurde 
ferner  ein  ausdrückliches  Verbot  gegen  ,,jede  Art  Disposition 
über  die  Mittel  der  Bank  oder  des  Reichsschuldejikontors" 
hinzugesetzt. 

Die  Erfahrungen  der  folgenden  Zeit  haben  die  Be- 
fürchtungen, die  diese  Einrichtung  erweckte,  nicht  gerecht- 
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fertigt.  Seitdem  der  Streit  um  die  Kompetenz  1841  auf- 
gehört (siehe  S.  196),  haben  die  Revisoren  des  Reichstages 
keine  Veranlassung  zum  Eingriff  in  die  Rechte  der  Krone 
gegeben.  Die  nach  1865 — 66  eingeführte  Anordnung  der 
jährlichen  Revisionen  während  der  beschränkten  Zeit  von 
zwei  Monaten  scheint  die  Gefahr  hierfür  nicht  vermehrt 
zu  haben.  Die  Erfahrungen  von  der  Freiheitszeit  her  haben 
in  diesem  Punkte  bisher  nicht  ihre  Macht  verloren. 

Dieser  im  Jahre  1897  hinzugekommene  Zusatz  zum 
§  III  geschah  indes  nicht  aus  dem  Bedürfnisse  heraus,  die 
Selbständigkeit  der  Revisoren  und  der  Bevollmächtigten 
des  Reichstages  zu  sichern,  denn  diese  war  schon  lange 
nicht  mehr  bedroht,  sondern  infolge  der  im  selben  Jahre 
vorgenommenen  Änderung  des  §  72  und  des  daraus  ent- 
standenen Rechtes  des  Königs,  mit  dem  Reichstage  im 
Verein  Gesetze  für  die  Reichsbank  zu  geben.  Man  wollte 
auf  diese  Weise  verhindern,  daß  dem  Reichstage  die  Ver- 
waltung der  Bank  entzogen  würde.  Die  Bestimmung  ist 
also  in  Wirklichkeit  eine  Äußerung  der  ängstlichen  Sorg- 
falt, mit  der  der  Reichstag  über  sein  althergebrachtes 
Rechtsgebiet  wacht. 

§   112. 

Kein  Beamter  oder  Angestellter  darf  seine  Amts- 
stellung dazu  mißbrauchen,  um  einen  unerlaubten 
Einfluß  auf  die  Wahl  der  Reichstagsabgeordneten 
auszuüben.  Tut  jemand  dies,  soll  er  seines  Amtes 
verlustig  gehen. 

Als  der  Reichstag  zuerst  aufkam,  berief  der  König 
zu  demselben  diejenigen,  die  ihm  dazu  geeignet  schienen. 
Bald  bildete  sich  jedoch  eine  bestimmte  Ordnung  dabei 
heraus,  welche  in  der  Regierungsform  vom  Jahre  1634 
festgesetzt  wurde. 
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Außer  dem  Adel  sollen  sich  kraft  ihrer  Würde  die 
höchsten  Prälaten  und  die  höheren  Militärbeamten  ein- 
finden. Die  übrigen  werden  als  Repräsentanten  für  und 
unter  ihresgleichen  ausersehen.  Dies  geschah  aber  lange 
Zeit  durch  die  betreffende  Obrigkeit.  Die  Bischöfe  und 
Domkapitel  beriefen  die  geistlichen  Abgeordneten,  die 
Obersten  die  niederen  Militäre,  der  Magistrat  die  Bürger- 
schaft, endlich  die  Landesgouverneure  und  Vögte  die 
Bauern.  Im  großen  ganzen  wurde  dies  Verfahren  bis  zur 
Freiheitszeit  beibehalten,  besonders  was  Bürger  und  Bauern 
betrifft.  In  einer  Resolution  von  1680  heißt  es  allerdings, 
daß  das  gemeine  Volk  selbst  die  Herrentagsabgeordneten 
nach  eigenem  Belieben  und  Gutbefinden  wählen  sollte, 
nur  daß  die  Landesgouverneure  darüber  wachen  sollten, 
daß  die  Wahl  auf  gute  und  geeignete  Männer  fiele.  Aber 
meistens  mag  es  doch  wie  früher  zugegangen  sein. 

Erst  bei  Anbruch  der  Freiheitszeit  wird  diese  Ordnung 
bestätigtes  Gesetz.  Schon  in  der  Regierungsform  von  1720 
heißt  es  darum  (§  47),  daß  die  Stände  selbst  das  Recht 
besitzen,  ihre  Abgeordneten  zu  den  Reichstagen  ,,aus- 
zuersehen  und  zu  wählen."  Und  in  der  Reichstagsordnung 
(§§  6  und  7)  wird  nicht  nur  über  die  Zusammensetzung 
der  Stände  bestimmt  —  im  großen  ganzen  nach  den  Be- 
stimmungen von  1634  —  sondern  auch,  daß  die  drei  niederen 
Stände  freie  Wahl  haben,  mit  dem  Zusatz,  was  die  Bauern 
betrifft:  ,,ohne  die  Einmischung  des  Landesgouverneurs, 
des  Amtsrichters  und  Kreisvogtes  oder  irgendeines  andern." 
Das  Parteiwesen  bewirkte  aber,  daß  die  Gebote  des  Ge- 
setzes gewöhnlich  übertreten  wurden.  Beeinflussung  bei 
der  Wahl  war  ein  sowohl  bei  ,, Hüten"  als  bei  ,, Mützen" 
gern  angewandtes  Kampfmittel,  welches  dann  auf  den 
Reichstagen  der  unterliegenden  Partei  Rügen  von  dem 
Sieger  einbrachte.  Beim  letzten  Reichstage  der  Freiheits- 
zeit 1771 — 1772  wurden  bei  solcher  Veranlassung  vierzehn 
Bürgermeister  und  Ratsherren,  fünf  Landesgouverneure  usw. 
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mit    Geldstrafen    belegt    oder    in    einigen    Fällen    mit   Ab- 
setzung bestraft. 

Während  der  darauffolgenden  Zeit  wurde  von  der 
Regierung  kein  Versuch  gemacht,  sich  in  die  Reichstags- 
wahlen einzumischen  oder  dieselben  zu  leiten.  Die  Er- 
innerung an  frühere  Verhältnisse  war  indes  noch  1809 
wach.  Im  übrigen  hatte  man  auch  direkte  Vorbilder  in 
den  Bestimmungen  der  Freiheitszeit.  Darum  wurde  dieser 
Paragraph  eingeführt  und  in  der  Reichstagsordnung  von 
18 10,  §  17,  wiederholt.  In  der  neuen  Reichstagsordnung 
von  1866  fehlt  dagegen  eine  diesbezügliche  Bestimmung, 
ein  Beweis,  daß  sie  keinem  Bedürfnisse  entsprach.  Eine 
Einwirkung  seitens  der  Regierung  auf  die  Reichstags- 
wahlen stimmt  auch  gar  nicht  mit  der  Verfassung  von  1809 
und  mit  dem  Parlamentarismus,  auf  den  sie  gegründet  ist, 
überein.  Anders  ist  es  in  den  Ländern  mit  Majoritäts-  und 
Parteiregierung,  wo  es  bekanntlich  ganz  gewöhnlich  ist, 
daß  die  Regierung  nach  bestem  Vermögen  die:, Wahlen  zu 
.leiten  versucht. 

§   113- 

Die  Steuereinschätzer,  die  die  vom  Reichstage 
festgestellten  Bewilligungsvorschriften  zur  Aus- 
führung bringen,  dürfen  wegen  Auferlegung  von 
Abgaben  oder  Einschätzungen  nicht  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden.  \ 

Zur  Zeit,  wo  der  allgemeine  Reichstag  anfing,  Abgaben 
und  Steuern  zu  bewilligen,  kam  es  zuweilen  vor,  daß  einige 
geachtete  Männer  unter  den  Steuerpflichtigen  ausersehen 
wurden,  um  dem  Vertreter  der  Krone  beim  Erheben  der 
Steuern  behilflich  zu  sein.  Das  war  der  Fall  bei  der  Er- 
legung des  Lösegeldes  für  die  Festung  Älfsborg  im  Jahre 
1613,  der  größten  Steuerlast,  die  dem  schwedischen  Volke 
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jemals  auferlegt  worden  ist.  Aber  wirkliche  Einschätzet 
(,,Taxeringsmän")  wurden  erst  ernannt,  als  die  Steuern, 
statt  mit  einer  festen  Summe  auf  jedes  Vermögensstück 
(Güter,  Vieh  usw.)  oder  auf  die  Person,  nach  der  abge- 
schätzten Größe  des  gesamten  Vermögens  oder  der  Ein- 
künfte erhoben  wurden.  Dies  geschah  am  frühesten  in 
den  Städten,  deren  Bürgerschaft  beim  Reichstage  1678 
beantragte,  daß  der  Magistrat  im  Verein  mit  einigen  von 
ihm  ernannten  Bürgern  für  berechtigt  erklärt  werden 
sollte,  die  Einwohner  der  Städte  nach  ihrem  Vermögen 
zu  besteuern. 

Dieser  Antrag  wurde  auf  den  folgenden  Reichstagen 
wiederholt,  bis  die  Sache  1723  so  geordnet  wurde,  daß  die 
Einschätzer  von  den  Bürgern  selbst  gewählt  wurden,  damit 
sie,  ,, nachdem  sie  den  gewöhnlichen  Taxierungseid  abgelegt, 
das  Recht  haben  sollen,  nach  ihrem  Gewissen  abzuschätzen 
und  zu  bestimmen,  was  ein  jeder  ihrer  Mitbrüder  nach 
gerechter  Proportion  ihres  Vermögens,  Geschäftes,  Hand- 
werks oder  Gewerbes  bezahlen  solle."  Aber  bei  dem  Um- 
fang, welchen  die  Bewilligungen  später  durch  die  Teilung 
in  viele  Titel  und  durch  die  Klassifizierung  der  Steuer- 
pflichtigen annahmen,  wurde  es  bald  notwendig  (von 
1739  an),  Taxatoren  auch  für  das  platte  Land  einzusetzen. 
Diese  wurden  von  den  Landesgouverneuren  ausersehen, 
nämlich  drei  Adlige,  drei  Geistliche  und  drei  Bauern. 

Die  nächstliegende  Veranlassung  zu  diesem  Para- 
graphen dürfte  indessen  die  große  Steuerauflage  gegeben 
haben,  die  beim  Reichstage  von  1800  beschlossen  wurde, 
um  damit  die  Staatsschuld  zu  ordnen  und  die  bedeutende 
Masse  umlaufender  Staatsschuldscheine  einzulösen.  Für 
diesen  Zweck  wurden  in  den  Gemeinden  Taxierungskomitees 
eingesetzt,  welche,  freiwillig  von  den  Besteuerten  gewählt, 
alles  feste  und  bewegliche  Eigentum  aufzeichnen  und  ab- 
schätzen sollten.  In  verschiedenen  Landesteilen  erweckte 
dies  Verfahren  Unzufriedenheit,  die  sich  auch   durch  die 
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Art,  wie  die  Einschätzet  von  den  Steuerpflichtigen  aufgenom- 
men wurden,  äußerte.  Vermutlich  waren  es  diese  kürzlich 
stattgefundenen  Ereignisse,  die  diese  Bestimmung  veran- 
laßten.  Sie  kommt  hier  nach  den  Schutzbestimmungen  für 
die  Reichstagsabgeordneten,  gehört  aber  eigentlich  mit 
§  75  zusammen,  der  von  der  Wahl  der  Deputierten  zur 
Feststellung  der  Marktpreise  handelt. 

§   114- 

Die  Privilegien,  Vorteile,  Gerechtsame  und  Frei- 
heiten der  früheren  Reichsstände  bleiben  in  Kraft, 
soweit  sie  nicht  in  Zusammenhang  mit  dem  den 
Ständen  früher  zukommenden  Repräsentationsrecht 
gestanden  und  demnach  mit  diesem  zu  bestehen 
aufgehört  haben.  Sie  können  weder  abgeändert 
noch  aufgehoben  werden,  es  sei  denn,  daß  darüber 
Einstimmigkeit  zwischen  König  und  Reichstag  be- 
steht, und  daß,  wenn  es  sich  um  die  Privilegien, 
Vorteile,  Gerechtsame  und  Freiheiten  des  Adels 
oder  der  Geistlichkeit  handelt,  im  ersteren  Fall  der 
Adel  und  im  letzteren  die  Generalsynode  ihre  Zu- 
stimmung dazu  geben. 

Dieser  Paragraph  ist  wie  ein  außer  Gebrauch  gesetztes 
Organ  eines  lebenden  Wesens,  ein  verkümmertes  Über- 
bleibsel einer  vergangenen  Entwicklungsperiode.  Ursprüng- 
lich enthielt  er  neben  der  Zusicherung  noch  bestehender 
Privilegien  und  Gerechtsame  das  Verbot,  neue  Privilegien 
einem  einzelnen  Reichsstande  ohne  Wissen  und  Ein- 
willigung sämtlicher  Stände  zu  verleihen.  Seine  jetzige 
Fassung  erhielt  der  Paragraph  im  Jahre   i866. 

In  Schweden,  wie  in  jedem  anderen  Staatswesen,  das 
eine  höhere  Kultur  erreicht  hat,  hat  eine  reiche  Standes- 
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entwicklung  stattgefunden.  Schon  in  der  heidnischen  Zeit 
existierten  Anfänge  zu  dergleichen  in  dem  Unterschiede 
zwischen  Freien  und  Unfreien,  ferner  bei  den  Freien 
zwischen  Großbauern  und  geringeren  Leuten.  Nach  der 
Einführung  des  Christentums  und  durch  die  Berührung 
mit  anderen  Kulturvölkern,  wodurch  das  schwedische  Volk 
selbst  zu  einem  Kulturvolk  in  höherem  Sinne  ward,  ent- 
faltete sich  das  Standeswesen  zu  den  vier  oder  fünf  be- 
kannten Ständen:  Adel,  Geistlichkeit,  Bürger,  Bauern 
und  als  niederstem  Dienstleute  und  Tagelöhner.  Denn  das 
ist  überall  der  Gang  der  Entwicklung,  wenn  nicht  be- 
sondere Umstände  etwaige  Abweichungen  veranlassen. 
Die  Kultur  beruht  nämlich  auf  Arbeitsverteilung  gemäß 
den  Aufgaben  und  Bedürfnissen  des  Staates  und  der  Ge- 
sellschaft. Und  diese  Arbeitsverteilung  kristallisiert  sich 
in  den  früheren  Zeitabschnitten  der  Kultur  zu  festen 
sozialen  Körpern,  den  vier  oder  fünf  genannten  Ständen, 
die  den  verschiedenen  Aufgaben  und  der  verschiedenen  Art 
der  Arbeit  als  Kopfarbeit  und  Handarbeit  entsprechen. 
Zu  gleicher  Zeit  werden  Eigentum  und  die  sozialen  Macht- 
mittel verteilt,  das  meiste  davon  häuft  sich  bei  den  höheren 
Ständen  an,  welche  die  Leitung  übernehmen  und  die  Kopf- 
arbeit ausführen.  Die  Bauern  werden  dabei  wie  die  armen 
Leute  in  den  meisten  Ländern  Hörige  ohne  eigenes  Eigentum. 
In  Schweden  dagegen,  wo  die  Bauern  stets  ihre  Freiheit 
bewahrt  haben,  verblieb  ein  großer,  wenn  nicht  der  größte 
Teil  des  Grund  und  Bodens  in  ihren  Händen. 

Gleichzeitig  mit  dieser  natürlichen,  aus  sich  selbst 
hervorgehenden  Differenzierung  des  Volkes  und  der  Gesell- 
schaft geht  die  staatliche  Anerkennung  des  Standeswesens 
in  der  Form  besonderer  Rechte  und  Privilegien.  Die 
höheren  Stände  erhalten  je  ihr  besonderes  Recht,  das  von 
dem  allgemeinen  Gesetze  mehr  oder  weniger  abweicht. 
Dies  war  die  Folge  ihres  Bestrebens,  sich  in  sich  selbst 
zusammenzuschließen   und   sich   scharf   von   den   niederen 
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Ständen  abzusondern.  Ferner  erhielten  sie  Steuerfreiheit 
und  ausschließliches  Anrecht  auf  gewisse  staatliche  Funk- 
tionen oder  Vorteile.  Diese  waren  die  Privilegien 
in  des  Wortes  eigentlicher  Bedeutung.  Dabei  ist  es  nicht 
selten  vorgekommen,  daß  solche  Vorrechte  gegeben  und 
genommen  wurden,  ohne  daß  das  allgemeine  Wohl  dem- 
entsprechenden  Nutzen  daraus  zu  ziehen  vermochte.  In 
Schweden  entsprach  im  großen  ganzen  stets  jedes  Privi- 
legium, als  es  zuerst  erteilt  wurde,  einer  Pflicht  gegen  oder 
einem  Vorteil  für  das  Land  und  den  Staat. 

Dies  war  der  Fall,  als  der  Adel  zuerst  legalisiert  wurde 
durch  die  Übernahme  des  Reiterdienstes  im  Jahre  1280. 
Und  ebenso  bei  der  Bestätigung  der  adligen  Privilegien  in 
der  neueren  Zeit  (1560 — 1617),  als  die  Steuerfreiheit  aus- 
gedehnt und  die  höheren  Ämter  den  Adligen  als  Dienern 
und  Stützen  des  Staates  im  Krieg  wie  im  Frieden  gegeben 
v.'urden.  Auch  die  Geistlichkeit,  die  im  Mittelalter  früher 
als  die  anderen  ein  abgeschlossener  und  privilegierter  Stand 
"wurde,  nahm  nach  der  Reformation  eine  durch  die  Ge- 
setze, zuletzt  durch  die  Privilegien  von  1650,  gesicherte 
Stellung  ein.  Dies  geschah  als  Entgelt  für  den  großen  Dienst, 
den  der  protestantische  Klerus  dem  schwedischen  Volke 
geleistet  hatte,  indem  er  gegen  Johann  III.  und  Sigismund 
die  Reformation  verteidigt  hatte,  und  weil  ihm  die  Pflege 
der  Geistesbildung,  sowohl  höhere  als  niedere,  weltliche 
und  geistliche,  anvertraut  war.  Der  bürgerliche  Stand 
bekam  niemals  seine  Privilegien  verbrieft,  wie  die  beiden 
höheren  Stände.  Aber  in  Wirklichkeit  dürfte  er  am  meisten 
unter  allen  Ständen  von  der  Staatsmacht  begünstigt  worden 
sein.  In  dem  Städtegesetz  von  1357  hatte  er  sein  eigenes 
Gesetz,  und  von  der  Zeit  Gustav  Vasas  an  wurden  die 
Stadtgewerbe  auf  alle  mögliche  Weise  gefördert  und  be- 
schützt, durch  Handelsmonopole  und  durch  Verbote  gegen 
Handwerker  auf  dem  Lande,  gegen  Schiffahrt  mit  anderen 
als  mit  den  Fahrzeugen  der  Städte  usw.  Doch  geschah 
Fahlbeck,    Die  Regierungsform  Schwedens  20 
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dies,  um  Handel  und  Gewerbe  anzuregen  und  Schweden 
unabhängig  von  den  Hanseaten  und  anderen  fremden 
Kaufleuten  zu  machen.  Die  einzigen,  die  gar  keine  Privi- 
legien und  Vorteile  hatten  —  außer  allerdings  dem  großen 
und  für  Schweden  einzigdastehenden,  eine  ,,der  vier  Säulen 
des  Reiches"  beim  Reichstage  sein  zu  dürfen  —  waren  die 
Bauern.  Im  Gegenteil  waren  auf  ihre  Kosten  die  meisten 
dieser  Privilegien  gegeben  worden,  indem  das,  was  man 
den  höheren  Ständen  verlieh,  oft  zu  einer  Last  für  jene 
wurde.  Aber  auf  andere  Weise  konnte  es  nicht  zugehen. 
Die  Vorteile  für  eine  Minderheit,  durch  die  man  aber  die 
Kultur  und  die  Größe  Schwedens  erkaufte,  mußten  vom 
ganzen  Volke  hergegeben  werden. 

Die  Bildung  der  vier  Stände  —  der  fünfte,  die  eigen- 
tumslosen Arbeiter,  galt  nicht  als  ein  besonderer  Stand, 
obwohl  er  sein  besonderes  Recht  hatte  —  war  indessen 
noch  nicht  seit  lange  vollendet,  als  schon  ihre  Umwandlung 
begann.  Das  Ständewesen  hat,  wie  oben  bei  §  37  bemerkt 
wurde,  eine  aufwärtsgehende  Periode,  wo  die  sozialen 
Unterschiede  wachsen  und  sich  befestigen,  und  eine  ab- 
wärtsgehende, wo  die  rechtlichen  Verschiedenheiten  ver- 
schwinden und  die  Stände  sich  zu  Klassen  umwandeln.  Die 
sozialen  Unterschiede  werden  dadurch  gar  nicht  auf- 
gehoben, denn  die  verschiedenen  Aufgaben  der  Kultur 
und  die  beiden  Arten  der  Arbeit  teilen  die  Menschen  fort- 
dauernd in  verschiedene  soziale  Gruppen,  die  Klassen. 
Aber  die  Unterschiede  sind  jetzt  nicht  mehr  so  groß,  vor 
allem  aber  nicht  rechtlich  befestigt,  wodurch  der  Übergang 
von  einer  Klasse  zur  andern,  wie  überhaupt  die  Zusammen- 
setzung der  Klassen  frei  und  ungebunden  ist.  Das  be- 
schränkte Bedürfnis  des  Staates  und  der  Gesellschaft  nach 
Arbeit  und  Arbeitern  höherer  Art  —  nur  5 — 6  "/„  der 
Volksmenge  sind  für  die  eigentliche  Kopfarbeit  erforderlich 
—  steckt  faktisch  Grenzen  für  die  Klassen,  die  nicht  gut  über- 
schritten werden  können.   Aber  rechtlich  sind  keine  mehr  da. 
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In  Schweden  begann  diese  abwärtsgehende  Bewegung 
in  der  letzten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts,  während  das 
Reich  noch  im  Zenith  seiner  Höhe  stand  und  eine  von 
Europas  Großmächten  war.  Den  Anfang  machte  auf  eine 
überwältigende  Weise  die  große  Reduktion  von  1680  an, 
die  von  demjenigen,  der  am  meisten  erhalten  hatte,  dem 
Adel,  nahm,  um  es  denen,  die  bisher  gar  keine  Vorrechte 
besessen  hatten,  den  Bauern,  zu  geben.  Die  Hauptmasse 
des  schwedischen  Bodens  wurde  dadurch  wieder  freier 
Bauerngrund  (siehe  S.  223).  Der  nächste  große  Schritt 
auf  dem  Wege  der  Privilegienabschaffungen  galt  den 
Ämtern,  die  von  den  zwei  höheren  unadligen  Ständen 
erstrebt  wurden.  Wie  dies  geschah,  ist  bei  §  28  (S.  105) 
erzählt  worden.  Die  Aufhebung  der  vielen  Vorrechte  der 
Bürger  und  Städte  ging  meist  im  18.  Jahrhundert  vor  sich. 
So  wurde  damals  die  freie  Schiffahrt  erlaubt  usw.  Aber 
vieles  blieb  bestehen,  bis  das  Innungswesen  aufgelöst  und 
die  Gewerbefreiheit  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
eingeführt  wurde. 

Das  Bemerkenswerte  bei  dieser  Ständenivellierung 
und  der  Aufhebung  der  Privilegien  ist,  daß  sie  so  gleich- 
mäßig und  ohne  Unterbrechung  vor  sich  gehen  konnte. 
Der  Adel  versuchte  wohl  die  Bewegung  zu  hemmen,  indem 
er  1719  und  1720  hinter  dem  Rücken  der  übrigen  Stände 
vom  König  die  Bestätigung  seiner  früheren  Privilegien 
erwirkte.  Dies  rief  aber  starke  Proteste  seitens  dei  unadligen 
Stände  hervor,  welche  für  den  Augenblick  wenigstens 
durchsetzten,  daß  künftig  kein  Stand  ohne  die  Einwilligung 
der  anderen  Privilegien  erhalten  sollte,  ein  Grundsatz, 
wovon  noch  der  letzte  Satz  des  §  1 14  in  seiner  ursprünglichen 
Fassung  erinnerte.  Jedoch  begriff  man  so  wenig  den  Lauf 
der  Dinge  und  war  so  befangen  in  der  Vorstellung  von 
besonderen  Rechten  und  Privilegien,  daß  man  1771  noch 
Vorschläge  solcher  für  die  Bauern  und  die  Gewerbetreiben- 
den  oder  Bürger  machte,   und  sogar    1789  von   ,, gemein- 
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samen  Vorrechten  des  freien  Standes",  d,  h,  der  drei  un- 
adligen Stände,  sprach.  Aber  auch  diese  Forderungen 
konnten  die  Entwicklung  nicht  aufhalten.  Die  soziale 
Ausgleichung  schritt  immer  weiter,  und  die  Sonderrechte 
wurden  unwiderruflich  aufgehoben.  Dies  ist  in  Anbetracht 
der  politischen  Entwicklung  auffallend.  Während  diese 
zwischen  Gegensätzen  hin  und  hergeworfen  wurde,  ging  die 
Bewegung  auf  sozialem  Gebiete  gleichmäßig  ohne  Um- 
wälzungen fort.  Sie  kam  erst  recht  in  Schwung,  so  oft 
das  Staatswesen  eine  andere  Richtung  einschlug.  Außer 
im  Jahre  1680  war  dies  besonders  bei  der  Durchführung 
der  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  1789  der  Fall. 
Gustav  III.  erkaufte  dabei  die  Mitwirkung  der  unadligen 
Stände  durch  bedeutende  Einschränkungen  der  adligen 
Privilegien.  Und  endlich  brachte  die  Staatsumwälzung  1809 
eine  neue  entscheidende  Aufhebung  aller  noch  übrigen 
ökonomischen  Vorrechte  mit  sich.  Auf  diese  Weise  schreiten 
die  großen  Bewegungen  vorwärts,  auf  ihrem  Wege  alles, 
was  ihnen  begegnet,  sich  zunutze  machend. 

Die  endgültige  Ständeausgleichung  1809  war  die  einzige 
Sache,  die  bei  der  Einführung  der  neuen  Verfassung  und 
der  Annahme  dieser  Regierungsform  Streit  erregte.  Die 
Bauern  wollten  §  114  nicht  anerkennen  und  weigerten  sich, 
die  Verfassung  zu  unterzeichnen,  wenn  er  nicht  gestrichen 
würde.  Besonders  forderten  sie  gleiches  Recht  für  alle, 
die  steuerfreien  Güter,  das  sog.  „Ypperliga  Frälset",  die 
noch  dem  Adel  allein  vorbehalten  waren,  zu  besitzen,  und 
die  gleiche  Besteuerung  alles  Grundbesitzes.  Der  Adel 
gab  freiwillig  sein  ausschließliches  Besitzrecht  auf  jene 
Güter  auf,  übernahm  dieselbe  ,, Bewilligung"  für  seinen 
Grundbesitz  wie  alle  anderen,  ebenso  einige  auf  den  Bauern- 
gütern ruhende  Lasten,  von  denen  er  noch  immer  befreit 
gewesen  war.  Und  das  Nämliche  taten  die  Geistlichen  und 
der  Bürgerstand.  Damit  waren  alle  ökonomischen  Vor- 
rechte   von    irgendwelcher    Bedeutung    aufgehoben.       Die 
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Forderung  von  der  gleichen  Besteuerung  alles  Grund- 
besitzes, die  erst  1892  durch  die  Aufhebung  der  Grund- 
steuern verwirklicht  wurde,  war  keine  Privilegienfrage 
mehr,  da  ein  jeder  steuerfreie  Güter  besitzen  konnte.  Von 
den  übrigen  adligen  Privilegien  wurde  das  während  der 
Freiheitszeit  so  umstrittene  Recht  auf  die  Ämter  ohne 
weiteres  durch  die  Bestimmungen  im  §  28  gestrichen. 

Was  dann  noch  von  Privilegien  vorhanden  war,  aus- 
genommen die  besonderen  Rechte  der  Bürger  und  Städte, 
welchen  erst  die  Gewerbefreiheit  1846  ein  Ende  machte, 
waren  nur  unbedeutende  Überreste,  die  zum  größten  Teil 
allmählich  verschwunden  sind,  ohne  daß  man  es  beachtet 
hat.  Am  längsten  erhielt  sich  als  eine  Erinnerung  an  die 
Zeiten  des  Ständewesens  die  Zusammensetzung  des  Reichs- 
tages aus  den  vier  Ständen.  Aber  dieser  bedeutete  anfäng- 
lich kein  Vorrecht.  Im  Gegenteil  war  er  eine  Verpflichtung, 
die  die  Krone  den  vier  Ständen  auferlegte,  indem  sie  iin 
Dienste  des  Staates  die  Funktion  der  Volksvertretung  aus- 
zuführen hatten.  Erst  später,  als  neue  Volksklassen  ent- 
standen, die  sowohl  die  Eigenschaften  als  die  Lust  besaßen, 
am  Staatsleben  teilzunehm.en,  dies  aber  nicht  durften,  wurde 
das  Reichstagsabgeordnetenrecht  als  ein  Sonderrecht  betrach- 
tet. Die  Repräseatationsform  von  1866  bildet  somit  den  Ab- 
schluß des  Ständewesens  im  Leben  des  schwedischen  Volkes. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  wir  das  Gegen- 
wärtige mit  unserer  eigenen  Hand  unterzeichnet 
und  bestätigt  und  mit  unserem  Siegel  versehen. 

Geschehen  in  Stockholm  am  6.  Juni  im  Jahre 
des  Heils   1809. 

Im  Namen  der  Ritterschaft    Im  Namen  des  Standes 
und  des  Adels  der  Geistlichen 

M.  Ankarsvärd,  Jac.  Ax.  Lindblom, 

Landmarschall.  Sprecher. 
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Im  Namen  Im  Namen 

des  Bürgerstandes  des  Bauernstandes 

H.  N.  Schwan,  Lars  Olsson, 

Sprecher.  Sprecher. 

Alles,  was  vorstehend  festgestellt  ist,  wollen 
Wir  nicht  allein  selbst  als  Grundgesetz  annehmen, 
sondern  Wir  verordnen  und  befehlen  auch  allen 
denjenigen,  die  Uns  und  Unseren  Nachfolgern, 
sowie  dem  Königreiche  Treue,  Ehrfurcht  und  Ge- 
horsam schuldig  sind,  die  gegenwärtige  Regierungs- 
form zu  beobachten,  sich  danach  zu  richten  und  sie 
zu  befolgen.  Zur  Beglaubigung  dessen  haben  Wir 
das  Gegenwärtige  mit  Unserer  eigenen  Hand  unter- 
zeichnet und  bestätigt  und  Unser  Siegel  daran  be- 
festigen lassen. 

Geschehen  in  Unserer  Hauptstadt  Stockholm  am 
6.  Juni  im  Jahre  des  Heils   1809. 

Carl. 

Dieselben  Personen,  die  im  Ingreß  gesprochen  und 
gehandelt  haben,  erscheinen  auch  wieder  in  dieser  Nach- 
schrift. Auch  die  Rollen  sind  ebenso  verteilt.  Die  Stände 
bestätigen  durch  den  Landmarschall  und  die  Sprecher  die 
neue  Regierungsform.  Der  König  nimmt  sie  für  sich  selbst 
an  und  verordnet,  daß  man  sich  danach  zu  richten  habe. 

Damit  ist  das  große  Werk  vollbracht.  Das  kon- 
stitutionelle Gleichgewicht  zwischen  König  und  Reichstag, 
das  über  ein  Jahrhundert  lang  gestört  war,  wurde  wieder- 
hergestellt. Ein  jeder  von  ihnen  hat  sein  Recht  erhalten, 
aber  beide  sind  Werkzeuge  im  Dienste  des  Staates  und  des 
Gemeinwohles,   jedoch   auf  eine  Weise,   die   für  Schweden 
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einzigartig  ist.  Die  Regierungsform  von  1809  sichert 
dem  Könige  seine  selbständige  Stellung  im  Staate,  baut 
aber  das  Königtum  auf  demokratischen  Grund,  dadurch 
Ordnung  mit  Freiheit,  eine  starke  regierende  Macht  mit 
der  Selbstbestimmung  des  Volkes  vereinend. 


Anhang. 


I. 

Die  Dynastien  und  Regenten 
Schwedens. 

Das  alte,  aus  unvordenklicher  Zeit  herstammende 
Königsgeschlecht,  deren  drei  letzte  Glieder  Christen  waren, 
erlosch  um  das  Jahr  1060. 

Ihm  folgte  das  verwandte  Haus  Stenkils, 
1060 — 1130,  während  welcher  Zeit  das  Christentum  im 
Volke  befestigt  wurde. 

Beim  Erlöschen  dieser  Dynastie,  als  der  letzte 
Sprößling  des  alten  Königsgeschlechtes  starb,  entbrannte 
ein  Streit  zwischen  den  verschiedenen  Landesteilen,  allem 
Anschein  nach  um  das  Recht,  den  gemeinsamen  König 
zu  erwählen.  Dabei  entstanden  die  beiden  Königshäuser, 
Sverkers  und  Ei  i  k  s  ,  die  teils  nebeneinander  in 
verschiedenen  Teilen  des  Landes  regierten,  teils  nachein- 
ander den  Thron  des  ganzen  Reiches  innehatten.  Dieser 
Zustand  dauerte  von  1130 — 1250,  in  v/elchem  Jahre  das 
letzte  Mitglied  dieser  rivalisierenden  Geschlechter,  Erik 
Eriksson,  starb. 

Es  folgt  das  HausderFoikunger,  1250 — 1365» 
aus  einem  vornehmen  schwedischen  Geschlecht,  mit  folgen- 
den Regenten: 

Birger  Jarl,  als  Vormund  für  seinen  Sohn  Waldemar, 
1250 — 1266. 
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Waldemar  1250 — 1275, 

Magnus  Laduläs,  der  Bruder  Waidemars,  1275 — 1290. 
Birger  Magnussen,   1290 — 13 18. 
(Vormundschaftsregierung  1290 — 1298.) 
Nach  Kämpfen  zwischen  Birger  und  seinen  jüngeren 
Brüdern,  Erik  und  Waldemar, 

Magnus  Eriksson,   1319 — 1362  (1365). 
(Vormundschaftsregierung  1319 — 1332.) 
Hakan  Magnussen,   1362 — 1365  (1371). 

Albrecht  von   Mecklenburg,    1365 — 1389. 

Während  der  Unionszeit,  1389 — 1521.  wech- 
selnde Häuser  und  Regenten. 

Margareta,  die  Gemahlin  Hakans,  1389 — 1396,  als 
Vormund  und  Mitregentin  Eriks  bis  141 2. 

Erik  von  Pommern,   1396 — 1436  (1439). 

(Engelbrecht,  Reichsverweser,   1435 — ^1436,) 

Karl  Knutsson,  Reichsverweser,   1436 — 1440. 

Christoph  von  Bayern,   1440 — 1448. 

Karl  Knutsson,  König,   1448 — 1457. 

Kristiern  I.  von  Dänemark,  König,   1457 — 1464. 

Karl  Knutsson,  wieder  König,   1464 — 1465. 

Verschiedene  Reichsveiweser,   1465 — 1467. 

Karl  Knutsson,  zum  dritten  Male  König,  1467 — 1470. 

Sten  Sture,  d.  ältere,  Reichsverweser,   1470 — 1497. 

Hans  von  Dänemark,  König,   1497 — 1501. 

Sten  Sture,  wieder  Reichsverweser,   1501 — 1503. 

Svante  Sture,  Reichsverweser,   1504 — 1512. 

Sten  Sture,  d.  Jüngere,  der  Sohn  Svante  Stures,  Reichs- 
verweser,  1512 — 1520. 

Kristiern  H.  von  Dänemark,  König,   1520 — 1521. 

Das   Haus  Vasa. 
1521— 1654. 
Gustav  Vasa,  Reichsverweser  1521,  König  1523— 1560. 
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Erik  XIV.  1560 — 1568  (von  seinen  Brüdern  Johann 
und  Karl  wegen  Krankheit  und  Mißregierung  entthront). 

Johann  III.,   1568 — 1592. 

Sigismund,  Sohn  Johanns,  König  von  Polen,  1592 — 1599. 

Karl  IX.,  Reichsverweser  1599 — 1604,  König  1604 
bis  1611. 

Gustav  II.  Adolf,   161 1— 1632. 

Kristina,   1632 — 1654. 

(Vormundschaftsregierung  1 632 — 1 644.) 

Das  Pfälzische  Haus. 
1654— 1720. 
Karl  X.  Gustav,   1654 — 1660. 
Karl  XL,   1660— 1697. 
(Vormundschaftsregierung  1660 — 1672.) 
Karl  XII.,   1697— 1718. 
Ulrika  Eleonora,  die  Schwester  Karls  XII.,  1718 — 1720. 

Friedrich  I.  von  Hessen,  der  Gemahl  Ulrika 
Eleonoras,   1720 — 1751. 

Das  Haus  Holstein-Gottorp. 
1751— 1818. 
Adolf  Friedrich,   1751 — 1771. 
Gustav  III.,   1771 — 1792. 
Gustav  IV.  Adolf,   1792 — 1809. 
(Vormundschaftsregierung  1792 — 1796.) 
Karl  XIII.,  Oheim  Gustav  Adolfs,   1809— 1818. 

Das  Haus  Bernadotte. 
1818— 


II. 

Die  hauptsächlichen   Quellen 

des  Schv^edischen  Staatsrechts 

bis  i8og. 

Die  Landschaftsgesetze,  im  13.  und  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  kodifiziert,  enthalten 
Bruchstücke  des  älteren  Staatsrechts,  in  einigen  zu  be- 
sonderen Königsrechten  (Konungabalken)  zusammen- 
gestellt. 

Das  allgemeine  Reichsgesetz,  von 
Magnus  Eriksson  gegen  1350  kodifiziert,  das  in  seinem 
Königsrecht  die  Hauptzüge  des  mittelalterlichen  öffent- 
lichen Rechts  enthält. 

Das  allgemeine  Stadtgesetz,  in  den 
Jahren  1350 — 1357  ausgearbeitet. 

Das  allgemeine  Reichsgesetz,  vom 
König  Christoph  im  Jahre  1442  aufs  neue  mit  geringeren 
Änderungen  herausgegeben  und  bestätigt. 

Unter  den  Staatsrechtsquellen  des  Mittelalters  sind 
ferner  zu  nennen: 

Verschiedene  von  den  Königen  zusammen  mit  dem 
Rat  und  dem  Herrentage  gefaßte  Beschlüsse  wie  A  1  s  n  ö 
stadga  von  1280,  Skänninge  stadga  von  1285 
und  andere  mehr,  die  Handgelöbnisse  einiger 
Könige  sowie  die  vielfachen  Unionsüberein- 
kommen,    endlich     die     Beschlüsse     der     Kirchenver- 
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Sammlung   in   Skänninge    1248,    wodurch   die   katholische 
Kirche  organisiert  wurde. 

Aus  neuerer  Zeit  sind  zu  erwähnen: 

Westeräs  Recess  und  Westeräs  Ordi- 
nantia,  vom  Jahre  1527,  wodurch  die  Reformation 
eingeführt  wurde. 

Die  Erbvereinigung  von  1544,  wodurch 
das  Wahlreich  abgeschafft  und  die  Krone  für  erblich  in 
dem  Hause  Vasa  erklärt  wurde,  später  mehrmals  erneuert 
und  durch  andere  derselben  Art  ersetzt  (1590,  1604,  1650, 
1682,    1743). 

Das  Testament  Gustav  Vasas   von    1560. 

Die  Beschlüsse  der  Uppsalaer  Synode 
von  1593. 

Die  Königseide  und  Gelübde,  wovon  be- 
sonders hervorzuheben  sind:  das  Gelübde  Gustav  Adolfs 
vom  Jahre  161 1  und  noch  mehr  die  von  Ulrika  Eleonora 
17 19,  Friedrich  I.   1720  und  Adolf  Friedrich   1751. 

Die  Adelsprivilegien  von  (1561),  1569  und 
besonders  161 7,  sowie  mehrere  von  den  Königen  erlassene 
Verordnungen  allgemeiner  Natur. 

Die  Reichstagsordnung  von   161  7. 

Die  Adelsordnung  von    1626. 

Die  Regieruagsform  von   1634. 

Das  Additamentzu  dieser  Regierungs- 
form von    1660. 

Verschiedene  Reichstagsbeschlüsse,  wie 
die  von  1650,  1655  und  besonders  die  von  1680,  1682 
und  1693,  sowie  mehrere  aus  der  Freiheitszeit  (von  1756, 
1766  und  andere). 

Die   Regierungsform  von    171  9. 

Die   Regierungsform  von    1720. 

Die    Reichstagsordnung   von    1723. 

Die    Preßfrei heitsverordnung    von    1766. 
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Die  Regierungsform  von    177  2^. 
DieVereinigungs-    und    Sicherheits 
aktevon   1789^. 


Die  mittelalterlichen  Quellen  sind  in  folgenden  Publi- 
kationen zugänglich: 

Sämling  af  Sveriges  gam.'a  lagar. 
Herausgeg.  von  C.  J.  Schlyter.  Stockholm  und  Lund 
1827 — 1877. 

Svenskt  Diplomatarium.  Herausgeg.  von 
S.  G.  Liljegren  u.  a.     Stockholm  1829. 

Sveriges  traktater  med  främmande 
makter  jämte  andra  dithörande  hand- 
li  n  g  a  r.  Herausgeg.  von  0.  S.  Rydberg  u.  a.  Stock- 
holm 1877 — 

Svenska  Medeltidens  Rimkrönikor. 
Zuletzt  herausgeg.  von  G.  E.  Kleming.  Stockholm 
1865 — 1868. 

Die  wichtigsten  neuzeitlichen  Urkunden  sind  ge- 
sammelt herausgegeben  in: 

Alla  Riksdagars  och  mötens  beslut 
samt  Arfföreningar,  Regementsformer, 
Försäkringar  och  Bevillningar  (1521  bis 
1731).  Herausgeg.  von  A.  A.  Stiernman.  Stockholm 
1728— 1743. 

Utdrag  utur  alle  ifran  den  7.  Decemb. 
1718  utkomne  Publique  Handlingar, 
Placater,  F ö r o r d n i n g a r  ,  Resolutioner 
och  Publicationer  etc.  (1718 — 1794)-  Heraus- 
geg.  von   R.   G.   Mod^e  u.   a.      Stockholm    1742 — 1829. 

^  Die  beiden  letzteren  liegen  in  deutscher  Übersetzung  bei 
Pölitz,  Die  europäischen  Verfassungen  seit  dem  Jahre 
1789,    Leipzig    1833,    Bd.  III,    vor. 
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Sveriges  Regeringsformer  1634 — 1809 
samt  Konungaförsäkringar  1611 — 1800. 
Herausgeg.  von  Emil  Hildebrand.     Stockholm  1891. 

Außerdem  werden  vom  Reichsarchiv  in  letzterer  Zeit 
verschiedene  Serien  öffentlich-rechtlicher  Akten  heraus- 
gegeben, wie: 

die  Reichsregistratur  (von  1521  ab), 

dieProtokolledesReichsrates  (von  1621  ab), 

die  Reichstagsakten  (von  1521  ab). 

Ebenso  werden  (seit  1855)  von  dem  Ritterhaus  ver- 
öffentlicht: 

die  Reichstagsprotokolle  der  Ritter- 
schaft   und    des    Adels    (von   1627  ab). 

Endlich  ist  zu  nennen  das  große,  sowohl  das  Mittel- 
alter als  die  neueie  Zeit  umfassende  Sammelwerk  öffent- 
licher und  privater  Urkunden: 

Handlingar  rörande  Skandinaviens 
h  i  s  t  o  r  i  a.  Herausgeg.  von  einer  'seit  1815-  bestehen- 
den Gesellschaft. 
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Ein  Unternehmen,  das  für  gebildete  Laien  aller  Berufe  in 
gleichem  Maße  bestimmt  ist,  erscheint  unter  dem  Titel: 

DAS  RECHT 

SAMMLUNG  VON  ABHANDLUNGEN 
FÜR  JURISTEN   UND  LAIEN 

Herausgegeben  von  Dr.  Franz  Kobler 


Jährlich    etwa    10    Bände   im   Umfange   von   6    Bogen  8**. 
Preis  des  Bandes  i.?o  M.;  Doppelbände  3.60  M. 
Bei  Subskription  auf   10   Bände  je   1.50  M.  bzw.  3.—  M. 


Jeder  Band  enthält  eine  selbständige,  praktisch  wie  theoretisch 
wertvolle,  auch  dem  Nichtjuristen  verständliche  Abhandlung  von  all- 
gemeinem Interesse  aus  dem  Gebiet  des  Rechtslebens 

Reichsdeutsches  und  österreichisches  Recht  werden  im  allgemeinen 
gleichmäßig  und  vergleichend  behandelt,  fremdländische  Gesetzgebungen 
nach  Tunlichkeit  berücksichtigt. 

Die  Sammlung  dient  nicht  nur  der  Darstellung,  Erläuterung  und 
Kritik  der  gegenwärtigen  Rechtsordnung,  sondern  behandelt  auch  Pro- 
bleme der  Rechtsphilosophie,  Rechtsgeschichte  und  der  juristischen 
Grenzgebiete. 

Bis  jetzt  sind  erschienen: 

I :  Die  Rechtsfähigkeit.  Von  Prof.  Dr.  Eugen  Ehrlich. 
II  III:  Die  Beleidigung.   Von  Prof.  Dr.  M.  Liepmann. 

IV :  Der  Richter.    Von  Dr.  Max  Burckhard. 

V/VI:  Das  Recht   des   Handlungsgehilfen.    Von  Dr. 

R.   van  der   Borght. 

VII:  Kunst  und  Recht.    Von  Prof.  Dr.  A.  Osterrieth. 

VIII:  Die  Tötungsdelikte.  Von  Prof.  Dr.  Fr.  Wachenfeld. 

IX /X:  Psychologie  d.  Aussage.  Von  Prof.  Dr.  Ad.  Stöhr. 

Demnächst  erscheinen: 
XI:  Das  Verbrechen.    Von  Dr.  Theodor  Sternberg. 
XII:  Die  G.  m.  b.  H.    Von  Prof.  Dr.  H.  Crüger. 


Diese  Sammlung  ist  in  jeder  Buchhandlung  vorrätig. 
Ausführliche  Prospekte   auch   von   der   Verlagsbuchhandlung   auf   Ver- 
langen gratis  und  franko. 
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Statistisches  Jahrbuch 
für  das  Deutsche  Reich 

Herausgegeben  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amte 

32.  Jahrgang  191 i 
Gr.-8<*,    XXXII,  497  u.  77  S.  mit  i  Tafel.  Steif  broschiert  M.  2. — 


Aus  dem  Inhaltsverzeichnis: 


Gebietseinteilung  und  Bevölkerung  —  Bewegung  der  Bevölkerung  — 
Land-  und  Forstv/irtschaft,  Fischerei  —  Viehstand  —  Gewerbe  — 
Verkehr  —  Auswärtiger  Handel  —  Geld-  und  Kreditwesen  — 
Preise  —  Verbrauchsberechnung  —  Unterrichtswesen  —  Justiz- 
wesen —  Reichstagswahlen  —  Kriegswesen  —  Finanzwesen  — 
Versicherungswesen  —  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgesellschaften  — 
Arbeitsmarkt  —  Organisationen  und  Verbände  —  Medizinalwesen 
und  Hygiene  —  Sport  —  Veterinärwesen  —  Meteorologische  Nach- 
weise —  Die  Schutzgebiete  —  Internationale  Übersichten. 

Die  Verantw^ortlichkeit  der 

preußischen  Minister  und  ihre 

praktische  Geltendmachung. 

Von  Dr.   Georg  Bolzani 

1909.      S".      90  Seiten.      Preis  M.  1.80 

Die  Immunität  der  Reichstags- 
abgeordneten 

Von  Dr.   Wilh.   N.   Doerkes-Boppard 
1907.     8*^,      22   Seiten.      Preis   M.  — .80 

Der  Verfasser  behandelt  in  klarer  und  leichtverständlicher 
Art  die  Fragen:  „Kann  und  darf  ein  Abgeordneter  in  einem 
Strafverfahren  gegen  Dritte  zur  Erfüllung  der  Zeugnispflicht 
gezwungen  werden?"  und  „Ist  es  zulässig,  richterliche 
oder  polizeiliche  Amtshandlungen  im  Reichstagsgebäude 
vorzunehmen.^" 
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Die  Regierung  Fejerväry 

(18.  Juni  1905 — 8.  April  1906) 

in  regierungspolitischer  und  verfassungsrechtlicher  Beleuchtung. 

Von  Barth,  von  Lanyi 

1909.     Gr.-S".      VIl,  758  Seiten.     Preis  M.   15. — 

Kosmopolitismus  ^^IX'd^fch'V'" 

Von  Sigurd  Törnudd 
1909.  8^  18  Bogen  Umfang.  Preis  M.  5.40 
Die  schwedische  und  finnische  Ausgabe  waren  nach  kurzer  Zeit 
vergriffen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  das  höchst  originelle 
Werk  sich  in  Deutschland  einen  großen  Leserkreis  erobern  wird,  da 
man  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  dieser  Frage  bei  uns  großes 
Interesse  entgegenbringt.  Das  Buch  ist  in  seiner  Anlage  und  Durch- 
führung einzig  dastehend.  Auf  folgende  Kapitel  sei  beson- 
ders hingewiesen! 

Individuum  und  Gesellschaf  t        Der  Freihandel         Die  Klassenbildung 
Religion  uud  Moral  ]    Das  Erbrecht        1    Staat  und  Regierung 

Arbeit  und  Wohltätigkeit       j    Das  Geldwesen      j    Die  Rassen 
Erziehung  und  Schule  |    Der  Staatsbau       1    Die  Besteuerung 

Albert  Schaeffle 
und  seine  theoretisch-national-ökonomischen  Lehren 

Eine  nationalökonomische  Studie 

Von    Dr.    Eugenie  Fabian-Sagal 

1910.       175  Seiten  8».       M.  3.30;  geb.  M.  4.20 

Die  Konsumtion  der  wichtigsten  Kulturländer 

in  den  letzten  Jahrzehnten 

Statistisch- volkswiitschaftliche    Studie.      Von    Kurt   Apelt 

245   Seiten.      M.  3.60 

L'expansion  des  banques 
allemiandes    ä    l'etranger 

ses  rapports  avec  le  developpement  economique  de  l'Allemagne 

Von  Dr.  Georg  Diouritch. 

1909.     III,  798  Seiten  Gr.  8".     Preis  M.   10.— 

Revue   Economique  internationale 

Redaktion:    L6on  Hennebicq 
VIII.  Ann6e.     191 1.     Jährlich   12  Hefte.     Preis  M.  45. — 
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Staatsstreich  und  Gegenrevolution  in  der  Türkei 

Von  Dr.  Paul  Parkas 
1909.     8°.      110  Seiten.      Preis  M.  2. — 

Der  Panamakanal 
in  der  Politik  der  Vereinigten  Staaten 

Eine  völkerrechtliche  Studie  von  Dr.  jur.  et.  rer.  pol.  P.  Müller-Heymer 
1909.     8**.     54    Seiten.      Preis  ^I.  1.20 

Verschollenheit  und  Todeserklärung 

nach    deutschem   und    ungarischem    Rechte    unter    besonderer    Berück- 

sichtigTing   der    Entwürfe    eines    ungarischen    allgemeinen    bürgerlichen 

Gesetzbuches  und  einer  ungarischen  Zivilprozeßordnung,  dargestellt  von 

Dr.  Elemer  Balog,  Landes-  und  Wechselgerichtsadvokat. 

Gr.  8^.     1908.    212  Seiten.    Preis  M.  5.60 

Die   Bestimmungen    über  Verschollenheit  und 
Todeserklärung 

im  Code    Civil,    im   Pr.    Allgemeinen    Landrecht   und    im 

Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 

Vergleichende  Darstellung  von  A.  Dressel 

Gn-S**.      1908.      212   Seiten.      Preis    M.    3.— 

Principes  de  Droit  Maritime  Compare 

avec  un  commentaire  de  la  loi  maritime  beige  et  un  Appendice  contenant 
la  loi  sur  les  Lettres  de  Mer  du 20  sept.  1903.  Par  Leon  Hennebicq  avocat 
ä  la  cour  d'appel  de  Bruxelles,  professeur  ä  l'universite  nouvelle.    Lex.  8®. 

1.  Partie:     Le  Navire,  Preface  par  Edmond  Picard.     VIII,  LXX,  567  p. 

1904.     M.   12. — . 

2.  Partie:      L'Armement.       Le     droit    general    des    armements.      Le 

patrimoine   de   mers   et  les  armements  speciaux.     2  vols. 
VIII,  455  et  XI,  468  p,     1910.     M.  20. — 

Das  Meer  und  das  Recht 

Nach   einem   im   Kgl,   Institut  für  Meereskunde  zu   Berlin  gehaltenen 
Vortrag  von  Regierungsrat  J.  Neuberg. 
191 1.    8".    51  Seiten.    Preis  M.  1.20 

Luftzollrecht 

Von  Regierungsrat  Dr.  Viktor  Würth 
191 1.     8".      77   Seiten.      Preis   M.    1.80 
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Auswärtiger  Handel  im  Jahre  1910 

Bearbeitet  im  Kaiserlichen  Statistischen  Amte 

Der  Verkehr  mit  den  einzelnen  Ländern  im   Jahre  I9I0  unter 
Vergleichung  mit  den  beiden  Vorjahren 

Statistik  des  Deutschen  Reichs  Band  242,  IX 

Schweden-Norwegen 

I9II.     40.     46  Seiten.     Preis  M.  0.80 

Esquisse  du  droit  penal  actuel 
dans  les  Pays-Bas  et  ä  l'Etranger 

par  O.  Q.  van  Swinderen 
Tome  I— VIT     4».     Preis  M.  148.— 

Einzeln  Bd.  1  M.  16.-;   Bd.  II— IV  je  M.  20.—;   Bd.  V— VII  je  M.  24.- 

Die  soziale  Kategorie  in  der 
Volkswirtschaftslehre 

Von  Rudolf  Stolzmann,  Kaiserl.  Geheimen  Regierungsrat 

L  Grundlegender  und  kritischer  Teil 

Gr.  8".    VIII,  426  Seiten     Preis  M.   10.— 

Der  Zw^eck  in  der  Volks- 
wirtschaft 

Die  Volkswirtschaft  als  sozialethisches  Zweckgebilde. 

Versuch  einer  sozialorgan.   Begründung  der  Volkswirtschaftslehre. 

Von  Rudolf  Stolzmann,  Kaiserl.  Geheimen  Regierungsrat. 

1909.      Gr.   8°.      XXIV  u.  779  Seiten.      Preis  M.    16.—,  geb.   M.    18.— 

Soziale  Praxis  1909  Nr.  25: 

„Das  Werk  ist  trotz  seines  streng  wissenschaftHchen  Inhalts  für 
die  Praxis  geschrieben;  dies  freilich  nicht  im  Sinne  einer  politischen 
Rezeptsammlung,  sondern  in  dem  Bestreben,  der  heutigen  Zersplitterung 
des  sozialpolitischen  Wollens  das  feste  Fundament  einer  einheitlichen 
und  befruchtenden  Lebensanschauung  entgegenzusetzen.  Dies  Funda- 
ment erblickt  der  Verfasser  in  der  Ethik:  die  ganze  Volkswirtschaft 
ist  ihm  ein  Zweckgebilde,  in  dem  sich  die  Ethik  der  vergangenen  Zeilen 
verkörpert  hat  und  deshalb  als  Menschenwerk  bestimmt  ist,  auch  von 
den  Menschen  wieder  nach  dem  Stande  ihrer  sittlichen  Einsicht  fort- 
laufend  geändert   und   gebessert   zu   werden 
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Dr.  Carl  Rodbertus  ■  Jagetzow, 
Schriften 

Band  I  Das  Kapital.    Herausg.  von  Ad.  Wagner 

und  Kozak M.  4.— 

,,  II  ZurBeleuchtungdersozialenFragel.  2.  Auf- 
lage.   Herausg.  von  M.  Wirth     .     .     .     .    M.  3.— 

,,  III    Dasselbell.    Herausg.  von  Ad.  Wagner 

und  Kozak M.  4.— 

„  IV   Gesammelte    kleine    Schriften.      Herausg. 

von  M.  Wirth M.  3.— 

Rodbertus' Stellung  zur  sozialen 

Frage 

Von  Dr.   Oscar  Nacht 
1908.   8*'.   92  Seiten.      Preis  M.  2. — 

Die  soziale  Bewegung  in  Frank- 
reich 

(Von  der  Rönierzeit  bis  zur  Revolution) 

Von  Dr.  Eugen  Jäger 

2   Bände,     8^.     Neue  wohlfeile  Ausgabe.     Preis  M.  5. — 

Die  Stellung  der   Sozialisten  zur  Maltus'schen 
Bevölkerungslehre 

Von  Heinrich  Soetbeer 
4°.      117    Seiten.      Preis   M.  3. — 


Die  französische  National- 
ökonomie der  Gegenwart 

Von  August  Bechaux 

Professor  der  Nationalökouoniio  au  üpr  Universität  Lille 

Übersetzt  und   mit  Anmerkungen   versehen 

von  Dr.    G.  Vv^ampach 
Gr.-8°.      VI,    140   Seiten.      Preis   M.    3.— 
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Wegweiser  durch  die  neuere 

Literatur  der  Staats-  und 

Rechtswissenschaften 

Für  die  Praxis  bearbeitet  von  Otto  Mühlbrecht 
Dieser    Katalog    hat    auf    seinem    Spezialgebiet    nicht  seinesgleichen. 
2  Bände,  geb.  in  Halbfranz  M.  58. — ;   billige  Ausgabe  in  Leinen  M.  30. — 

Allgemeine  Bibliographie  der 
Staats-  und  Rechtswissen- 
schaften 

Übersicht  aller  in-  und  ausländischen  Neuigkeiten 

Jährlich   6   Doppelnummern  M.  6. — .      Als  Band  mit  Register   im  Um- 
schlag  Reihe  von    1870-1909  M.  112,50;    1868  und  1869  sind  vergriffen. 
Geheftet  M.   7.— 

Herausgegeben  von  Hermann  Mühlbrecht. 
Begründet  von  Otto  Mühlbrecht. 

Katalog  der  Bibliothek  des 
Reichs-  Justitzamtes  in  Berlin 

Dritte   Ausgabe   CXI,   2277  Seiten.      Gr.-8".    1909. 
M.    25. — ,    in   Ganzleinen    geb.   M.    30. 

Die  rechtswissenschaftliche 

Sektion  des  Babylonischen 

Talmuds 

Herausgegeben  von    Lazarus  Goldschmidt 

nach     der      ersten     zensurfreien     Ausgabe     (Venedig    1520/21)    nebst 

Vorwürfen   aus   Druckwerken   und  Handschriften,  möglichst  sinn-  und 

wortgetreu   übersetzt  und   mit  kurzen    Erläuterungen   versehen. 

Mit  einem  Anhang:  Darstellung  des  Talmudischen  Rechts 

von  Professor  Dr.  Joseph  Kohler 

2   Bände   kartoniert,   Preis    M.    200. — 
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Das  Deutsche  Reich  in  gesundheitlicher 
und  demographischer  Beziehung 

Herausgegeben  vom  Kaiserlichen  Gesundheitsamte  und  vom  Kaiserlichen 

Statistischen  Amte 

Ein  stattlicher  Quartband  (VII,  331  Seiten)  mit  30  meist  farbigen  Tafeln 

und  mehreren  Kartogrammen  Deutschlands 

Preis  gebunden  in  Ganzleinen  12. —  Mk. 


Aus  dem  reichen  Inhalte  dieser  Schrift  heben  wir  besonders  hervor: 
I.  Stand  der  Bevölkerung:  i.  Größe  der  Bevölkerung  im  Reich  land 
in  den  Bundesstaaten.  2.  Wachstum  der  Bevölkerung  auf  dem 
heutigen  Reichsgebiete.  3.  Bevölkerung  in  Stadt  und  Land. 
4.  Geschlecht,  Alter  und  Familienstand, 
II.  Bewegung  der  Bevölkerung:  i.  Eheschließungen,  Geburten, 
Todesfälle,  Wanderungen.  2.  Todesfälle  nach  dem  Alter,  ins- 
besondere unter  den  Säuglingen.  3.  Todesursachen.  4.  Erkrankun- 
gen. 5,  Blinde  und  Taubstumme.  6.  Bekämpfung  einzelner  Krank- 
heiten, a)  Übertragbare  Krankheiten.  Reichs-Seuchengesetz, 
Pest,  Cholera,  Pocken,  Typhus,  Venerische,  Milzbrand  usw. 
b)  Andere  Krankheiten.     Blinddarmentzündung,  Alkoholismus. 

III.  Wasserversorgung  und  Flußverunreinigung. 

IV.  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln,  Genußmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen. Fleisch,  Milch,  Butter,  Käse,  Wein,  Konservierungs- 
mittel. 

'   V.  Verkehr  mit  Heilmitteln  und  Giften.    Geheimmittel,  Mineralwasser, 
künstliche  Süßstoffe. 
VI.  Ärzte,   Zahnärzte,   Tierärzte  und   sonstiges   Heil-   und   Kranken- 
pflegepersonal.    Kurpfuscher,  Apotheker. 
VII,  Heil-  und  Pfleganstalten.      Blinden-  und  Taubstummenanstalten, 

Apotheken. 
VIII.  Berufstätigkeit. 

Berufszählungen,  Gewerbeordnung,  Schutz  der  Arbeiter,  Gewerbe- 
aufsicht,   Sonntagsruhe,    Kinderschutzgesetz,  Arbeiterwohnungen, 
Arbeiterversicherung,  Seeleute. 
IX.  Veterinärwesen. 

Viehstand,  Bekämpfung,  Stand  und  Gang  der  einzelnen  Viehseuchen. 
Ein  weitverstreutes  Material  ist  hier  zum  ersten  Male  der  Allgemein- 
heit in  übersichtlicher  Form  zugänglich  gemacht  worden.  Das  Werk 
zeigt,  was  das  Deutsche  Reich  seit  seiner  Wiedererstehung  auf  dem 
Gebiete  der  Hygiene  und  der  Demographie  geschaffen  hat  und  wie  seine 
Verhältnisse  auf  diesen  Gebieten  sich  gegenwärtig  gestalten.  Auch 
die  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Werke  ent- 
halten. Von  den  zahlreichen  lobenden  Besprechungen  der  Presse  nur 
folgende  zur  Probe:  Die  Münchener  „Allgemeine  Zeitung"  überschreibt 
ihren  Artikel: 

,,Ein  goldenes  Buch  des  Deutschen   Reichs" 

und  nennt  es  femer  „ein  Buch,  das  fortan  zu  den  Standardwerken  des 
Volkswirtschaftlers  gehören  wird." 
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System 
der  Welthandelslehre 

Ein    Lehr-   und   Handbuch 
des  internationalen  Handels 


Dr.  Josef  Heilauer 

ordentl.  Professor  a.  d.  Exportakademie  d.  k.  k.  österr.  Handelsmuseums 
Professor  a.  d.  k.  u.  k.  Konsularakademie 

Band  I:    Allgemeine  Welthandelslehre.     I.  Teil 
19H.     Gr.  80.    XVI,  482  Seiten.    Preis  M.  10.—. 


T>  ie  Welthandelslehre,  die  in  dem  Buch  zu  systematischer  Darstellung 
^-^  kommt,  bedeutet  eine  wissenschaftliche  Weiterentwicklung  der  von 
R.  Sonndorfer  gegründeten  und  in  seiner  „Technik  des  Welthandels" 
niedergelegten  internationalen  Handelsurkunde.  Den  Gegenstand  der 
Behandlung  bildet  der  internationale  Warenhandel  als  privatwirtschaft- 
liche Tätigkeit.  Es  wird  dargelegt,  welche  Einrichtungen  und  Verhältnisse 
die  kaufmännische  Tätigkeit,  die  den  Welthandel  bildet,  beeinflussen 
und  von  ihr  benützt  zu  werden  vermögen,  auf  Grund  welcher  kommer- 
ziellen Organisation  imd  kommerziellen  Technik  sich  diese  Tätigkeit 
abspielt.  Dabei  bleiben  jfedoch  Organisation  und  Technik  des  inneren 
Handelsbetriebes  als  Gegenstand  besonderer  kaufmännischer  Disziplinen 
unberücksichtigt. 

Das  Buch,  das  aus  dem  Unterrichte  an  einer  kommerziellen  Hoch- 
schule und  an  einer  Hochschule  zur  Heranbildung  von  Konsularbeamten 
hervorgegangen  ist,  soll  ein  Lehr-  und  Handbuch  sein  in  erster  Linie 
für  Handelshochschulen,  sowie  für  alle,  die  sich  ein  gründliches  Wissen 
über  den  Warenhandel  und  speziell  den  internationalen  erwerben  wollen. 
Es  wird  sich  eignen  als  Nachschlagebuch  zur  Information  über  einzelne 
Fragen  und  dürfte  als  solches  insbesondere  willkommen  sein  öffent- 
lichen Beamten,  die  sich  mit  dem  Handel  zu  befassen  haben,  wie  Ver- 
waltungsbeamten, Konsularbeamten,  Beamten  von  Korporationen  zur 
Förderung  und  Interessenvertretimg  des  Handels  usw.,  Volkswirten  jeder 
Art  und  Juristen.  Es  wird  ein  Hilfsbuch  sein  für  staatswirtschafUiche 
und  juristische  Seminare.  Nicht  zuletzt  darf  es  aber  als  kommerziell- 
wissenschaftliches Werk  wohl  erwarten,  in  den  Kreisen  der  Kaufmann- 
schaft Aufnahme  zu  finden. 

A,  E.  FISCHER,  Buch-  und  Kunstdruckerei,  GERA-R. 
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